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I. Begründung und Einrichtung des 
Bundesstaates. 


1. Errichtung und Konstituierung, 1847—1848. 


a) Die Errichtung des Bundesstaates. 


Am 20. Juli 1847 erklärte die Tagsatzung auf Antrag Berns 
den Sonderbund der ultramontanen Kantone (Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis), weil mit den Bestimmungen 
des Bundesvertrages unvereinbar, als aufgelöst !), und am 16. August 
1847 wird von ihr die Revision des Bundesvertrages beschlossen 
und eine Kommission zur Ausarbeitung von Gutachten und An- 
trägen bestellt, mit der Maßgabe, daß in dieser Kommission sämt- 
liche Kantone, die zu einer Revision die Hand bieten, vertreten 
sein sollen?). Der erstere Beschluß wurde gerade mit der für 
einen Tagsatzungsbeschluß nötigen Zwölfstimmenmehrheit gefaßt, 
nämlich mit den Stimmen der übrigen Kantone, außer den sieben 
sonderbündlerischen Kantonen, Neuenburg, beiden Appenzell und 
Basel (Basel-Land stimmte zwar dafür, aber Basel-Stadt dagegen, 
und daher zählte die Stimme des Gesamtkantons nicht). Das 
erstemal, als die Auflösung des Sonderbundes beantragt war, im 
August 1846, stimmten dafür erst zehn Kantone; es fehlten damals 
noch Genf und St. Gallen. Infolge radikalpolitischer Umwälzungen 
in diesen beiden Kantonen traten dann auch sie den liberalen 
Standesstimmen bei, zuerst Genf, schließlich St. Gallen — der 
daher sogenannte Schicksalskanton, weil er damit über die Fort- 
entwicklung der Schweiz entschied. Ähnlich verhält es sich mit 
dem am 3. September 1847 auf Antrag Zürichs gefaßten Beschluß 


1) Repertorium der Abschiede von 1814 —1848. I, 464. 
2) Ebenda 387. 
]* 
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betreffend die Ausweisung der Jesuiten !); er konnte vorher auch, 
obschon wiederholt beantragt, in Ermanglung einer dafür stimmenden 
Mehrheit nicht gefaßt werden und kam dann auch gerade mit zwölf 
Stimmen zustande. Der zweite Beschluß betreffend Bestellung der 
Revisionskommission dagegen fand eine Mehrheit von 13 Stimmen, 
weil auch Basel-Stadt sich für die Revision erklärte. 

Beide Beschlüsse bereiteten die Revision vor. Der erstere 
insofern, als der Sonderbund nicht bloß direkt auf Schutz des 
Ultramontanismus und der Jesuiten, sondern auch gegen jede 
Bundesrevision, durch die dieser Schutz bedroht erschien, gerichtet 
war. Es sollte dadurch der Revision freie Bahn gemacht werden, 
dann erst konnte an die Revisionsarbeit gegangen werden, für 
welche durch den zweiten Beschluß einmal die Kommission 
bestellt war. 


l. Der Sonderbundskrieg. Zunächst also galt es die 
Auflösung des Sonderbundes. Da die Sonderbundskantone sich 
dem Auflösungsbeschluß nicht fügten, vielmehr Rüstungen trafen, 
um dessen Vollziehung sich mit Waffengewalt zu widersetzen, er- 
kannte die Tagsatzung am 27. August auf Ausstoßung derjenigen 
Offiziere und Beamten aus dem eidgenössischen Stab, die einem 
der Sonderbundskantone angehörten (es betraf das u. a. die nach- 
herigen Kommandanten der Sonderbundskantone im Sonderbunds- 
krieg: Salis-Soglio von Chur, Elgger von Luzern und Maillardoz 
von Freiburg)?), und vertagte sich am 9. September bis zum 
18. Oktober. Inzwischen sollten die Kantone über das weitere 
Vorgehen in der Sonderbundsfrage Beschluß fassen und ihre Ge- 
sandten an die Tagsatzung danach instruieren. Nach Wieder- 
zusammentritt der 'Tagsatzung am 18. Oktober wurde auf den 
Antrag Zürichs, das in vorzwinglianischer, Waldmannscher Weise 
vermitteln wollte, die Entsendung von eidgenössischen Re- 
präsentanten an die Sonderbundskantone und eine Proklamation 
an diese beschlossen ®); die Repräsentanten aber fanden keinen 
Zutritt, und die Verbreitung der Proklamation wurde verboten. 
Auf die Anzeigen der Kantone Zürich, Bern, Aargau, Waadt von 
Truppenaufgeboten und Bewegungen in den benachbarten Sonder- 
bundskantonen wurde am 20. Oktober eine Pikettstellung eid- 


1) Repertorium der Abschiede von 1814—1848. I, 435. 
2) Ebenda 469. 
3) Ebenda 470. 
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genössischer Truppen angeordnet und am 21. Oktober für den 
Ernstfall Heinrich Dufour von Genf zum General und Friedrich 
Frey-Herose von Aarau zum Generalstabschef ernannt!). Die 
Sonderbundskantone hatten schon vor dem Wiederzusammentritt 
der Kantone ihre Kommandos bestellt: die vier Waldstätte mit Zug 
hatten gemeinsam Salis-Soglio zum Oberbefehlshaber und Franz 
von Elgger zum Generalstabschef gewählt; Freiburg und Wallis 
hatten ihre eigenen Kommandanten, Freiburg Maillardoz und Wallis 
Kalbermatten — eine Spaltung der Führung, die ihr Teil zu der 
raschen Unterwerfung der Souderbundskantone beitrug. Am 
24. Oktober, nachdem unter den kantonalerseits an der Grenze 
gegen die Sonderbundskantone aufgebotenen Truppen da uud 
dort aus Neigung zu den Katholiken. bereits Meutereien aus- 
gebrochen waren, wurde von der Tagsatzung das eidgenössische 
Truppenaufgebot beschlossen, und beschlossen, daß die seitens 
einiger Mehrheitskantone bereits aufgestellten Truppen sofort in 
eidgenössischen Dienst zu treten haben, und am 25. Oktober wurde 
General Dufour in feierlicher Sitzung der Tagsatzung beeidigt. 
Es wurde dann noch über die Interpellation Luzerns wegen dieser 
Truppenaufstellung verhandelt, und als am 29. Oktober der Antrag 
dieses Standes auf Entwaffnung der eidgenössischen Truppen ver- 
worfen wurde, verließen die Gesandtschaften der sieben Sonderbunds- 
stinde den Sitzungssaal und darauf auch die Bundesstadt. Damit 
war der Bruch vollendet. Am 4. November beschloß die 'Tag- 
satzung, den Beschluß über Auflösung des Sonderbundes durch 
Anwendung bewaffneter Macht zu vollziehen. 


Der Feldzug gegen die Sonderbundskantone, der mit diesem 
Tage begann, der daher sogenannte Sonderbundskrieg, führte 
rasch, in 25 Tagen, und fast unblutig zu deren Unterwerfung, 
weil die eine Kriegspartei alle Schwächen zeigte (getrennte und 
geringere Streitkräfte, geteilte und dazu minder fähige und 
schwankende Führung), die andere dagegen außer dem Nachteil 
der äußeren Linie, jeden Vorteil für sich hatte (Zusammenhang 
und Überzahl der Truppen, einheitliche und sichere Leitung) und 
den Krieg auch, eingedenk seines Charakters und Zweckes, mög- 
lichst human führte. Lage und Verlauf des Krieges waren kurz 
folgende. Das Gebiet der Sonderbundspartei bestand außer aus 
dem kompakten Hauptgebiete der Innerschweiz aus den Kantonen 
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Freiburg und Wallis, von denen der erstere ganz isoliert, von 
Bern und Waadt umschlossen, und der zweite nur durch den hohen 
Furkapal5 mit dem Hauptgebiete zusammenhing. Auf der äußeren 
Linie um dieses Gebiet herum lag die eidgenössische Partei, und 
ihre Truppen wurden in einem Halbkreis vom Ausgang des Wallis 
bis an die nordöstliche Grenze von Schwyz bei Uznach aufgestellt. 
Im Kriegsrat des Sonderbundes schwankte man zwischen Angriff 
und Verteidigung, und auch über den Angriff war man nicht einig. 
Nach der einen Meinung sollte rasch in den Kanton Aargau ein- 
gefallen und damit, wie in den Vilmergerkriegen, ein Keil zwischen 
die Gegner getrieben werden; die andere Öffensivpartei wollte 
konzentrisch von Luzern, Freiburg und Wallis aus auf Bern, den 
Hauptgegner, losziehen. Schließlich blieb.es nach der Meinung 
des Öberbefehlshabers bei der Defensive, obschon sie einem 
Fundamentalsatz der Strategie, daß die Ausgleichung des Nach- 
teiles der Minderzahl im Angriff zu suchen sei, widersprach. Dafür 
säumte die eidgenössische Partei nicht, wie es auch in ihrer Auf- 
gabe lag, zur Offensive überzugehen, um die Unterwerfung der 
renitenten Kantone unter den eidgenössischen Willen zu erzwingen. 
Zunächst wurde mit den westlichen Divisionen Freiburg, um es 
einerseits vom Wallis abzuschneiden und andererseits Bern 
zu decken, umstellt und zur Kapitulation gezwungen (14. No- 
vember). Dann ging es mit den gesamten Kräften gegen Luzern, den 
Mittelpunkt der Stellung der feindlichen Hauptmacht, von dem 
aus Truppen links und rechts bis an die Emme und Reuß vor- 
geschoben waren. Und zwar sollte der Hauptangriff gegen die 
Reulö vom Zugersee her erfolgen, um Schwyz von Luzern zu 
trennen. Als zu diesem Zwecke eidgenössische Truppen von 
Knonau her anrückten, ergab sich auch Zug (Kapitulation vom 
21.22. November). Hinter Zug kam es dann zu den Haupttreffen 
des ganzen Krieges, bei Gisikon (offiziell, auch Gisliken) und 
Meierskappel (23. November), die von den eidgenössischen Truppen 
genommen wurden, so daß ihnen der Weg nach Luzern offen- 
stand, während auch von Norden und Westen her die eidgenössischen 
Truppen heranrückten. Am 24. November wurde Luzern besetzt. 
Darauf gaben auch die drei Waldstätte den Widerstand auf. Wallis 
stand nun allein und ergab sich daher ohne Gegenwehr am 
29. November 1847. Die Kapitulation von Wallis war der Schluß 
des Sonderbundskrieges. 

Beim Wiedereintritt in die inzwischen fortgesetzte 'Tag- 
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satzung drückt die Gesandtschaft des Standes Unterwalden 
am 23. Oktober 1847 für beide Iuandesteile „Freude und 
Dank“ aus wegen der ihr gewährten guten Aufnahme, sowie 
die Hoffnung, die getreuen Bundesbrüder werden bereitwillig ihren 
ältesten Bundesbrüdern die Hand der Versöhnung darreichen und 
über das Geschehene den Mantel der Liebe decken; sie erklärte, 
das Volk von Unterwalden wolle kein Sonderbündler mehr sein, und 
gibt am 24. Oktober die Erklärung ab, der Stand Unterwalden be- 
trachte die Jesuitenfrage durch die Ereignisse der jüngsten Zeit 
als faktisch erledigt und er für sich unterziehe sich in Hinsicht 
der obwaltenden Umstände dem bezüglichen Beschlusse der 'Tag- 
satzung vom 3. September!). Ähnliche Erklärungen gaben auch 
die übrigen früheren Sonderbundskantone ab. Es folgten dann 
die Verhandlungen über Fragen und Anstände, die sich aus dem 
Sonderbundskriege ergaben, und von denen folgende die er- 
heblichsten sind: 1. Die erste Frage betraf die Kosten des eid- 
genössischen Feldzuges gegen die Sonderbundskantone. Am 
2. Dezember 1847 beschloß die Tagsatzung (wieder mit den zwölf 
Stimmen; Basel-Stadt beantragte von vornherein Nachlaß): den 
Sonderbundskantonen seien alle Kosten auferlegt, welche der Eid- 
genossenschaft (also abgesehen von den besonderen Kosten der 
Mehrheitskantone) erwachsen, unter Vorbehalt des Rückgriffes 
gegen die Schuldigen (Kleine und Große Räte); für diese Kosten 
haften sie der Eidgenossenschaft solidarisch, unter sich aber tragen 
sie dieselben nach dem Verhältniß der eidgenössischen Geld- 
skala; bis zur Bezahlung daure die militärische Besetzung dieser 
Kantone fort. Die Kosten setzten sich zusammen aus einer Haupt- 
forderung von rund 5500000 Fr. alte Währung (für den Krieg 
selbst) und einer Nachtragsforderung von 653000 Fr. (für 
Okkupation usw.), betrugen also zusammen etwa 6150000 Fr. 
Schon am 25. Januar 1848 war Freiburg um Nachlaß der 
Okkupationskosten zu seinem Teil eingekommen, damit aber ab- 
gewiesen worden. Später wiederholten sich die Nachlaßgesuche 
von der einen und anderen Seite mit nicht besserem Erfolg, 
bis eine neue Petition im Jahre 1852, nachdem an die vier 
Millionen abbezahlt worden waren, bei der Bundesversammlung 
Erhörung fand und diese beschloß, den Rest der Schuld 
(ca. 2200000 Kapitalschuld) zu erlassen. Damit war endlich 
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die erste Frage erledigt; es folgte dann nur noch die General- 
abrechnung!).— 2. Die Strafkontributionen der Kantone Neuen- 
burg und Inner-Rhoden. Diese beiden Kantone hatten sich trotz 
Aufforderung der 'Tagsatzung von den militärischen Maßnahmen 
der Eidgenossenschaft gegen den Sonderbund ferngehalten; auch 
Basel-Stadt hatte sich zwar seiner Stimmgabe gegen Auflösung des 
Sonderbundes gemäß bedacht, dann aber sich doch dem Aufgebot 
gefügt. Gegen die beiden Kantone waren daher von der Tag- 
satzung schon am 2. Dezember, als den Sonderbundskantonen die 
Kosten des Krieges auferlegt wurden, besondere Maßnahmen vor- 
behalten worden, und am 11. Dezember wurden sie dann „ 
Sühne der Nichterfüllung ihrer Bundespflichten“, Neuenburg zu 
300000, Inner-Rhoden zu 30000 Fr. Strafgeld verfällt, das zur 
Gründung eines Pensionsfonds für schweizerische Wehrmänner und 
deren Witwen und Waisen verwendet wurde ?). — 3. Einmischung 
des Auslandes. Die Mächte, außer England, hatten sich schon 
vor Ausbruch des Sonderbundskrieges in den Streit gemischt, 
und zwar zugunsten des Sonderbundes und gegen die Zwölfer- 
kantone. Aber nur vereinzelt. Sardinien lieferte Waffen, Öster- 
reich lieh Geld an den Sonderbund, und Frankreich nahm eine 
drohende Haltung gegen den Vorort an. Zu einer offiziellen und 
gemeinschaftlichen Intervention kam es nicht. England verlegte 
sich darauf, diese hinauszuschieben und inzwischen durch seinen 
Gesandten in Bern (Robert Peel, Sohn des berühmten englischen 
Staatsmannes gleichen Namens) die Tagsatzung zu bestimmen, 
die Zeit zu benutzen zum Losschlagen gegen den Sonderbund. 
In den Sonderbundskrieg selbst einzugreifen, wie es namentlich 
Österreich im Sinn hatte durch Stellung des Oberfeldherrn für 
den Sonderbund (in der Person des Fürsten Schwarzenberg, Neffe 
des Oberfeldherrn gleichen Namens im Befreiungskriege gegen 
Napoleon I.) und von Kanonieren, dazu fanden die Mächte keine 
Gelegenheit; denn der Krieg war, kaum begonnen, schon be- 
endigt. Nach dem Kriege nun aber liefen die Noten ein®). Zu- 
nächst eine Depesche des Königs von Preußen vom 26. November 
1847, worin die neutrale Haltung seines Fürstentums Neuenburg 


zur 
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in Schutz genommen und jede Maßnahme gegen das Fürstentum 
zum voraus als ein Akt der Feindseligkeit gegen Preußen erklärt 
wird. Diese Note wird nach Antrag Jonas Furrers leicht wider- 
legt durch Hinweis auf die Vereinigungsakte Neuenburgs mit der 
Eidgenossenschaft vom 6. April 1815, Art. 1, wonach der Fürst 
von Neuenburg von jeder Einwirkung auf das Verhältnis Neuen- 
burgs zur Eidgenossenschaft ausgeschlossen ist. Dann folgen drei 
wesentlich übereinstimmende Noten von Frankreich, Österreich 
und Preußen vom 30. November 1847, worin die Vermittlung 
der fünf Großmächte angeboten wird, um Frieden und Eintracht 
unter den schweizerischen Kantonen wiederherzustellen. Die Ant- 
wort (nach Antrag Druey) lautet gewissermaßen spöttisch dahin: 
die Tatsache, welche die Noten voraussetzen, nämlich ein Bürger- 
krieg zwischen der Eidgenossenschaft und einzelnen Kantonen, 
bestehe dermalen gar nicht mehr, und übrigens habe es sich nie 
um eine solche Tatsache gehandelt, sondern lediglich um die Voll- 
ziehung loyal gefaßter 'Tagsatzungsbeschlüsse, und zwar um Be- 
schlüsse über rein innere Angelegenheiten, deren Ordnung und 
Festsetzung lediglich Sache der Tagsatzung sei. Eine andere Stellung 
nahm wieder wie vor dem Kriege England ein. Der englische 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Lord Palmerston, ließ 
durch eine besondere Gesandtschaft (Stratford Canning, Vetter des 
berühmten englischen Staatsmannes der zwanziger Jahre, George 
Canning, und selbst ein ausgezeichneter Diplomat) der Schweiz 
zu der durch den Sonderbundskrieg errungenen äußeren Un- 
abhängigkeit und inneren Wohlfahrt gratulieren. Hinter den Mächten 
fand auch der päpstliche Nuntius den Mut, mit Note vom 27. De- 
zember 1847 Klage zu erheben über die Beschlüsse „provisorischer 
Regierungen“, durch welche gegen die Einsprache der Bischöfe 
religiöse Korporationen und andere fromme Institute (Klöster und 
Jesuiten) aufgehoben wurden. Die Tagsatzung aber beschließt, 
auf die Beratung dieser Note nicht einzutreten, um so weniger, 
als der Nuntius die Sonderbundskantone aufgehetzt habe — viel- 
mehr wird die Frage erörtert, ob die Schweiz fürder noch eine 
Nuntiatur dulden solle. Zuletzt kam noch eine Kollektivnote 
von Frankreich, Österreich und Preußen vom 18. Januar 1848 (aus 
Neuenburg), durch welche nun nicht mehr wegen des Sonderbunds- 
krieges, sondern hauptsächlich gegen die in Aussicht stehende 
Bundesrevision protestiert wird: es sei laut den Wiener Ver- 
trägen keine Veränderung der Bundesakte gültig ohne einstimmige 
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Genehmigung aller Kantone, und wenn die Veränderung dennoch 
vorgenommen werde, würden die Mächte die übernommene Garantie 
der Schweiz suspendieren. Diese letzte und schwerste Note wurde 
aber so mutig und gründlich beantwortet, daß auch sie ohne 
weitere Folgen blieb. Die Antwort (Antrag Furrer) wies vor 
allem die Anmaßung eines Protektorates, einer Bevormundung der 
Mächte über die Schweiz, zurück; dann wurde an Hand der Wiener 
Kongreßakte nachgewiesen, daß die Wiener Kongreßerklärung 
keine Beschränkung einer künftigen selbständigen Entwicklung 
der Bundesorganisation enthalte, dal die Mächte selbst zur Zeit 
der Wiener Kongreßverhandlungen keineswegs beabsichtigt hätten, 
der Eidgenossenschaft jene Beschränkung des inneren Bundes- 
lebens aufzuerlegen, welche die Kollektivnote geltendmachen wolle, 
daß auch die der Schweiz zugesicherte Neutralität nie an gewisse 
Formen der Bundeseinrichtung geknüpft worden sei — dalö dem- 
nach die Frage der Bundesrevision außer den Bereich der 
diplomatischen Erörterungen zwischen der Schweiz und den Groß- 
mächten falle. Und diese Antwort ist bemerkenswerterweise von 
19 Ständen, auch den meisten Sonderbundskantonen, beschlossen 
worden; auch die drei übrigen Stände, Neuenburg, Wallis und 
Appenzell A.-Rh. und I.-Rh., widersetzten sich nicht, sondern 
behielten sich nur den Entschluß vor. — 4. Der Landes- oder 
Hochverratsprozeß gegen Angehörige der Sonderbundskantone). 
Es kamen drei gegen die Eidgenossenschaft gerichtete Straffälle 
in Betracht. Vor allem die Anrufung des Auslandes seiten 
des Sonderbundes im Sonderbundskrieg, sodann die miß- 
bräuchliche Verwendung der in Luzern deponierten eid- 
genössischen Kriegskasse?) für die Bedürfnisse des Sonder- 
bundes, und drittens die Anstiftung und Mitwirkung beim 
Abschluß des Sonderbundes.. Auf Antrag Berns wurde nun 
von der Tagsatzung am 4. Februar 1848 beschlossen, der Kanton 


1) Repertorium I, 501f., Geschäftsber. des Bundesrates pro 1849, 
S. 118f., B. B. 1856 II, 293; 1861 II, 739. 


2) Die sämtlichen eidgenössischen Kriegsfonds waren nämlich von 
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worden, die dafür der Eidgenossenschaft verantwortlich waren; vgl. die 
allgemeine Verordnung über die eidgenössischen Kriegsfonds vom 
13. August 1&35, Art. 20 und 21: Snell I, 385, und meinen kommentar 
zur Bundesverfassung 326. 
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Luzern habe als Sitz des sonderbündlerischen Hauptquartieres 
eine gerichtliche Untersuchung gegen den Kriegsrat des Sonder- 
bundes wegen des durch Anrufung der bewaffneten Inter- 
vention des Auslandes begangenen Landesverrates einzuleiten. 
Den sämtlichen Kantonen des Sonderbundes sei dagegen zu 
empfehlen, für Anstiftung und Mitwirkung bei Abschluß des Sonder- 
bundes Amnestie zu erteilen. Betreffend die Veruntreuung des 
eidgenössischen Kriegsdepots in Luzern, so bleibe es dem Kanton 
Luzern überlassen, die Schuldigen zu belangen; der Kanton sei 
für das Kriegsdepot verantwortlich. Es verblieb also als Gegen- 
stand von fortdauerndem und allgemein eidgenössischem Interesse 
nur der Landesverrats- oder Hochverratsprozeß (Hochverrat gegen 
die Eidgenossenschaft). Die bezügliche Untersuchung wurde von 
Luzern einem Aargauer Oberrichter übertragen und ihm als Sekretär 
Fürsprech Welti von Zurzach, der nachmalige Bundesrat, bei- 
gegeben. Schon am 12. September 1848 beantragte Schwyz die 
Niederschlagung des Prozesses, blieb aber mit Uri und Unter- 
walden in Minderheit. Der Prozeß zog sich dann hin, bis im 
Jahre 1856 vom gewesenen Sonderbundspräsidenten Siegwart-Müller 
(seiner Zeit Schultheiß von Luzern), selbst der Hauptangeklagte, 
welcher der Verurteilung in Luzern nur durch seine Entweichung 
nach Uri entgangen war, aufs neue beim Bund um Niederschlagung 
des Prozesses petitioniert wurde; die Bundesversammlung aber 
fand sich ihrerseits, weil die Sache den Kanton Luzern angehe, 
zu keinem Beschluß veranlaßt (14. Juli 1856). Kurz darauf 
(6. Dezember 1856) hob der Große Rat des Kantons Luzern die 
Strafverfolgung gegen die Mitglieder des ehemaligen Kriegsrates 
des Sonderbundes, mit Ausnahme der Person von Siegwart-Müller, 
auf, und als dann für die Niederschlagung des ganzen Prozesses, 
also auch zugunsten Siegwarts, die Bundesversammlung abermals 
angegangen wurde (Motion Segesser), lehnte sie es wieder ab, 
sich in die Sache einzumischen (9. Juli 1861). So ging der ganze 
Prozeß dahin aus, dal einzig das Oberhaupt des Sonderbundes, 
Siegwart-Müller, in Anklagezustand verblieb, aber auch er nicht 
zur Bestrafung gezogen wurde. 

32. DieBundesrevision!). Die noch vor dem Sonderbunds- 
krieg von der Tagsatzung bestellte Revisionskommission begann 
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am 17. Februar 1848 ihre Arbeit, nachdem infolge Auflösung des 
Sonderbundes alle dissentierenden Stände sich zur Vertretung in 
der Kommission herbeigelassen hatten, außer Neuenburg und 
I.-Rhoden, die dann aber an den Beratungen der Tagsatzung teil- 
nahmen. Zu Redaktoren der Kommission wurden Dr. Kern aus 
dem Kanton Thurgau, der nachmalige schweizerische Gesandte in 
Paris, und der waadtländische Staatsrat Druey, Mitglieder der 
Kommission, bestellt und zum Protokollführer Schieß, früher Rats- 
schreiber von A.-Rhoden, der am 8. Februar 1848 vom eidgenössischen 
Staatsschreiber (Vizekanzler) zum Kanzler der Eidgenossenschaft 
an Stelle des wegen des Sonderbundskrieges zurückgetretenen 
Luzerner Amrhyn befördert worden war. Am 8. April 1848 
beendigte die Kommission ihre Beratungen, aus denen ein von 
den Redaktoren redigierter Entwurf einer neuen Bundesverfassung 
der Eidgenossenschaft hervorging!), der noch am gleichen Tage 
den Kantonen zur Instruktion ihrer Gesandten an die nächste 
Tagsatzung mitgeteilt wurde. Ende April folgte der „be- 
leuchtende Bericht“ darüber, mit dem die Redaktoren beauftragt 
worden waren. 


Nun kam die Tagsatzung zum Wort, die am 15. Mai 1848 
zusammentrat. Ein Antrag von Bern und Genf, die Revision des 
Bundesvertrages einem eidgenössischen Verfassungsrat zu über- 
geben, wurde abgelehnt und von der Tagsatzung selbst zu über- 
nehmen beschlossen. Als Redaktoren des von der Tagsatzung 
zu beschließenden Entwurfes wurden wieder Kern und Druey be- 
stell. In Beratung gezogen wurde zu allererst der zweite Ab- 
schnitt des Entwurfes: Bundesbehörden, Tit. I. Bundesversammlung, 
speziell das Repräsentationsverhältnis. Dem von der Revisions- 
kommission vorgeschlagenen Zweikammersystem mit Nationalrat 
und Ständerat werden zwei andere Systeme entgegengestellt: das 
bisherige Repräsentationssystem als Vertretung nur der Kantone, 
also nach Art der Tagsatzung, so namentlich von den drei Wald- 
stätten und Appenzell, und das Einkammersystem, einzig mit 
einem Nationalrat ohne Ständerat. Das letztere System wird aber 
wieder in verschiedenen Formen vorgeschlagen: einfach als Volks- 
vertretung (Zürich, Aargau, Bern), oder als Volksvertretung mit 
einem Zuschlag für die Kantone als solche im Verhältnis ihrer 
Größe von 2—6 Mitgliedern für den Kanton (Glarus, Graubünden, 
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Thurgau), oder Volks- und Ständevertretung, aber in einer Kammer, 
wobei dem Kanton nach die Ganzkantone mit zwei, die Halb- 
kantone mit einem Abgeordneten vertreten wären, also wie heute 
im Ständerat. Schließlich aber siegte der Vorschlag der Revisions- 
kommission und damit das Zweikammersystem mit Nationalrat 
und Ständerat in seiner heutigen Gestalt, und zwar mit 16 Standes- 
stimmen gegen die Stimmen der Kantone Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Appenzell, Aargau und Tessin. 

Nach der Abstimmung über die Hauptfrage der Repräsentation 
wurde am 17. Mai mit $ 1 des Entwurfes begonnen und der 
Entwurf im übrigen der Reihenfolge der Abschnitte und Artikel 
nach bis zum 10. Juni durchberaten. Dabei sind aber die Artikel 18f., 
betreffend Militär-, Zoll- und Postweßen, die sogenannten materiellen 
Fragen, auf den Antrag Berns herausgehoben und in besonderen 
Sitzungen vom 13.—23. Juni behandelt worden. 

Nachdem dann vom 24.—27. Juni eine zweite Beratung des 
Bundesentwurfes, namentlich zum Zwecke der Übereinstimmung 
der Artikel des Entwurfes mit den in der Toagsatzung vor- 
genommenen Abänderungen, stattgefunden hatte, wurde am letzten 
Tage zur Abstimmung geschritten. Für den von der Revisions- 
kommission vorgelegten und von der Tagsatzung beratenen Ent- 
wurf stimmten 13 Stände: Zürich, Luzern, Glarus, Zug, Freiburg, 
Solothurn, Schaffhausen, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thur- 
gau, Wallis, Genf nebst Basel-Land. Von den übrigen Ge- 
sandtschaften behielten Basel-Stadt, Appenzell A.-Rhoden, Tessin, 
Waadt und Neuenburg die Stimme ihren Ständen vor; Uri, Schwyz, 
Unterwalden und Appenzell I.-Rh. dagegen verwarfen, ebenso Bern. 
Jene kleinen Kantone verwarfen wegen des Nationalrates, deshalb, 
weil sie nur bei einer reinen Kantonsvertretung den Großen im 
Bund gleichstanden und von einer Vertretung nach der Volkszahl 
ihre Majorisierung befürchteten — Bern umgekehrt wegen des 
Ständerates, weil ihm der Nationalrat für sich allein das Über- 
gewicht über die anderen verschafft hätte; aber gerade deswegen 
stimmten von den übrigen kleinen Kantonen die liberalen für 
den Entwurf — sie fürchteten das Übergewicht Berns. 

Laut dem Entwurf selbst mußte er noch den Kantonen zur 
Abstimmung vorgelegt werden. Als Termin, bis zu dem die Kan- 
tone sich über Annahme oder Verwerfung der neuen Verfassung 
auszusprechen hatten, bestimmte die Tagsatzung den 1. September. 
Nachdem sodann die Resultate der Abstimmungen in den Kantonen 
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eingegangen waren, erklärte die Tagsatzung am 12. September 1847 
die Bundesverfassung als angenommen mit Rücksicht darauf, daß 
sie von der überwiegenden Mehrheit nicht nur der Kantone 
(15!/a Ständen gegen 6!/e), sondern auch der Bevölkerung 
(1897887 Seelen gegen 292371) angenommen worden war!). 
Angenommen hatten: Zürich, Bern, Luzern, Solothurn, Basel-Stadt, 
Basel-Land, Schaffhausen, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Waadt, 
Neuenburg, Genf, Glarus und Appenzell A.-Rhoden, Freiburg und 
Graubünden; Freiburg gemäß der dortigen Verfassung durch 
den Großen Rat, ohne Volksabstimmung, während alle anderen 
Kantone durch das Volk, und Graubünden zwar auch durch 
das Volk, aber nach dem dort für Volksabstimmung bis zur Ver- 
fassung von 1852 geltenden System des föderativen Referendums, 
wonach die Stimmen nach Gemeinden abgegeben wurden. Ver- 
worfen hatten wieder die drei Waldstätte und I.-Rhoden, aber auch 
Zug, Tessin und Wallis. Die Verfassung wurde von eben dem 
12. September, dem 'Tage ihrer Annahmeerklärung durch die Tag- 
satzung, datiert. 


bp) Die Konstituierung des Bundes. 


Mit der Annahme der Bundesverfassung war der neue Bund 
in Form des Bundesstaates errichtet. Es handelt sich nun darum, 
ihm einen lebensfähigen Körper zu verleihen, das heißt um seine 
Konstituierung. Dazu gehörte einerseits die Einsetzung der Be- 
hörden und andererseits die Anweisung des Bundessitzes. 

1. Die Bundesbehörden. Zunächst war die Bundes- 
versammlung, Nationalrat und Ständerat, zu wählen. Dafür traf 
noch ein Beschluß der Tagsatzung vom 14. September 1848 die 
näheren Anordnungen auf Grund der neuen Bundesverfassung ?). 
Das weitere war dann, nachdem die Bundesversammlung einmal 
gewählt war, Sache dieser und der anderen von ihr gewählten Be- 
hörden. Dieser Tagsatzungsbeschluß ordnete diejenigen Punkte 
des Wahlgeschäftes bis zur Konstituierung der neuen Behörde, 
die durch die Bundesverfassung selbst nicht bestimmt waren und 
in Ermanglung bezüglicher Bundesgesetze, folgendermaßen: die 
auf jeden Kanton entfallende Zahl der Mitglieder des National- 
rates wurde nach der Volkszählung von 1836 bestimmt, zusammen 
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111 Mitglieder; die Wahlkreise in einem Kanton zu bestimmen, 
war den Kantonen selbst überlassen ; die Wahlen in den Nationalrat 
und in den Ständerat waren in allen Kantonen sofort vorzunehmen ; 
die Eröffnung beider Räte war auf Montag, den 6. November, in 
Bern, dem damaligen Vorort des alten Bundes, festgesetzt. Nach 
Zusammentritt sollten unter Leitung je des ältesten Mitgliedes in 
beiden Räten zuerst die Stimmenzähler ernannt, dann die 
Legitimationsprüfung vorgenommen und schließlich Präsident und 
Vizepräsident in jedem Rat mittels geheimer und absoluter Mehr- 
heit gewählt werden, womit dann jeder Rat konstituiert war und 
danach seine Geschäfte beginnen konnte. Bis der Bundesrat gewählt 
war, sollte die Tagsatzung im Amte bleiben, und ebenso der 
Vorort. Das war der Inhalt des Tagsatzungsbeschlusses. — Am 
2. September 1848 fand die letzte Sitzung der Tagsatzung statt!). 
Am 6. November 1848 trat die Bundesversammlung zum erstenmal 
in Bern zusammen?). Als Alterspräsident fungierten: im National- 
rat alt Landammann Sidler von Zug und im Ständerat Kantons- 
richter Page aus Freiburg. Die Wahlen in beide Räte wurden 
genehmigt, mit Ausnahme der Wahlen von Uri und Unter- 
walden in den National- und Ständerat, weil diese unter Ver- 
wahrung der bisherigen Rechte des Kantons von der Landes- 
gemeinde vorgenommen worden waren; die infolge dieser 
Zurückweisung nachträglich von diesen Kantonen ohne Vorbehalt 
vorgenommenen Neuwahlen wurden dann anerkannt. Die gleich- 
zeitig beanstandeten Wahlen des bernischen Wahlbezirkes Jura 
in den Nationalrat wurden dagegen ohne Neuwahlen genehmigt. 
Der Fall des bernischen Jura war ein gewöhnlicher Wahlrekurs 
(wegen Unregelmäßigkeiten beim Wahlgeschäft). Die Freiburger 
Wahlen dagegen waren deshalb bemerkenswert und darum auch 
Gegenstand des Anstandes, weil zur Wahl nur diejenigen Bürger 
zugelassen worden waren, welche die Bundes- und Kantonal- 
verfassung beschworen hatten, während die Bundesverfassung keinen 
solchen Vorbehalt des Wahlrechtes zum Nationalrat enthielt; der 
Nationalrat aber ging für diesmal über die Eigenmächtigkeit hin- 
weg. — Die von Wallis der dortigen Wahleinrichtung für den 
Großen Rat entsprechend getroffenen Ersatzmännerwahlen dagegen 
wurden, weil der Bundesverfassung fremd, nicht anerkannt°). — 





1) Repertorium I, 7. 
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Nach der Legitimationsprüfung ging es an die Wahl des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten in den beiden Räten. Zu Präsidenten 
wurden zuerst gewählt: im Nationalrat Ochsenbein von Bern, der 
alte Freischarenführer und nachherige Kommandant gegen den 
Sonderbund, und im Ständerat Jonas Furrer von Winterthur, die 
beide aber unmittelbar danach in den Bundesrat gewählt wurden. 
An Stelle Öchsenbeins im Präsidium des Nationalrats trat Dr. Robert 
Steiger, der den von Ochsenbein geführten, sogenannten zweiten 
Freischarenzug gegen Luzern vorbereitet hatte und nach dessen 
Mißlingen eingekerkert worden war, vor dieser ZeitRegierungsrat und 
nun seit dem Sonderbundskriege Schultheiß (Regierungspräsident) 
von Luzern. Vizepräsident des Nationalrats war Dr. Alfred Escher 
von Zürich, damals Regierungsrat, im Ständerat Präsident Briatte 
von Waadt und Vizepräsident Steiger von St. Gallen!). Damit 
war die Bundesversammlung konstituiert und konnte nun an 
ihre Geschäfte gehen, ‘deren erstes die Wahl von Bundesrat und 
Kanzler war. 

In den Bundesrat wurden gewählt: als Präsident Dr. Jonas 
Furrer von Zürich (Winterthur), als Vizepräsident Druey von 
Waadt und als Mitglieder Ochsenbein von Bern, Joseph Munzinger 
von Solothurn (Bruder des Afrikareisenden Werner M.), Franscini- 
Tessin, Frey-Heros&-Aargau und Näff-St. Gallen. Zum Kanzler 
wurde Schieß gewählt, der letzte Tagsatzungskanzler ?), der bis 
zu seinem Rücktritt im Jahre 1881°) diese Stelle bekleidete. 

2. Bundessitz*t). Es handelte sich um den Sitz der Bundes- 
behörden, das heißt der Behörden des neuen Gesamtstaates, und 
zwar derjenigen, die durch die Bundesverfassung selbst genannt 
werden, also der Bundesversammlung, des Bundesrates und Bundes- 
gerichtes — kurz umtdie Hauptstadt des neuen Bundes, die Bundes- 
stadt. Wenn ein Staat den Sitz für seine Zentralverwaltung oder 
für eine Bezirksverwaltung aufschlagen will, so fragt es sich haupt- 
sächlich, wer die Leistungen für diesen Sitz (Lokale und innere 
Einrichtung derselben) übernehme, der Staat oder die Gemeinde 
des betreffenden Sitzes, also um die Leistungspflicht. Übernimmt 
der Staat diese Pflicht, so braucht es einfach einen Verwaltungs- 
beschluß der obersten Behörde (des gesetzgebenden Körpers), durch 


1) B. B. 1849 ], 41. 
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3) B. B. 1882 II, 22. 
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den der Sitz bezeichnet wird. Soll aber die Gemeinde, oder im 
Bundesstaat wie hier der Kanton, mit Rücksicht auf die Vorteile, 
die dem Ort des Sitzes als Hauptort erwachsen, die Leistungs- 
pfliceht übernehmen, so ist ein dreifacher Weg möglich: entweder 
einfach Vertrag mit der betreffenden Gemeinde oder dem betreffenden 
Kanton, durch den die Leistungspflicht und damit der Sitz über- 
nommen wird, oder Gesetz zur Feststellung der Leistungspflicht 
und zur Bezeichnung des Sitzes und daraufhin Vertrag mit dem 
bezeichneten Ort, wonach dieser den Sitz und die Pflicht über- 
nimmt, oder endlich einfach Gesetz, daß Pflicht und Sitz ohne 
_ weiteres für den betreffenden Ort oder Kanton verbindlich sei. — 
Durch Artikel 108 (neu 115) der Bundesverfassung war nun be- 
stimmt: „Alles, was sich auf den Sitz der Bundesbehörden be- 
zieht, ist Gegenstand der Bundesgesetzgebung.“ Infolgedessen 
wurden durch Bundesbeschluß vom 27. November 1848 die 
Leistungen des Bundesortes festgesetzt, und zwar sind danach vom 
Ort des Sitzes der Bundesversammlung und des Bundesrates, also 
der sogenannten politischen Behörden, nicht nur die Räumlichkeiten 
zu stellen und zu unterhalten, sondern auch die innere Einrichtung 
und Ausstattung (Möblierung) zu übernehmen, und das gleiche 
gilt auch vom Ort des Sitzes des Bundesgerichtes. Die Bezeichnung 
des Bundessitzes dagegen sollte nach dem Vorschlag der Kommission 
des Nationalrates als Wahl behandelt, also in vereinigter Bundes- 
versammlung (nach Bundesverfassung Artikel 80) und geheim statt- 
finden; durch die Bundesversammlung wurde dann aber, mit Rück- 
sicht darauf, daß nach Artikel 108 eben alles, was sich auf den 
Bundessitz beziehe, im Wege der Bundesgesetzgebung zu ordnen 
sei, entschieden und im gleichen Beschluß bestimmt, daß die Be- 
zeichnung des Bundessitzes und des Versammlungsortes für das 
Bundesgericht, wie die Aufstellung eines Gesetzes, von den beiden 
Räten abgesondert und in offener Abstimmung, und zwar unter 
Namensaufruf vorzunehmen sei. In dieser Weise erfolgte am 
nächsten Tage, dem 28. November 1848, die Bezeichnung 
der Stadt Bern als Bundessitz; immerhin war sie für Bern nicht 
ohne weiteres verbindlich, sondern Bern hatte sich noch zur An- 
nahme des Sitzes zu erklären, was dann freilich ungezwungen 
geschah (18. Dezember 1848) und schon in der Bewerbung um 
den Sitz lag. Der Sitz des Bundesgerichtes wurde erst nachher 
bestimmt in der Weise, daß durch das Bundesgesetz über die 
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einfach die Bundesstadt als Sitzungsort für das eidgenössische Ge- 
richt bezeichnet wurde, jedoch mit Ausnahmen, in denen sich 
das Bundesgericht und seine Kammern auch an anderen Orten ver- 
sammeln konnten). 

Bern wurde also Bundesstadt und trug damit den Sieg über 
Zürich davon, das mit ihm um die Ehre des Sitzes gerungen hatte. 
Im Nationalrat erhielt Bern 58, Zürich 35, Luzern, von Robert 
Steiger empfohlen, 6 (Luzern hatte gerade 6 Nationalräte), Zo- 
fingen 1; im Ständerat: Bern 21, Zürich 13, Luzern 3. Für 
Zürich stimmten im Nationalrat: ganz, mit ihrer ganzen Vertretung: 
Graubünden, Thurgau, Schaffhausen, Schwyz, Uri, Zug — teil- 
weise: Aargau (5 gegen 4 Stimmen), St. Gallen (3 gegen 5) und 
Appenzell (1 gegen 2); im Ständerat: ganz nur Glarus, Grau- 
bünden, Thurgau, Zug und Schwyz, halb: Schaffhausen, Aargau 
(Augustin Keller) und Zürich selbst (wer für Bern?). In der 
Hauptsache war es offenbar ein Kampf zwischen burgundischer 
und romanischer Schweiz einerseits und alamanischer Schweiz 
andererseits. Während aber jene geschlossen für Bern eintrat, 
ließen von der anderen Seite Zürich viele im Stich, abgesehen 
davon, daß Luzern für sich selbst stimmte. Geschlossen aber 
traten jene Kantone für Bern ein, offenbar nicht deshalb, weil 
Bern ihnen näher lag, oder weil Bern überhaupt mehr im Mittel- 
punkt der Schweiz zu liegen schien, kurz nicht wegen der 
geographischen Lage: Zürich) war jahrhundertelang Vorort und 
als solcher recht, auch nachdem das corpus helveticum sich schon 
so weit nach Westen erstreckte wie heute. Der Grund lag viel- 
mehr tiefer: teils in der althergebrachten politischen Anhänglichkeit, 
teils in Rasse- und Sprachverwandtschaft. Die erstere machte sich 
vor allem bei Freiburg und Solothurn, den alten Trabanten Berns, 
geltend, dann auch bei Basel. Die Stadt Basel hielt ja von jeher 
zu Bern, wie sie auch zuerst sich an Bern gehalten hatte. Ein 
Rasse- und Sprachenkampf aber war es auf seiten der Welschen, 
namentlich der Waadtländer. Die Waadtländer hatten die Er- 
innerung ihrer früheren Untertanenstellung unter Bern beiseite 
gesetzt, weil sie gegen ihre Germanisierung glaubten auftreten zu 
sollen, die sie von Zürich fürchteten, was sich dann deutlich im 
Kampfe um die eidgenössische Universität kundtat. Auch hatte 
Bern den Freiburgern im oben angeführten Wahlrekurs und den 
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Tessinern in der Flüchtlingsaffäre vom Jahre 1848 (unten) zum 
besten geredet und sich damit, wie sich eine Zürcherische Zeitung 
(N. Z. Z.) ausdrückte, die romanischen Stimmen zu erschleichen 
gewußt, während Zürich unpolitisch genug war, sich nicht darum 
zu kümmern, ob es noch kurz vor dem Entscheid über diese 
bleibende Angelegenheit des Bundessitzes durch sein Votum in - 
diesem oder jenem anderen Falle noch diesen oder jenen Mitkanton 
vor den Kopf stieß. — Waren also die burgundischen und 
romanischen Kantone stark, so wurde die alamanische Seite vielfach 
schwach: sie gaben nicht nur, wie Waadt, ihre politische Tradition 
zugunsten Berns preis, sondern auch ihr politisches Interesse, weil 
sie sich von Bern imponieren ließen, wie es denn auch hieß, sie 
fürchteten Bern mehr als Zürich, und was die Hauptsache, weil 
sie unter dem Einfluß des Abstimmungsortes standen. Was auf 
diese schwachen Stimmen drückte, war offenbar weniger der Um- 
stand, daß Bern zurzeit Vorort, also gewissermaßen beatus possidens 
im Streit um den Bundessitz war, als vielmehr die Tatsache, daß 
überhaupt am Abstimmungsorte über eine so wichtige Angelegenheit 
des Abstimmungsortes selbst abzustimmen war, ein Umstand, der 
auch seither gelegentlich sein Gewicht zugunsten des Abstimmungs- 
ortes in die Wagschale zu werfen pflegte. — Genug, gerade der- 
jenige Ort, der sich von jeher als am wenigsten eidgenössisch 
bewährt hatte, wie die ganze Geschichte von Anfang des Berner- 
bundes an bis in die neueste Zeit zeigt, ist zum Bundessitz er- 
koren worden; ob damit eine innere Umwandlung in ihm zugunsten 
der Eidgenossenschaft bewirkt wurde, liegt in der ferneren Ge- 
schichte des Bundes verborgen. Jedenfalls ist, wie diese Geschichte 
ebenfalls lehrt, eine der ganzen eidgenössischen Vergangenheit 
fremde, besondere Schwenkung in der schweizerischen Politik ein- 
getreten zugunsten des Romanismus, dem hauptsächlich der heutige 
Bundessitz zu verdanken ist. 

Die Berner überließen Zürich gern die Ehre des ersten Bundes- 
präsidenten, diese Eintagsehre statt der bleibenden Ehre des 
Bundessitzes !), und vertrösteten (Ochsenbein) Zürich auf den Sitz 
der eidgenössischen Universität, aber Zürich wurde dann 1854 mit 
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dem Polytechnikum abgefunden, das keinerlei oder bei weitem 
keine so große nationale Bedeutung besitzt wie eine eid- 
genössische Universität. Diese nationale Bedeutung der eid- 
. genössischen Universität wird durch keine Subvention kantonaler 
Universitäten aufgewogen, was unsere Subventionspolitiker nicht 
-einzusehen scheinen, Zum großen Schaden .des nationalen 
Lebens fehlt es bis heute an der eidgenössischen Universität, 
und auf diese hat Zürich als Kompensation bis heute An- 
spruch. 


2. Die Revolutionszeit 1848—1852. 


Kurz nach Beendigung des Sonderbundskrieges und noch 
während der Revisionsarbeit brachen in den monarchischen Staaten 
rings um die Schweiz in einem nach dem anderen die Revolutionen 
aus und zogen auch die Schweiz in verschiedener Weise in Mit: 
leidenschaft. Zuerst in Paris am 22. Februar 1848, die daher 
kurzweg so genannte Februarrevolution (im Gegensatz zur „Juli- 
revolution“ vom Jahre 1830), die für die Völker der anderen mon- 
archischen Staaten ansteckend wirkte. Zwar hatte sich schon 
im Januar die Stadt Palermo erhoben und Sizilien vom Königreich 
Neapel losgerissen, aber dieser Aufstand, wenn er auch durch 
die allgemeine revolutionäre Stimmung entzündet sein mochte, 
stand für sich und berührte jedenfalls die Schweiz nicht. Erst 
die Pariser Revolution, durch die König Ludwig Philipp verjagt und 
die Republik ausgerufen wurde, gab das Signal zu den Revolutionen 
in den anderen Monarchien; es folgten nämlich: die Märzunruhen 
in Wien (wo Metternich vertrieben wird) und in Berlin, im gleichen 
Monat die Empörung Mailands und der Lombardei gegen die 
österreichische Herrschaft und die republikanische Erhebung im 
Großherzogtum Baden im April (Hecker, Struve, Herweglh) — 
die von der Schweiz entfernteren Revolutionen Ungarns gegen 
Österreich und Schleswig-Holsteins gegen Dänemark. ungerechnet. — 
Diese Revolutionen in den Nachbarstaaten zogen auch die Schweiz 
in Mitleidenschaft. 1. Einmal wurde im monarchischen Teil der 
Schweiz selbst, in Neuenburg, speziell durch die Februarrevolution, 
der Aufstand entfacht; 2. dann wurden Maßnahmen wegen des 
Auslandes selbst notwendig, teils Grenzbesetzungen an den Grenzen 
gegen die in Revolution befindlichen Länder, um die Kämpfe 
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nicht auf das schweizerische Gebiet übertragen zu lassen, also 
Maßnahmen im Interesse der Neutralität. Andernteils kamen eine 
Masse Flüchtlinge in die Schweiz, namentlich, nachdem die Re- 
volutionen niedergeworfen waren, also Flüchtlinge der revolutio- 
nären Parteien. Dabei handelte es sich für die Schweiz darum, 
diese Flüchtlinge weder ihren Kampf gegen das Heimatland auf 
schweizerischem Boden fortsetzen, noch sie von ihrem Heimatland 
in der Schweiz verfolgen zu lassen, also um Schutz einer- 
seits der schweizerischen Neutralität, und zwar gegen das 
Treiben der Flüchtlinge, und andererseits des Asylrechtes 
zugunsten der Flüchtlinge, soweit diese sich ruhig verhielten 
und dadurch des Asylrechtes würdig erschienen. Speziell kamen 
auch und voraus in Frage die Besetzung von Chablais und 
Faueigny durch die Schweiz und das Angebot Sardiniens zu 
einem Schutz- und Trutzbündnis gegen Österreich; beides betraf 
‘ wieder die schweizerische Neutralität: jenes die Geltendmachung der 
durch die Wiener Verträge vorgesehenen Erstreckung der 
schweizerischen Neutralität auf die beiden sardinischen Provinzen, 
dieses die Preisgabe der schweizerischen Neutralität zugunsten 
von Sardinien. So kommen näher in Betracht: der Neuenburger 
Aufstand, Chablais und Faueigny, Bündnis mit Sardinien, Grenz- 
besetzungen und Flüchtlingsangelegenheiten. 


a) Neuenburger Aufstand. 


Nachdem Neuenburg am 13. September 1814!) in den eid- 
genössischen Bund aufgenommen worden war, wurde seine Stellung 
als Fürstentum und als Untertanenland eines fremden Souveräns 
unerträglich. Schon lange war Neuenburg mit der Eidgenossenschaft 
verbunden gewesen, aber nur als zugewandter Ort (seit 1406), 
und zugewandte Orte als Fürstentümer oder Teile von fremden 
Staaten hatte es vor 1798 noch andere gegeben. Seither aber, 
seit der Mediation, waren die Zugewandten wie die gemeinen 
Herrschaften in Abgang gekommen; es gab nur noch eidgenössische 
Orte, volle Glieder des Bundes, und diese waren von jeher, seit 
sie überhaupt souverän geworden waren, republikanische Gemein- 
wesen, und auch die 1803 und 1814 sonst hinzugekommenen 
Kantone waren sämtlich Republiken. Einzig Neuenburg war noch 
Fürstentum und Untertanenland eines fremden Souveräns, befand 
sich also in einer Ausnahmestellung. 
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Der Kampf gegen diese Ausnahmestellung erhob sich nicht 
von außen, von seiten der anderen Kantone oder des Bundes, ob- 
schon Neuenburg von vornherein nicht als Fürstentum, sondern 
als souveräner Stand wie die anderen in den Bund aufgenommen 
worden war; vielmehr erhob er sich im Innern des Kantons selbst 
dadurch, daß sich eine republikanische Partei bildete, die Neuen- 
burg zu einer selbständigen Republik wie die anderen Kantone zu 
erheben trachtete. Und der Kampf begann auch nicht gleich 
nach der Aufnahme in den Bund, nicht schon zur Zeit der 
Restauration, weil damals die Republiken so reaktionär, volks- 
feindlich waren wie jede Monarchie; sondern er begann erst mit 
der Regeneration, der Wiedererweckung des demokratischen Geistes, 
als andere Kantone infolge Anstoßes durch die französische Juli- 
revolution die Volkssouveränität und Volksrechte einführten. Da 
brach auch in Neuenburg der Kampf gegen Fürstentum und fremde 
Abhängigkeit los. Er führte zwar in seinem ersten Anlauf 1831 
noch nicht zum Ziel, aber die Gegenströmung gegen das be- 
stehende Regiment hielt an, bis in einem zweiten Ausbruch, 1848, 
das Ziel erreicht war. Der Verlauf des Kampfes ist folgender: 

1. DerAufstand vom Jahre 1831). Der republikanische 
Aufstand gegen die Stadt Neuenburg als den Sitz der fürstlichen 
Regierung ging, wie auch beim zweiten Male im Jahre 1848, vom 
Westen aus, hauptsächlich von dem mit Frankreich bei Pontarlier 
zusammenhängenden Traverstal, einem Gebirgstal, von den daher 
so genannten „Montagnards“, während, abgesehen von der Stadt 
Neuenburg selbst, der Nordosten, das Val de Ruz und namentlich 
dessen Hauptort Valangin, offenbar eingedenk der Traditionen 
der alten Grafschaft Valangin, der Regierung treu blieb. — Nach- 
dem schon Tage vorher im Traverstal und in der Gegend zwischen 
Boudry und der waadtländischen Grenze eine Bewegung unter 
der Bevölkerung bemerkbar gewesen war, erschienen am Morgen 
des 13. September 1831 die Aufständischen in der Zahl von 
zirka 400 Mann unter der Anführung eines alten Offiziers der 
neapolitanischen Armee (Alphons Bourquin) vor der Stadt Neuen- 
burg. Der Grund des Aufstandes war ausgesprochenermaßen, 
„sich von der Oberherrschaft des Fürsten von Neuenburg zu be- 
freien, weil das monarchische Prinzip mit den Verhältnissen des 
Bundesstaates unerträglich sei“. Die Regierung, von den Auf- 
ständischen zur Niederlegung der Gewalt aufgefordert, entwich 
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nach Valangin, kehrte aber am gleichen 13. September abends 
nach Neuenburg zurück, nachdem sich die Insurgenten in die obere 
Stadt und in das Schloß zurückgezogen hatten. So standen also 
Aufständische und Regierung in zwei Lagern in der Stadt Neuen- 
burg einander gegenüber. Die Regierung schickte dann nach der 
Tagsatzung um deren Vermittlung und um Abordnung von eid- 
genössischen Repräsentanten, und die Tagsatzung entsprach der 
Aufforderung unter „entschiedener Billigung“ des Standpunktes 
der Regierung. Zugleich wurden eidgenössische Truppen auf- 
geboten und den eidgenössischen Repräsentanten zur Verfügung 
gestellt. Es fanden darauf Unterhandlungen mit den Aufständischen 
statt; der Vorschlag aber, das Schloß in Neuenburg bis zum Aus- 
trag der Sache von eidgenössischen Truppen besetzen zu lassen, 
wurde von den Aufständischen zurückgewiesen, weil diese es so 
lange besetzt halten wollten, bis die Urversammlungen über die 
Lostrennung vom Fürsten entschieden haben würden, da sie keınen 
Bürgerkrieg entzünden, sondern nur Schweizer sein wollten — 
während die für die Regierung aufgestandene Mannschaft von 
Valangin ohne weiteres das Schloß zu stürmen beabsichtigte, so 
daß der Bürgerkrieg vor dem Ausbruche stand. Die eingetroffenen 
eidgenössischen Truppen nahmen vorläufig Gewehr bei Fuß und 
beschränkten sich darauf, den Bürgerkrieg zu verhüten. Inzwischen 
kam, am 27. September, zwischen dem eidgenössischen Befehls- 
haber und der aufständischen Schloßbesatzung folgende von der 
Tagsatzung am 29. September gebilligte Konvention zustande: 
„Gänzliches Vergessen des Vorgefallenen von beiden Seiten, gleich- 
zeitige Entlassung aller Bewaffneten in allen Teilen des Landes 
in ihre Heimat, Übergabe des Schlosses an die eidgenössischen 
Truppen mit allem Kriegsmaterial des Kantons.“ Am 7. Oktober 
erfolgte der Zusammentritt des gesetzgebenden Körpers in Neuen- 
burg; der Antrag auf unverzügliche Abstimmung über die Frage 
der Emanzipation vom Fürsten von Neuenburg wurde verworfen, 
und dadurch verschärfte sich die Lage wieder. Als aber v. Pfuel, 
preußischer General und Staatsmann, als Kommissär des Fürsten 
von Neuenburg am 22. Oktober angelangt war, ließ sich Bourquin 
vom eidgenössischen Befehlshaber bereden, Pfuel am 31. Oktober 
seine Unterwerfung unter den Willen des Fürsten zu erklären, 
und viele Aufständische folgten dann dem Beispiel. Damit war 
der Aufstand gebrochen, und am 8. November beglückwünschte 
die Tagsatzung den König von Preußen zu diesem Erfolg. Die 
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"Aufständischen versuchten dann nochmals unter Bourguin einen 
Überfall Neuenburgs, wurden aber zerstreut, entwaffnet oder ge- 
fangen, und gegen Bourquin, der sich flüchten konnte, wurde ein 
Haftbefehl erlassen. Die Gefangenen wurden durch die neuen- 
burgischen Gerichte teils zum Tode, teils zu Ketten- und Ge- 
fängnisstrafen verurteilt, die Todesstrafen aber vom König in 
lebenslängliche Haft umgewandelt. Andererseits wurde eine Petition 
von Verurteilten, gerichtet an die 'Tagsatzung um ihre Vermittlung, 
damit die neuenburgische Behörde eine allgemeine Amnestie er- 
lasse, von der Tagsatzung von der Hand gewiesen. 

Die Folge dieses Sieges der Royalisten über die Republikaner 
in Neuenburg und die Quittung für die Hilfe, welche die Tag- 
satzung ihnen dabei geleistet hatte, war dann die: sie kehrten 
den Spieß um und verlangten durch den gesetzgebenden Körper, 
in welchem sie die Mehrheit besaßen, förmlich und wiederholt 
(12. März, 28. August 1833 und 26. März 1834) von der Tag- 
satzung die Lostrennung Neuenburgs von der schweizerischen 
Eidgenossenschaft; die Tagsatzung verwahrte sich aber doch gegen 
das Recht zu einem solchen Schritt, gestützt darauf, daß die Ein- 
verleibung Neuenburgs in den eidgenössischen Bund auf einem 
am 19, Mai 1815 geschlossenen gegenseitigen Vertrag!) beruhe, 
der einseitig weder aufgehoben noch verändert werden könne. 
Andererseits aber wurde auch ein Antrag von Waadt (3. September 
1833), daß umgekehrt die Beziehungen des Standes Neuenburg 
zu seinem Fürsten wenigstens „modifiziert“, das heißt gelockert 
würden, ad referendum genommen und damit auf die Seite gelegt. 

2. Der Aufstand von 1848; die republikanische 
Verfassung und ihreGenehmigung durch den Bund. 
Der zweite Aufstand vom Jahre 1848 war kürzer und einfacher 
und führte zum Ziele, weil die Sache reif geworden war. Das 
königliche Regiment hatte inzwischen auch die öffentliche Meinung 
der Schweiz und die Tagsatzung gegen sich aufgebracht, so daß 
die Opposition im eigenen Kanton sich verstärkte und, als sie 
endlich von neuem losschlug, leichtes Spiel hatte. Schon der 
oben erwähnte Antrag auf Lostrennung von der Eidgenossenschaft, 
den der gesetzgebende Körper gleich nach Niederwerfung des 
ersten Aufstandes am 12. März 1832 bei der Tagsatzung stellte ?), 
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hatte verschnupft, um so mehr als der Gesandte Neuenburgs nach 
gestelltem Antrag einfach die Tagsatzung verließ, ohne den all- 
jährlichen Bundesschwur!) zu leisten, und dadurch den einseitigen 
Willen Neuenburgs zur Trennung dokumentiert hatte. Als sodann 
in den Basler und Schwyzer Wirren der dreißiger Jahre die Tag- 
satzung die Trennung Basels beschloß (14. September 1832) 2) 
und bei Schwyz bis zur Wiedervereinigung dieses Kantons einen 
Gesandten der äußeren Bezirke neben einem der Innerschwyz zu- 
lassen wollte, was am 22. April 1833 beschlossen wurde), 
gehörte Neuenburg zu den fünf Kantonen: Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Neuenburg und Basel-Stadt, welche dagegen protestierten 
und dann, um sich der Tagsatzung zu widersetzen, am 14. No- 
vember 1832 den Sarnerbund, diesen Vorläufer des Sonderbundes, 
schlossen, infolgedessen Basel-Land und Außerschwyz nicht an- 
erkannt und die Tagsatzung nicht mehr beschickt wurde. Die 
fünf Kantone wurden am 11. März 1833 von der Tagsatzung an 
ihre Bundespflicht zur Beschickung der Tagsatzung ermahnt‘), 
und nachdem Schwyz und Basel gegen die abgefallenen Kantons- 
teile die Waffen ergriffen hatten und von eidgenössischen Truppen 
hatten zurückgetrieben werden müssen, beschloß die Tagsatzung 
am 12. August 1833 die Aufhebung des Sarnerbundes, der sich 
daraufhin auflöste®?). Auch Neuenburg trat vom Sarnerbund zurück, 
stellte aber unmittelbar darauf zum zweitenmal das Begehren 
um Trennung von der Eidgenossenschaft (28. August), das natürlich 
wieder als unstatthaft und bundeswidrig zurückgewiesen wurde®). 
Nichtsdestoweniger fuhr die Neuenburger Regierung in ihren 
royalistischen Allüren fort: Neuenburg führte den Titel Fürsten- 
tum; das Militär trug die preußischen Farben Schwarz und Weiß 
und an die Soldaten waren 1834 Medaillen verteilt worden zum An- 
denken an den letzten Krieg und Sieg über die Republikaner. Das 
alles wurdederNeuenburgerRegierungvonder Tagsatzung1834 unter- 
sagt, unter Hinweis speziell darauf, daß der Eidgenossenschaft gegen- 
über nur ein Kanton, nicht aber ein Fürstentum Neuenburg bestehe”), 
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Am ultramontanen Sonderbund war Neuenburg als in der 
Hauptsache reformierter Kanton zwar nicht beteiligt, aber es hielt 
sich auch der eidgenössischen Aktion gegen den Sonderbund im 
Sonderbundskriege fern und hatte dann Strafkontribution zu 
bezahlen (s. S. 8). Das war die Stellung der Regierung von 
Neuenburg: bei sich preußisch durch und durch und in der Eid- 
genossenschaft, sobald sich dieselbe entzweite, stets auf seiten der 
Reaktion und der Gegner einer freundeidgenössischen Mehrheit. 
Als daher, angefeuert durch die französische Februarrevolution, 
die republikanische Partei in Neuenburg sich im März 1848 
neuerdings erhob, geschah es mit überlegenen Kräften und unter 
Zustimmung der öffentlichen Meinung der übrigen Schweiz. So 
konnte es nicht fehlen, daß der Kampf nur kurz war und der 
Sieg diesmal auf die Seite der Aufständischen fiel. Am 1. März 
1848 nämlich setzte eine in Chaux-de-fonds tagende Volks- 
versammlung eine provisorische Regierung ein; darauf zogen 1400 
bewaffnete Montagnards in die Hauptstadt hinab und besetzten 
das Schloß. Als die royalistische Partei sich zum Widerstande 
erhob und es zum Bürgerkriege zu kommen schien, trat wieder 
bewaffnete eidgenössische Intervention ein, nun aber gegen die 
royalistische Partei. Das damalige Hauptquartier dieser Partei, 
La Sagne, Hauptort des gleichnamigen Tales, und andere königs- 
freundliche Orte wurden von eidgenössischen Truppen besetzt und 
niedergehalten, so daß in aller Ruhe ein Verfassungsrat gewählt 
und von diesem eine neue, republikanische Verfassung beraten 
werden konnte. Auf die Einmischung Preußens war nun nicht 
zu rechnen; Berlin selbst trat zu dieser Zeit in revolutionäre Be- 
wegung, und am 18. März 1848 erfolgte auch dort der Umsturz. 

Die neue Verfassung, welche auf der Volkssouveränität be- 
ruhte und eine repräsentative Demokratie einrichtete, wurde vom 
Volke am 30. April 1848 angenommen, freilich nicht mit über- 
wältigender Mehrheit (5813 Stimmen gegen 4395), so daß eine au- 
‚sehnliche royalistische Partei zurückblieb, die eine beständige Gefahr 
für dieRepublik bildete und diese dann auch 1856 zu stürzen versuchte. 

Nun die Genehmigung der neuenburgischen Verfassung durch 
den Bund. Es ist zu unterscheiden zwischen der allgemeinen und 
vorausgehenden Genehmigung durch die Bundesverfassung und 
der speziellen, nachfolgenden Genehmigung durch die Tagsatzung. 
Der Entwurf der neuen Bundesverfassung, wie er auf Grundlage 
der ersten Beratung der Revisionskommission ausgearbeitet worden 
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war, sah eine Genehmigung der kantonalen Verfassungen durch 
den Bund unter Bedingungen vor, worunter die Bedingung 
einer bestimmten Staatsforrm der Kantone; diese Bedingung 
war aber in Artikel 6, Absatz 2 nur so gestellt: „Der Bund 
übernimmt diese Gewährleistung insofern: ... b) sie (die Ver- 
fassungen) die Ausübung der politischen Rechte nach repräsentativen 
oder demokratischen Formen sichern !).“ Nachdem inzwischen die 
Revolution in Neuenburg stattgefunden hatte und die monarchische 
Verfassung durch eine republikanische ersetzt zu werden im Be- 
griffe stand, wurde gleich in der ersten Sitzung der zweiten 
Beratung der eidgenössischen Revisionskommission (27. aller bis- 
herigen Sitzungen), am 3. April 1848, folgende Änderung der 
bezüglichen Bestimmung des Bundesverfassungsentwurfes vor- 
geschlagen: „b) sie die Ausübung der politischen Rechte nach 
republikanischen, entweder repräsentativen oder demokratischen 
Formen sichern ?)* — also in der Fassung, wie sie seither besteht. 
Es müsse nämlich diese Ergänzung, so wurde zum Vorschlag 
bemerkt, um so eher gewünscht werden, weil auch in der Monarchie 
eine Repräsentativverfassung statthaben könne, die Schweiz jedoch 
nur aus Republiken bestehen solle. Damit war die zu gewärtigende, 
republikanische Verfassung Neuenburgs von der Bundesverfassung 
von vornherein begrüßt, ja, daß sie republikanisch sei, zur Be- 
dingung gemacht. — Am 10. Juli sodann wurde die neue Ver- 
fassung des Standes Neuenburg vom 30. April 1848 von der Tag- 
satzung gewährleistet®). Bei diesem Anlaß wurde Neuenburg zur 
Republik beglückwünscht und auf das Bedenken von Schwyz, ob 
nicht die einseitige Aufkündigung des Untertanenverhältnisses zu 
Preußen zu Verwickelungen mit diesem Staate führen und auch 
die Schweiz in diese Kollisionen hineingezogen werden könne, 
folgendes entgegnet: „Jedes Volk’habe das unveräußerliche Recht, 
seine Verfassung frei zu ordnen und festzustellen; dieses Recht 
habe das ehemalige Fürtentum Neuenburg zu Anfang des 18. Jahr- 
hunderts nicht minder ausgeübt, indem es den König von Preußen 
auf den erledigten Fürstenstuhl berufen habe, als jetzt, indem es 
das Haus Hohenzollern von seinem bisherigen Regierungsrechte 
entbinde.*“ Diese Antwort widerspricht freilich dem eigenen 
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Standpunkte der Tagsatzung in dem Falle, als 1833/1834 die 
Neuenburger Royalisten die Lostrennung Neuenburgs von der Eid- 
genossenschaft verlangten. Dort wurde erklärt: die Eingehung 
der Verbindung Neuenburgs mit der Eidgenossenschaft sei ein 
zweiseitiger Akt und könne daher nicht einseitig einfach von den 
. Neuenburger Royalisten gelöst werden. Wenn das der Fall, so 
war die Verbindung Neuenburgs mit Preußen nicht weniger zwei- 
seitig und konnte ebensowenig einseitig von den Neuenburger 
Republikanern gelöst werden. Die Frage ist aber überhaupt keine 
Sache des Rechtes, sondern der Revolution, deren Wesen gerade 
darin besteht, sich über das Recht hinwegzusetzen, also kurz, keine 
Rechts-, sondern eine Machtfrage, die als. solche 1856 sich für 
die Schweiz drohend genug erhob, dann aber in Frieden gelöst 
wurde. 


b) Chablais und Faucigny. 


Der Neuenburger Aufstand war eine der 1848er Revolutionen, 
die sich in der Schweiz selbst abspielte.e Nun aber die Re- 
volutionen im Ausland, soweit sie die Schweiz in Mitleidenschaft 
zogen. 

Zunächst kam die Besetzung von Chablais und Faucigny in 
Frage!). Die Anregung zur Besetzung ging von Genf aus, und 
der Anlaß dazu war folgender: 

Am 18. März 1848 war in Mailand der Aufstand gegen 
Österreich ausgebrochen, der rasch in der Lombardei um sich griff. 
Am 22. März zog sich der österreichische Feldmarschall Radetzky 
mit seinen 10000 Mann vor der aufständischen Übermacht in das 
sogenannte Festungsviereck, gebildet durch die vier Festungen 
Peschiera, Mantua, Verona und Legnano, zurück. Andererseits 
rückten am 26. März sardinische Truppen zur Unterstützung der 
Aufständischen in Mailand ein, denen mit allen mobilen Streit- 
kräften König Albert von Sardinien nachfolgte. So standen sich 
Sardinien mit der aufständischen Lombardei und Österreich gegen- 
über, infolgedessen es dann am 8. April zum ersten für die Pie- 
montesen siegreichen Gefecht bei Goito am Mincio zwischen Peschiera 
und Mantua und weiterhin zu der weltgeschichtlichen Schlacht 
bei Custozza (25. Juli) und anderen kam, die mit der Niederlage 
Sardiniens und der Wiederherstellung der österreichischen Herrschaft 
in der Lombardei und Venetien endigten. 
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Mit Zuschrift vom 30. März 1848 machte die Regierung von 
Genf den Vorort darauf aufmerksam, daß in Berücksichtigung der 
äußerst bewegten Zeitumstände und bei der Aussicht auf einen 
unvermeidlichen Krieg zwisehen Österreich und Sardinien die 
Frage eine einläßliche Erörterung fordere, ob nicht die in der 
schweizerischen Neutralität inbegriffenen Gebietsteile des König- 
reiches Sardinien, die savoyischen Provinzen Chablais und Faucigny, 
durch eidgenössische Truppen gemäß den Wiener Verträgen 
okkupiert werden sollten. Der Vorort ordnete darauf am 1. April 
einen eidgenössischen Kommissar nach Genf ab, um mit der 
dortigen Regierung Rücksprache zu nehmen, der am 5. April 
seinen Bericht erstattete. Inzwischen waren in Chambery, einer 
Stadt in Südsavoyen, Unruhen ausgebrochen, die, von Lyon aus 
inspiriert, darauf zielten, Savoyen von Sardinien loszureißen und 
an Frankreich anzuschließen. Savoyen war durch das sardinische 
Aufgebot von Truppen ganz entblößt, so daß es einer französischen 
Annexion preisgegeben schien. Die Regierung von Genf beschloß 
daher, beim Bund förmlich die Okkupation der neutralisierten. 
Provinzen von Savoyen zu beantragen, eventuell auf eigene Ver- 
antwortung diese Besetzung vorzunehmen, um so mehr als die Be- 
wohner der genannten Provinzen bei der Regierung von Genf 
selbst um Schutz nachgesucht hatten; in diesem Sinne wurde 
auch die genferische Gesandtschaft zur Tagsatzung instruiert, 
Am 17. April kam die Sache in der Tagsatzung zur Behandlung, 
Mit Rücksicht darauf, daß seither die Verhältnisse in Savoyen 
sich günstiger gestaltet hätten, weil weder Savoyen sich von Sar- 
dinien lostrennen wolle noch französische Truppen in Savoyen ein- 
zurücken Miene machten, nahm der genferische Gesandte von 
dem Vorschlage einer unmittelbaren Okkupation Abstand, bestand 
aber darauf, daß der Vorort bevollmächtigt werde, nötigenfalls 
sich mit den an Savoyen grenzenden Kantonen (Genf und Wallis) 
ins Vernehmen zu setzen, um die traktatgemälße Neutralität der 
benachbarten Provinzen aufrechterhalten zu können. In der Ver- 
handlung wurde allseitig das Recht der Schweiz, in einem Falle 
wie dem vorliegenden, wo Sardinien sich im Kriege befand, die 
neutralisierten Provinzen zu besetzen, anerkannt, mit Rücksicht 
darauf aber, dalö? nach den Zeitumständen diese Neutralität nicht 
bedroht erscheine, von der Tagsatzung am 18. April beschlossen, 
von bezüglichen Maßnahmen abzusehen. Dabei wurde konstatiert, 
daß die Austibung des Okkupationsrechtes keineswegs in der Be- 
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fugnis eines einzelnen Ortes, sondern lediglich in der Befugnis 
der Tagsatzung liege, daß aber in dringenden Fällen und in Ab- 
wesenheit der Tagsatzung der Vorort die Pflicht habe, für die 
Wahrung der Neutralität in ihrem vollen Umfange zu sorgen. 


c) Bündnisantrag Sardiniens'!). 


Kaum war infolge des lombardischen Aufstandes und des Ein- 
greifens Sardiniens in den Streit beim Bund die Frage nach Be- 
setzung von Chablais und Faucigny anhängig, so richtete Sardinien 
an den Bund das Anerbieten zu einem Schutz- und Trutzbündnis 
gegen Österreich zur Befreiung der Lombardei. Die beiden Fragen 
liefen also nebeneinander her, so gegensätzlich sie waren. Durch 
die Besetzung von Chablais und Faucigny sollte die Neutralität 
der Schweiz auf diese savoyischen Provinzen ausgedehnt werden, 
wie es vertragsgemäß geschehen konnte, um sie vor fremder, 
speziell französischer Besitznahme zu schützen; nach dem An- 
erbieten Sardiniens dagegen sollte die Schweiz ihre Neutralität 
aufgeben und in den Befreiungskampf der Lombardei gegen Öster- 
reich eingreifen, entgegen den Wiener Verträgen. Die Tagsatzung 
lehnte beides ab: das Anerbieten des Bündnisses wie die Besetzung, 
und bemerkenswerterweise beides am gleichen Tage, am 18. April. 
Die Schweiz wollte also für sich bleiben und für sich neutral 
bleiben. Im einzelnen über die Frage des Anerbietens folgendes: 

Der Bündnisantrag Sardiniens wurde mit Note vom 6. April 
gestellt, also nachdem Sardinien der aufständischen Lombardei 
bereits zu Hilfe gekommen war und gegen Österreich im Felde 
stand, und zwei Tage vor dem Beginn seines Kampfes mit Österreich 
(am 8. April kam es zum ersten Gefecht der sardinischen Truppen 
mit den Österreichern bei Goito, oben $. 28). Die Note machte 
darauf aufmerksam, wie die Völker Europas um ihre natürlichen 
und berechtigten Interessen in den Kampf gegen die Regierungen 
getreten seien, so bereits in Deutschland und Frankreich und nun 
auch in Italien, daß die Schweiz nach ihrer geographischen Lage 
inmitten dieser Kämpfe und nach ihren Grundsätzen der Be- 
wegung nicht fernbleiben könne, sonst gehe es ihr wie der Republik 
Venedig, die am Ende des vorigen Jahrhunderts (1797) als Opfer 
ihrer Neutralitätspolitik gefallen sei. Daher der Antrag an die 
Schweiz, 30000 Mann in den nunmehrigen Krieg Italiens gegen 
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Österreich zu stellen. — Am 14. April kam der Antrag in der 
Tagsatzung in geheimer Sitzung zur Behandlung. Sie ist für die 
Bündnisfrage der Schweiz von prinzipieller Wichtigkeit. Es 
standen sich drei Ansichten gegenüber: 1. Neutralität um jeden 
Preis. Diese Ansicht war schon in dem vom Vorort erlassenen 
und von sämtlichen Ständen gebilligten Kreisschreiben vom 
28. Februar 1848 vertreten worden, durch das gleich nach Aus- 
bruch der französischen Revolution (22. Februar 1848) die unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen von seiten der Eidgenossenschaft 
zu befolgende Politik dahin festgestellt wurde: unter allen Um- 
ständen und mit allen Kräften die Neutralität aufrechtzuer- 
halten; während die schweizerische Eidgenossenschaft das Prinzip 
der Nichtintervention gegenüber den verschiedenen Insinuationen 
des Auslandes mit Bestimmtheit zu wahren habe, solle sie dagegen 
auf alle Eventualitäten vollkommen gefaßt und gerüstet erscheinen. 
Diese Ansicht fand auch in der Verhandlung der Tagsatzung vom 
14. April ihre erste Fürsprache. Sie wurde aus äußeren und 
inneren, mit prinzipiellen und zeitgemäßen Gründen verteidigt. 
Die Schweiz habe sich vor Einmischung in den Strudel der 
europäischen Welthändel überhaupt zu hüten und strengste Neu- 
tralität zu halten selbst in den Tagen, wo man versucht sein 
möchte, ein kräftiges Schweizerwort in der allgemeinen Politik 
mitzusprechen. Auch bedürfe die Nation nach den gemachten 
Anstrengungen im Sonderbundskriege einer nachhaltigen Ruhe. 
Endlich dürfte die Aufforderung, auf ausländischen Kampfplätzen 
und für ausländische Interessen (?) zu kämpfen, wohl kaum mit 
gleicher Bereitwilligkeit im Lande aufgenommen werden wie die 
zur Rettung des Vaterlandes und zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung. — 2. Annahme des angebotenen Schutz- 
und 'Trutzbündnisses. Dafür traten ein: Druey, der Wortführer 
der welschen Kantone, die überhaupt im Interesse ihres eigenen 
besseren Schutzes, einer Expansionspolitik der Schweiz gegen 
Süden zugeneigt waren, wie sie denn auch für die Besetzung von 
Chablais und Faucigny gestimmt hatten, und Stämpfli, der auch 
1860 als Bundesrat zur Besetzung von Chablais und Faucigny 
aufforderte. Für das von Sardinien angebotene Schutz- und Trutz- 
bündnis wurde geltendgemacht, die Neutralität sei allerdings fest- 
zuhalten bei Kämpfen des Auslandes, welche die Interessen der 
Schweiz nicht im mindesten berühren. Wenn aber die Schweiz 
das nämliche Interesse mit anderen Staaten teile, dann habe die 
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Neutralität ihre Schranken, dann sei die Schweiz berufen, aus 
ihrer Passivität herauszutreten und tatkräftig in dem Wettkampf 
mitzuwirken; habe doch die Sache der Demokratie zuerst in der 
Schweiz ausgefochten werden müssen, um so weniger sei die Schweiz 
befugt, sich zu isolieren und sich in Widerspruch mit dem großen 
Strome der Zeit zu setzen. Die Neutralität habe nur damals 
Sinn und Bedeutung gehabt, als die republikanische Schweiz den 
Fürstenfamilien und nicht Völkern, welche nach gleichen 
Institutionen ringen, gegenübergestanden habe. — 3. Eine dritte 
Ansicht wollte unterscheiden zwischen Traktaten, welche mit 
Völkern, und solchen, welche mit Fürsten abgeschlossen werden 
sollten. Zugunsten der Völker sollte die Schweiz nicht unter- 
lassen, aus ihrer Neutralität herauszutreten und ihre Sympathien 
durch offene Teilnahme am Kampfe zu betätigen. Im vorliegenden 
Falle handle es sich jedoch um einen Bund mit einem Fürsten, der 
sich jetzt zum Vorkämpfer der Freiheit aufwerfe, während er vor 
kurzer Zeit noch der leidenschaftlichste Parteigänger des krassesten 
Absolutismus gewesen sei, und daher sei es bedenklich, sich auf 
den Antrag einzulassen !). 


In Beurteilung dieser Ansichten ist zu sagen, daß für die 
Frage der Neutralität zwar kein Papier, sondern das Interesse 
entscheidend ist, aber nur das Interesse der Schweiz selbst, nicht 
das Interesse anderer Staaten, von anderen Völkern so wenig als 
von anderen Regierungen, auch wenn es sich um Ausbreitung der 
Demokratie handelt; die Schweiz hat keine besondere Mission im 
Interesse Europas oder gar des Erdballes, auch nicht die der 
demokratischen Propaganda, sondern wie jeder Staat nur die 
Aufgabe, festzustehen und zu diesem Zwecke möglichst stark und 
daher möglichst groß zu sein (vgl. die Einleitung zu meiner Ge- 
schichte der schweizerischen Politik). 


Nach Schluß der Beratung der Tagsatzung wurde eine 
Kommission zur Berichterstattung über den Bündnisantrag bestellt, 
und diese teilte sich dann in eine Mehrheit, die auf den Antrag 
nicht eintreten wollte, und eine Minderheit. Letztere wollte zwar 


1) Abschiede vom Jahre 1847, III, 21.— Vom Jahre 1847 deshalb, 
weil die Jahresprotokolle von einer ordentlichen Tagsatzung bis zur 
anderen laufen und die ordentliche Tagsatzung mit dem ersten Montag 
im Juli beginnt (Bundesvertrag von 1815, Art. 8). Die verkürzte Wieder- 
gabe dieser dritten Ansicht im Repertorium ist unverständlich. 
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auf den Vorschlag Sardiniens auch nicht eintreten, aber die Ge- 
neigtheit der Schweiz aussprechen, militärisch zur Befreiung Italiens 
mitzuwirken, und danach die nötigen Einverständnisse treffen. 
Als dann am 18. April die Frage wieder in der 'Tagsatzung zur 
Behandlung kam, wurde zur Empfehlung des Minoritätsantrages 
hervorgehoben, daß seit den Ereignissen vom Februar 1848 (Februar- 
revolution) die europäischen Staatsverhältnisse eine veränderte 
Gestalt angenommen hätten, welche der Schweiz gebiete, aus ihrer 
Einzelstellung herauszutreten und die Solidarität der Völker (!) an- 
zuerkennen, sonst würde sie ihre Aufgabe und Stellung ver- 
kennen. Auch wird auf die Gefahren hingewiesen, welche die 
Schweiz bedrohen, wenn die aufstrebenden Nationen in ihrem 
Kampfe unterliegen. Dagegen wird von den Anhängern des 
Majoritätsantrages behauptet, Bündnisse mit fremden Staaten hätten 
der Schweiz jedesmal nur Verderben gebracht. Ein mit Sardinien 
abgeschlossenes Bündnis wäre dem Wesen nach nichts anderes 
als eine Kriegserklärung gegen Österreich und möglicherweise 
auch gegen Frankreich. Die wahre Neutralität beruhe darin, daß 
die Schweiz sich von fremden Händeln fernhalte. — Von der Tag- 
satzung wurde der Mehrheitsantrag mit 15 Stimmen angenommen 
und der Bündnisantrag Sardiniens verworfen. 

Bemerkenswert ist noch, daß nachher (29. Juli 1848) die 
Tagsatzung fast einstimmig die Aufhebung des Geheimnisses und 
Aufnahme der Verhandlungen über eine Allianz der Eidgenossenschaft 
mit Sardinien in den Abschied der ordentlichen Tagsatzung von 
1847 [sic!)] beschloß. | 


d) Grenzbesetzungen. 


Während die Fragen der Besetzung von Chablais und Faucigny (b) 
und des Bündnisantrages von Sardinien (c), wie sie unter der alten 
Tagsatzung entstanden waren, auch noch unter ihr zur Erledigung 
kamen, ziehen sich die Grenzbesetzungen dieser Zeit vom alten 
Bund in den neuen hinüber, durch die Jahre 1848 und 1849 hin- 
durch. Sie wurden nötig durch die revolutionären Erhebungen 
in Deutschland, speziell im Großherzogtum Baden, und in der 
Lombardei gegen Österreich, betreffen also die nördliche und die 
südliche Grenze der Schweiz, in letzterer Beziehung speziell Tessin 
und Graubünden und hören auf und wiederholen sich nach Maß- 


1) Vgl. vorige Note. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 3 
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gabe der kriegerischen Ereignisse in jenen Nachbarlanden. Auf 
der nördlichen und auf der südlichen Seite der Schweiz hatte sich 
der Aufstand zuerst im Jahre 1848 erhoben, bis er sich legt oder 
gebrochen wird, um sich dann auf beiden Seiten im Jahre 1849 
aufs neue zu erheben. Nach diesen beiden Jahren scheiden sich 
denn auch die schweizerischen Grenzbesetzungen. 


1. Die Grenzbesetzungen im Jahre 1848!). 

Zunächst bricht der Aufstand im Norden der Schweiz aus, und 
danach kam es auch zuerst an der nördlichen Grenze zur Truppen’ 
aufstellung. Nachdem nämlich im April 1848 unter der Führung 
Heckers der badische Aufstand, der sogenannte Heckersche Aufstand, 
an der Schweizergrenze ausgebrochen war und die Regierung von 
Schaffhausen bereits Truppen an der Grenze aufgestellt hatte, 
befaßte sich auf ihren Antrag die Tagsatzung mit der Sache, zu- 
erst am 18. April, am gleichen Tage, an dem die Fragen der 
Besetzung von Chablais und Faucigny und des Bündnisantrages 
von Sardinien abgetan wurden; diese Fragen wurden nun durch 
die Grenzbesetzungsangelegenheiten abgelöst. Die Tagsatzung 
nahm die aufgebotenen schaffhausischen Truppen in eidgenössischen 
Snld und stellte sie unter eidgenössisches Kommando. Und als 
auch die aargauische Regierung Truppen zur Deckung der Brücken- 
übergänge in Laufenburg, Säckingen und Rheinfelden aufstellte, 
geschah mit diesen Truppen das gleiche. Sie wurden noch ver- 
mehrt, als nach dem für die badischen Revolutionäre verloren- 
gegangenen Treffen von Kandern (19. April 1848) der Übertritt 
einer großen Masse von Flüchtigen auf Schweizergebiet erfolgte. 

Am 11. Mai kam auch die Frage der südlichen Grenzbesetzung 
in der Tagsatzung an die Reihe. Diese Angelegenheit war weit 
wichtiger und schwieriger, entsprechend der ganz andern Bedeutung 
des italienischen Kampfes: während in Baden eine aufständische 
Partei im Lande sich gegen die Regierung erhob und bald be- 
zwungen war, erhob sich in der Lombardei das ganze Land gegen 
die österreichische Herrschaft als Fremdherrschaft, unterstützt von 
Sardinien, so daß Staat gegen Staat stand. — Vom schweizerischen 
Vorort war nach der Erhebung Mailands (18. März 1848) und 
Einsetzung einer provisorischen Regierung daselbst ein außer- 
ordentlicher Delegierter dahin abgesandt worden zur Beobachtung 
der dortigen Ereignisse und waren Öbservationskorps in Grau- 


1) Repertorium II, 289 £. 
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bünden und. Tessin aufgestellt worden. Auf den Bericht des 
außerordentlichen Delegierten in Mailand, es möchte im Plane 
Österreichs liegen, von Norden her durch Graubünden ins Veltlin. 
und die aufständische Lombardei einzufallen, handelte es sich in 
der Tagsatzung am 11. Mai um die Frage einer größeren Truppen- 
aufstellung in Graubünden, um einen Einmarsch der Österreicher 
und damit eine Verletzung der schweizerischen Neutralität ab- 
zuwehren. Es wurde eine Kommission zu näherer Bericht- 
erstattung bestellt, und auf deren Bericht. wurde zunächst am 
18. Mai von der Tagsatzung beschlossen, von weiteren Aufgeboten. 
vorläufig abzusehen. Auch kam die Frage, ob nicht die aus- 
wärtigen Aufstände von der Schweiz aus zu unterstützen seien, 
wieder zur Sprache, da Freiburg beantragte, es sei die Bildung 
bewaffneter Korps zu auswärtiger Hilfeleistung zu gestatten. Zur 
Begründung wurde die triftige Bemerkung gemacht, das Verbot 
der Werbung für auswärtige Dienste, wie es durch die Tagsatzungs- 
beschlüsse vom 22. Juli 1819 und 8. August 1828 aufgestellt 
worden sei!), sei nicht gehalten worden, solange im Interesse 
des Absolutismus geworben worden sei, hingegen mit Strenge zu-. 
ungunsten freier Prinzipien in Anwendung gebracht worden. Gegen 
den Antrag wurde wieder geltend gemacht, daß die Neutralität 
das eigentliche und eigentümliche Lebensprinzip für die Schweiz 
ausmache, und daher die Neutralität der erste und oberste Grund- 
satz der eidgenössischen Politik bleiben müsse. Gleichwohl stehe 
der Eidgenossenschaft unzweifelhaft das Recht zu, nach ihrer Über- 
zeugung zu handeln und mit andern Staaten Bündnisse abzuschließen, 
sofern dies aus innerer Notwendigkeit ratsam werde; nur wenn 
die Selbständigkeit der Schweiz auf keine andere Weise zu retten 
sei, dürfe sie sich durch Allianzen zu helfen suchen. Endlich 
lehre die Geschichte das Verderbliche des Reislaufens, seine nach- 
teilige Rückwirkung auf Wohlfahrt und Sittlichkeit. — Für den 
Antrag Freiburgs stimmten auch Wallis und Genf; im übrigen wurde 
beschlossen, es habe die Bildung bewaffneter Korps zu auswärtiger 
Hilfeleistung zu unterbleiben. 

Am 26. Mai wurde von der Tagsatzung beschlossen: die 
nördliche Grenzbesetzung ganz aufzuheben, mit Rücksicht darauf, 
daß hier jede Gefahr einer Grenzverletzung als beseitigt anzusehen 
sei, die Besetzung im Kanton Tessin wenigstens zu vermindern, die- 


1) Alte offiz. Sammlung I, 228 und II, 141. 
3* 
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jenige in Graubünden dagegen in ihrem Bestand einstweilen zu be- 
lassen, weil die Truppenbewegungen in Tirol fortdauerten und 
auf beiden Seiten des Stilfserjochs, auf der einen Seite italienische, 
auf der andern österreichische Streitkräfte sich befanden. Am 
6. Juni wurden auch die in Graubünden und Tessin noch in eid- 
genössischem Dienst stehenden Mannschaften entlassen und nur 
das Piket blieb, in Betracht der veränderten Verhältnisse, welche 
eine Verletzung des schweizerischen Gebietes weder von seiten 
der Österreicher, noch der piemontesischen (sardinischen) und 
lombardischen Truppen mehr befürchten ließen. Immerhin wurde 
in Graubünden noch eine kleine Truppe bis in den Juli zurück- 
behalten, die aber wieder verstärkt werden mußte, als nach der 
für die sardinische Armee so verhängnisvollen Schlacht von Custozza 
(25. Juli) ganze Korps der zersprengten Armee eine Freistätte 
in den Grenzkantonen Graubünden und Tessin suchten. Am 
8. September aber waren sämtliche Truppen in Graubünden ent- 
lassen. Ein erneuerter Aufstandsversuch Struves, der zweite, so- 
genannte Struvesche Aufstand (im Gegensatz zum ersten, dem 
Heckerschen Aufstand, oben S. 34), vom 21. September 1848 
an der schweizerischen Grenze war zu bald unterdrückt (durch 
die Gefechte bei Staufen bei Freiburg vom 24. September), um 
zu einer neuen Grenzbesetzung Anlaß zu geben. 

Damit endigt die Tätigkeit von Vorort und Tagsatzung des 
alten Bundes in Sachen der Grenzbesetzung ; die Grenzbesetzungen 
infolge der Revolutionen in den Nachbarstaaten hörten damit noch 
nicht auf, fielen aber den neuen Bundesbehörden, dem Bundesrat 
und der Bundesversammlung, als Aufgabe zu. 

Noch im Jahre 1848 wurde eine neue eidgenössische Grenz- 
besetzung im Süden, speziell im Kanton Tessin notwendig, weil infolge 
der Wiedereinnahme von Mailand durch die Österreicher (6. August 
1848) und der Aufrichtung des alten Regiments ein Andrang 
italienischer Flüchtlinge nach dem Kanton Tessin eintrat. Die Truppen 
konnten aber bis Ende Dezember (vom 18.—28. Dezember 1848) 
wieder entlassen werden!). 

Die Kosten der ganzen Grenzbesetzung des Jahres 1848 
(794157 Fr.) wurden vom Bund übernommen ?). 


1) B. B. 1849 I, 418 und Geschäftsbericht des Bundesrates über die 
Jahre 1848/1849, S. 32. 
2) B. B. 1851 III, 21 und 35; B. G. 2/364. 
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2. Die Grenzbesetzungen im Jahre 1849. 


Im Jahre 1849 erneuerten sich die kriegerischen Ereignisse 
an den Grenzen der Schweiz, im Süden und Norden, und damit 
erneuerte sich auch die Notwendigkeit bezüglicher Grenz- 
besetzungen. 

Zuerst ging es in Italien wieder los. Nach der Schlacht von 
Custozza und nach der Wiedereinnahme Mailands durch die 
Österreicher war ein Waffenstillstand bis zum 20. März 1849 ab_ 
geschlossen worden; nach Ablauf desselben aber ging Sardinien 
sofort wieder zum Angriffe gegen Österreich über, wurde aber 
trotz numerischer Übermacht in den Schlachten von Montara 
(21. März) und in der Hauptschlacht von Novara (23. März), 
des zweiten Waffenganges, dem Seitenstück zu der von Üustozza 
vom vergangenen Jahre, endgültig besiegt, so daß Österreich wieder 
seine volle italienische Herrschaft bewahrte. Infolge des Wieder- 
ausbruches des Krieges waren, um Verletzungen des schweizerischen 
Gebietes durch fremde Truppen oder durch Übertritt bewaffneter 
lombardischer Flüchtlinge, wie umgekehrt Verletzung der 
schweizerischen Neutralität durch Ausfall italienischer Flüchtlinge 
von der Schweiz in die Lombardei zu verhindern, im Kanton Tessin 
neuerdings Truppen aufgestellt worden, die aber infolge der schnellen 
Beendigung des Krieges (am 7. April) wieder entlassen werden 
konnten )). 

Im Mai 1849 brach auch der Aufstand in Baden wieder aus 
und zugleich in der Rheinpfalz. Infolgedessen neue Grenzmaßnahmen 
der Schweiz an der badischen Grenze?), nämlich am 14. Juni 
Truppenaufstellung in Basel?), 3. Juli auch in Schaffhausen. Als 
dann die badische Revolutionsarmee durch preußische (unter dem 
nachmaligen Kaiser Wilhelm I.) und deutsche Bundestruppen in 
mehreren Treffen besiegt und aufgelöst wurde (Schlußakt: Über- 
gabe der Festung Rastatt am 22. Juli) und infolgedessen eine 
massenhafte Flucht der Besiegten in die Schweiz begann, wurde 
am 24. Juli ein Beobachtungskorps der ganzen nördlichen Rhein- 
grenze entlang aufgestellt*). Am 7. August begann die Entlassung 


1) B.B. 1849 I, nach S. 166, ferner S. 419 und Geschäftsbericht des 
Bundesrates pro 1848/1849, S. 34. 

2) Vgl. darüber im ganzen: B. B. 49 II, 313 und Geschäftsbericht 
des Bundesrates pro 1848/1849, S. 34—40. 

3) B. B. 1849 11, 126. | 

4) B. B. 1849 II, 298, 299, 300, 303, 313. 
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der aufgestellten Truppen, und am 22. September endigte auch 
die Truppenaufstellung am Rhein!). Bei der Bekämpfung des 
Aufstandes fand am 21. Juli eine Grenzverletzung der Schweiz 
statt. Eine deutsche Reichstruppe fuhr mit Dampfschiff von Konstanz 
den Rhein hinunter in die badische Enklave Büsingen, um hier 
wie im übrigen Großherzogtum die Entwaffnung der Aufständischen 
vorzunehmen; die Truppe wurde von der schweizerischen Grenz- 
besetzung dort zurückgehalten, bis Genugtuung gegeben. Das 
ist der sogenannte Büsingerhandel, und die Berichte und Ver- 
handlungen darüber zeigen, wie eifersüchtig die Schweiz auf die 
Unantastbarkeit ihres Gebietes hielt?). 


Die Kosten beider Grenzbesetzungen (984516 Fr.) wurden 
wieder vom Bund übernommen). 


e) Flüchtlingsangelegenheiten und revolutionäres Vereins- 
und Preßwesen. 


Die Revolutionen der Jahre 1848/1849 in den Nachbarstaaten 
veranlalöten nicht nur Grenzbesetzungen auf schweizerischer Seite, 
sondern auch, wie das schon aus der bisherigen Darstellung hervorgeht, 
den Übertritt einer Masse von Flüchtlingen, die in der Schweiz ein 
Asyl suchten. Dadurch wurden besondere Maßnahmen notwendig, 
um einerseits das Asylrecht der Schweiz zu wahren und anderseits 
die völkerrechtlichen Pflichten gegenüber den Nachbarregierungen 
nicht zu verletzen. Diese Tatsachen des Übertrittes und die be- 
züglichen Malsnahmen sind die kurzweg sogenannten Flüchtlings- 
angelegenheiten. Während aber die Grenzbesetzungen die 
kriegerischen Ereignisse in den Nachbarstaaten, um eine Über- 
schreitung der Schweizergrenze zu verhüten, zu begleiten hatten, 
folgten die Flüchtlingsangelegenheiten jenen Ereignissen erst nach 
und zwar erst, nachdem diese die revolutionären Bewegungen 
unterdrückt hatten, so daß die Teilhaber an diesen der Verfolgung 
und Strafe ausgesetzt waren. So kam es, daß nur die Flüchtlings- 
angelegenheit nach dem ersten badischen Aufstand im April 1848, 
der schnell bewältigt war, noch durchweg Gegenstand der alten 
Tagsatzung war, die Flüchtlingsangelegenheiten im übrigen da- 
gegen hauptsächlich der neuen Bundesbehörde zur Behandlung 


1) B. B. 1849 II, 404, 408, 531. 
2) B. B. 1849 II, 318, 364, 378, 398. 
3) B. B. 1852 III, 255 und B. G. 3/232. 
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zufielen und ihr viele Schwierigkeiten bereiteten. Übrigens richteten 
sich die Grenzbesetzungen nicht nur gegen das Überschreiten der 
Grenze durch Truppenmassen kämpfender feindlicher Heere, sondern 
auch gegen den regellosen Übertritt geschlagener und flüchtiger 
Truppen und von sonstigen Massen von Flüchtigen und u. a. auch 
gegen die Ausfälle internierter Flüchtiger in das Herkunftsland, 
und insofern werden die Grenzbesetzungen zu Maßnahmen der 
Flüchtlingsangelegenheiten selbst und verknüpfen sich mit diesen. 
Die Flüchtlingsangelegenheiten folgten also nach den Grenz- 
besetzungen, und sie folgten sich untereinander so: auf die erste 
badische Flüchtlingsangelegenheit folgte gegen Ende des Jahres 1848 
die erste italienische, nach der Schlacht von Custozza und der 
Wiedereinnahme Mailands durch die Österreicher. Im Jahre 1849 
trat die Flüchtlingsangelegenheit in ein neues Stadium von größter 
Ausdehnung, nämlich nach Niederwerfung des dritten badischen 
Aufstandes (die beiden früheren, der erste, der Heckersche Auf- 
stand, und der zweite, der Struvesche Aufstand im September, 
fallen in das Jahr 1848) und nach endgültiger Besiegung Sar- 
diniens in der Schlacht von Novara. Damit komplizierte sich im 
gleichen Jahre das Auftreten revolutionärer deutscher Arbeiter- 
vereine und einer revolutionären Presse in der Schweiz, und es 
erfolgte im Jahre 1850 die Kollektivaktion der Mächte gegen die 
Schweiz. Im Anfang der fünfziger Jahre kamen dann drittens 
französische Flüchtlinge: die französische Februarrevolution hatte, 
weil sie sich, wie in der Hauptsache die französischen Revolutionen 
überhaupt, in Paris abspielte, keine Besetzung der Westgrenze 
der Schweiz nötig gemacht; als aber nach Proklamation der 
französischen Republik der Bürgerkrieg zwischen Sozialisten und 
politischen Republikanern ausbrach und nachher der Staatsstreich 
Louis Napoleons erfolgte und bei jenem Anlaß die Sozialisten 
und bei diesem die Republikaner sich hatten flüchten müssen und 
zum Teil auch die Schweiz aufgesucht hatten, gab es für diese 
auch eine französische Flüchtlingsangelegenheit, die nicht die 
unwichtigste und nicht die wenigst widerwärtige war. An die 
italienische Flüchtlingsangelegenheit, die namentlich gegen 
Österreich, den wiedererstandenen Herrn der Lombardei, aus- 
zutragen war, schließt sich im Jahre 1853 eine Verwicklung mit 
Österreich wegen Ausweisung lombardischer Kapuziner aus den 
Klöstern des Kantons Tessin. 
Danach ungefähr teilt sich die folgende Einzeldarstellung. 
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1. Die erste badische Flüchtlingsangelegenheit!), 

Am 11. Mai 1848, nach dem ersten badischen, dem sogenannten 
Heckerschen Aufstande, reklamierte die badische Regierung zum 
erstenmal wegen der badischen Flüchtlinge in der Schweiz, nicht 
deswegen, weil ihnen überhaupt Asyl gewährt wurde, sondern daß 
sie in den schweizerischen Grenzorten geduldet würden und so die 
Möglichkeit Hitten, mit den Unzufriedenen im Großherzogtum Baden 
weiter zu konspirieren, und es wurde verlangt, daß sie in das Innere 
der Schweiz gebracht würden. Aber die Tagsatzung war von der An- 
erkennung dieses Standpunktes so weit entfernt, daß „auf das schöne 
Recht, unglücklichen politischen Verfolgten ein Asyl zu gewähren, 
hingewiesen wurde, welches auch den Grenzkantonen, sofern es nicht 
mißbraucht werde, in keiner Weise verkümmert werden dürfe.“ (!) 
Ja, es wurde die Aufkündigung der mit Baden und mit Österreich 
bestehenden Auslieferungsverträge, die noch eine Auslieferungspflicht 
wegen Hochverrat und Aufruhr statuierten ?), diesfalls in Erwägung 
gezogen und auch wirklich beschlossen ®). — Eine zweite bezügliche 
Note der badischen Regierung vom 5. Juli 1848 wurde ebenfalls 
ablehnend beantwortet; in der Beratung der Tagsatzung darüber 
fiel u. a. der Auspruch, die Schweiz dürfe sich nicht zur Kranken- 
wärterin des absterbenden Absolutismus hergeben. Auf Beantwortung 
einer gleichen Note des deutschen Bundes vom 30. Juni wurde 
gar nicht eingetreten, weil die deutsche Bundesversammlung seither 
zu existieren aufgehört habe, und in der Tat war schon am 28. Juni 
durch die am 18. Mai zusammengetretene deutsche National- 
versammlung die bisherige Bundesversammlung (Bundestag) auf- 
gelöst und eine provisorische Zentralgewalt mit einem Reichs- 
verweser (Erzherzog Johann von Österreich) eingesetzt worden. — 
Auch eine dritte Reklamation Badens wegen der Flüchtlinge, vom 
6. September, fand keine bessere Aufnahme. Der noch im gleichen 
Monat erfolgte zweite badische, der sogenannte Struvesche Auf- 
stand, ließ dann aber die badischen Reklamationen nicht so ganz 
unbegründet erscheinen ®). 


2. Die erste italienische Flüchtlingsangelegenbheit. 
Wie der Kampf in Italien von viel größerer Bedeutung war 
als der badische Aufstand, weil ein ganzes Land (Lombardei), 


__— 


1) Repertorium I, 944f. 

2) Alte offiz. Sammlung I, 394, II, 158. 

3) Beschluß vom 25. Juli 1848; ebenda III, 349. 
4) B. B. 1849 I, 152. 
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unterstützt von einem Staat (Sardinien), gegen eine Fremdherrschaft 
(Österreich) sich erhob, also Staat gegen Staat stand, während in 
Baden sich nur eine Partei, die republikanische, gegen die eigene 
Regierung erhob, so war auch die italienische Flüchtlings- 
angelegenheit für die Schweiz viel größer und schwieriger als die 
badische. Einerseits war die Zahl der italienischen Flüchtlinge 
auf schweizerischem Boden nach der Niederlage der Italiener bei 
Custozza eine massenhaft große (der Bestand der italienischen 
Emigration wurde am 5. November 1848 noch auf 4014 Personen 
berechnet) !) und die Stimmung im Kanton Tessin, wohin sich als dem 
nächsten Grenzlande die Flüchtlinge zumeist gewendet hatten, 
nicht nur bei der Bevölkerung, sondern selbst in der Regierung den 
Flüchtlingen günstig und insofern für die Schweiz kompromittierend, 
und anderseits standen eben der Schweiz zwei Staaten, Österreich 
und Sardinien, gegenüber mit ganz entgegengesetzten Ansprüchen 
hinsichtlich dieser Flüchtlinge: Österreich (bzw. Feldmarschall 
Radetzky als österreichischen Befehlshaber in der Lombardei) ver- 
langte strikte Entfernung der Flüchtlinge aus dem Grenzgebiet, 
und als die tessinische Regierung, an die zunächst das Verlangen 
gestellt war, der Aufforderung nicht entsprach, verhängte Öster- 
reich Sperrmaßregeln gegen Tessin, das heißt, schloß es allen 
Verkehr der Lombardei mit dem Kanton Tessin und durch den- 
selben ab, und vertrieb auch die in der Lombardei sich auf- 
haltenden Tessiner; Sardinien dagegen verlangte Aufenthalts- 
gewährung für die italienischen Flüchtlinge da, wo sie sich auf- 
halten wollten, speziell im Kanton Tessin, wenn sie mit Pässen 
ausgestattet wären, und es hatte viele Lombarden mit piemontesischen 
(sardinischen) Pässen versehen, es verlangte also Anerkennung der 
piemontesischen Pässe wie in Friedenszeiten. Es handelte sich 
also wie auf der badischen Seite nicht sowohl darum, ob die 
Flüchtlinge in der Schweiz überhaupt geduldet werden dürften, 
sondern nur darum, ob sie in den Grenzkantonen der Lombardei, 
speziell in Tessin, geduldet oder aber im Innern der Schweiz 
interniert werden sollten, und der Bund hatdann zu dieser Frage, mit 
Rücksicht aufdie vielgrößere Bedeutungund GefahrfürdieSchweizauf 
dieser Seite als auf der badischen, eine andere Stellung eingenommen. 

Im einzelnen verlief die Sache so!): Tagsatzung und Vorort 
hatten bei Ausbruch des italienischen Krieges die nötigen Maßs 
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regeln an der italienischen Grenze, nannentlich im Kanton Tessin ge- 
troffen, speziell Truppen zur Grenzbewachung aufgestellt. Nach 
der Schlacht von Custozza (25. Juli) begann die Flüchtlings- 
angelegenheit im Kanton Tessin. Die Flüchtlinge wurden im ganzen 
Kanton Tessin geduldet. Als dann Radetzky wegen Umtrieben von 
Flüchtlingen jene Sperre verhängte, wurden auf Beschluls der Tag- 
satzung vom 21. November zwei Kommissäre nach dem Kanton Tessin 
geschickt und die Militärflüchtlinge in Lugano (im Gegensatz zu 
den Zivilflüchtlingen) hinter den Monte Cenere nach Bellinzona 
und Locarno verlegt. Aber diese Maßnahme gegen die Flücht- 
linge genügte nicht. Am Aufstand, der gegen Ende Oktober im 
Intelvithal (auf der Ostseite des Luganersees) und im Veltlin gegen 
die Österreicher ausbrach, konnten italienische Flüchtlinge im 
Kanton Tessin trotz der Grenzbewachung, auf dem Wege über 
den Joriopaß (Grenzpaß östlich von Bellinzona) teilnehmen, und 
am 830. Oktober bemächtigten sich italienische Flüchtlinge auf 
schweizerischem Gebiete gewalttätig eines der beiden Dampfschiffe 
auf dem Langensee für ihre Zwecke — zwei krasse Verletzungen 
der schweizerischen Neutralität seitens der Flüchtlinge, denen das 
Asylrecht gewährt worden war. Darauf faßte der Staatsrat des 
Kantons Tessin am 1. November einen Beschluß, gemäß welchem 
diejenigen politischen Flüchtlinge, welche an dem Aufstande im 
Intelvithal und beim Überfall des Dampfschiffes auf dem Lago 
maggiore einen direkten Anteil genommen hatten, sich aus dem 
Kanton entfernen sollten. Die eidgenössischen Repräsentanten 
hingegen forderten, daß die Maßnahme eine allgemeine sein und 
sich auf alle Flüchtlinge erstrecken solle, nicht bloß auf diejenigen, 
welche bei jenen beiden schweren Neutralitätsverletzungen direkt 
beteiligt gewesen, da unter den obwaltenden Verhältnissen die 
Ermittelung der Schuldigen nicht möglich sei und sonst keine 
Sicherheit gegen die Wiederholung solcher Vorfälle gegeben sei, 
ohne daß eine ganze Bewachungsarmee an der Grenze aufgestellt 
würde; immerhin sollten bei’ Ausführung der Maßregel Humanitäts- 
rücksichten, wie z. B. gegen das Alter, Geschlecht, Kranke und 
Gebrechliche, nicht aus den Augen gesetzt werden. Die Re 
präsentanten bemerkten dabei,*es handle sich keineswegs darum, 
die italienischen Flüchtlinge nach der Lombardei zu schaffen und 
sie ihren Verfolgern auszuliefern (vgl. dagegen den Italienerschub 
aus der Schweiz im Jahre 1898, also 50 Jahre später! siehe mein 
Bundesstaatsrecht, S. 202, Note und meinen Kommentar zur 
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Bundesverfassung 478); es handle sich nicht einmal darum, sie 
aus dem Gebiete der Eidgenossenschaft zu verweisen, vielmehr 
stehe ihnen das Innere der Schweiz und übrigens auch Frankreich 
und Piemont offen. Dem Standpunkt der Repräsentanten gemäß 
ordnete der Vorort am 4. November an, daß, einzelne Ausnahmen 
abgerechnet, die sämtlichen italienischen Flüchtlinge aus dem 
Kanton Tessin verwiesen und nach dem Innern der Schweiz ge- 
bracht werden sollen. Gegen diese Verfügung rekurrierte der 
Staatsrat des Kantons Tessin am 8. November an die oberste Be- 
hörde der Eidgenossenschaft, und so gelangte die Frage an die neue 
Bundesversammlung. Diese bestellte zur Prüfung eine Kommission, 
die sich in ihren Anträgen in eine Mehrheit und eine Minderheit 
spaltete; die letztere, bestehend aus Staatsrat Pioda aus Tessin (!), 
pflichtete der Ansicht der Tessiner Regierung bei; die Majorität 
hingegen, bestehend aus allen übrigen Mitgliedern der Kommission 
(Escher-Zürich, Pfyffer-Luzern, Kern-Thurgau und Michel-Grau- 
bünden), vertrat die Ansicht des Vorortes und der eidgenössischen 
Repräsentanten, und die Bundesversammlung faßte einen Beschluls, 
der dem Antrage der Mehrheit wörtlich entsprach. Dieser Be- 
schluß, vom 27. November 1848 !), lautete in der Hauptsache dahin: 
es sollen die italienischen Flüchtlinge aus dem Kanton Tessin 
entfernt und in der Schweiz interniert, bei Vollziehung dieser 
Maliregel aber die von der Humanität gebotenen Rücksichten 
beobachtet und auf Alter, Geschlecht und Lage der Personen 
Bedacht genommen werden, worüber die eidgenössischen Re- 
präsentänten zu entscheiden haben (nicht der parteiisch gesinnte 
Tessiner Staatsrat), und es sei dem Kanton Tessin bei eigener 
Verantwortlichkeit (nämlich für die Kosten einer deshalb allenfalls 
nötigen längeren und größeren eidgenössischen Grenzbesetzung 
und eidgenössischen Vertretung im Kanton Tessin) untersagt, 
italienischen Flüchtlingen den Aufenthalt auf seinem Gebiet zu ge- 
statten, ausgenommen die Fälle, in denen dringende Rücksichten der 
Humanität ein entgegengesetztes Verfahren rechtfertigen würden. 
Bemerkenswerterweise war bei Beratung des Beschlusses im 
Nationalrat beantragt worden, auch den nördlichen Kantonen, 
welche Flüchtlinge aufgenommen hätten, die fernere Gewährung 
des Asyls zu untersagen®), das heißt, die Grenzkantone gegen 
Baden sollten ebensowenig das Recht der Asylgewährung haben 
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als Tessin gegenüber Italien. Bemerkenswert war der Antrag 
deshalb, weil die Tagsatzung, als man noch dem badischen Auf- 
stand allein gegenüber stand, umgekehrt ausdrücklich auch den 
Grenzkantonen trotz Reklamation der badischen Regierung das 
Recht der Asylgewährung gewahrt hatte (vgl. 1). Aber der 
Unterschied zwischen beiden Fällen ist, wie eingangs zu 2. aus- 
geführt, erheblich genug, um einen Unterschied in der Behandlung 
zu machen. Der Antrag wurde denn auch verworfen, zwar nicht 
aus diesem sachlichen Grunde, weil der Fall hier ein ganz anderer 
war als dort, sondern angeblich aus dem formellen Bedenken, 
daß der Antrag an eine eigene Tagesordnung gehört hätte. 

Auf den Beschluß der Bundesversammlung vom 27. November 
folgten Reklamationen von den entgegengesetzten Seiten. Öster- 
reich, bzw. der Kommandant der österreichischen Truppen in 
Como, reklamierte, daß trotz des Beschlusses immer wieder Um- 
triebe von Tessin aus gegen die Lombardei stattfänden, und Sardinien 
reklamierte wegen des Beschlusses, daß nämlich infolge desselben 
auch keine mit piemontesischen Pässen versehenen Flüchtlinge im 
Kanton Tessin mehr geduldet würden. 

Einerseits die österreichischen Reklamationen !). Der öster- 
reichische Kommandant in Como beklagte sich bei den eid- 
genössischen Repräsentanten im Kanton Tessin (mit Schreiben vom 
25. und 30. Dezember 1848), daß Mazzini, die Seele des Wider- 
standes und das Haupt der Flüchtlinge, sich noch im Kanton Tessin 
aufhalte; daß Droh- und Brandschriften vom Kanton Tessin aus in 
der Lombardei verbreitet würden; daß Waffen in die Lombardei 
eingeschmuggelt würden, daß sich im Caf& Terreni in Lugano 
ein geheimes lombardisches Komitee gebildet habe, daß einerseits 
Emissäre zur Schürung des Aufstandes in die Lombardei gesendet 
und anderseits Militärs auf österreichischem Gebiet zur Desertion 
verlockt, im Kanton Tessin versammelt und in die sardinischen Streit- 
kräfte eingereiht würden; daß noch immer eine große Anzahl 
italienischer Flüchtlinge sich im Kanton Tessin aufhalte. Es 
werden eventuell neue Repressalien gegen den Kanton in Aus- 
sicht gestellt, nachdem die früheren dank des Vorgehens der eid- 
. genössischen Behörden abgestellt worden waren. In ihrem Berichte 
mit dem die eidgenössischen Repräsentanten diese Reklamationen 
an den Bundesrat begleiten, wird festgestellt, daß sich die Zahl 
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der im Kanton Tessin aufhaltenden Flüchtlinge’ auf370 belaufe (gegen 
frühere 4014!). In seiner Weisung an die eidgenössischen Re- 
präsentanten und an den Staatsrat Tessin vom 6. Januar 1849. 
folgt der Bundesrat fast Punkt für Punkt den österreichischen 
Reklamationen, um die danach nötig scheinenden Maßregeln vor- 
zuschreiben. Der Bundesrat findet übrigens die Zahl von 370 
noch zu hoch, wobei er bemerkt, daß für diejenigen Flüchtlinge, 
die ausnahmsweise aus Humanitätsrücksichten noch im Kanton 
Tessin geduldet würden, erste Voraussetzung sei, daß sie sich 
ruhig verhielten, und dalö auch Greise, Weiber und Kinder, wenn 
sie sich an Umtrieben beteiligten, ausgewiesen werden müßten. 
Im übrigen steht der Bundesrat nicht an, die Sympathien im Kanton 
Tessin für die italienische Sache als löblich zu bezeichnen, und 
in einem Schreiben an den Staatsrat des Kantons Tessin vom 
5. Februar 1849, in welchem er den Staatsrat wegen seiner ver- 
änderten, bundeswilligen Haltung lobt, erklärt er geradezu: „Diese 
Sympathien sind auch die unsrigen, allein die Pflicht gebietet 
uns, dieselben höheren Rücksichten unterzuordnen }).“ 

Anderseits die sardinische Beschwerde wegen der Ausweisung 
der italienischen Flüchtlinge aus dem Kanton Tessin und Ver- 
weisung in das Innere der Schweiz. Die Beschwerde erfolgte 
durch Note vom 23. Januar 1849, die aber vom Bundesrat in 
einer Gegennote vom 31. Januar 1849?) zurückgewiesen wurde. 
Darin wurde zunächst sehr fein bemerkt: da es sich nicht um 
sardinische Angehörige handle, dürfte er, der Bundesrat, somit 
wohl, ohne die einem befreundeten Staate schuldige Achtung zu 
verletzen, nach der Berechtigung fragen, für Angehörige eines 
dritten Staates auf diplomatischem Wege und offiziell zu inter- 
venieren. Sodann wird in der Sache selbst die einseitige Dar- 
stellung der sardinischen Regierung vom Anspruch der Flüchtlinge 
auf Schutz ergänzt durch den Hinweis auf die Pflichten der Flücht- 
linge gegen den ihnen Schutz gewährenden Staat, daß sie sich 
nämlich ruhig zu verhalten haben und das Gastrecht nicht un- 
dankbarer Weise mißbrauchen und verletzen dürfen, wie es durch 
Anteilnahme am Aufstand im Intelvithal und durch Wegnahme 
des Dampfschiffes auf dem Langensee in so krasser Weise ge- 
schehen sei. Die bezüglichen Ausführungen beginnt die Note mit 
der Apostrophe: „Ja, Herr Minister“ — die Note ist an den 
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sardinischen Minister des Auswärtigen gerichtet — „die Ansprüche 
des Unglücks sind heilig, wie Sie sagen, allein nicht minder 
heilig sind die Verpflichtungen, welche dem unglücklichen Ver- 
folgten gegen seine Gastfreunde obliegen.“ Und die Aus 
führungen über die Asylpolitik der Schweiz gipfeln in folgenden 
Sätzen: „Ungeachtet der vielen traurigen Erfahrungen, welche 
die Schweiz wegen politischer Flüchtlinge schon gemacht hat, wird 
sie dennoch wie bis anhin fortfahren, ‚den Verfolgten und Un- 
glücklichen eine Zufluchtsstätte zu gewähren‘ (Anspielung auf den 
bezüglichen Ausdruck in der sardinischen Beschwerde), aber sie 
wird es zur unerläßlichen Bedingung machen, daß sie sich ruhig 
verhalten auf dem geheiligten Boden des Asyls, und der Bundesrat 
wird mit aller Energie darüber wachen, daß diese Bedingung er- 
füllt werde. Die Schweiz will sich nicht zum Werkzeug absoluter 
Staatsgewalten, aber ebensowenig zum Werkzeug fremder Re- 
volutionen hergeben.* (Vgl. damit meine Bemerkung zu den 
Anträgen über das sardinische Bündnisanerbieten vom 6. April1848, 
oben 8. 32.) 

Aber nicht nur in Sardinien, sondern auch im weitern Italien, 
namentlich im Großherzogtum Toskana, wie der dort in Livorno 
residierende schweizerische Konsul dem Bundesrat berichtete, 
herrschte gegen die Schweiz eine höchst gereizte Stimmung, die 
gefährliche Folgen für die in Italien wohnhaften Schweizer be- 
fürchten ließ. Diese Stimmung hatte ihren Grund nicht nur im 
Verfahren der Schweiz gegen die italienischen Flüchtlinge, sondern 
auch in der Tatsache, daß in dieser Zeit dem König beider Sizilien 
(Ferdinand II.) in seinem Kampfe gegen die Aufständischen Rekruten- 
transporte aus der Schweiz zukamen. Aber die Stimmung war 
offenbar von Sardinien, das nicht verfehlt hatte, seine Note an 
die Schweiz, betreffend die italienischen Flüchtlinge, durch die 
Presse zu veröffentlichen, geschürt worden, wie die Daten zeigen: 
die Note der sardinischen Regierung datierte vom 23. Januar 1849, 
und am 31. Januar war der schweizerische Konsul in Livorno 
in der Lage, dem Bundesrat von [dieser Stimmung Kenntnis zu 
geben. Der Bundesrat erließ darauf am 8. Februar einerseits ein 
Zirkular an sämtliche in Italien wohnende schweizerischen Kon- 
suln und andererseits eine Note an das toskanische Ministerium 
des Auswärtigen !), mit dem übereinstimmenden Inhalt, daß das 
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Verfahren der Schweiz gegen die italienischen Flüchtlinge durch 
deren Verhalten provoziert sei, und daß, was die Rekrutentransporte 
betreffe, sie noch auf Grund älterer Militärkapitulationen gewisser 
Kantone mit dem Königreich beider Sizilien stattfänden, daß aber 
der Bund die Vollziehung früherer kantonalen Verträge nicht 
hindern könne, hingegen neue Verträge dieser Art durch seine 
Bundesverfassung (Artikel 11) verboten habe. Das Zirkular an 
die schweizerischen Konsuln solle wie die sardinische Note, um 
dieser entgegenzuwirken, volle Veröffentlichung finden, und der 
toskanischen Regierung wurden die dortigen Schweizer zum Schutze 
empfohlen. Damit scheint die befürchtete Gefahr abgewendet 
worden zu sein. Immerhin wurden die bestehenden Militär- 
kapitulationen einer Prüfung, von der unter Verträgen näheres mit- 
geteilt ist, unterworfen und wurde ein Vertrag von Uri mit Neapel 
bloß über Verlegung des Werbedepots untersagt !). — 


Eine neue Tatsache gab der sardinischen Regierung zu einer 
zweiten Beschwerde Anlaß — die Tatsache, daß Pässe, die von 
der sardinischen Regierung an italienische Flüchtlinge ausgestellt 
wurden, an deren Verweisung aus dem Kanton Tessin nichts zu 
ändern vermochten. Auf den Bericht der eidgenössischen Kom: 
missarien im Kanton Tessin nämlich, vom 24. Januar 1849, daß 
lombardische Flüchtlinge, gestützt auf piemontesische Reisepässe, 
Aufenthalt jm Kanton Tessin verlangten — gab der Bundesrat mit 
Schreiben vom 26. Januar den Bescheid, daß den Flüchtlingen, 
auch wenn sie mit piemontesischen Pässen versehen seien, der 
Aufenthalt auf tessinischem Gebiet unter keinen Umständen bewilligt 
werde, sondern daß der Bundesbeschluß vom 27. November (oben 
S. 43) in allen Teilen Vollziehung finde?). Zur Begründung wurde 
bemerkt, daß wenn die Flüchtlinge durch piemontesische Reise- 
pässe Aufenthalt im Kanton Tessin erlangen könnten, der Beschluß 
der Bundesversammlung vom 27. November illusorisch würde, daß 
aber gegen die Ausweisung von Fremden aus höheren Staats- 
rücksichten, wie sie in vorliegendem Falle beschlossen sei, keine 
Legitimationspapiere gälten, um so weniger solche eines fremden 
Staates. Die deswegen von der sardinischen Regierung mit Note 
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vom 10. Februar 1849 erhobene Beschwerde wurde vom Bundesrat 
durch Schreiben vom 26. Februar kurz zurückgewiesen!), aus 
den gleichen Gründen, mit denen er seinen Bescheid an die 
eidgenössischen Kommissarien motiviert hatte. Dabei wurde einer 
Drohung, welche die sardinische Regierung ihrer Beschwerde 
beigefügt hatte, schneidig entgegengetreten. Indem die sardinische 
Regierung verlangte, daß ihre Beschwerde als begründet erklärt 
werde, hatte sie bemerkt: sie wünsche nicht in den Fall zu kommen, 
die Handels- und Verkehrsverhältnisse beider Länder zum Nach- 
teil der Schweiz unterbrechen zu müssen. Nachdem darauf der 
Bundesrat die Ansicht ausgesprochen, daß ein freundschaftliches 
Verhältnis benachbarter Staaten keineswegs nur dem einen Lande 
Vorteil verschaffe, sondern im wohlverstandenen Interesse beider 
Länder liege, erklärt er zum Schluß: „Wenn der Bundesrat über 
die am Schlusse der Note beigefügte Drohung der Unterbrechung 
der Verkehrsverhältnisse mit Stillschweigen hinweggeht, so ge- 
schieht es nur in der Voraussetzung, daß die königlich sardinische 
Regierung eine solche Sprache nicht geführt hätte, wenn ihr die 
Motive jener Maßregel (der Nichtanerkennung piemontesischer 
Pässe für den Aufenthalt italienischer Flüchtlinge im Kanton Tessin) 
im wahren Lichte vorgelegen hätten. Er wird übrigens mit der- 
jJenigen Ruhe, welche das Bewußtsein des Rechts und gewissen- 
hafter Pflichterfüllung einflößt, die weiteren Entschließungen ge- 
wärtigen, sich jederzeit vorbehaltend, das zu tun, was die Ehre der 
schweizerischen Nation erheischt.* — 


Einen andern Gegenstand der Erörterung mit Sardinien 
bildeten die Waffen und Munition, welche den italienischen Flücht- 
lingen bei ihrem Eintritt in die Schweiz abgenommen worden 
waren ?). Sardinien verlangte die Auslieferung. Auch diesem 
Begehren wurde einstweilen nicht entsprochen. Einerseits wurde 
es gestellt kurz vor Wiederausbruch der Feindseligkeiten, so daß 
bei Entsprechung eine Verletzung der Neutralität hätte in Frage 
kommen können; anderseits bildeten diese Waffen und Munition 
eine unliquidierte Masse, worauf eine Menge von Eigentums- 
ansprüchen und Forderungen geltend gemacht wurden (für Lieferung 
derselben, für Transport und Aufbewahrung, und auch für Unter- 
halt der Flüchtlinge). Schon die Tagsatzung hatte am 11. Sep- 
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tember 1848 beschlossen !), daß diese Gegenstände in statu quo 
verbleiben sollten bis zum Austrag der Frage über Bestreitung 
der Kosten für die Verpflegung der Flüchtlinge. Die Herausgabe 
wurde dann erst nach vollständiger Beendigung des italienischen 
Krieges von der Bundesversammlung am 21. Dezember 1849 be-® 
schlossen ?) (vgl. unten S. 59). 


3. Der Struvesche Aufstand in Baden 
im September 1848. 


Er brachte keine neue Masse von Flüchtlingen in die Schweiz, 
trug aber der Schweiz Reklamationen durch Regierung und Presse 
ein, weil sich Flüchtlinge, die sich vom ersten, Heckerschen Auf- 
stande her in der Schweiz aufhielten, am zweiten Aufstande teil- 
genommen hatten. Der Bundesrat erließ daher ein Kreisschreiben 
an sämtliche eidgenössischen Stände vom 30. November 1848), 
wonach zwar die deutschen Flüchtlinge nicht, wie die italienischen 
im Kanton Tessin, mit Rücksicht auf den anders, viel weniger 
gefährlich liegenden Fall schlechthin aus den Grenzkantonen gewiesen 
werden, immerhin von den Landesgrenzen zurückgezogen und 
genau überwacht werden sollen, solche Flüchtlinge aber, die am 
zweiten badischen Aufstand teilgenommen, in den Grenzkantonen 
nicht zu dulden seien. Durch diese polizeilichen Maßnahmen 
sollen militärische Truppenaufgebote zur Grenzbewachung ver- 
'mieden werden, nicht nur wegen der Kosten, sondern auch mit 
Rücksicht darauf, daß die Verwendung des Militärs zu Polizeidienst- 
verrichtungen nur nachteilig auf die eidgenössischen Wehrmänner 
zurückwirke — eine triftige Bemerkung, deren Beachtung gelegentlich 
immer wieder unterlassen wird! Im übrigen werden die Grenzkantone 
gegen Deutschland zur Berichterstattung über die bei ihnen 
wohnenden Flüchtlinge aufgefordert und zu gleicher Zeit ein 
Kommissär (Dr. Steiger von Luzern) nach den deutschen Grenz- 
kantonen gesandt. Solche Berichte sind dann im Laufe des 
Dezember eingegangen von Zürich *), Aargau? ), Thurgau ®), Basel- 
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Stadt!) und Schaffhausen ?). In einem neuen Rundschreiben vom 
27. Januar 1849®) fand sich der Bundesrat veranlaßt, den Grenz- 
kantonen wegen laxer Handhabung der Flüchtlingspolizei Vor- 
stellungen zu machen und vorzuschreiben, daß keine deutschen 
®Flüchtlinge innerhalb sechs Stunden von der deutschen Grenze 
geduldet werden und die Anführer des zweiten badischen Auf- 
standes: Heff, Thielmann und Löwenfels, die, obschon deswegen 
bereits ausgewiesen, doch seither wieder in der Schweiz konspiriert 
hatten, bei Betreten bestraft würden. Unter dem 1. März 1849 
erfolgte der Schlußbericht des eidgenössischen Kommissärs!). 
Aus diesem und aus den erwähnten Spezialberichten der Grenz- 
kantone geht hervor, daß, was 1. die Zahl und den Auf- 
enthaltsort der Flüchtlinge betrifft: in Basel-Stadt wegen der un- 
ınittelbaren Grenzberührung ihres Gebietes überhaupt keine 
Flüchtlinge geduldet wurden, auch in Basel-Land sich keine mehr 
aufhielten, im Aargau in den drei Grenzbezirken von Rheinfelden, 
Laufenburg und Zurzach gar keine und im übrigen Kanton nicht 
mehr als ein Dutzend, in Schaffhausen nur 6, in Zürich 9 und 
in Thurgau 18, die meisten, die sich überhaupt in der Schweiz 
befanden, im ganzen also nur 45, und daß betreffend 2. 
deren Verhalten, sie sich ruhig verhielten, speziell kein einziger 
am Struveschen Aufstand beteiligt war, so daß die deutschen 
Klagen diesfalls auf Übertreibungen deutscher Beamten oder auf 
Lügenberichten von Spionen und Agents provocateurs beruhten, 
über welche letzteren schon damals in der Schweiz viel geklagt 
wurde). | 
Das (1—3) sind die Flüchtlingsangelegenheiten infolge der 
kriegerischen Ereignisse im Jahre 1848. In seinem ersten Geschäfts- 
bericht vom 25. April 1849®)"über die Zeit vom November 1848 
bis März 1849 gibt der Bundesrat auch ein Resume der Gren»- 
besetzungen und Flüchtlingsangelegenheiten, das den Hauptteil 
des Berichtes bildet, und wonach diese Angelegenheiten auch einen 
Hauptteil der Tätigkeit der neuen Bundesbehörden ausmachten, 
und faßt darin seine Flüchtlings- oder Asylpolitik, die er in diesen 
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Fällen befolgt hat, in folgende Sätze zusammen!): „Wir dulden 
an fremden Flüchtlingen nicht, daß sie vom schweizerischen Ge- 
biet aus gegen andere Staaten Feindseligkeiten ausüben oder 
vorbereiten ; wir dulden nicht, daß sie durch Aufreizung zu Meuchel- 
mord und Aufruhr die schweizerische Presse schänden und anderen 
Staaten den Krieg erklären; wir dulden nicht, daß sie unser 
Vaterland entehren, indem sie die Überzeugung verbreiten, daß 
in der Schweiz die schändlichsten Attentate gebilligt und begünstigt 
werden. Wir sind durch die gegenwärtigen Verhältnisse ver- 
anlaßt, Ihnen (der Bundesversammlung) zu erklären, daß wir ent- 
schlossen sind, bei Anwendung des Artikels 57 (heute 70) der 
Bundesverfassung mit aller Entschiedenheit nach diesen Grund- 
sätzen weiter zu verfahren, und daß wir auf Ihren patriotischen 
Sinn, wenn auch die Fremden ihn einen egoistischen schelten, 
die Hoffnung einer kräftigen Unterstützung bauen.“ 

Es folgen die Flüchtlingsangelegenheiten aus Anlaß der Er- 
eignisse des Jahres 1849 und die weitere Behandlung und schließ- 
liche Entledigung der durch die Jahre 1848/1849 in der Schweiz 
angesammelten deutschen. und italienischen Flüchtlinge überhaupt. 


4. Das Jahr 1849 und die weitere Behandlung der 
Flüchtlingsangelegenheit im ganzen. 


Der Wiederausbruch des Krieges in Italien im März 1849 
und der erneuerte, dritte Aufstand in Baden und der Rheinpfalz 
im Mai 1849 hatten, nachdem beide Erhebungen niedergeschlagen 
waren, neue Massen von Flüchtlingen in die Schweiz geworfen. 
Im Juli 1849 betrug nach amtlicher Schätzung die Zahl der in 
der Schweiz anwesenden Flüchtlinge über 11000, ungerechnet 
mehrere Tausend italienischer Flüchtlinge, da der größte Teil der- 
selben die Schweiz bald wieder verlassen hatte, und abgesehen 
von der sogenannten italienischen Emigration, das heißt denjenigen 
Unzufriedenen aus der Lombardei, die, ohne politisch belastet zu 
sein, ihr Vaterland verlassen hatten und nach der Schweiz gezogen 
waren?). Mit dieser großen, bisher und seither unerhörten Zahl 
begann die Flüchtlingsangelegenheit zu einer förmlichen, noch 
nie dagewesenen Kalamität für die Schweiz zu werden, die fast 
alle Kräfte des Staates zur Regelung in Anspruch nahm und 
doch mit der gleichzeitigen Erscheinung deutscher revolutionären 
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Arbeitervereine und einer revolutionären Presse die Schweiz in 
die größte Gefahr seitens der Mächte brachte. Von dieser Ge- 
fahr nachher (6); hier zunächst von den besonderen Maß- 
regeln der Schweiz zur Ordnung der Flüchtlingsangelegenheit im 
Innern. 

Schon der erste bundesrätliche Akt, der diese Massen- 
angelegenheit zu ordnen begann, das Kreisschreiben des Bundes- 
rates an sämtliche eidgenössischen Stände vom 12. Juli 18491), 
bezeichnet die zu ergreifenden Maßnahmen vollständig, um dieser 
Angelegenheit Herr zu werden; als solche bezeichnet es nämlich: 
1. zentrale und einheitliche Leitung dieser Angelegenheit durch 
den Bund und durch ihn Verteilung der Flüchtlinge auf die Kantone; 
2. strenge Überwachung der aufgenommenen Flüchtlinge einerseits 
und 3. Unterstützung der Subsistenzlosen andererseits; 4. möglichste 
Verminderung der Zahl durch Ausweisung von Flüchtlingen wegen 
gemeiner Vergehen oder schlechter Aufführung oder von solchen, 
die sich fälschlich als Flüchtlinge ausgeben (Refraktärs, Deserteurs, 
Vagabunden); 5. Erwirkung der Amnestie im Heimatstaat oder 
Aufnahme in anderen Ländern und Unterstützung der frei- 
willigen Abreise. Die weiteren zahlreichen offiziellen Akte des 
Bundes befassen sich dann bald mit der einen und anderen Mab- 
nahme; dazwischen gibt es auch einen allgemeinen zusammen- 
fassenden Bericht vom 29. Juli 1849?) und ein allgemeines Rund- 
schreiben vom 10. August 18498) des Bundesrates. 6. Weiter 
kam dann auch die Rückgabe des von den Flüchtlingen ein- 
gebrachten Kriegsmaterials zur Behandlung. Danach teilt sich die 
folgende Darstellung des Verlaufes ein in: 

1. EinheitlicheLeitung und Verteilung. Schon nach dem 
ersten Kreisschreiben sollten die badischen Flüchtlinge acht Stunden 
von der Grenze zwischen Basel und Konstanz interniert werden, gegen- 
tiber früheren sechs Stunden (oben S. 50); dadurch wurden von 
Flüchtlingen entleert nicht nur Basel-Stadt sondern auch Basel- 
Land und Schaffhausen. Später wurde gestattet, unter acht Stunden 
Entfernung hinunterzugehen, sofern kein Konflikt mit fremden 
Truppen und keine interne Verwicklung zu befürchten sei?). 
Andererseits, gegen die italienische Grenze, sollten auch, wie bisher, 
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Tessin und Graubünden von Flüchtlingen freibleiben; nach einem 
bald darauf folgenden ‚Kreisschreiben erhielt dann auch Graubünden 
seinen Anteil, aber mit der Einladung, die Flüchtlinge nicht zu 
nahe an die österreichische oder lombardische Grenze zu ver- 
legen!). Dafür wurde, als im Herbst 1849 französische Flücht- 
linge nach der Schweiz kamen und damit auch eine französische 
Flüchtlingsangelegenheit begann (7), die Entfernung dieser Flücht- 
linge auf zehn Stunden von der französischen Grenze angeordnet 
und damit Genf von ihnen geräumt, und als auch das sie nicht 
hinderte, sich wenigstens vorübergehend nach Genf zu begeben, 
wurden sie in die deutschen Kantone verwiesen ?). — Im übrigen 
wurden die Flüchtlinge von Bundes wegen auf die Kantone verteilt, 
ohne sie zurückweisen oder einander zuschieben zu können. Es 
wurden die Kantone besonders gewarnt, einander eigenmächtig 
Flüchtlinge zuzuschieben, weil diese sonst wieder zurückgeschickt 
werden könnten), und wurde auch gelegentlich (gegenüber Schwyz) 
das Recht des Bundes markiert, den Kantonen Flüchtlinge zu- 
zuteilen 2). Die Verteilung wurde nach Verhältnis der Bevölkerung 
vorgenommen, unter ausnahmsweiser Abweichung aus besonderen 
Gründen (Entfernung von der deutschen Grenze, nahe Aussicht 
auf Amnestie, Vermeidung häufiger Märsche und Kontremärsche, 
Armut einiger Gegenden)°). Es sollte auch periodisch eine neue 
Verteilung der Flüchtlinge vorgenommen werden mit Rücksicht 
darauf, daß Flüchtlinge abgingen (durch Ausweisung oder frei- 
willige Rückkehr, Tod) oder gelegentlich auch neue hinzukämen ®), 
und es wurden auch neue Verteilungen wiederholt auf Grundlage 
neuer Zählung der Flüchtlinge vorgenommen’), | 

2. Überwachung derFlüchtlinge. Schon im ersten Kreis- 
schreiben wurde sie den Kantonen zur Pflicht gemacht, und dabei 
im allgemeinen das Verhalten der Flüchtlinge und bzw. der Kantone 
ihnen gegenüber dahin bestimmt: alles zu vermeiden, was die 
Schweiz gegenüber dem Ausland kompromittieren könnte, und 
nicht zu dulden, daß ihr Gebiet zu einem Herde der Aufregung, 
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zu einem Mittelpunkt politischer Umtriebe mißbraucht werde), 
und das wurde gelegentlich immer wiederholt. Im speziellen wurde 
zu einem Gegenstand der Überwachung: das Verhältnis der Flücht- 
linge zu den revolutionären sozialdemokratischen deutschen Arbeiter- 
vereinen in der Schweiz (von welch letzteren nachher besonders!), 
ihre Beteiligung an der Vorbereitung einer neuen Revolution in 
Deutschland durch Werbung von schweizerischen Soldaten, Auf- 
kauf von Waffen usw. ?). Andererseits wurden Spione und geleime 
Agenten (agents provocateurs) besonders ins Auge gefaßt, welche 
Flüchtlinge zu beaufsichtigen und wohl gar zu kompromittierenden 
Handlungen zu verleiten in die Schweiz geschickt wurden, und 
die, um ihre Zwecke besser zu erreichen, die Maske von Flücht- 
lingen vornahmen. Denselben wurde ein eigenes Kreisschreiben 
des eidgenössischen Polizeidepartements vom 1. August 1849°) 
gewidmet, dessen Weisungen auch heute noch für diese Klasse 
von Leuten dienlich erscheinen. Es heißt darin: „Sobald die- 
selben sich feindseligen Handlungen oder verdächtigen Absichten 
hingeben, so sind sie festzunehmen, auf die Polizei zu führen, zu 
verhören und, wenn hinreichende Beschwerden vorliegen, in Ge- 
fangenschaft zu setzen, damit die Behörde je nach den Verhältnissen 
weiter zu verfügen imstande sei. Die Individuen dieser Kategorie 
von Fremden in der Schweiz sind aus ihrem Gebiete wegzuweisen, 
sofern die denselben zur Last fallenden Handlungen nicht das 
Einschreiten des Strafrichters nach sich ziehen. Solche Fremden 
fallen auch wirklich in den Bereich des Artikels 57 (heute 70) 
der Bundesverfassung, weil sie die Sicherheit der Schweiz auf 
jede Weise gefährden.“ | 


3. Unterstützung der subsistenzlosen Flüchtlinge. 
Es verstand sich von selbst, daß die subsistenzlosen Flüchtlinge unter- 
stützt werden mußten, und die Frage war nur die, ob auf Kosten 
der Kantone allein oder mit Unterstützung des Bundes. Der 
Bund erklärte sich grundsätzlich zu einer Unterstützung nicht 
nur bereit, sondern verpflichtet, weil 1. die richtige Unterbringung 
der Flüchtlinge im Interesse der ganzen Eidgenossenschaft lag, 
2. der Bund auch die Leitung übernommen hatte und 3. die 
Internierung, wie sie vom Bunde im Interesse der Eidgenossenschaft 
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vorgeschrieben wurde, den inneren Kantonen eine größere Last 
als den Grenzkantonen brachte. Der Bund erklärte sich aber zur 
Unterstützung nur derjenigen Flüchtlinge bereit, welche infolge 
der Kriegsereignisse auf das schweizerische Gebiet gedrängt wurden, 
nicht sonstwie von den Kantonen aufgenommen wurden, und nur 
dann, wenn sie nicht durch Arbeit Unterhalt fanden oder von 
Gemeinden und Privaten freiwillig unterstützt wurden. Was das 
Maß der vom Bunde den Kantonen an die Verpflegung der Flücht- 
linge zu leistenden Unterstützungen betrifft, 50 wurde dasselbe 
auf 35 Centimes für jelen Flüchtling und jeden Tag festgesetzt (im 
Ständerat waren 25 Centimes beantragt worden)!). Vom 1. Februar 
1850 an sollten nur denjenigen Flüchtlingen Unterstützungen aus der 
Bundeskasse verabreicht werden, welche derselben unumgänglich 
bedürftig sind ?), und mit dem 1. September 1850 hörte die Unter- 
stützung von seiten der Eidgenossenschaft überhaupt auf?®). 

4. Ausweisung von Flüchtlingen. Schon in seinem 
ersten Kreisschreiben, von dem wiederholt die Rede war (gemeint ist 
also das erste Kreisschreiben nach dem dritten badischen Auf- 
stande vom Juli 1849), hatte der Bundesrat die Kantone an- 
gewiesen, solche Individuen, die sich unter die Flüchtlinge ge- 
mischt, ohne diese Eigenschaft überhaupt zu besitzen, unverzüglich 
auszuweisen, und hatte auch daran erinnert, daß diejenigen Flücht- 
linge, die vom zweiten badischen Aufstand im September 1348 
her bereits ausgewiesen waren (Struve, Heinzen, Heff, Thielmann, 
Löwenfels, Lommel) nicht weiter geduldet werden könnten, viel- 
mehr im Betretungsfall wegen Übertretung der Ausweisung dem 
Richter überwiesen werden müßten?), Beides verstand sich von 
selbst. Kurz darauf aber ging der Bundesrat zu einer Maßnahme 
vor, die die heftigste Opposition hervorrief: durch Beschluß des 
Bundesrates vom 16. Juli 1849°) erfolgte ‘die Ausweisung der 
politischen und militärischen Chefs sowie auch der anderen Haupt- 
führer, die sich beim dritten Aufstand in Baden und dem gleich- 
zeitigen Aufstand in der Pfalz beteiligt hatten — und zwar er- 
folgte die Ausweisung nicht, weil die Betreffenden sich des Asyls 
unwürdig gemacht hätten, sondern weil ihre Duldung als Chefs 
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im Ausland am meisten böses Blut machte und umgekehrt ihre 
Ausweisung am ehesten Amnestie für die Masse der übrigen Flücht- 
linge und damit Entlastung für die Schweiz hoffen ließ. Es waren 
zusammen 13 bekannte Namen: Ziz, Brentano, Struve, Grögg, 
Werner, Fickler, Mieroslawsky, Sigel, Doll, Mersy, Blenker, 
Willich, Germain Metternich. Schon als dieser Bundesratsbeschluß 
den Ständen zur Vollziehung mitgeteilt wurde, erregte er bei 
einigen Anstoß, weil sie darin eine Verkennung der bisherigen 
Grundsätze über Asylrecht sahen; der Bundesrat fand sich daher 
veranlaßt, zur Ergänzung und Beruhigung nachzutragen, daß der 
Beschluß nur gelten solle, wenn es gelinge, den Ausgewiesenen 
ein anderes Asyl zu verschaffen !), und das war der Fall, als die 
französische Regierung wenigstens die Durchreise durch ihr Ge- 
biet nach anderen Staaten gestattete, die den Flüchtlingen Asyl 
gewährten (England, Amerika)?).. In der Bundesversammlung 
aber kam es anläßlich der Behandlung des vom Bundesrat über 
die bisher von ihm in Sachen der Flüchtlinge getroffenen Mab- 
nahmen erstatteten Berichtes zu einem Sturm der Entrüstung gegen 
diesen Ausweisungsbeschluß des Bundesrates®). Im Nationalrat 
wurde beantragt: „Der Beschluß des Bundesrates vom 16. Juli 
bezüglich der Ausweisung einzelner Flüchtlinge ist als das Asyl- 
recht, wie es bisher grundsätzlich gehandhabt worden, verletzend 
für null erklärt“, und im Ständerat gleicher Antrag: „In Betracht, 
daß der Beschluß des Bundesrates vom 16. Juli 1849 einen schweren 
Eingriff in das Asylrecht enthält, welches bei dem Geiste der 
gegenwärtigen Einrichtungen der Schweiz demselben heiliger sein 
sollte als jemals.“ Nach einem anderen Antrag im Nationalrat 
sollte jedenfalls ausdrücklich gesagt werden, der Beschluß des 
Bundesrates sei solange nicht auszuführen, bis die Flüchtlinge 
entweder ohne Gefahr in ihre Heimat zurückkehren könnten oder 
in einem anderen Staate Aufnahme fänden. Mit Rücksicht darauf 
aber, daß der Bundesrat ja selbst die Ausweisung nur in diesem 
Sinne verstehe, wurde dann sein Beschluß ohne weiteres durch- 
gelassen; immerhin hatte der Ständerat die bestimmte Meinung, 
daß ein solcher Beschluß nur unter außerordentlichen Verhältnissen 
wie den gegenwärtigen sich rechtfertige, daß dagegen bei ver- 
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änderten Umständen in der Zukunft, wie bisher, der Bundesrat 
politischen Flüchtlingen jeder Kategorie, die dem Lande nicht 
zur Last fallen, einen bleibenden Aufenhalt gewähren werde, so- 
lange sie sich nicht durch ihr Betragen des Asyls unwürdig be- 
weisen!). Nachträglich, bei Anlaß der Untersuchung über die 
revolutionären Arbeitervereine in der Schweiz (unten 5), fand der 
Bundesrat noch eine besondere Rechtfertigung seines Beschlusses 
in der gemachten Erfahrung, daß die Flüchtlingschefs oder andere 
hervorragende Personen unter den Flüchtlingen die Wirksamkeit 
dieser Vereine unterstützten und beförderten?). Das aber ist ein 
ganz anderer Gesichtspunkt, der unter Umständen diese Chefs als 
des Asyls unwürdig und dann aus diesem speziellen Grunde als 
der Ausweisung verfallen erscheinen ließ. — Es blieb nicht 
nur bei der Ausweisung der 13, sondern der Beschluß vom 16. Juli 
wurde am 19. November 1849 auf weitere 35 Namen ausgedehnt?) ; 
diese 35 waren also auch Männer, welche lediglich deshalb aus- 
gewiesen wurden, weil sie eine höhere oder einflußreichere Stellung 
bei der Regierung oder bei der Armee der Aufständischen ein- 
genommen hatten (worunter Rotteck, der Sohn des Geschicht- 
schreibers und Staatsrechtlehrers).. Die späteren Ausweisungen, 
nachdem mit den Flüchtlingschefs aufgeräumt war, waren 
nur noch solche aus dem besonderen Grunde, daß sich die Be- 
treffenden des Asyls unwürdig gezeigt hatten“), also Maßnahmen, 
deren Berechtigung, wenn der Grund zutraf, sich von selbst ver- 
stand. Darunter fielen u. a. Herwegh und seine Frau, und Richard 
Wagner, „Komponist aus Leipzig“! Als des Asyls unwürdig wurden 
gelegentlich im allgemeinen auch arbeitsscheue und liederliche 
Flüchtlinge erklärt5), was sich wieder von selbst verstand. 
| 5. Amnestie und Liquidation der Flüchtlings- 
angelegenheit. Der Bundesrat hatte schon von Anfang an, nachdem 
die Flüchtlinge sich infulge des dritten badischen Aufstandes in der 
Schweiz angehäuft hatten, auf Liquidation dieser Masse Bedacht ge- 
nommen. Zunächst hoffte er aufeine Amnestie, infolge deren die Flücht- 
linge in ihre Heimat zurückkehren könnten. Zu diesem Zwecke hatte 
er die Flüchtlingschefs ausgewiesen, um dadurch die Regierungen 
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um so mehr für eine Amnestie der übrigen Flüchtlinge zu be- 
stimmen, eine allerdings mehr geschäfts- als rechtmäßige Maßnahme, 
und ging dann die Regierungen selbst um Amnestie und Wieder- 
aufnahme ihrer Angehörigen an, und zwar die Regierungen von 
Baden, Bayern, Württemberg, Sachsen, Hessen-Darmstadt und 
Hessen-Kassel!); zunächst freilich ohne Erfolg. Prompter ging 
es mit den italienischen Flüchtlingen, weil die österreichische Re- 
gierung, Fremdherrschaft wie sie in der Lombardei war, das Land 
durch Entgegenkommen gegen die Flüchtlinge wieder für sich zu 
gewinnen suchen mußte: Radetzky erteilte den lombardischen 
Flüchtlingen eine allgemeine Amnestie in der Weise, daß sie bis 
Ende September 1849 straflos in das Königreich zurückkehren 
konnten ?), dann ebenso auch den Deserteurs®). Damit entleerte 
sich die Schweiz von den italienischen Flüchtlingen, die Masse 
der deutschen blieb noch. Inzwischen suchte der Bundesrat für 
diese einen Abfluß in andere Länder, namentlich nach Frankreich 
oder wenigstens, wie bei den Flüchtlingschefs, durch Frankreich 
hindurch nach England oder Nordamerika, wozu sich Frankreich 
bereit zeigte*); sogar in die französische Fremdenlegion wollte 
man die deutschen Flüchtlinge stecken, nur um sie loszuwerden’). 
Um die Auswanderung nach anderen Ländern zu erleichtern und 
so den Entschluß dafür zu fördern, wurde nachträglich von Bundes 
wegen auch Unterstützung dafür ausgesetzt®), die dann, als der 
Weg nach Deutschland geöffnet war, wieder suspendiert wurde’). 
"Andererseits wurde die Aufnahme von Flüchtlingen aus anderen 
Ländern, wie solche namentlich aus Frankreich und Sardinien 
einwandern wollten, streng verwehrt, mit der triftigen Begründung, 
es liege keineswegs im Begriff des schweizerischen Asyls, allen 
Staaten die Flüchtlinge abzunehmen, und wurden namentlich die 
Grenzkantone vor der Abnahme gewarnt unter der Androhung, 
daß sie sonst die Flüchtlinge, die von anderen Kantonen zurück- 
gewiesen werden könnten, für sich behalten müßten®). Nur 
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ausnahmsweise wurde eine gewisse Anzahl von venetianischen 
Flüchtlingen aufgenommen, mit Rücksicht darauf, daß die öster- 
reichische Amnestie sich auf Venetien nicht erstreckte!). Der 
Abzug nach anderen Staaten war aber nicht erklecklich, daher 
dann das allgemeine Kreisschreiben vom 10. August 1849), durch 
das die weiteren Mittel der Verminderung der Flüchtlinge durch- 
gegangen werden: Veranlassung der Flüchtlinge zur Rückkehr in die 
Heimat und Absetzung von der Liste der politischen Flüchtlinge 
und Unterstellung unter die gewöhnliche Fremdenpolizei. Nämlich: 
es soll denjenigen Flüchtlingen, die nicht stark kompromittiert 
sind, begreiflich gemacht werden, daß, wenn sie nur eine leichte 
Strafe zu erwarten haben, sie besser täten, diese Strafe sogleich 
in ihrer Heimat anzutreten, als ihre Lage zu verschlimmern, in- 
dem sie ihre Zeit müßig und in ungewissem Warten in der Schweiz 
zubringen®). Von der Liste der politischen Flüchtlinge abzusetzen 
und von den Kantonen auf die gewöhnliche Fremdenpolizei, also 
auf ihre Verantwortung zu übernehmen seien diejenigen Flücht- 
linge, welche Arbeit gefunden, sofern ihre neue Lage einigen 
Bestand gewinne oder sich in die Länge ziehe, sowie diejenigen, 
welche von anderen Staaten Pässe erlangt hätten? — Endlich, im 
November 1849, schienen die deutschen Staaten geneigt, ihren 
Angehörigen die Rückkehr mehr oder weniger straflos zu ge- 
statten, immerhin unter der Bedingung der Beibringung eines 
Heimatsausweises von ihrer lokalen Heimatsbehörde*), und es 
konnte nun, als die schweizerischen Behörden selbst sich um diese 
Ausweise bemühten, die Abschiebung in größerem Maßstabe vor 
sich gehen, womit die Flüchtlingsangelegenheit zu Ende ging. 


6. Endlich die Frage der Rückgabe des Kriegs- 
materials usw. Es war von den Flüchtlingen bei ihrem Übertritt 
über die schweizerische Grenze Kriegsmaterial (Waffen, Pferde) mit- 
gebracht worden, zuerst vonden lombardischen, das von Sardinien, weil 
bloß geliehen, als sardinisches Kriegsmaterial beansprucht wurde, 
dann auch von den deutschen Flüchtlingen nach dem dritten 
badischen Aufstand und dem Aufstand in der Rheinpfalz. Zuerst 
kam die Frage mit Baden, welches das deutsche Material be- 


1) B. B. 1849 II, 508. 

2) Ebenda 411, 537. 

3) Vgl. auch B. B. 1850 III, 164. 

4) B. B. 1849 III, 164 und 1850 I, 13. 
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anspruchte, zur Erledigung !). Dabei wurde unterschieden zwischen 
privatem und öffentlichem Eigentum. Das private Eigentum 
(Kunstgegenstände usw.) wurde den Eigentümern, nachdem sie 
sich als solche ausgewiesen hatten, ohne weiteres zurückgegeben. 
Beim öffentlichen Eigentum dagegen, beim Kriegsmaterial, wurde 
die Auslieferung vom Bunde nicht ohne weiteres bewilligt. Es 
wurde zwar von keiner Seite ein Eigentumsrecht der Schweiz 
daran verfochten, hingegen kam ein Zurückbehaltungsrecht in 
Frage, und zwar von verschiedener Art. Man fragte sich, ob nicht 
dieses Kriegsmaterial von Rechts wegen für die großen Kosten der 
Flüchtlingsangelegenheit zurückbehalten werden könne, oder ob 
es nicht als politisches Pfand zurückbehalten werden solle, 
wenigstens bis Amnestie erteilt sei, um die Flüchtlinge um so 
schneller loszuwerden, oder bis die deutschen Regierungstruppen 
von der schweizerischen Grenze, die sie bedrohten, zurückgezogen 
seien. Vom Bundesrat wurde aber das Retentionsrecht für 
die Kosten wie das Eigentumsrecht ohne weiteres verworfen, 
und er gab auch die beiden weiteren Bedingungen preis, weil er 
nur wollte, daß neben der Bewilligung der Herausgabe des Kriegs- 
materials noch das Gesuch an die deutschen Behörden um Amnestie 
und um beruhigende Erklärung über die Truppenaufstellung an 
der schweizerischen Grenze zu beschließen sei, aber nur nebenbei, 
nicht als Bedingung der Herausgabe des Kriegsmaterials. So der 
Bundesrat in seinem mehrerwähnten allgemeinen Bericht an die 
Bundesversammlung vom 29. Juli 1849. In der. Verhandlung der 
Bundesversammlung über diesen Bericht dagegen kam es zu ernster 
Erwägung, die Herausgabe des Kriegsmaterials an die eine oder 
die andere der drei Bedingungen, ja, an alle drei zu knüpfen, 
namentlich wurde auf der Bedingung bestanden, daß Baden die 
Amnestie gewähre und dadurch auch die Rückkehr der Flüchtlinge, 
nicht nur die Rückgabe des von ihnen eingebrachten Kriegs- 
materials, stattfinden könne, mit der triftigen Begründung, es sei 
nicht billig, daß Baden alle Vorteile genieße, die aus der Ent- 
waffnung der Flüchtlinge hervorgehen, die Schweiz hingegen alle 
Lasten trage — deutlicher gesagt, es sei nicht billig, daß die 
Schweiz die Waffen zurückgeben müsse, die Flüchtlinge aber be- 
halten solle. Auch wurde eine förmliche Rüge gegen den Bundes- 
rat beantragt, daß einem auswärtigen (badischen) Offizier gestattet 


1) B. B. 1849 II, 321, 327, 351, 373, 375 £., 395, 403 f., 408. 
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worden, einen Teil vom Kriegsmaterial in einem schweizerischen 
Zeughause zu beaugenscheinigen und zu inventarisieren. Es wurde 
aber schließlich dem Antrage des Bundesrates zugestimmt, 
wonach er die nötigen, Maßnahmen zu treffen habe, betreffend 
1. Auslieferung des Kriegsmaterials, 2. Beschleunigung der Rückkehr 
der Masse der Flüchtlinge in die Heimat und 3. Auswirkung von 
Aufschlüssen über die Bedeutung der noch an der schweizerischen 
Grenze befindlichen deutschen Truppen. — Gleicherweise wurde 
auch die Herausgabe des Kriegsmaterials der italienischen Flücht- 
linge an die sardinische Regierung beschlossen, also ohne weitere 
Bedingung, als daß sie die Kosten für Abnahme, Besorgung und 
Rückgabe des Kriegsmaterials zu vergüten hatte!). — 


Es folgt der Schlußakt der Flüchtlingsangelegenheit als Massen- 
angelegenheit, nachdem die Zahl der Flüchtlinge auf 482 zurück- 
gegangen war. Mit Rundschreiben vom 25. Februar 1851 nämlich ?), 
in welchem ein Rückblick über die ganze Angelegenheit gegeben 
wird, erklärt der Bundesrat die Sache als Bundesangelegenheit 
für geschlossen (außer betreffend die französischen Flüchtlinge), 
indem er die den Kantonen im Juli 1849 auferlegte Verpflichtung 
zur Aufnahme politischer Flüchtlinge aufhebt und sich seinerseits 
jeder weiteren Verbindlichkeit gegenüber den Kantonen entschlägt. 
In den Kanton Tessin zwar wurde, weil sich nach verschiedenen 
Anzeichen dort wieder eine Anzahl Flüchtlinge eingefunden zu 
haben schienen, ein Kommissär entsendet; die Sache hatte aber 
keine weitere Folge. 


d. Die revolutionären deutschen Arbeitervereine 
und die revolutionäre Presse in der Schweiz?°). 


Vereine deutscher Arbeiter gab es in der Schweiz schon lange 
zu Geselligkeits- und Bildungszwecken. Als aber im Frühjahr 1848 
die Revolutionen in Frankreich und Deutschland ausbrachen, kam 
auch in diese Vereine ein revolutionärer Geist; nicht nur fingen 
sie an, sich mit der Politik zu beschäftigen, sondern sie nahmen 
den Charakter von Klubs an, um tätig für die Revolution zu wirken, 
und zwar verfolgten sie nicht nur die Tendenz der letzten deutschen 
Aufstände, in Deutschland die Republik auszurufen, sondern sie 


1) B. B. 1850 I, 41. 
2) B. B. 1851 I, 292 und 239. 
3) B. B. 1850 I, 189. 
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betrieben auch die soziale Revolution. Daneben bildete sich in 
Biel unter J. Ph. Becker ein neuer, speziell revolutionärer Verein, 
der Wehrbund „Hilf dir!“. Dieser fabrizierte eine Art Papier- 
geld, Schuldscheine, rückzahlbar durch die deutsche Republik, 
die jedoch in der Schweiz keine Abnehmer fanden, gab ferner 
ein besonderes Organ, die „Evolution“, zuerst „Revolution“ be- 
titelt, heraus, welches in terroristischer Sprache zur Revolution 
und kommunistischen Institutionen aufforderte, und versuchte eine 
bewaffnete Organisation der in der Schweiz wohnenden Deutschen, 
Becker schloß auch mit der damaligen revolutionären Regierung 
in Sizilien einen Vertrag ab, laut welchem er sich verpflichtete, 
eine deutsch-helvetische Legion zu stellen, welche er selbst be- 
fehligen wollte, mit Karl Heinzen und Lommel als Unterführern. 


Während aber alle diese Beckerschen Gründungen im fol- 
genden Jahre 1849, nachdem Becker selbst ins Badische zurück- 
gekehrt war, zusammenfielen — die Werbung für Sizilien 
wurde verboten und Heinzen und Lommel ausgewiesen !), die 
„Evolution“ hörte zu erscheinen auf, und der Verein „Wehrbund“ 
löste sich auf?) — setzten die deutschen Arbeitervereine ihre 
Tätigkeit ins Jahr 1850 hinein fort, bis sie vom Bundesrat auf- 
gehoben wurden. Die Geschichte ihrer revolutionären Tätigkeit 
und ihres Endes ist kurz folgende. Die Vereine wandten zwar, 
nachdem sie ihr republikanisches Programm in ein sozial- 
revolutionäres umgewandelt hatten, die Aufmerksamkeit auch den 
schweizerischen Zuständen zu; ihre Hauptaufgabe und von Anfang 
an aber war die Revolutionierung Deutschlands bzw. die Unter- 
stützung einer Wiederholung der fehlgeschlagenen deutschen Auf- 
stände, bis sie siegreich wären. Zu diesem Zwecke bedurften sie 
einer Verbindung mit den gleichgesinnten Parteien in Deutschland, 
und dafür war wieder ein Zusammenschluß der deutschen Ver- 
eine in der Schweiz und die Bestellung eines Zentralvereins als 
Zentralstelle nötig, um durch diesen mit den Vereinen in Deutsch- 
land zu verkehren. Als Zentralverein in der Schweiz bot sich 
der deutsche Nationalverein in Zürich an, an den sich bisher 
schon die Demokraten Deutschlands gewendet hatten, um durch 
seine Vermittlung ihre Kräfte in ‘der Schweiz zu organisieren. 
Aber dieser Verein, weil er nicht nur aus Handwerkern, sondern 


1) B. B. 1849 I, 2. Beilage zu No. 13, S. 4 und 6. 
2) Geschäftsbericht pro 1849, S. 135 und 137. 
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aus Personen verschiedener Stände, namentlich auch aus Professoren 
und Lehrern bestand, begegnete großem Mißtrauen bei anderen 
Vereinen; es hieß: „Wenn in irgendeinem Verein gelehrte Mit- 
glieder sind oder Unterricht geben, so soll man ihnen trotzdem 
keinen Einfluß einräumen auf das politische Leben des Vereins, 
denn die Herren Gelehrten werden niemals unsere Ansicht teilen 
bei einer Sozialreform, und zwar aus dem einfachen Grunde nicht, 
weil eine durchgreifende Sozialreform ihren Privatinteressen 
entgegensteht. Die Gelehrten wollen immer herrschen. Wir sind 
weit entfernt, den Gelehrtenstand deswegen zu hassen; es gibt 
unter den Gelehrten auch sehr ehrenwerte Ausnahmen, die mit 
großer Begeisterung die Lage der Arbeiter besprechen und ver- 
bessern helfen. Aber ebensowenig als die gelehrten Herren uns 
Rechte einräumen über Sachen, die wir nicht verstehen, ebenso- 
wenig wollen wir den Herren Stubengelehrten, die von dem 
praktischen Leben gar nichts oder wenig verstehen, Rechte ein- 
räumen in unseren Angelegenheiten. Die Lehre gibt uns die 
französische Revolution, daß die Arbeiter von keiner Staats- 
einrichtung etwas Gutes zu hoffen haben, solange sie nicht ver- 
hältnismäßig in der gesetzgebenden Versammlung repräsentiert 
sind. — Hilf dir selbst, so hilft dir Gott. — Wenn Deutschland 
Republik würde, so hätte der Arbeiter deshalb kein besseres Los 
als jetzt.“ Es wurde dann zunächst Bern als Zentralverein 
gewählt. Als das Vereinsleben in Bern wie an verschiedenen 
anderen Orten erlosch, weil einerseits alle frischen Kräfte sich 
durch Beteiligung am neuen, dem dritten badischen Aufstand im 
Mai 1849 entfernt hatten, und weil andererseits in Bern eine Unter- 
suchung wegen Werbungen (nach Baden) schwebte und mehrere 
Mitglieder ausgewiesen wurden, — tat sich Basel in dieser Zeit 
des dritten badischen Aufstandes hervor, indem der dortige Verein 
einen förmlichen Grenzdienst zur Hilfe der revolutionären badischen 
Regierung versah, einerseits Zuzügler und Waffen an diese ver- 
mittelte, andererseits die verdächtigen Badenser in der Schweiz 
kontrollierte. Schließlich warf sich Genf zum Zentralverein 
auf, betrieb aber eine so ultrarevolutionäre Politik und in so 
zynischer Weise, daß sich einige Vereine von ihm und dem Ver- 
band abwandten. 

Über die weiteren Bestrebungen dieser deutschen Arbeiter- 
vereine in der Schweiz außer dem unmittelbaren Eingreifen in 
die revolutionären Ereignisse in Deutschland geben im einen und 
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anderen Punkte die Korrespondenzen der Vereine unter sich und 
mit den Genossen in Deutschland, die Kongreßberichte und -be- 
schlüsse Auskunft; ein Gesamtbild aber bietet der Instruktions- 
entwurf für den Abgeordneten zum Arbeiterparlament in Berlin 
vom 14. Juli 1848, betreffend „Hauptansichten über eine re- 
publikanische Staatseinrichtung“. Darin gibt es sehr verschieden 
zu beurteilende Programmpunkte. Es lassen sich drei Gruppen 
unterscheiden: 1. unter allen Umständen unsinnige, bei uns aber 
vielfach aus falscher demokratischer Gleichheit geübte Maximen 
(daß kein Beamter höher besoldet werde, als ein Arbeiter durch- 
gängig verdiene, daß alle Staatsbeamten gleich besoldet werden '), 
und daß auch alle Angestellten beim Handel, der Staatssache sein 
soll, gleich zu besolden seien); 2. heute noch als Zukunfts- 
forderungen des Sozialismus erscheinende Programmpunkte (daß 
der Handel Staatssache sein soll, daß der Überschuß in allen Ge- 
schäften unter allen Arbeitern nach Verdienst gleich verteilt werden 
soll, die Meisterschaften ganz aufhören und statt dieser eine 
Bruderschaft ins Leben gerufen werden soll, daß Vermögen nur 
in Geld gesammelt, dieses aber von den Bürgern niemals an ihre 
Mitbürger gegen Zinsen ausgeliehen werden dürfe, sondern in 
die Staatsbank gegen zu bestimmende Prozente zu legen sei); 
3. Postulate, die heute bereits oder nahezu verwirklicht sind; 
unentgeltliche Übernahme der Schulerziehung der Jugend durch 
den Staat, kein Religionsunterricht in der Schule, Bestreitung 
aller Staatsausgaben durch Erhebung einer Progressivsteuer vom 
Kapital und Vermögen und durch Erbschaftssteuer, Abschaffung 
aller bestehenden Truppen. — Für ihr Bestrebungen suchten die 
Vereine namentlich auch die Flüchtlinge in der Schweiz zu ge- 
winnen, begreiflich, weil die Vereine unmittelbar ja in der Haupt- 
sache für die gleichen Zwecke arbeiteten, um derentwillen jene 
flüchtig geworden, und für Zwecke, deren Realisierung den Flücht- 
lingen ohne weiteres zur Rückkehr verholfen hätte. Es scheint 
das auch vielfach gelungen zu sein, ja, Flüchtlinge gewannen hie 
und .da die Leitung der Vereine — beides zum Mißvergnügen 
der schweizerischen Behörden, weil es die neutrale Haltung der 
Schweiz verletzte, und um’ so mehr, weil, wie der Bundesrat in 
seinem Schlußbericht mit Schmerzen konstatierte, um dieser Ver- 
bindung mit inländischen Vereinen willen die Flüchtlinge viel 
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schwerer zur Abreise zu bestimmen waren, die doch die Schweiz 
zu ihrer Entlastung mit allen Mitteln herbeizuführen suchen mußte. 

Endlich kam auch für diese Vereine das Ende, Am 18. Februar 
1850 sollte eine Versammlung ihrer Abgeordneten stattfinden mit 
Rücksicht auf die infolge der neuesten Vorgänge in Deutschland, 
namentlich der Verfassungswirren in Berlin, erwarteten Ereignisse, 
in die auch die deutschen Arbeitervereine in der Schweiz in ihrer 
Art einzugreifen gedachten. Und zwar |sollte die Versammlung 
in Murten stattfinden, da Bern „des Bundesrates halber“ als 
Versammlungsort nicht angängig erschien und Murten eine durch- 
aus radikale Stadt war. Aber der Bundesrat, der von dem Vor- 
haben „durch einen schweizerischen Beamten“ Nachricht erhalten 
hatte, schritt ein, indem er die Versammelten aufhob und über 
das ganze "Treiben dieser Vereine die Untersuchung verhängte. 
Wenn etwas verwunderlich ist, so ist es das, daß der Bundesrat 
so spät einschritt gegen ein so revolutionäres und daher die Schweiz 
schwer kompromittierendes Treiben, das, fast jahrelang geübt und 
durch ein ganzes Netz von Vereinen in der Schweiz verbreitet 
wie es war, den Behörden nicht verborgen sein konnte. Die 
Kollektivaktion der Mächte (6) hatte, als der Bundesrat einschritt, 
bereits begonnen, und so kann man sich des Eindruckes nicht 
erwehren, daß er erst infolge dieser Aktion das Verbot erlassen 
habe. Das Ergebnis der Untersuchung bestand im Vorstehenden, 
und gestützt darauf wurden vom Bundesrat am 22, März 1850 
die Mitglieder von 16 deutschen Arbeitervereinen (Genf, Lausanne, 
Vivis, Chaux-de-fonds, Locle, Fleurier [im Val de Travers, Kanton 
Neuenburg], Freiburg, Bern, Pruntrut, St. Immer, Burgdorf, Thun, 
Basel, Zürich, Winterthur und Schaffhausen) mit Ausnahme der 
schweizerischen Angehörigen aus der Schweiz ausgewiesen; die- 
jenigen fünf deutschen Arbeitervereine aber (Aarau, Luzern, Glarus, 
Chur und Herisau), die sich von dem ultrarevolutionären Treiben, 
wie es durch Genf als Zentralverein eingeführt worden war, ab- 
gewendet hatten, wurden nur einstweilen unter Polizeiaufsicht 


gestellt. 
6. DieKollektivaktionderMächte gegendieSchweiz 
im Jahre 1850). 


Nachdem einerseits in den Nachbarstaaten die aufständischen 
Bewegungen unterdrückt waren und andererseits in der Schweiz 
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die Anhäufung von aufständischen Flüchtlingen ihr Ende und 
damit das höchste Maß erreicht hatte, mußte gewissermaßen mit 
der Notwendigkeit eines Naturgesetzes ein gemeinsamer Ansturm 
auf die Schweiz erfolgen. Die Flüchtlinge blieben nicht ruhig, 
waren schwer zu meistern und waren auch sonst den fremden 
Regierungen ein Dorn im Auge, und andererseits waren die Re- 
gierungen wieder obenauf, hatten nur noch gegen eine Wieder- 
holung der Aufstände sich sicherzustellen, waren daher gegen die 
Flüchtlinge äußerst mißtrauisch und hatten in dieser Beziehung 
die gleichen Interessen, die sie schließlich verbanden, um gegen 
die Schweiz, welche diesen ganzen Zündstoff barg und daher selbst 
als der Herd neuer möglicher Ausbrüche erschien, gemeinsam 
vorzugehen. Es brauchte nur einen Anlaß, und dieser fand sich 
in den Anschuldigungen, die sich von allen Seiten gegen die 
Schweiz erhoben, und das Gewitter in Form einer Kollektiv- 
aktion stieg auf, um sich über die Schweiz zu entladen. Das 
war in den ersten Monaten des Jahres 1850, speziell im Februar 
und März; zu dieser Zeit war die Gefahr am größten für die 
Schweiz. Aber das Gewitter ging vorüber, und im Laufe des 
übrigen Jahres und weiterhin erfolgten nur noch vereinzelte Nieder- 
schläge. 

Die Anschuldigungen einmal waren teils offiziell, teils privat 
und letzteres wieder in verschiedenster Art. Sie fanden zwar 
ihre Widerlegung durch den Bundesrat oder widerlegten sich 
selbst, taten aber nichtsdestoweniger ihre Wirkung. Die 
offiziellen Anschuldigungen erfolgten in Noten, die von allen vier 
Nachbarstaaten der Schweiz zugleich überreicht wurden. 1. Öster- 
reich, welches seit mehreren Monaten keine Reklamation erhoben 
hatte, erhob zwei Beschwerden hintereinander, am 10. Dezember 
1843 und 5. Januar 1850, wegen Werbungen und Ausrüstungen 
lombardischer Rekrutierungsflüchtlinge in Lugano für die sar- 
dinische Regierung. Die vom Bundesrat sofort veranstaltete Unter- 
suchung ergab jedoch, daß keine solchen Werbungen stattfänden, 
und daß lombardische Rekrutierungspflichtige, die nach dem Kanton 
Tessin gekommen waren, um sich dort anwerben zu lassen, sich 
in dieser Erwartung getäuscht sahen; der Bundesrat verbot darauf 
immerhin, österreichische Angehörige, die sich der Militärpflicht 
zu entziehen suchten, im Kanton Tessin zu dulden. — 2. Danach 
trat auch Sardinien mit einer Note vom 15. Dezember 1849 her- 
vor wegen Flüchtlingen (Mazzini u. a.) in der Schweiz, durch 
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die es von Genf und Lausanne aus beunruhigt würde. Dieses 
nämliche Sardinien, das die italienischen Aufständischen gezüchtet 
und sich für sie wiederholt bei der Schweiz verwendet hatte, be- 
schwert sich nun über diese bei der Schweiz und speziell über 
Mazzini, der dem König Karl Albert von Sardinien den Plan zur 
Befreiung Italiens, den dieser dann in den Schlachten von Custozza 
und Novara so unglücklich unternahm, eingegeben hatte. So kehrte 
Sardinien den Spieß um, nachdem es offenbar die Erfahrungen 
des Zauberlehrlings von Goethe gemacht hatte. Die Beschwerde 
wurde zurückgewiesen unter Hinweis darauf, daß im allgemeinen 
bereits alles geschehen sei, um Beunruhigungen der Nachbar- 
staaten durch die Flüchtlinge zu verhüten, und daß Mazzini speziell 
schon im September 1849 ausgewiesen und seither in der Schweiz 
nicht mehr zum Vorschein gekommen sei. Die sardinische Re- 
gierung hatte sogar gedroht, sie würde sich sonst verpflichtet 
sehen, Maßregeln beizutreten, die vorgeschlagen werden würden, 
um eine für andere Staaten gemeinschaftliche Gefahr zu beseitigen. 
Darauf die feine und schneidige Antwort: „Der Bundesrat könnte 
in dieser Maßregel nichts anderes sehen als Bestimmungen in 
betreff Mazzinis, seiner Agenten und Unternehmungen; er könnte 
nicht voraussetzen, daß diese die Schweiz betreffen dürften. Wenn 
es sich anders verhalten, wenn die Schweiz der Gegenstand dieser 
Vorschläge sein sollte, so würde der Bundesrat alle erforderlichen 
Vorbehalte machen, und indem er gegen solche Drohungen 
protestiert, würde er daran erinnern, daß die Eidgenossenschaft, 
welche aus eigenem Antriebe ihre völkerrechtlichen Pflichten er- 
füllt hat, mit der Kraft, welche das Bewußtsein des guten Rechtes 
gibt, alle die Grenzen ihrer Pflichten überschreitenden Forderungen 
sowohl als auch jede gegen sie gerrichtete Maßregel zurückweisen 
müßte.“ — 3. Zum dritten Baden. Baden, das sich ununterbrochen 
über die Flüchtlinge in der Schweiz beschwerte, genügten auch die13 
und die 35 nicht, welche der Bundesrat als Anführer der Flüchtlinge 
ausgewiesen hatte (oben S. 56 und 57), sondern’ es präsentierte 
eine weitere Liste von 36 Flüchtlingen mit dem Ansinnen, auch diese 
auszuweisen, wurde damit aber, weil genügende Gründe zu dieser 
Maßregel nicht vorhanden waren, zurückgewiesen und betrachtete 
deshalb die Schweiz mit um so größerem Mißtrauen. — 4. Auch Frank- 
reich beklagte sich wegen der französischen Flüchtlinge, namentlich 
über Genf, Klagen, diewirim Zusammenhangmitdernoch darzustellen- 


den französischen Flüchtlingsangelegenheit (7) behandeln wollen. 
5* 
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Diese offiziellen Anschuldigungen wurden von privater Seite: 
von der Presse, von den Flüchtlingen und Revolutionären aber 
in anderem Sinne und von Korrespondenten und geheimen Agenten 
unterstützt und geschürt, wo nicht angestiftet und provoziert. 
1. Die Presse, namentlich die reaktionäre Presse der Nachbar- 
staaten, eine alte und unversöhnliche Feindin der freisinnigen 
Schweiz, namentlich seit dem Sonderbundskriege und der Ver- 
treibung der Jesuiten, schilderte die Eidgenossenschaft in den 
schwärzesten Farben, um sie als eine Höhle der Ordnungsfeinde 
aller Länder, als den fortwährenden Herd der Verschwörung 
darzustellen, die in ihrem Schoße bewaffnete Banden berge, 
die auf das erste Zeichen bereit seien, sich über Frankreich, 
Deutschland und Italien zu ergießen, um den Aufruhr dahin zu 
tragen und einen allgemeinen Brand zu entzünden. Sie rief mit 
aller Gewalt die fremde Intervention an, nicht nur um alle Flücht- 
linge ohne Unterschied aus der Schweiz zu vertreiben, sondern 
um diese zu maßregeln, zu bevormunden oder gar von der Karte 
Europas wegzuwischen. — 2. Von der andern Seite, der Flücht- 
linge und Revolutionäre, wurde die Schweiz nicht weniger be- 
schimpft, nur in anderem, umgekehrtem Sinne, der aber doch die 
gleiche Wirkung hatte, die Schweiz ins Gerede zu bringen. Sie 
warfen ihr vor, sie habe sich zum servilen Agenten fremder Polizei 
hergegeben, sei zur niedrigen Rolle eines untertänigen Knechtes 
der Mächte herabgesunken, habe sich zum gelehrigen Werkzeuge 
der Verfolgung der Märtyrer der Freiheit gemacht usw. Man 
sprach von diesem feigen, ehrvergessenen, infamen Bundesrat und 
von der feigen, ehrlosen, pflichtvergessenen Schweiz. Ja, die 
Revolutionäre beschimpften nicht nur gleich der reaktionären Presse 
die Schweiz, sie gedachten ihr auch das gleiche Schicksal zu be- 
reiten: „Die Schweiz muß unterjocht werden. Die Schweizer 
werden erst wirkliche Republikaner werden, wenn es keine Schweiz 
mehr gibt.“ — 3. Endlich die Menge von Korrespondenten und 
geheimen Agenten jeder Art in der Schweiz, die ein Interesse 
daran haben, Bericht zu erstatten oder beim Mangel wirklicher 
Tatsachen solche erfinden. Die einen berichten oder erfinden aus 
Haß gegen die Institutionen und Regierungen des fremden Landes, 
die anderen aus Broterwerb; im letzteren Falle wird berichtet, 
was der eigenen Regierung genehm ist, und wenn diese darauf 
brennt, fatale Nachrichten zu erhalten, um einen Vorwand zum 
Vorgehen gegen die Schweiz zu haben, so kommen die Berichte 
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auf das gleiche hinaus, wie im erstern Falle, wo Haß gegen das 
fremde Land den Bericht diktiert. ‚Durch alle diese Berichte wird 
falscher Lärm verursacht und werden die guten Beziehungen mit 
den Nachbarstaaten gelockert. So auch bei diesem Anlaß, ob- 
gleich die Schweiz schon vorher’ wiederholt in der Lage gewesen, 
solche falschen Berichte Lügen zu strafen. 

Nach diesen übereinstimmenden Anschuldigungen aller Seiten - 
war es nicht mehr zu verwundern, daß es zur Kollektivaktion 
gegen die Schweiz kam. Die Initiative wurde von Preußen er- 
griffen, das an der Angelegenheit direkt gar nicht beteiligt war, 
aber darin eine gute Gelegenheit sah, um die Neuenburger Frage 
vor ein größeres Forum zu bringen. Österreich wollte zuerst 
sich dem Vorgehen nicht anschließen, glaubte aber schließlich an 
die von der anderen Seite demonstrierte Notwendigkeit, der Schweiz 
Vorstellungen zu machen, und wünschte nur die Mitwirkung der 
französischen Republik. So kam es in Paris im Januar und 
Februar 1850 zu Konferenzen zwischen den Repräsentanten Öster- 
reichs und Preußens und der französischen Regierung. Auf diesen 
Konferenzen scheint man, außer an die allgemeinen Anschuldigungen 
(daß die Schweiz nicht bloß eine Freistätte für die Flüchtlinge, 
sondern selbst eine Werkstätte für die Revolutionäre geworden 
sei usw.), an die Befürchtung geglaubt zu haben, daß die 
Revolutionäre unter Leitung Mazzinis, den man noch in der Schweiz 
vermutete, zum Frühling (1850) einen Einfall in Italien und 
Frankreich vorbereiteten. Die beteiligten Staaten zweifelten keines- 
wegs am Willen des Bundesrates, die völkerrechtlichen Pflichten 
der Schweiz zu erfüllen, aber man sagte ohne Umschweife, daß 
er dazu die Macht nicht habe. Deshalb sollte ein Ultimatum 
an die Eidgenossenschaft gerichtet werden, des Inhalts: für die 
Gegenwart die Entfernung aller Flüchtlinge und für die Zukunft 
Garantien gegen den Mißbrauch des Asylrechtes zu verlangen 
und, falls die Schweiz sich diesen Forderungen nicht fügen würde, 
dieselben durch militärische Maßregeln zu unterstützen. Es fanden 
auch wirklich im Laufe des Februars und anfangs März 1850 
konzentrische Truppenbewegungen in der Richtung gegen die 
schweizerische Grenze statt, zwar wohl nicht nur im Hinblik auf die 
Schweiz, sondern im weiteren auf die für den Frühling in Frank- 
reich, Deutschland und Italien angekündigten Revolutionen. Öster- 
reich hatte beträchtliche Streitkräfte in Vorarlberg, Tirol und der 
oberen Lombardei gesammelt, Preußen ließ etwa 20 000 Mann in das 
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Großherzogtum Baden einrücken, und Frankreich verstärkte seine 
Garnisonen im Osten. Die Lage war für die Schweiz äußerst 
bedrohlich, wie sie seither nicht wieder und vorher nur in den 
Jahren 1797 und 1813 gewesen war, wo dann aber auf die drohende 
Stellung der fremden Truppen deren Einmarsch in die Schweiz 
gefolgt war. Aber der Bundesrat ließ sich von der politischen 
Richtung, die er von Anfang an in der Flüchtlingsangelegenbeit 
eingeschlagen hatte, und die ihm auch!von der Bundesversammlung 
vorgezeichnet war, nicht abbringen. Er fuhr fort, die früher ge- 
faßten Beschlüsse zu vollziehen und die Kantone an das, was sie 
zu tun hätten, zu erinnern (Kreisschreiben vom 4. Februar 1850) }), 
ohne indes die für den Augenblick gebotenen Spezialmaßnahmen 
zu verabsäumen, Diese waren folgende: 1. Er beauftragte die 
schweizerischen Geschäftsträger in Paris und Wien (einen weiteren 
gab es damals noch nicht, speziell in Berlin nicht)?), die Re- 
gierungen, bei welchen sie akkreditiert waren, sowiediediplomatischen 
Korps von der Wahrheit über die Schweiz zu unterrichten, um 
die verbreiteten falschen Gerüchte zu zerstreuen. Der schweizerische 
Geschäftsträger in Paris (Pr. Hyazintı Barman von Liestal) 
speziell hatte auch in der Presse eine Widerlegung vom 3. Februar 
1850 gebracht, wodurch er namentlich dem zum geflügelten Wort 
gewordenen Satze: „Die Schweiz ist heute in Europa der kranke 
Punkt, welcher die allgemeine Entzündung unterhält“ entgegen- 
trat. „Die Wahrheit ist,“ sagte er, „daß seit länger als zwei 
Jahren, das heißt seit die Diplomatie die. Schweiz zu Atem kommen 
ließ, kein Land in Europa sich einer größeren Ruhe erfreute. 
In Mitte der Umwälzungen und Empörungen ist sie unbehelligt 
geblieben. Sie hat jeden Versuch, er mochte von Herrn von 
Lamartine oder von dem Könige Karl Albert von Sardinien) ?) 
zu dem Zwecke ausgehen, sie von der Neutralität, welche ihr 
von einem allgemeinen Interesse gewährleistet worden, abzubringen, 
entschlossen zurückgewiesen.“ Auch dem Bundesrat ging jenes 
perfide Wort so nahe, daß er- sich noch in seinem Geschäftsbericht 


1) B. B. 1850 I, 71. 

2) Vgl. mein Bundesstaatsrecht, S. 256. 

3) Vgl. oben S. 30 f., und Lamartine hatte als revolutionärer Minister 
im Jahre 1848, als ernoch mit Ledru-Rollin, dem Führer der französischen 
Terroristen und nachmaligem französischen Flüchtling in der Schweiz, 
zusammenging, der Schweiz ähnliche Zumutungen gemacht wie Karl 
Albert. | 
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über diese Vorgänge dagegen wendet, und zwar mit der schlagenden, 
heute gelegentlich noch angebrachten Frage: „Wann endlich wird 
man aufhören* — quousque tandem! — „auswärts (d.h. in der 
Schweiz) und in unbedeutenden Umständen diesen wunden Punkt 
zu suchen, den man im eigenen Schoße trägt, diesen Herd der 
Entzündung, deren Sitz die Eingeweide derjenigen selbst sind, 
welche einem gesunden Nachbar die Ursache des Fiebers zu- 
schreiben, von dem sie selbst verzehrt werden ?“ — 2, Kreisschreiben 
an die Regierungen sämtlicher eidgenössischen Stände und an 
diejenigen der Grenzkantone insbesondere, betr. fremde Truppen- 
bewegungen, vom 15. Februar 1850!), das, wie der Bundesrat 
selbst erklärte, zugleich als Manifest für das In- und Ausland 
dienen sollte. Dadurch werden die Kantone aufgefordert, von 
allem, was sie in betreff der Zusammenziehung und Bewegungen 
fremder Truppen, welche gegen die Schweiz gerichtet sein möchten, 
wissen und erfahren könnten, den Bundesrat in Kenntnis zu setzen, 
damit er die zur Verteidigung des Vaterlandes erforderlichen Maß- 
regeln zur rechten Zeit zu ergreifen in den Stand gesetzt wäre. 
Wenn einerseits, heißt es darauf, und das ist offenbar die Mani- 
festation, die Schweiz nicht zugebe, daß ihr Boden zum Herd 
einer Propaganda und zu Umtrieben gemacht werde, wie der 
Bundesrat das in seinen bisherigen Maßregeln bewiesen habe, 
Maßregeln, welche keineswegs Zugeständnisse, sondern die selbst- 
ständige und freiwillige Erfüllung der völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen der Schweiz seien, so müßte andererseits die Schweiz, 
stark durch diese Stellung, jede Zumutung, welche die Grenze 
ihrer Pflichten überschreiten würde, jeden Angriff auf ihre Rechte 
mit derjenigen Kraft, welche das Bewußtsein einer guten Sache 
verleihe, zurückweisen.... Die Schweiz, welche nicht heraus- 
fordert, werde sich nie und nimmer vor Drohungen beugen. Der 
Bund zog auch von außen Berichte über die fremden Truppen- 
bewegungen gegen die Schweiz ein und beauftragte das Militär- 
departement, alle Vorbereitungen zur Verteidigung zu treffen, 
„welche ohne die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, 
stattfinden könnten, um die Bevölkerung nicht durch den Schein, 
als glaube man an die Gefahr, zu beunruhigen“. — 3. Mit Rück- 
sicht auf das Gerücht von einem beabsichtigten Einfall der 


1) B. B. 1850 I, 84; auch im Geschäftsbericht pro 1850 selbst 
abgedruckt. 
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Revolutionäre von Genf aus nach Frankreich und Italien schickte 
der Bundesrat einen eidgenössischen Kommissär nach Genf, um 
alle nötigen Erkundigungen über den Sachverhalt einzuziehen, 
nachdem die Genfer Regierung bereits aufgefordert worden war, 
die geeigneten Maßregeln anzuordnen und vorkommendenfalls 
Unternehmungen zu verhindern, welche die völkerrechtlichen Be- 
 ziehungen der Schweiz kompromittieren würden. Allein sowohl 
aus dem Bericht des eidgenössischen Kommissärs als aus dem- 
jenigen der Genfer Regierung ergab sich, daß die angezeigten 
Tatsachen erdichtet waren, und daß in den Frankreich benach- 
barten Kantonen nichts Derartiges vorgefallen war. — 4. Endlich 
die Auflösung der deutschen Arbeitervereine durch den Bundesrat. 
Die Aufhebung der Mitglieder und der Papiere dieser Vereine 
anläßlich der Zusammenkunft zu dem auf den 18. Februar 1850 
in Murten geplanten Kongreß war, wie der Bundesrat hervorhebt, 
erfolgt, ohne daß die schweizerische Behörde die geringste Anzeige 
vom Auslande her erhalten, aber, wie bereits oben bemerkt, gewiß 
nicht, ohne bewußt oder unbewußt von dem Druck der Verhältnisse 
beeinflußt zu sein, sonst wäre die Auflösung wohl nicht erst in 
diesem Momente erfolgt. 

Die Konferenzen der Mächte führten indes zu keinen weiteren 
Schritten gegen die Schweiz, auch zu keiner Vorstellung, nicht 
einmal zu einer offiziellen Mitteilung der Tatsache oder des In- 
haltes der Konferenzen. Einzig Frankreich ließ für sich im Febraur 
der Schweiz eine Erklärung übergeben, die einer Warnung gleich- 
sah: die Schweiz könne auf die guten Dienste Frankreichs rechnen, 
solange sie ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen treu bleibe; 
aber es würde für sie gefährlich werden, wenn sie gerechte und 
vernünftige Forderungen ablehnen würde usw. England war an 
den Konferenzen nicht beteiligt und hat auch in dieser Krisis 
der Schweiz wieder seine große Wohlgewogenheit gezeigt, dadurch, 
daß die britische Regierung den anderen Kabinetten vorstellte, 
daß kein Umstand Maßregeln gegen die Schweiz begründe, und 
Lord Palmerston im englischen Parlament der Schweiz vor ganz 
Europa das beste Zeugnis über ihre völkerrechtliche Haltung 
ausstellte. Österreich und Preußen ihrerseits wurden bald durch 
die eigenen Angelegenheiten in Anspruch genommen, die andere . 
Konferenzen (Olmütz! 29. November 1850 und Dresden, 23. De- 
zember 1850) nötig machten. . 

Die Denunziationen und Anschuldigungen wegen Umtrieben 
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von Flüchtlingen und anderen Fremden in der Schweiz verstummten 
damit nicht völlig; sie traten aber nur mehr vereinzelt auf und 
ohne zu diplomatischen Verhandlungen Anlaß zu geben. So wurde 
geklagt, daß die beiden damals in London bestehenden Komitees 
des Völkerbundes (Vertretung der kommunistischen Arbeiterpartei) 
und der europäischen Demokratie (mit den Demokraten Struve, 
Sigel, J. Ph. Becker an der Spitze) namentlich in der Schweiz 
geheime Verbindungen anknüpften. Ferner, daß sich in der Schweiz, 
in Zürich und Genf, neue Arbeitervereine unter einem Zentral- 
komitee zu Paris mit revolutionären Tendenzen bildeten. Die 
vom Bundesrat eingezogenen Erkundigungen ergaben, daß an dem 
einen wie an dem anderen nichts oder nichts der Rede wert war. 
‚ Einzig die Klagen Frankreichs wegen der französischen Flücht- 
linge in der Schweiz, namentlich gegen Genf, verdichteten sich 
zu einer besonderen nachträglichen französischen Flüchtlings- 
angelegenheit, von der nachher die Rede sein wird. 

Am Schlusse seines bezüglichen Berichtes kommt der Bundesrat 
auf den Gebrauch der Staatshäupter, einander bei der Durchreise 
oder des Aufenthaltes an der Grenze durch Abordnungen begrüßen 
zu lassen, zu sprechen, um ihn für die Schweiz abzulehnen, 
unter Hinweis auf die anders gearteten republikanischen Sitten, 
den man, wen es interessiert, im Bericht selbst nachlesen mag”), 

In den folgenden zwei Jahren, 1851 und 1852, boten die 
Flüchtlingsangelegenheiten so geringes Interesse, daß sie nicht 
mehr zu reden gaben, außer die französische?), bis dann im 
Jahre 1853 mit Österreich eine neue Schwierigkeit entstand, in- 
folge des Mazzinischen Aufstandes in Mailand (6. Februar 1853) 
und der Ausweisung von lombardischen Kapuzinern aus dem Kanton 
Tessin. Von diesen beiden Angelegenheiten, der französischen 
und der österreichischen, ist noch im folgenden zu sprechen. 


7. Die französische Flüchtlingsangelegenheit 
. von 1849--18522). 
Auch diese war, wie alle anderen Flüchtlingsangelegenheiten, 
durch die betreffenden auswärtigen Ereignisse, welche die Leute 


1) 1851 II, 437/38. 

2) Vgl. die Geschäftsberichte pro 1851 (B. B. 1852 I, 350 und 425) 
und 1852. 

8) Geschäftsbericht pro 1850: B. B. 1851 II, 336 und 416; pro 1851: 
B. B. 1852 I, 350 und 425, ferner B. B. 1851 I, 245 f. und 1852 I, 145; 
pro 1852: B. B. 1853 II, 2, 606, und 625. 
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zu Flüchtlingen gemacht hatten, bedingt. In dieser Beziehung 
teilt sie sich in zwei voneinander wesentlich verschiedene Haupt- 
stadien, getrennt durch den Staatsstreich Louis Napoleons vom 
2. Dezember 1851, durch den er sich zum Präsidenten auf zehn 
Jahre wählen ließ, die Vorstufe zum Kaiserthron, den er genau 
ein Jahr darauf am 2. Dezember 1852 bestieg; das erste Stadium 
zerfällt dann wieder in verschiedene Etappen. Vor dem Staats- 
streich ging die Angelegenheit auf und nieder, ohne größere Be- 
deutung anzunehmen, und war bereits im verschwinden, als sie 
nach dem 2. Dezember 1851 auf einmal wieder ins Leben trat 
und ihre größte Schärfe annahm. Im einzelnen war der Verlauf 
folgender: 

Sie entstand als eigentliche Flüchtlingsangelegenheit im 
September 1849, also zu einer Zeit, als die andern Flüchtlings- 
angelegenheiten, die deutsche und die italienische, die schon 
längst begonnen hatten, ihren höchsten Stand erreichten und bald 
darauf zur Kollektivaktion der Mächte gegen die Schweiz führten, 
an der sich. nun auch die französische Regierung mit ihrer An- 
gelegenheit beteiligte. Zwar waren schon früher, als nach der 
Februarrevolution sich die französischen Republikaner in politische 
Republikaner und Sozialisten (terroristische Partei) schieden, um 
einander zu bekämpfen, und die letzteren im Juni-Aufstand 1848 
unterlegen waren, einzelne französische Flüchtlinge nach der Schweiz 
gekommen. Erst aber nachdem es infolge der Wahl Louis Bonapartes 
zum Präsidenten der französischen Republik (10. Dezember 1848) 
im Juni 1849 zu einem zweiten Aufstand der Sozialisten unter 
Ledru-Rollin gekommen und der Aufstand abermals niedergeschlagen 
worden war, begann die Zahl der flüchtigen französischen Sozialisten 
in der Schweiz, speziell in Genf, beträchtlicher zu werden, so daß 
sich der Bundesrat veranlaßt sah, durch Beschluß vom 10. Oktober 
1849 die Internierung der französischen Flüchtlinge auf 10 Stunden 
Entfernung von der französischen Grenze anzuordnen. Trotz dieser 
Anordnung begannen nun auch die Klagen der französischen 
Regierung, und damit wurde die Flüchtlingsangelegenheit zu einer 
eigentlichen solchen, zu einer internationalen Angelegenheit. 

Die französische Regierung beschwerte sich gleich von Anfang 
an über Umtriebe der französischen Flüchtlinge in der Schweiz 
gegen Frankreich durch revolutionäre Zusammenkünfte (an denen 
auch Ledru-Rollin, von London kommend, wohin er sich nach dem 
zweiten Juni-Aufstand geflüchtet hatte, teilgenommen haben sollte), 
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Druck aufrührerischer Bücher, ÖOrganisierung von Freischaren, 
Ankäufe von Waffen, alles Umtriebe, die an der französischen 
Grenze in Basel, im bernischen Jura, Waadt, namentlich aber in 
Genf stattfänden; es wurde von Genf als einem demokratischen 
Koblenz (Anspielung auf die Umtriebe der französischen Emigranten 
gegen die französische Revolution von Koblenz aus seit 1791) 
gesprochen. Die Anschuldigungen erwiesen sich als unbegründet. 
Am 31. Oktober 1849 wechselte das französische Ministerium, 
indem es von Louis Bonaparte in Vorbereitung seines Staats- 
streiches durch ein ihm persönlich ergebenes ersetzt wurde; aber 
das Mißtrauen der französischen Regierung gegen die Schweiz, 
speziell gegen Genf, blieb, ja steigerte sich noch, weil Louis 
Bonaparte bei Verfolgung seiner Pläne immer empfindlicher gegen 
jede Opposition wurde und diese schließlich nicht nur in den 
Sozialisten, sondern auch in den gesinnungstreuen Republikanern 
fand. Damit gelangte die Angelegenheit zur zweiten Etappe. 
Nachdem die Kollektivaktion der Mächte und ihre Gefahr für 
die Schweiz vorübergegangen war, begann die französische An- 
gelegenheit unbehaglich zu werden. Im Oktober, November und 
Dezember 1850 nahmen die französischen Beschwerden an Zahl 
und Heftigkeit zu und richteten sich namentlich gegen bestimmte 
Personen, revolutionäre Häupter (Mazzini, Felix Pyat, Napoleon 
Chancel, Cassal, Schnepp, Ordinaire, Abbe Percy), von denen be- 
hauptet wurde, sie befänden sich in Genf und trieben dort ihr 
Unwesen gegen die französische Regierung; ja, im Dezember 
1850 ließ die französische Regierung Truppen in die Landschaft 
Gex hart an der Genfer Grenze einrücken, um diesen angeblichen 
Umtrieben entgegenzutreten und’gegen die Schweiz zu demonstrieren, 
Es waren bereits einige Flüchtlinge aus Genf ausgewiesen, andere 
interniert worden; im übrigen erwiesen sich die Klagen als falsch ; 
als aber französische Truppen vor Genf standen, schickte der 
Bundesrat am 26. Dezember 1850 einen Kommissär zu näherer 
Untersuchung dahin, der nichts belastendes fand. Es wurde 
aber doch eine weitere Internierung der Flüchtlinge in Genf, 
nämlich aus den französischen Kantonen überhaupt fort in die 
deutsche Schweiz vom Bundssrat am 15. Februar 1851 angeordnet, 
und als 17 französische Flüchtlinge öffentlich sich dagegen auf- 
lehnten, wurden sie vom Bundesrat am 24. März 1851 aus der 
Schweiz ausgewiesen!). Damit war die französische Flüchtlings- 
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frage wieder auf einem tieferen Stande angelangt: die französische 
Regierung schien dadurch ruhiger geworden zu sein und die An- 
gelegenheit selbst allmählich abzuflauen. Immerhin wurden, als die 
übrige Flüchtlingsangelegenheit vom Bundesrat als Bundessache 
für geschlossen erklärt wurde, die französischen Flüchtlinge, deren 
Zahl übrigens sehr unbedeutend war, von diesem Beschlusse aus- 
genommen und von Bundeswegen auch ferner überwacht. 

Da erfolgt der Staatsstreich vom 2. Dezember 1851, der neue 
französische Flüchtlinge in die Schweiz bringt, und damit tritt die 
Angelegenheit in ein neues, um so akuteres Stadium. Zwar wies 
der Bundesrat sieben von diesen neuen, die in Lausanne einen 
Aufruf zu einer bewaffneten Erhebung erlassen hatten, sofort aus; 
am 26. Dezember 1850!), und wurden Versammlungen von Fremden 
in Genf zur Besprechung des Ereignisses untersagt; beides aus 
eigener Initiative der schweizerischen Behörden. Aber die neue 
französische Regierung, revolutionär wie sie war, witterte überall 
Revolutionäre und Unzufriedene, vor allem in der Schweiz. Uni 
obschon sich hier seit jenen beiden Fällen im Dezember gar nichts 
zugetragen hatte, das irgendwie Frankreich oder einen anderen 
Staat hätte beunruhigen können, so fing Frankreich doch wegen 
der französischen Flüchtlinge mit der Schweiz Streit an. Der be- 
zügliche Notenwechsel der französischen Gesandtschaft mit dem 
Bundesrat (vom 24. Januar bis 27. März 1852) übertraf an 
Heftigkeit und Arroganz alles, was bisher darin in den Flüchtlings- 
angelegenheiten gelegentlich gegen die Schweiz geleistet worden 
war. Schon in der ersten Note stellte die französische Gesandt- 
schaft das unverschämte Begehren: „Es (das Begehren) besteht 
in der Übernahme der förmlichen Verpflichtung, daß alle Aus- 
weisungen, welche ich zu verlangen in den Fall kommen könnte, 
mir in Beziehung auf jede Kategorie von französischen Flücht- 
lingen, gegen welche diese Maßregel ihre Anwendung finden wird, 
bewilligt werden, und daß die Verfügungen der Bundesbehörde 
während einem zum voraus zu verabredenden Zeitpunkt ihre Voll- 
ziehung erhalten werden... .. Ein abweichender Standpunkt müßte 
zu bedauerlichen Verwicklungen führen....“ Der Bundesrat er- 
klärte darauf, daß danach die Behörde des Landes zum ferneren 
Aufenthalt oder zur Ausweisung von Fremden nichts mehr zu 
sagen, vielmehr es künftig von dem bloßen Winke einer fremden 
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Gesandtschaft abhängen würde, welche Beschlüsse die Behörden 
in diesem Gebiete der Fremdenpolizei fassen sollten, und er lehnte 
ohne Umschweife ab. In ihrer zweiten Note sprach die französische 
Gesandtschaft u. a. davon, daß die Schweiz gegenwärtig, wo 
Europa sich von der Demagogie losgemacht habe, einen letzten 
Zufluchtsort gewähre; ferner daß die Neutralität der Schweiz seit 
einigen Jahren einen aggressiven Charakter gegen die angrenzenden 
Staaten angenommen habe, daß auf ihr aber das ganze politische 
Gebäude der Schweiz beruhe und die Schweiz ihre Vorteile einzig 
durch Beseitigung jedes Grundes zu Beschwerden beibehalten 
könne. Um für ihre Zumutungen Stimmung zu machen, erinnert 
die Gesandtschaft an die alten Bündnisse und Interessen zwischen 
Frankreich und der Schweiz und redet sogar von besonderen Be- 
günstigungen, welche Frankreich der Schweiz gewähre! In seiner 
Antwort beharrt der Bundesrat auf seinem ablehnenden Stand- 
punkt, und stellt alles zusammen, was zur Erfüllung internationaler 
Verpflichtungen gegenüber Frankreich getan worden war. In- 
zwischen hatte er aber doch noch, im Februar 1852, zwei eid- 
genössische Kommissäre bestellt, um in allen Kantonen auf ge- 
hörige Erfüllung der Flüchtlingsüberwachung zu sehen. Nachher 
kamen von Frankreich keine Reklamationen mehr, und schien 
also auch diese Flüchtlingsangelegenheit zur Ruhe gelangt. Speziell 
der 2. Dezember 1852, die Erhebung Louis Bonapartes zum Kaiser in- 
folge einer dritten Volksabstimmung (durch die erste zum Präsidenten, 
durch die zweite zum Präsidenten auf zehn Jahre gewählt), eine 
bloße Konsequenz des ersten Staatsstreiches wie sie war, ging 
in Frankreich ohne neue Erregung vorüber und rührte daher auch 
die Flüchtlingsangelegenheit nicht wieder auf. 

Zum Schlusse seines Berichtes und am Schlusse der Flüchtlings- 
angelegenheiten dieser Revolutionszeit überhaupt, in der sie den 
größten Umfang und den höchsten Grad von Gefahr für die Schweiz 
erreichten, gibt der Bundesrat eine Übersicht des Asylrechtes, wie 
es gehandhabt wurde, speziell der Beschränkungen desselben, wie 
sie durch die Ereignisse nötig wurden, um einerseits das Asylrecht 
aufrecht zu erhalten und andererseits die völkerrechtlichen Pflichten 
nicht zu verletzen!). 1. Die erste grundsätzliche Beschränkung 
des Asyls, sagte der Bundesrat, die nicht nur von den Bundes- 
behörden, sondern vom ganzen Volke und von allen politischen 


2) B. B. 1853 I, 39. 
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Parteien anerkannt werde, und deren Vollziehung daher keinen 
Widerstand finde, besteht darin, daß das Asyl allen denjenigen 
entzogen wird, die sich geheime politische Umtriebe oder offene 
Aufreizungen zuschulden kommen lassen; noch mehr, es wird 
auch denen entzogen, welche eine beharrliche Widersetzlichkeit 
gegen die (sesetze und Behörden des Landes an den Tag legen, 
und überdies auf den Antrag der betreffenden Kantonsregierung 
selbst denen, welche einen schlechten Lebenswandel führen. 
2. Unabhängig von jenem Grundsatz habe sich eine zweite Be- 
schränkung des Asyls dahin geltendgemacht, daß ausnahmsweise 
und bei außerordentlichen Verhältnissen schon die bloße An- 
wesenheit politischer Flüchtlinge ohne Rücksicht auf ihr Verhalten 
gerechten Grund zu Besorgnis darbieten. Der Bundesrat verweist 
dafür auf seine Beschlüsse betreffend Ausweisung der Flüchtlings- 
chefs, die oben 8. 55 f. angeführt und auch besprochen worden 
ist, und auf den Beschluß der Bundesversammlung vom 27. November 
1848 (oben S. 43), wo es sich aber nicht um Ausweisung aus der 
Schweiz, sondern bloß um Verweisung aus dem Kanton Tessin, 
das heißt um Internierung handelte. 3. Eine dritte Beschränkung 
endlich liege in der Regel des Internierens, wonach namentlich einfluß- 
reichere Personen oder eine größere Anzahl von Flüchtlingen nicht 
an der Grenze geduldet ‚werden. — Schließlich konstatiert der 
Bundesrat mit Genugtuung:: ungeachtet im Laufe dieser Jahre viele 
Tausende von Flüchtlingen in die Schweiz kamen, ungeachtet 
viele Hunderte mehrere Jahre dort blieben, ungeachtet beständig 
in kurzen Zwischenräumen Komplotte, Waffendepots, projektierte 
feindliche Einfälle denunziert wurden, habe sich von allem diesem 
nichts ereignet; jene Gerüchte und Denunziationen seien vor 
der Geschichte zuschanden geworden! 


8. Der nachträgliche Konflikt mit Österreich 
in den Jahren 1852—1855 


war nur zum Teil und erst in dritter Linie eine Flüchtlings- 
angelegenheit; voraus gingen zwei andere Beschwerden Österreichs, 
die aber von Österreich mit der neu entstandenen Flüchtlings- 
angelegenheit zusammen behandelt wurden, um durch das Gewicht 
der einen Beschwerde das der anderen zu verstärken, und Österreich 
erklärte ausdrlicklich, besonders in der Flüchtlingsangelegenheit 
nicht vollkommen befriedigt zu sein bis nach Erledigung der 
beiden ersten Beschwerden. 
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Die Anstände und die erste Stellungnahme der Parteien waren 
folgende !): 1. Zunächst reklamierte Österreich wegen den Semi- 
narien von Poleggio und Ascona (Poleggio am oberen Tessin, 
oberhalb Biasca, und Ascona am Lago maggiore bei Locarno), 
mit Note vom 19. August 1852. Die Verwaltung dieser Institute 
war bisher vom Erzbischof von Mailand und vom Bischof von 
Como ausgeübt worden, zu deren Sprengeln der Kanton Tessin 
gehörte. Die beiden widersetzten sich aber dem Hoheitsrecht 
des Kantons Tessin über Verwaltung und Leitung dieser Seminarien, 
und doch waren diese größtenteils aus Gütern von Angehörigen des 
Kantons Tessin und zu Erziehungszwecken für den Kanton Tessin ge- 
gründet worden. Der Große Rat des Kantons Tessin sah sich 
daher veranlaßt, die Verwaltung dieser Institute den Bischöfen 
zu entziehen und unter die unmittelbare Leitung der Staats- 
behörden zu stellen. Daher die Beschwerde Österreichs. Öster- 
reich verlangte zwar nicht ausschließlich Wiedereinsetzung der 
Bischöfe in ihre behaupteten Rechte, sondern, daß den Bischöfen 
der Rechtsweg geöffnet werde, um ihre Rechtsansprüche vor den 
Zivilgerichten des Kantons geltendzumachen. In seiner Antwort 
bestritt der Bundesrat der österreichischen Regierung prinzipiell 
das Recht, in Streitigkeiten über vermeintliche kirchliche Rechte 
in einem fremden Staate zu intervenieren, erteilte ihr aber „aus 
Rücksichten des Anstandes“ Aufschluß und gab namens der Re- 
gierung des Kantons Tessin die Erklärung ab, daß das Begehren: 
der Anspruch auf den Rechtsweg, anerkannt werde. Damit war 
dieser Zwischenfall eigentlich erledigt und wurde von der öster- 
reichischem Regierung nur gelegentlich der anderen Beschwerden 
wieder aufgefrisch. Der Bund aber behielt den Streit in Er- 
innerung, um nach Jahren (1859) die kirchliche Verbindung des 
Kantons Tessin mit diesen fremden Bistümern überhaupt zu lösen ?). 
— 2. Die zweite Beschwerde, vom 21. Dezember 1852 und 22. Januar 
1853, richtete sich gegen die Ausweisung der fremden Kapuziner 
aus dem Kanton Tessin. Die Kapuziner hatten, abgesehen davon, 
daß sie sich mehrere unsittliche Handlungen zuschulden kommen 
ließen, gegen die staatlichen Behörden gewühlt, wie das ja überall, 
wo diese nicht ganz der Kirche ergeben sind, der Fall und von 


1) Vgl. den Notenwechsel B. B. 1853 I, 509—609 und 661; ferner II, 
157, 162, 166, 170, 413 und 416 — und den ersten Spezialbericht des 
Bundesrates an die Bundesversammlung vom 8. Juli 1853: III, 89. 

2) Vgl. B. B. 1853 III, 201 und B. G. 6/300. 
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um so größerer Wirkung ist, als diese Mönche beim ungebildeten 
Volke sehr populär sind. Die tessinische Regierung verwies sie 
daher des Landes, wie das ihr Recht war, und war auf die öster- 
reichische Beschwerde sogar noch bereit, ihnen auf drei Jahre 
eine Pension zuzusichern. Die österreichische Regierung erachtete 
das aber für nichts und verhängte als Repressalie die Ausweisung 
sämtlicher Angehörigen des Kantons Tessin aus der Lombardei, 
die nach ihrer Rückkehr, weil sie ihre Existenz verloren hatten, von 
der öffentlichen W ohltätigkeit der Mitbürger, Gemeinden, des Kantons 
und des Bundes unterstützt werden mußten. — 3. Bald nach der 
zweiten Beschwerde erfolgte der Aufstand Mazzinis in Mailand 
vom 6. Februar 1853, nach dessen Niederschlagung wieder eine 
große Zahl Flüchtlinge dem Kanton zuströmten. Nun begann 
eine neue italienische Flüchtlingsangelegenheit und der dritte 
Streitfall mit Österreich. Der österreichischen Regierung erschien, 
wie sie selbst wörtlich erklärte, bei jedem Aufstandsversuch in 
der Lombardei der Kanton Tessin von vornherein als der direkten 
Beteiligung oder wenigstens der moralischen Mitschuld verdächtig, 
und sie erhob nun, weil sie glaubte, der Aufstand sei von Flücht- 
lingen im Kanton Tessin angezettelt worden, die bittersten Be- 
schwerden und ordnete zugleich eine Grenzsperre gegen den Kanton 
Tessin an, wie seinerzeit unter Radetzky, als die Lombardei im 
Kriegszustand sich befand, verfügt worden war. Der Bundesrat 
erklärte sich sofort bereit, gemäß den früher geübten Grundsätzen 
diejenigen Flüchtlinge, die sich am Mailänder Attentat beteiligt 
hätten, auszuweisen, die übrigen in der inneren Schweiz zu internieren, 
mit Ausnahme alter und kranker Personen usw., und ordnete 
einen Kommissär (Oberst Bourgeois) zur Untersuchung und Voll- 
ziehung nach dem Kanton Tessin ab. Die österreichische Re- 
gierung verlangte dagegen die Ausweisung aller Flüchtlinge ohne 
Ausnahme, deutete sogar die Auslieferung an nach dem Vertrage 
vom Jahre 1828, der aber schon 1849 gekündigt worden war 
(oben 8. 40), und verstieg sich im Verlauf der Korrespondenz, 
offenbar nach dem Beispiele Frankreichs, sogar zu den Forderungen: 
es solle von der Ausweisung ohne die Zustimmung der kaiser- 
lichen Regierung (!) keine Ausnahme gestattet werden, und es 
solle eine im Einverständnis mit Österreich (!) einzurichtende 
Kontrolle im Kanton Tessin eingeführt werden. Und als der Bundes- 
rat alle diese Ansinnen ablehnte, erfolgte die Abberufung des 
österreichischen Geschäftsträgers in Bern. Als der Bundesrat darauf 
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seinerseits den schweizerischen Gesandten in Wien abberufen wollte, 
womit der offizielle Geschäftsverkehr zwischen beiden Staaten auf-. 
gehört hätte, lenkte Österreich denn doch mit der Erklärung ein, daß 
es das letztere nicht beabsichtigt habe, worauf der schweizerische 
Gesandte in Wien blieb und in Bern der gewöhnliche Verkehr 
durch österreichische Gesandtschaftskanzlei und Bundeskanzlei 
vermittelt wurde. Schweizerischerseits setzte man das Militär 
instand, um auf alle Eventualitäten gefaßt zu sein. Auf den Be- 
richt des Bundesrates an die Bundesversammlung über diese Sach- 
lage, wurde dem Bundesrat die weitere Behandlung vertrauensvoll 
anheimgegeben und ihm der nötige Kredit eröffnet (Bundesbeschluß 
vom 3. August 1853)!). So kam der Streit zunächst zum Stillstand, 
und es fragte sich nun, was die Lösung sei: Krieg oder weitere 
Verhandlungen. 

Es entsteht eine Pause, bis dann die Verhandlungen fort- 
gesetzt wurden, womit der Konflikt in das zweite Stadium trat?). 
Über die Frage der Wiederanknüpfung der Verhandlungen machte 
der Bundesrat folgende Bemerkungen von allgemeiner Bedeutung: 
„Jedes voreilige und drängende Handeln von seiner (des Bundes- 
rates) Seite würde nur von Schwäche zeugen, die Ehre gefährden 
und einen günstigen Erfolg verhindern. Man mußte der öster- 
reichischen Regierung Zeit lassen, einzusehen, daß sie in ihren 
Beschuldigungen gegen die Schweiz zu weit gegangen sei. Eibenso- 
wenig als man direkte Schritte bei Österreich tun konnte, durfte 
die Vermittelung einer fremden Macht angerufen werden. In 
einem solchen Schritte läge einerseits die Erklärung eigenen Un- 
vermögens, anderseits würde man sich in ein Abhängigkeits- _ 
verhältnis zu der vermittelnden Macht begeben, das nicht er- 
mangeln würde, die schlimmsten Früchte zu tragen, und überdies 
wäre man dann für die Erledigung der Sache ziemlich dem Gut- 
dünken des angerufenen Schiedsrichters anheimgegeben, der, möchte 
man ihn in Europa suchen, wo man wollte, in seinen Prinzipien 
einer Monarchie stets näherstände als einer Republik. Einen 
außereuropäischen Schiedsrichter (Nordamerika, als Republik!), 


1) B. B. 1853 III, 197, 351 und B. G. 4/374; vgl. auch 3/665: 
und 4/235. 

2) Vgl. den zweiten Spezialbericht{ des Bundesrates vom 16. Januar 
1854: I, 265, und über den ganzenfVerlauf bis Ende 1853 den Geschäfts- 
bericht pro 1853: B. B. 1854 II, 2, 84 und 241, worin zwar in der Haupt- 
sache nur die zwei Spezialberichte wiedergegeben sind. 
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würde Österreich seinerseits kaum annehmen usw.“ — Immerhin 
war der Bundesrat bereit, seinerseits im geeigneten Augenblick 
die Verhandlungen wieder zu eröffnen, und dieser Augenblick 
schien gekommen, als die österreichische Regierung auch die Ein- 
fuhr von Getreide aus der Lombardei nach Tessin und Graubünden, 
entgegen bestehenden Verträgen mit diesen Kantonen vom 7. Juni 
und 1. August 1818, verbot. Auf Vorstellung des Bundesrates 
wurde die Einfuhr in den Kanton Graubünden freigegeben, nicht 
aber diejenige in den Kanton Tessin, diesem gegenüber vielmehr 
die früheren Forderungen wiederholt, aber in viel versöhnlicherem 
Tone, womit die größte Spannung beseitigt und der Weg für eine 
gütliche Lösung des Konfliktes geebnet war. Immerhin verging 
das Jahr 1853, ohne die Lösung zu bringen. 


Auch im Jahre 1854 bestanden die Differenzen fort!), außer 
daß die Grenzsperre gegen Tessin im Juni dieses Jahres be- 
seitigt wurde, und erst das Jahr 1855 brachte die Beseitigung 
aller Streitfälle, und zwar folgendermaßen ?). Von den Seminarieu 
in Ascona und Poleggio war nicht weiter die Rede, und der Streit 
der Kapuziner fand durch den Vertrag vom 18. März 1855°) 
seine Erledigung, laut welchem Tessin an die Kapuziner 115 000 Fr. 
Entschädigung für die Ausweisung bezahlte, wogegen Österreich 
die Ausweisung der Tessiner aus der Lombardei aufhob. Der 
Bundesrat nahm diesen Vertrag nicht auf sich, sondern ratifizierte 
ihn ausdrücklich „namens und aus speziellem Auftrag des Großen 
Rates vom Kanton Tessin“, welcher den Streitgegenstand um 
jeden Preis erledigt zu haben wünschte. In der Flüchtlingsfrage 
blieben alle österreichischen Zumutungen abgelehnt, und die öster- 
reichische Regierung gab sich schließlich mit den schweizerischen 
Maßnahmen zufrieden. 

Am Schlusse seines Berichtes iiber das, was vom Bund ge- 
schah, um dem Kanton Tessin die durch die Grenzsperre und 
die Ausweisung der Tessiner entstandene schwierige Lage zu 
erleichtern, im zweiten Spezialbericht, erklärt der Bundesrat, 
daß die Eidgenossenschaft trotz allem sich darüber freue, 
Gelegenheit gehabt zu haben, dem Kanton Tessin zu zeigen, 
daß, wenn er auch jenseits der Alpen liege, die Herzen der 
eidgenössischen Brüder nicht minder warm für ihn schlagen.“ Sic esto: 


1) Geschäftsbericht pro 1854: B. B. 1855 I, 350, 367. 
2) Geschäftsbericht pro 1855: B. B. 1856 I, 288. 
8) B. G@. 5/87. 
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Die Flüchtlingsangelegenheit infolge des Mazzinischen Auf- 
standes in Mailand war die letzte der Revolutionszeit, wie dieser 
Aufstand selbst ein verspäteter Wildling dieser Zeit war. Es 
folgen dann später, noch unter der Bundesverfassung von 1848, 
zwei andere Flüchtlingsangelegenheiten, eine neue französische im 
Jahre 1858 infolge des Orsiniattentates (1857) und die polnische 
1864, von denen unter II. zu sprechen sein wird. 


3. Verfassung, Gesetzgebung und Verwaltung 
des neuen Bundes. 


I. Verfassung. 


Durch die Bundesverfassung vom 12. September 1848 war 
der Bundesstaat errichtet worden, das heißt diejenige Form der 
Staatenvereinigung, durch welche neben und über den Einzel- 
staaten, immerhin unter Fortbestand der Einzelstaaten, ein neuer 
Staat, der Gesamtstaat oder Bund, entsteht. Aus einem bloßen 
Rechtsverhältnis zwischen den Kantonen, einem Vertragsverhältnis, 
wie es der Bundesvertrag von 1815 begründet hatte, war ein 
neues Rechtssubjekt, der Bund als Staat, entstanden, wie denn 
die dasselbe begründende Akte nicht mehr Vertrag, Bundesvertrag, 
sondern Verfassung, Bundesverfassung, hieß, das heißt Verfassung 
des Bundes als Staat unter Einfügung der Kantone als Einzel- 
staaten. Durch diese Umwandlung der Form der Staatenvereinigung, 
des Staatsbundes in einen Bundesstat, waren drei wesentliche 
Änderungen der bisherigen staatlichen Einrichtung der Schweiz 
bedingt nach drei verschiedenen Seiten: Bund, Kantone, Bürger. 

1. Ein eigener Staatsorganismus des Bundes, 
Vorher gab es auch einen Bund und daher auch Bundesorgane, 
aber diese waren nur Kollektivorgane der Kantone im ganzen 
und hatten nur die Interessen der Kantone in ihrer Vereinigung, 
äußere Sicherheit und innere Ordnung, wahrzunehmen. Nun aber, 
seit dem Bundesstaat, sind es Organe des Bundes selbst als eines 
eigenen Staates, und haben sie auch die Aufgaben des Bundes als 
eines eigenen Staates zu erfüllen, nicht mehr nur die Interessen der 
Kantone, sondern auch die Interessen der Bürger des Gesamt- 
staates zu vertreten, soweit es für diesen geboten erschien. Sie be- 


kamen also zu den zwei bisherigen Aufgaben, Behauptung der 
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Unabhängigkeit des Vaterlandes nach außen und Handhabung 
von Ruhe und Ordnung im Innern, noch als dritte Aufgabe: Schutz 
der Freiheit und der Rechte der Eidgenossen und Beförderung ihrer 
gemeinsamen Wohlfahrt. | 

Im einzelnen sind diese Organe und ihre Aufgaben in der Haupt- 
sache folgende: ein gesetzgebender Körper an Stelle der bloßen Tag- 
satzung. Die Tagsatzung war eigentlich nur ein Kongreß von Gesandten 
der Kantone, wie denn die Abgeordneten der Kantone an die Tag- 
satzung wirklich und offiziell „Gesandte“ hießen („Sie — die Tagatzung 
— besteht ausden Gesandten der zwölfKantone“; Artikel8des Bundes- 
vertrages), und sie faßte wohl auch Beschlüsse, die für die Kantone ver- 
bindlich waren; aber es waren keine Beschlüsse im Namen einer 
eigenen Bundesgewalt, sondern der Kantone in ihrer Vereinigung. 
Der gesetzgebende Körper des neuen Bundes seit 1848 dagegen 
ist eine Behörde des Bundes als eines eigenen Staates, nicht mehr 
bloß der Kantone, und ihre Beschlüsse sind Beschlüsse dieses 
Bundes als eigener Staatsgewalt, und sind verbindlich nicht mehr 
nur für die Kantone, sondern auch für die Bürger direkt, soweit 
sie sich auf diese beziehen. Daß dieser gesetzgebende Körper 
in Form des Zweikammersystems, aber nicht des ständischen, sondern 
des bundesstaatlichen, eingerichtet wurde, ist prinzipiell Neben- 
sache, und davon war übrigens bereits oben (S. 12) die Rede. — 
Sodann die Bundesregierung. Das war vordem der sogenannte 
Vorort. Dieser war aber wieder, wie die Tagsatzung, nur eine 
Vertretung der Kantone als solcher und hatte zur Aufgabe, ab- 
gesehen vom Vorsitz in der Tagsatzung, zwar die Leitung der 
Bundesangelegenheiten in der Zwischenzeit, zwischen zwei Tag- 
satzungen, aber wieder nur als Angelegenheiten der Kantone in 
ihrer Vereinigung und dazu in dem beschränkenden Umfang der 
Bundesangelegenheiten eines Staatenbundes; nur der Vorort der 
Mediation vertrat eine eigene Bundesgewalt, wie denn der Bund der 
Mediation überhaupt insofern als Bundesstaat erscheint (vgl. mein 
Bundesstaatsrecht S. 122/123). Die heutige Bundesregierung seit 
1848 dagegen, der Bundesrat, vertritt die Bundesgewalt als eigene 
Staatsgewalt und hat auch die Aufgaben einer Staatsregierung, 
soweit sie im Bund des Bundesstaates überhaupt gehen. — End- 
lich das Bundesgericht seit 1848. Es ist nach Organ und Auf- 
gabe verschieden von der entsprechenden früheren Einrichtung, 
dem eidgenössischen Recht. Dieses, das heißt das Verfahren bei 
Streitigkeiten zwischen Kantonen, hatte entsprechend dem bloß 
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vertragsgemäßen Verhältnis des Staatenbundes zum Organ ein bloßes 
vertragliches Gericht, ein Schiedsgericht, das nicht nur von Fall 
zu Fall, sondern auch von den Parteien selbst bestellt wurde, 
und dieses Schiedsgericht war, wie bemerkt, vorgesehen haupt- 
sächlich nur für Streitigkeiten zwischen Kantonen, daneben auch 
für Streitigkeiten im Innern eines Kantons, soweit diese die 
Ruhe und Ordnung im Kanton gefährdeten, also überhaupt nicht 
sowohl bei Rechtsstreitigkeiten im Kanton, sondern bei größeren 
politischen Händeln. Das Bundesgericht seit 1848 dagegen ist 
ein gesetzliches, das heißt vom Gesetz nicht nur vorgesehenes 
Gericht , wie das schließlich auch ein Schiedsgericht sein muß, 
um Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit seiner Urteile zu besitzen, 
sondern ein vom Gesetz selbst durch die kompetenten Staatsorgane 
(Behörde, Volk) eingesetztes Gericht, und demgemäß auch ein- 
gesetzt nicht nur für einen bestimmten Fall, sondern für eine 
bestimmte Amtsdauer. Zwar war das Bundesgericht bis 1874 
nicht ständig, das heißt es war zwar nicht von Fall zu Fall be- 
stellt, aber seine Funktion wurde nur von Fall zu Fall ausgeübt, 
galt also_nicht als fortgesetzte Tätigkeit; es stand somit in dieser 
Beziehung damals in gleicher Stellung wie von jeher die Ge- 
schworenen. Erst seit 1874 ist es ständig geworden. Es hatte 
aber von Anfang eine ganz andere, besonders eine viel erweitertere 
Aufgabe als das eidgenössische Recht. Das Bundesgericht hat zwar 
überhaupt keine politischen Streitigkeiten, sondern nur Rechts- 
streitigkeiten zu entscheiden, solche aber nicht nur zwischen 
Kantonen, sondern auch einerseits zwischen Kantonen und dem 
Bund, der nun eben selbst Persönlichkeit hat, und andererseits 
von Privaten nicht nur mit Kantonen oder Bund, sondern unter 
Umständen auch unter sich, und weiter urteilt es auch in Strafrechts- 
fällen, soweit sie den Bund angehen, seitdem für diesen als Staat 
auch ein eigenes Strafrecht aufgestellt worden ist. 

| 2. Größere Unterordnung der Kantone unterden 
Bund und engere Verbindung unter sich. Nachdem 
ein Bundesstaat und damit ein Gesamtstaat, Bund, über den 
Kantonen errichtet worden war, mußten die Kantone viel von 
ihrer Selbstherrlichkeit aufgeben und sich dem Bunde viel mehr 
unterordnen als früher. Diese Unterordnung zeigt sich nach drei 
Seiten. Die Kantone mußten erstens an den Bund Kompetenzen 
abtreten, um diesem Raum für die Ausübung einer eigenen Staats- 
gewalt zu geben, und mußten zweitens sich gefallen lassen, daß 
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auch mit Bezug auf die ihnen verbleibenden Kompetenzen der 
Bund ihnen durch die Bundesverfassung Vorschriften machte, nach 
denen sie sich zu richten haben (betr. Handel und Gewerbe, 
Niederlassung, Justiz usw.; von beiden nachher unter 3). Zum 
dritten aber mußten sie nicht bloß auf einzelne Rechte verzichten 
und sich für die übrigbleibenden Rechte Vorschriften machen 
lassen, sondern sie kamen mit ihrer ganzen Persönlichkeit unter 
den Bund, das ist die Unterordnung der Kantone als solcher und 
davon ist hier kurz näher zu sprechen. Sie hat zum Gegenstand 
die Anpassung der kantonalen Verfassungen an die Form und 
das Recht des Bundes und die Beschränkung der Kantone nach 
außen im Vertrags- und Verkehrsrecht. Zwar gab es schon früher 
eine gewisse Unterordnung der Kantone unter den Bund, in jeder 
Form des Bundes und unter dem unmittelbar vorhergehenden Staaten- 
bund speziell, wie denn jede Art der Staatenvereinigung den ver- 
einigten Staaten eine gewisse Unterordnung unter die Vereinigung 
auferlegt ; aber die Unterordnung bestand nicht nach allen drei Seiten 
und war nach keiner Seite so erheblich wie seit 1848. 

Was einmal die Genehmigung der kantonalen Verfasungen durch 
den Bund betrifft, so sollten zwar schon die Verfassungen der Restaura- 
tionszeit inhaltlich keine unbedingte Rückkehr zum Alten vornehmen 
und waren nach einer Bestimmung des Bundesvertragsentwurfes ins 
eidgenössische Archiv niederzulegen (vgl. meine Geschichte der 
Politik, neueste Zeit), der schließliche Bundesvertrag aber schreibt 
weder das eine noch das andere vor; die Bundesverfassung von 
1848 dagegen (Artikel 6) macht zur ausdrücklichen Vorschrift die 
Genehmigung der kantonalen Verfassungen durch den Bund und 
stellt dieser Genehmigung ihrerseits zur Bedingung, daß die 
kantonalen Verfassungen mit der Bundesforn und dem Bundesrecht 
übereinstimmen müssen, während früher namentlich in ersterer 
Beziehung die Kantone frei waren, Aristokratien und sogar 
Monarchien sein konnten, wie ja Neuenburg bis 1848 Fürstentum 
und doch Glied der Eidgenossenschaft war. 

Die zweite Unterordnung besteht in der Beschränkung des Ver- 
tragsrechtes der Kantone unter sich und mit auswärtigen Staaten. In 
beiden Beziehungen waren die Kantone auch unter dem Bundesvertrag 
nicht unbeschränkt, aberdoch nicht so beschränkt wie seit dem Bundes- 
staat. Was die Verträge der Kantone unter sich betrifft, so 
können unpolitische Verträge, sogenannte Rechtsverträge (solches 
sind hauptsächlich — außer Verträgen der Staatsordnung, wie Grenz- 
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verträge — Verträge betr. den Verkehr der Bürger untereinander, 
sogenannte Verkehrsverträge, wie betr. Handel, Bürgerrecht usw.) 
zwar von den Kantonen nach wie vor abgeschlossen werden, nur 
daß diese Verträge seit der Bundesverfassung nach deren aus- 
drücklicher Bestimmung nichts dem Bund oder den Rechten anderer 
Kantone Zuwiderlaufendes enthalten dürfen; politische Verträge 
hingegen, und zwar nicht nur Bündnisse, sondern auch sonstige 
politische Verträge (über den Unterschied siehe meinen Kommentar 
zur Bundesverfassung, $. 144), sind den Kantonen seit 1848 un- 
bedingt untersagt (Artikel 7), während ihnen laut Bundesvertrag 
(Artikel 6) sogar Bündnisse — von anderen politischen Verträgen 
ist dabei beschränkend gar nicht die Rede — wenigstens bedingt 
gesiattet waren, unter der Bedingung nämlich, daß sie dem Bund 
oder den Rechten anderer Kantone nicht nachteilig seien, so daß 
ein Sonderbund abgeschlossen werden konnte, wenn er nur diese 
Bedingung erfüllte, was mit dem kritischen Sonderbund von 1845 
nach dem Standpunkt der Sonderbundskantone der Fall war — 
ein Standpunkt, den freilich die Tagsatzung nicht teilte. Auch 
im Vertragsrecht mit fremden Staaten sind die Kantone seit 1848 
ganz anders beschränkt als unter dem Bundesvertrag von 1815. 
Zwar das Kriegs- und Friedensrecht (das heißt das Recht, Krieg 
zu erklären und Frieden zu schließen) und auch das Bündnisrecht 
waren schon damals dem Bunde ’ausschließlich vorbehalten wie 
heute; von den Verkehrsverträgen dagegen war dem Bund nur 
eine einzelne Art bestimmt zugewiesen, die Handelsverträge, und 
wenn der Bund damals auch 'noch andere Arten von Verträgen 
gelegentlich mit dem Ausland einging (namentlich Freizügigkeits- 
verträge, auf Abschaffung des Abzugsgeldes, nicht zu verwechseln 
mit den Niederlassungsverträgen), so stand doch unzweifelhaft 
rechtlich das sonstige Vertragsrecht (außer Kriegs-, Friedens- uud 
Bündnisrecht) der Regel nach bei den Kantonen, und die meisten 
. damaligen Verträge sind auch von den Kantonen mit dem Ausland 
abgeschlossen worden (so die wichtigen Niederlassungs- und Aus- 
lieferungsverträge), während seit 1848 das Vertragsrecht der 
Kantone mit auswärtigen Staaten durchaus nicht nur die Aus- 
nahme bildet, sondern "auch auf ganz bedeutungslose Verträge 
zurückgedrängt ist (Bundesverfassung Artikel 8 und 9). Alle 
irgendwie erheblichen Verträge rühren seither vom Bund her. 

Zum dritten die Unterordnung der Kantone im Verkehrsrecht, 
Es handelt sich darum, inwieweit die Kantone noch oder vielmehr 
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nicht mehr berechtigt sind, mit anderen Staatsregierungen direkt, 
ohne Vermittelung des Bundes, zu verkehren. Unter sich selbst 
sind die Kantone im Verkehrsrecht so frei wie im Vertragsrecht, 
das heißt in der Fähigkeit, Verträge uuter sich abzuschließen, 
ja noch freier, insofern das Vertragsrecht bedingt ist, vom Verkehrs- 
recht dagegen überhaupt nicht, also auch nicht irgendwie be- 
schränkend in der Bundesverfassung die Rede ist. Mit auswärtigen 
Staaten bzw. Staatsregierungen hingegen ist den Kantonen 
seit 1848 jeder direkte Verkehr, der sogenannte diplomatische 
Weg, verschlossen, sogar für Gegenstände, die sie nach Vertrags- 
recht besitzen, und können sie nur durch den Bund verkehren, 
mit anderen Worten, es kann nur der Bund mit auswärtigen 
Staatsregierungen verkehren, sogar in Sachen, die die Kantone 
angehen, während früher dieser Verkehr der Kantone rechtlich 
so wenig beschränkt war als der untereinander, wenn auch tat- 
sächlich wohl schon damals gern die Organe des Bundes dafür in 
Anspruch genommen werden mochten. Das heute ausschließliche 
Recht des Bundes auf diplomatischen Verkehr und die dadurch 
bedingte Unterordnung, ja Ausschließung der Kantone erscheint 
sogar als die äußere Spitze des bundesstaatlichen Verhältnisses 
im Gegensatz zu dem des Staatenbundes, insofern als nun der Bund 
und er allein die ganze Schweiz, die Kantone wie die Eid- 
genossenschaft, nach außen vertritt. 

Andererseits die engere Verbindung der Kantone unter sich als 
Folge des Bundesstaates. Sie bezieht sich aufdie Pflicht gegenseitiger 
Hilfe, und zwar im Falle, wo esder Gewalt oder des Rechtes bedarf, also 
gegenseitiger militärischer oder Rechtshilfe. Früher gab es, wenigstens 
von Bundes wegen (Bundesvertrag Artikel 4) nur die Pflicht 
militärischer Hilfe im Falle äußerer oder innerer Gefahr eines 
anderen Kantons. Heute gibt es auch eine Rechtshilfe in Zivil- 
und Strafsachen. Diese Rechtshilfe bezieht sich in Zivilsachen 
auf Vollstreckung rechtskräftiger Urteile eines anderen Kantons 
(Bundesverfassung, Artikel 61) und in Strafsachen auch gegen- 
'seitige Auslieferung von Verbrechern (Artikel 67). Die Pflicht 
zur Auslieferung von Verbrechern zwischen den Kantonen besteht 
‘zwar schon seit 1809, beruhte aber bis 1848 bloß auf Konkordat, 
‘und diesem gehörten nicht einmal alle Kantone vorbehaltlos an 
(Waadt und Genf nur mit Vorbehalt). 

3. Rechtsschutz und Wohlfahrt derBürger durch 
den Bund. Beide Tätigkeiten bedingen Herrschaftsrechte auf 
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Seite desjenigen der sie ausübt. Herrschaftsrechte über die Bürger 
besitzt aber nur der Staat, und daher ist der Bund, der Herrschafts- 
rechte nicht nur über die Einzelstaaten, sondern auch über die 
Bürger direkt besitzt, selbst ein Staat, es ist also der Bund im 
Bundesstaat. Dieses Herrschaftsrecht des Bundes oder Reiches 
über die Bürger direkt wird vielfach als das Zeichen des Bundes- 
staates angesehen und ist jedenfalls ein Ausfluß desselben, insofern 
als im Bundesstaat der Bund eben selbst Staat ist. Also auch 
der schweizerische Bund seit 1848 hat den Rechtsschutz und die 
Wohlfahrtder BürgerzumdirektenZweck,undzwarzum drittenZweck, 
neben den beiden anderen: äußere Sicherheit und innere Ordnung, die 
schon der Staatenbund besaß(oben 1). Und zwar bestehen Rechtsschutz 
und Wohlfahrt der Bürger von seiten des Bundes in folgendem. 

In ersterer Beziehung hat der Bund eine Reihe von 
Volksrechten, Freiheitsrechten und bedingt auch ein politisches 
Recht statuiert, während davon im Bundesvertrag sozusagen 
keine Rede war. Was der Bund von 1815 diesfalls fest- 
stellte, war nur der freie Kauf, die ungehinderte Aus- und Durch- 
fuhr von Lebensmitteln, Landeserzeugnissen und Kaufmannswaren 
von einem Kanton zum anderen (Artikel 11), und auch das nicht 
sowohl als subjektives Recht der einzelnen Bürger, als eine be- 
schränkte Handelsfreiheit, sondern als Recht der Kantone gegen- 
einander, daß sie sich nicht gegenseitig vom Verkehr abschließen 
dürfen. Der Bund von 1848 dagegen hat eine ganze Anzahl solcher 
Rechte und als eigentliche Freiheitsrechte der Bürger festgesetzt, 
nämlich: Handelsfreiheit, wenigstens von Kanton zu Kanton 
(Artikel 29), Niederlassungsfreiheit in gleicher Weise (Artikel 41), 
Einführung eines Schweizerbürgerrechtes, mit der Folge, daß die 
Bürger eines Kantons in einem anderen Kanton nicht mehr als 
Fremde behandelt werden durften, sondern den Bürgern dieses 
Kantons gleichgestellt waren, so wenigstens die Schweizer- 
bürger christlicher Konfession (Artikel 42 und 48), und Un 
verlierbarkeit des Bürgerrechtes, wonach ein Bürger nicht mehr 
wegen Vergehens oder gar bloßen Glaubenswechsels usw. heimatlos 
erklärt werden konnte (Artikel 43); Kultusfreiheit, wenigstens 
für die christlichen Konfessionen, sogenannte Konfessionsfreiheit 
(Artikel 44), und damit steht in Verbindung das durch die letzte 
Ursache des Sonderbundskrieges hervorgerufene Jesuitenverbot 
(Artikel 59), Preßfreiheit (45), Vereinsrecht (46), Petitionsrecht 
(47), Gerichtsstand des Wohnsitzes (50), Abschaffung der Abzugs- 
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rechte und Zugrechte (51), Recht auf den verfassungsmäßigen Richter 
(58), Abschaffung der Todesstrafe für politische Vergehen (54). Die 
Beschränkung der eidgenössischen Garantie bei Niederlassung, 
Gleichstellung und Kultus auf Schweizerbürger christlicher 
Konfession wurde dann mit Bezug auf Niederlassungsfreiheit und 
Gleichstellung der Schweizerbürger mit den Kantonsbürgern 
(Artikel 41 und 48) bei der nächsten Revision aufgehoben, bei 
der Partialrevision der Bundesverfassung von 1866; die gleiche 
Beschränkung bei der Kultusfreiheit hingegen blieb nuch bis zur 
Totalrevision von 1874 bestehen, so daß speziell die schweizerischen 
Juden seit 1866 zwar Niederlassungsfreiheit und Recht auf Gleich- 
stellung besaßen wie die übrigen Schweizerbürger, aber, von 
Bundes wegen wenigstens, noch nicht die Freiheit der Aus- 
übung ihres Kultus. Das sind die Freiheitsrechte, welche die 
neue Bundesverfassung den Bürgern brachte. Zugleich mit dem 
Schweizerbürgerrecht und in Verbindung mit demselben erhielten 
die Schweizerbürger in einem anderen Kanton von Bundes 
wegen auch politische Rechte zugesichert, wenigstens beschränkt 
und bedingt. Bisher hatte der Bürger eines Kantons in einem 
anderen Kanton, wie er hier überhaupt als Fremder behandelt 
werden konnte, noch viel weniger politische Rechte; nun aber 
erhält er solche durch den neuen Bund, wenigstens, und das ist 
die Beschränkung, für eidgenössische und kantonale Angelegen- 
heiten, für Gemeindeangelegenheiten noch n»icht, und unter der 
Bedingung, daß er im anderen Kanton sich niedergelassen, und 
zwar längere Zeit (bis auf zwei Jahre, nach Belieben der kantonalen 
Gesetzgebung) niedergelassen hat (Artikel 42). 

Zum zweiten die Wohlfahrt der Bürger, wie der Bund direkt dafür 
sorgte. Esbetrifftdas spezielldie Verwaltungsgesetzgebung des Bundes. 
Durch den Bundesvertrag von 1815 wurde fast die ganze Ver- 
waltung an die Kantone zurückgegeben: Zölle, Posten, Münzen, 
Maß und Gewicht usw. Die Gesetzgebung des Bundes unter dem 
‚Bundesvertrag von 1815, wenn von einer solchen im Staatenbund 
die Rede sein kann, beschränkte sich überhaupt auf Beschlüsse 
betreffend die Taagsatzung und die ihr untergeordneten wenigen 
Behörden zur Ordnung dieser Organe des Bundes und ihrer Tätig- 
keit und betreffend Militär, ein Verwaltungsgebiet, dessen oberste 
Ordnung notwendig dem Bunde verbleiben mußte, schon mit 
Rücksicht auf dessen Hauptaufgabe, der Behauptung der äußeren 
Sicherheit, aber auch sozusagen das einzige Verwaltungsgebiet 
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war, das ihm verblieb; in Sachen der inneren Verwaltung und 
der Justiz hingegen wurde die nötige einheitliche Ordnung nicht 
durch Tagsatzungsbeschluß, sondern durch Konkordate erreicht, 
die gerade und nur für diejenigen Kantone verbindlich waren, 
die ihnen beizutreten für gutfanden. Nun tritt mit der Bundes- 
verfassung von 1848 auch hier, namentlich in der inneren Ver- 
waltung, an Stelle des lockeren Konkordatswesens die Bundes- 
gesetzgebung und -verwaltung und in folgenden Materien und in 
folgender Weise. An den Bund gingen einmal ganz über, nicht 
nur in seine Gesetzgebung, sondern auch in seine ausschließliche 
Verwaltung, die Regalien, als: Zölle, unter Abschaffung der 
Binnenzölle (außer dem Ohmgeld) und der Transportvorrechte; 
Posten, Münzen (Herstellung wie Gesetzgebung) und Pulver. 
Ferner wurde er für berechtigt erklärt, eine Universität und eine 
polytechnische Schule zu errichten, so daß, wenn er die eine und 
andere errichtete, nicht nur die Gesetzgebung über diese An- 
stalten,‘ sondern auch die Verwaltung derselben ebenfalls seine 
ausschließliche Sache war. Sodann wurde ihm die Gesetzgebung 
übertragen über Maß und Gewicht, Dauer und Kosten der 
Niederlassungsbewilligung, Auslieferung zwischen Kantonen, 
Heimatlosenwesen und das Recht zu gesundheitspolizeilichen „Ver- 
fügungen“ bei gemeingefährlichen Seuchen. Endlich fallen in die 
Verwaltung des Bundes die sogenannten öffentlichen Werke 
(Artikel 21) und die Oberaufsicht über Straßen und Brücken, 
an deren Erhaltung die Eidgenossenschaft ein Interesse hat 
(Artikel 55). Unter öffentlichen Werken sind zu verstehen nicht 
Hochbauten, Architekturen, sondern Längs- oder Horizontalbauten, 
Werke der Ingenieurkunst, als: Straßen und Flußbauten, nament- 
lich Korrektionen, auch Eisenbahnen, wie dann der Bund gestützt 
auf diesen Titel sogar eine Eisenbahngesetzgebung geschaffen hat. 
Und weil die öffentlichen Werke, soweit sie im Interesse der 
Eidgenossenschaft oder eines großen Teiles derselben liegen, die 
Beteiligung daran durch Errichtung oder Unterstützung, als Auf- 
gabe des Bundes erklärt wurden, ist das der Schweiz eigentümliche 
Rechtsinstitut der öffentlichen Werke geschaffen worden. Zwar 
wurde schon früher ein solches Werk vom Bund unter seinen 
Schutz genommen: das Linthwerk, aber durch die ausdrückliche 
Einstellung der öffentlichen Werke in die Bundesverfassung ist 
dem Bund daraus eine bestimmte konstitutionelle Aufgabe er- 
wachsen. 


92 I. Begründung und Einrichtung des Bundesstaates. 


II. Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes. 


Zunächst im allgemeinen. Es trat nun, nach Annahme der 
Bundesverfassung, eine gewaltige Arbeit an den Bund heran. 
‘Das war nicht mehr der Bund des Staatenbundes von 1815, der 
einfach die Kantone zusammengehalten und ihre wenigen gemein- 
samen Interessen zu vertreten und zu walıren hatte — das war 
nun ein eigener Staat, ein Oberstaat über den einzelnen Kantonen, 
der eine vollständige staatliche Organisation besaß und große 
eigene Aufgaben, wie sie nur einem Staate zukommen, zu er- 
füllen und daneben die Kantone im Interesse des Ganzen zu über- 
wachen hatte. Vor allem brauchte es eine ganz grandiose 
Gesetzgebungsarbeit, um alles das, was der näheren Ordnung be- 
durfte, in gesetzliche Vorschriften zu bringen. Und es waren 
Gesetze nötig nicht nur, soweit sie in der Bundesverfassung aus- 
drücklich vorgesehen waren, wie über Militär, Maß und Gewicht, 
Niederlassung, Auslieferung und Heimatlose, alles Verwaltungs- 
gebiete, sondern auch auf denjenigen Verwaltungsgebieten, die 
der ausschließlichen Verwaltung des Bundes anheimfallen sollten, 
also vorher zu diesem Zwecke gesetzgeberisch geordnet werden 
mußten, als Zölle, Posten, Münzen, Pulver und eventuell, für den 
Fall der Errichtung, Universität und Polytechnikum. Das sind 
die Verwaltungsgesetze des Bundes. Vor allem aber bedurfte es 
Gesetze, auch ohne ausdrücklich von der Bundesverfassung vor- 
gesehen zu sein, über die nähere Organisation des Bundes, über 
die Bundesorgane, speziell die Bundesbehörden, und ihre Tätigkeit 
(Geschäftsreglemente des National- und des Ständerates, Organisation 
‚des Bundesrates, des Bundesgerichts bzw. der Bundesrechtspflege, 
Verantwortlichkeit der Bundesbehörden, politische und polizeiliche 
Garantien). Das letztere sind die mit Rücksicht auf ihren Gegen- 
stand sogenannten organischen Gesetze, zum Unterschied von den 
vorigen, den Verwaltungsgesetzen, als bürgerlichen Gesetzen, die 
Bürger in ihren verschiedenen Interessen 'betreffenden und für 
sie verbindlichen Gesetzen. Zu den bürgerlichen Gesetzen ge- 
hören auch die Gesetze der Rechtsordnung, nämlich über das 
Verfahren vor dem Bundesgericht in Zivil- und Strafsachen, welche 
beiden auch zu den organischen Gesetzen gerechnet werden 
könnten, weil sie die Tätigkeit des Bundesgerichtes und der vor 
ihm verhandelnden Parteien regeln ; aber auch ein Bundesstrafrecht 
schien unerläßlich für solche rechtswidrigen Handlungen, die gegen 
den Bund, seine Behörden und Anstalten gerichtet sind. So 


3. Verfassung, Gesetzgebung u. Verwaltung d. neuen Bundes. 93 


mußte also die Gesetzgebung des Bundes wie die jedes Staates be- 
treffen und betraf auch: vor allem organische Gesetze, die so 
vollständig als die eines Einheitsstaates sein mußten, weil der 
Bund im Bundesstaat alle Zwecke eines solchen besitzt und daher 
auch aller Organe dafür bedarf; ferner Gesetze der Rechtsordnung 
und Verwaltungsgesetzte, welche letzteren überall im Staat die 
Hauptmasse ausmachen. Und diese ganze große Gesetzesarbeit 
bewältigte der Bund in nicht ganz fünf Jahren, zwischen 1849—1854, 
was um so bewunderungswürdiger ist, als der erste und Hauptteil in 
die Zeit der allgemeinen europäischen Revolution fiel, die der Schweiz 
durch die Flüchtlingsangelegenheiten so viel zu schaffen machte. 

Das erste neue Gesetz war das Gesetz über das Pulver- 
regal vom 30. April 1849, das letzte das Gesetz betreffend das 
Polytechnikum vom 7. Februar 1854. Dazwischen fallen die anderen. 
Gesetze. Was später bis zum Jahre 1866, der Partialrevision der 
Verfassung, die zu einer Erweiterung der Bundesgesetzgebung über- 
haupt trieb, an Gesetzen erschien, waren in der Hauptsache bloße 
Revisionen oder Ergänzungen des bereits vollendeten großen 
Gesetzgebungswerkes des Bundes. Übrigens fanden Revisionen 
ursprünglicher Gesetze auch schon innerhalb dieser ersten und 
Hauptgesetzgebungsperiode des neuen Bundes statt, so betreffend. 
die Zölle und Posttaxen. Die Reihenfolge der Hauptgesetze des 
Bundes bis zum Abschluß dieses Werkes ist folgende: 1849 sind 
erlassen worden die Gesetze. betreffend: Pulverregal, 30. April, 
welchem Gesetz als erster erheblicher Akt des neuen Bundes der 
Verwaltungsbeschluß betreffend Übernahme der Posten auf Rechnung 
der Eidgenossenschaft, vom 28. November 1848, voranging; auf 
das Pulverregal folgten: Organisation des Bundesrates, 16. Mai;: 
Organisation der Postverwaltung, 25. Mai; Postregal, 2. Juni; 
Posttaxen, 4. Juni; Organisation der Bundesrechtspflege, 5. Juni; 
Übertretung fiskalischer und polizeilicher Bundesgesetze, 30. Juni; 
Zollwesen vom gleichen Tage; Geschäftsreglement des Ständerates, 
7. Dezember; Dauer und Kosten der Niederlassungsbewilligung, . 
10. Dezember; Volkszählung, 22. Dezember; Geschäftsverkehr 
zwischen Nationalrat und Ständerat vom gleichen Tage; — 1850: 
Zollablösungsverträge mit den Kantonen, 30. April; Expropriations- . 
gesetz (für die öffentlichen Werke), 1. Mai; Münzgesetz, 7. Mai; 
Militärorganisation, 8. Mai; Geschäftsreglement des Nationalrates, 
9, Juli; Gerichtsstand für Zivilklagen von und gegen den Bund, 
20. November; bürgerliche Reehtsstreitigkeiten vor dem Bundes- 
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gericht, 22. November; gemischte Ehen, 3. Dezember (betrifft 
speziell die Eingehung;; das Seitenstück dazu, betreffend "Trennung, 
erschien erst am 3. Februar 1862); Heimatlosengesetz vom gleichen 
Tage; Verantwortlichkeit der eidgenössischen Behörden und Be- 
amten, 9. Dezember; Generalanwalt (Bundesanwalt), 20. Dezember; 
Nationalratswahlen, 21. Dezember. — 1851: Geldskala, 9. Juli; 
Militärstrafrechtspflege, 27. August; Bundesstrafrechtspflege vom 
gleichen Tage; Telegraphengesetz (wodurch auch die neue Er- 
findung des elektrischen Telegraphen als Bundesmonopol neben 
dem Postregal verwertet wurde), vom 23. Dezember; politische 
und polizeiliche Garantien vom gleichen Tage, ebenso das Gesetz 
betreffend Maß und Gewicht, dessen Entwurf schon im Oktober 1850 
bereit war, aber vor anderen dringenden Teilen der Legislatur 
zurücktreten mußte!). — 1852: Auslieferungsgesetz zwischen 
Kantonen, 24. Juli; Eisenbahngesetz, 28. Juli; Militärpensionen, 
7. August. — 1853: Bundesstrafrecht, 4. Februar, und Besoldung 
der eidgenössischen Beamten, 2. August. — 1854: Polytechnikum, 
7. Februar. — Man sieht, die Hauptzahl der erlassenen Ge- 
setze und damit die Errichtung des Hauptteils des ganzen großen 
Gesetzesgebäudes des Bundes fällt in die Jahre 1849—1850, 
gerade in die für die Schweiz wegen der Flüchtlingsangelegen- 
heiten allerschwierigste Zeit; von da an nimmt die Zahl der Ge- 
setze merklich und immer mehr ab, bis der letzte Rest des Gesetzes- 
werkes mit dem Polytechnikumsgesetz im Jahre 1854 vollendet 
erscheint. 

Die Verwaltung des Bundes. Zwar begann die neue Bundes- 
verwaltung schon mit Annahme der Bundesverfassung, soweit und 
80 gut eine Verwaltung vor Vollendung der Bundesgesetzgebung 
möglich war. Aber die Tätigkeit der Bundesbehörden (vom 
Bundesgericht abgesehen) nahm erst seit dieser Zeit einen vor- 
nehmlich administrativen Charakter an, nachdem die legislative 
Tätigkeit ihre Aufgabe in der Hauptsache beendigt hatte und an 
ihre Stelle die Vollziehung der erlassenen Gesetze trat, die immer 
und überall den Hauptteil der Verwaltung bildet. Von dieser 
Vollziehung ist nicht weiter zu reden oder, soweit sie erheblich 
erscheint, ordnet sie sich der Darstellung von der Gesetzgebung 
unter. Daneben gibt es aber noch eine andere Art der Ver- 
waltung, die nicht in der Vollziehung von Gesetzen besteht und 
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daher auch nicht auf den Erlaß solcher zu warten braucht, die 
daher als selbständige Verwaltung erscheint. Diese hatte und 
hat heute noch im Bund zum Gegenstand teils Verwaltungs- 
aufgaben des Bundes selbst, teils Verfügungen der Kantone. In 
ersterer Beziehung gibt es Verwaltungsaufgaben des Bundes, die 
teils durch die Bundesverfassung, aber ohne die Voraussetzung 
gesetzlicher Regelung, dem Bunde gestellt werden, so die öffent- 
lichen Werke, teils von ihm ohne jede Verfassungsvorschrift, ein- 
fach kraft seiner freien Tätigkeit übernommen werden, weil sie im 
Interesse der schweizerischen Gesamtheit zu liegen scheinen, wie 
die Auswanderungsfrage, Statistik und Volkszählung ; letzteres sind 
vielfach Gegenstände, wobei die administrative Einmischung des 
Bundes nur den Vorläufer bildet zu einer gesetzlichen Regulierung 
durch ihn, wie es gerade bei der Auswanderung unter der re- 
vidierten Bundesverfassung zutraf. — Die kantonalen Verfügungen 
aber bilden insofern Gegenstand der Bundesverwaltung, als es unter 
anderem Grundsätze der Bundesverfassung gegen sie durchzusetzen 
gilt, namentlich die großen Freiheitsgarantien des Bundes, die durch 
solche Verfügungen verletzt werden konnten, wie Handels- und 
Niederlassungsfreiheit, Kultusfreiheit, Preßfreiheit, Vereinsrecht, 
Gerichtsstandsrecht usw. Und die Bundesverwaltung besteht hier 
im Erlaß der notwendigen Gegenverfügungen, sei es auf Rekurs 
oder von Amts wegen, zu welch letzterem Vorgehen der Bund nicht 
weniger berechtigt erscheint, indem er für Beobachtung seiner 
Grundsätze unbedingt zu sorgen hat. — Die Bundesverwaltung 
kann aber auch, soweit sie Verfügungsrecht hat, zu allgemeinen 
Verordnungen vorgehen über die leitenden Gesichtspunkte, die 
sie bei Erlaß ihrer Verfügungen im einzelnen Fall einzunehmen 
gedenkt. Der Bund hat sogar gelegentlich da, wo er nur zu 
Verfügungen laut der Bundesverfassung berechtigt erschien, ein 
eigentliches Gesetzgebungsrecht beansprucht und ausgeübt, so 
schon in der vorliegenden ersten Periode mit Bezug auf die 
Eisenbahnen und die gemischten Ehen und später betreffend die 
Viehseuchen. 

Indem wir nun zu den einzelnen Teilen der Gesetzgebung 
und Verwaltung des Bundes, wie sie sich in dieser ersten Periode ent- 
wickelt und festgesetzt hat, übergehen, scheiden wir die organischen 
Gesetze und die Gesetze der Rechtsordnung des Bundes aus; jene 
haben bloß formelle Bedeutung, gehören der materiellen Politik 
oder der Politik überhaupt nicht an, und die Gesetze der Rechts- 
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ordnung müssen der Justizpolitik als einem besonderen, mit der 
speziellen Rechtswissenschaft zusammenhängenden Zweige vor- 
behalten bleiben. Die weitere Darstellung beschränkt sich also 
auf das Verwaltungsgebiet, das Gebiet der Verwaltungsgesetzgebung 
und der Verwaltung im eigentlichen Sinne, und hier folgt sie der 
inneren Wichtigkeit der einzelnen Gegenstände. Es kommen also 
an die Reihe: zuerst die Regalien a) Zölle, b) Post und Telegraph, 
c) Münzen, d) Pulver und dazu e) Polytechnikum, beides als 
Gesetzgebungs- und Verwaltungsgegenstände zugleich, das heißt 
Gegenstände nicht nur der Gesetzgebung, sondern auch der Ver- 
waltung, und zwar der ausschließlichen Verwaltung des Bundes: 
mit Rücksicht auf letzteres kurzweg sogenannte „Bundesverwaltungs- 
sachen“ ; dann die Gesetzgebungsgegenstände (wobei zwar auch 
eine Verwaltung des Bundes, aber mehr oder weniger unter Mit- 
wirkung der Kantone, und jedenfalls die Oberaufsicht des Bundes 
vorkommt), nämlich: !f) Militär (solange keine Truppen vom 
Bund selbst gestellt werden, gehört es nicht zu den Bundes- 
verwaltungssachen, so bedeutsam seine Aufgabe nach außen und 
daher für den Bund ist), g) Maß und Gewicht, h) Heimatlose, 
i) Seuchen, zum dritten Sachen bloßer Verwaltung des Bundes: 
k) öffentliche Werke (insbesondere Straßen- und Wasserbauten), 
aus denen sich dann freilich! als Gesetzgebungsgegenstand die 
Eisenbahnen herausgehoben haben, ferner 1) freie Tätigkeit; 
endlich bleiben noch die Fälle der Anwendung verfassungsmäßiger 
Grundsätze auf kantonalej Verfügungen und sonstige Einmischung 
des Bundes in kantonale Angelegenheiten, soweit die Fälle von 
prinzipieller Bedeutung" und erheblich genug erscheinen, wie be- 
treffend m) Schutz der individuellen Rechte und Freiheiten und 
n) eidgenössissisches Recht und eidgenössische Intervention. 


a) Zölle und freier Verkehr. 


Die Übernahme der Zölle brachte dem Bund eine doppelte 
Aufgabe: Einrichtung der Bundeszölle, verbunden mit den Zoll- 
entschädigungen der Kantone, und Abschaffung der kantonalen 
Binnenzölle. Mit der letzteren zugleich war durch die Bundes- 
‚verfassung von 1848 die Abschaffung der Transportvorrechte, wie 
private Gesellschaften solche auf gewissen Verkehrsstrecken be- 
saßen, vorgesehen, und beides zusammen, die Abschaffung der 
kantonalen Binnenzölle und der Transportvorrechte, bildet den 
sogenannten freien Verkehr, der durch die Bundesverfassung 
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von 1848 angebahnt und durch Bundesgesetzgebung und Bundes- 
verwaltung durchgeführt worden ist. 


I. Zölle, Bundeszölle und kantonale Zölle. 
A. Einrichtung der Bundeszölle. 


Nach Annahme der Bundesverfassung von 1848 sollten die 
Zölle ausschließlich an den Grenzen der Schweiz und vom Bund 
erhoben werden, kurz Grenzzölle und Bundeszölle sein, und sollten 
die Zölle der Kantone wie an der Grenze so auch im Innern 
der Schweiz und auch die lokalen Eingangsgebühren (Oktrois), 
wie sie da und dort, zwar nur ausnahmsweise, noch bestanden (in 
Genf, Tessin, Graubünden), aufhören, mit Ausnahme der so- 
genannten Konsumogebühren, von denen unter B. näher. Zum 
Zweck der Einführung dieser Grenz- und Bundeszölle wurde ein 
erstes Bundesgesetz vom 30. Juni 1849 erlassen, dem im nächsten 
Jahre ein zweites folgte, vom 27. August 1851; das war die 
ursprüngliche Zollgesetzgebung des Bundes, die erst 1893 völlig 
geändert wurde. Immerhin wurde der Tarif schon 1884 erneuert, 
nachdem die Schweiz durch die inzwischen ringsum entstandenen 
Großstaaten zur Abkehr von der bisherigen Zollpolitik und auf 
den Weg des Schutzzolles gedrängt worden war. 


Das erste Zollgesetz, Entstehung, Inhalt und Vollzug. 

Die Entstehung des Zollgesetzes ist bemerkenswert durch die 
Raschheit, mit der sie erfolgte. Zwar waren schon ein paar Bundes- 
gesetze vorausgegangen (die Postgesetze, das Gesetz betreffend 
Übertretung fiskalischer und polizeilicher Bundesgesetze), und 
hatte sich der Bund mit seiner ersten Gesetzgebung überhaupt 
nach allen Seiten beeilt, um die Bundesverfassung im ganzen 
möglichst schnell in Vollzug setzen zu können. Aber das Zoll- 
gesetz hatte, namentlich mit Rücksicht auf die gegensätzlichen 
Strömungen, die sich dabei geltendmachten, seine besondere 
Schwierigkeit, und doch war es immerhin eines der ersten, das 
erlassen wurde, deshalb, weil bei der Zollgesetzgebung noch ein 
besonderer Antrieb zur raschen Aufstellung hinzukam: beim Zoll- 
gesetz stand die Finanzierung des neuen Bundes in seiner ganzen 
Tätigkeit in Frage und die Finnahmen daraus wurden nicht 
fällig, bevor das Gesetz erlassen und vollziehbar war. Schon 
mit Botschaft vom 7. April 1849 legte der Bundesrat der Bundes- 
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versammlung einen Gesetzesvorschlag vor!). Als der Vorschlag 
in der Junisession an die Bundesversammlung kam, gab der 
Nationalrat, dem die Priorität zufiel, der von ihm zur Vorprüfung 
bestellten Kommission die besondere Weisung auf den Weg, daß 
die Zollfrage noch in gegenwärtiger Sitzung (Session) zu behandeln 
sei; die Kommission kam dieser Weisung nach, aber nicht ohne 
ihr Bedauern darüber auszusprechen, daß ihr nicht für eine so 
wichtige und schwierige Aufgabe mehr Zeit verblieben sei?). 
Das Gesetz kam dann auch am 30. Juni, dem letzten Tage der 
Junisession, zustande®). — Der Inhalt dieses Gesetzes wie jedes 
Zollgesetzes bietet zwei Seiten: eine formale betreffend die 
Organisation der Zollverwaltung und eine materielle, das ist die 
Umschreibung der zollpflichtigen Gegenstände, die Bemessung der 
Zölle, speziell die Festsetzung derselben oder der Zolltarif, ferner 
das Verfahren bei Erhebung der Zölle und die Übertretungen. 
Die Organisation speziell hat zum Gegenstande: Zollgebiete, Be- 
hörden und Zollanstalten, als Zollstätten und Niederlagshäuser. 
Die letzteren sind Niederlagen von an sich zollpflichtigen Waren 
aus dem Auslande, die aber bis zu ihrer weiteren Bestimmung 
in diesen Räumen zollfrei lagern können, also eine Art Freihäfen 
für zollpflichtige Waren, wie sie auch an Seeplätzen (Genf) so 
benannt werden. Und die Niederlagshäuser sind nicht bloß von 
formaler, organischer, sondern zugleich von materieller Bedeutung, 
insofern als sie eine Erleichterung des Zollverkehrs bedingen. 
Man unterscheidet sonst eigentliche, das heißt öffentliche Niederlags- 
häuser und private oder fingierte Niederlagen (entrepöts fietifs): 
letztere wurden aber durch die Gesetzgebung ausgeschlossen‘). 
. Auf der materiellen Seite, wie an einem Zollgesetz überhaupt, 
ist das Wichtigste der Tarif; hier liegt der Kern der Zoll- 
politik, und von diesem Tarif, wie er durch das erste Zoll- 
gesetz aufgestellt wurde, ist daher näher zu reden. In Betracht 
kommen drei Hauptpunkte: Tarifsystem, Tarifanlage im all- 
gemeinen und die Tarifsätze speziell. 


1) B. B. 1849 I, 1 und 2. Beilage nach S. 296. 
2) Vgl. die Kommissionsberichte in B. B. 1849 II, 177, 199, 219 
und 247. 


38) B. G. 1/180. 
4) Vgl. auch Geschäftsbericht pro 1850, S. 74/75. 
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1. Das Tarifsystem des ersten?Zollgesetzes. 

Hier kommtdie wichtigste Zollfrage zur Geltung: ob Freihandels- 
system oder Schutzzoll, auch Protektionssystem genannt (zum 
Schutz inländischer Betriebe vor der Konkurrenz des Auslandes), 
oder ein mittleres System, der sogenannte Finanzzoll. In dieser 
ersten Hauptfrage spaltete sich die öffentliche Meinung in der 
Schweiz, und sobald die Frage an die Bundesbehörde herantrat, 
gingen Massenpetitionen von zwei verschiedenen Seiten und ganz 
gegensätzlicher Tendenz ein: die einen, Handwerker und Fabri- 
kanten, petitionierten für Schutzzölle, die anderen, Kaufleute 
und erfahrene Industrielle, für Handelsfreiheit.e. Die Bundes- 
behörden, voraus der Bundesrat und auch die Bundesversammlung, 
waren darin einig, daß von Schutzzöllen keine Rede sein könne, 
aus rechtlichen und Zweckmäßigkeitsgründen. Vom rechtlichen 
Standpunkt, den der Bundesrat vertrat, wurde gesagt, es wider- 
spreche der Rechtsgleichheit (Artikel 4 der Bundesverfassung), 
einzelnen Industriezweigen größeren Schutz als anderen zu ge- 
währen, weil die Bundesverfassung durch jene Garantie alle Bürger 
gleichgestellt und alle Vorrechte einzelner abgeschafft wissen wolle 
— ein Standpunkt, der freilich nicht stichhaltig erscheint (vgl. 
meinen Kommentar zur Bundesverfassung, S. 267 und 268). Hin- 
gegen fielen die bekannten Zweckmäßigkeitsgründe gegen den 
Schutzzoll ins Gewicht und wurden auch vorgeführt: Verarmung 
der Konsumenten, Hemmung der natürlichen Eutwickelung der 
Industrie, Ruin des Handels im allgemeinen und nach dem Aus- 
land im besonderen, Erzeugung naturwidriger und darum schäd- 
licher Gewerbs- und Industrieverhältnisse. Auch die uubedingte 
Handelsfreiheit bzw. Zollfreiheit konnte nicht in Betracht kommen, 
weil die Bundesverfassung einmal Bundeszölle vorsah und die 
Kantone für die ihnen entzogenen Zölle Anspruch auf Entschädigung 
hatten, die sich kaum anderswoher nehmen ließ. Also ein Finanz- 
zoll, und es handelte sich bei den Bundesbehörden nur noch um 
ein Mehr oder Weniger, ob möglichst niedrige Zölle oder ein 
erklecklicher Finanzzoll erhoben werden sollte. Nach dem Stand- 
punkt des Bundesrates, den auch die Mehrheit der Bundes- 
versammlung priuzipiell teilte, sollte der Zoll jedenfalls so hoch 
sein, um, außerdem daß er die Kosten der Zollverwaltung zu 
decken hatte, einerseits die Aufhebung sämtlicher kantonalen 
Zölle und zollartigen Gebühren zu gestatten und andererseits dem 


Bund dazu noch die zur Deckung seiner übrigen Ausgaben nötigen 
TH 
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Einnahmen zu verschaffen, damit vom Mittel der Geldkontingente 
der Kantone abgesehen und Jder Bund auf sich selbst gestellt 
werden könne. Eine Minderheit der Bundesversammlung, speziell 
die Minderheit der Nationalratskommission, dagegen wollte die 
Aufhebung und damit auch die Entschädigung auf die laut der 
Bundesverfassung für einmal allein der Aufhebung verfallenen 
kantonalen Transitzölle beschränken und den Bund für seine 
eigenen Ausgaben über das, was durch andere Einnahmequellen 
(Posten usw.) nicht gedeckt würde, hinaus nach wie vor auf 
kantonale Geldkontingente verweisen — beides, einerseits und 
hauptsächlich im Interesse möglichster Handelsfreiheit, andererseits 
und beiläufig auch, weil beide Maßnahmen für sich vorteil- 
haft erscheinen würden gegenüber den Gegenvorschlägen. Es 
war also im Grunde ein Streit einerseits um die radikale Be- 
seitigung der Binnenzölle und andererseits um die finanzielle 
Selbständigkeit des Bundes, und schon aus dieser Stellung der 
Fragen ergibt sich, auf welcher Seite das Bessere für die Schweiz 
lag, das dann auch schließlich zum Gesetz wurde. Immerhin 
bietet die Diskussion um diese beiden das Tarifsystem des Bundes 
schließlich bestimmenden Faktoren so bemerkenswerte Argumente 
auch von der anderen Seite, dal es sich verlohnt, derselben kurz 
nachzugehen. 

a) Einmal die Frage, in welchem Umfange die Binnen- 
zölle zu beseitigen seien. Die Bundesverfassung (Artikel 24) ver- 
langte zwar die unbedingte und sofortige Aufhebung nur für die- 
jenigen Zölle und Wegegelder,, welche auf dem "Transit lasten, für die 
kurzweg sogenannten Transitzölle, das heißt 'Transit-Binnenzölle, 
und gab mit Bezug auf die übrigen dem Bund bloß das Rechıt, 
sie aufzubeben. Der Bundesrat aber und mit ihm auch die 
Bundesversammlung entschied sich für Aufhebung aller Binnen- 
zölle auf einmal, ohne Unterschied zwischen 'Iransitzöllen und 
anderen, und zwar nicht nur mit Rücksicht auf die größere 
Zweckmäßigkeit, damit die Schweiz von allen inneren Schranken 
befreit werde, sondern schlechthin aus Notwendigkeit, weil sich 
zwischen den Transitzöllen und den anderen Zöllen kein greif- 
barer Unterschied finden lasse. Wenn unter Transit hier, wie es 
selbstverständlich sei, niclt nur der Verkehr von einem fremden 
Staate durch die Schweiz mit einem dritten fremden Staate zu ver- 
stehen sei, sondern der Verkehr von einem Kanton mit einem 
anderen oder durch einen anderen mit einem dritten Kanton, so 
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lasse sich nicht mehr sagen, welche Zölle und Gebühren auf 
diesem Verkehr lasten und welche nicht; schon mangels einer 
möglichen Unterscheidung also sei es geboten, alle Binnenzölle 
aufzuheben bzw. möglichst wenige mehr bestehen zu lassen. 
Immerhin gebe es noch Wege- und Brückengelder, welche sich 
auf ausnalımsweise lokale Verhältnisse bezögen, und welche ohne 
irgendwelchen Nachteil für die freie Bewegung des interkantonalen 
Verkehrs fortbestehen könnten, und es sind denn auch im Zoll- 
gesetz (Artikel 56), so sehr es sich grundsätzlich für die Auf- 
hebung aller Binnenzölle erklärte, doch noch durch Bundesrat 
und Bundesversammlung näher zu bestimmende Ausnahmen vor- 
behalten worden. Die Minderheit aber verlangte einfach die 
Ausscheidung der Transitzölle, um diese allein abzulösen, von 
den anderen, ohne die gewünschte Unterscheidung angeben zu 
können, und wußte ihr Verlangen eigentlich mit keinem anderen 
Argument zu unterstützen als mit dem Hinweis auf die selbst- 
verständliche Konsequenz, daß die Ablösung auch der übrigen 
Binnenzölle eine höhere Ablösungssumme bedinge; eine solche 
verlange zu ihrer Deckung entweder einen höheren Zoll, und der 
widerspräche eben um so mehr den freihändlerischen Grundsätzen, 
oder verlange höhere Geldkontingente von den Kantonen, so daß 
u. a. Kantone wie Zürich, die solche Binnenzölle schon früher 
beseitigt hätten, zu der Ablösung in anderen Kantonen beitragen 
müßten; übrigens sei zu erwarten, daß nach dem Beispiele Zürichs 
die anderen Kantone solche Binnenzölle (außer den abzulösenden 
Transitzöllen) selbst aufheben würden. Die Bundesversammlung 
in ihrer Mehrheit scheint die letztere Erwartung freilich nicht 
geteilt zu haben, sah daher die Ablösung aller Zölle vor, aller- 
dings nicht durch Geldkontingente‘, sondern durch entsprechende 
Erhöhung der Bundeszölle, die ihr nicht über das erlaubte Maß 
eines Finanzzolles hinauszugehen schien, sogar dann nicht, wenn 
nicht nur dadurch alle Binnenzölle abgelöst, sondern dem Bunde 
noch übrige Mittel zur Deckung seiner anderen Ausgaben ver- 
schafft wurden. Und damit kommen wir auf die zweite bestrittene 
Frage. 

b) Die finanzielle Selbständigkeit des Bundes. 
Die Mehrheit der Bundesversammlung war mit dem Bundesrat auch 
darin einverstanden, daß, nachdem nun im Bund nicht mehr nur 
eine Vertretungsstelle der Kantone, sondern ein eigener Staat 
mit eigenen Aufgaben vorhanden war, auch mit dem System der 
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Unterhaltung des Bundes durch kantonale Geldkontingente ge- 
brochen und gerade das auf den Bund übergegangene Zollregal 
dazu benutzt werden müsse, seine übrigen Mittel (Kriegsfonds, 
Posten usw.) soweit zu ergänzen, daß er seinen Ausgaben genügen 
könne. Die Minderheit machte hier, außer den jeder weiteren 
Zollerhöhung über den Bedarf für die Ablösung der 'Transitzölle 
hinaus entgegengestellten freihändlerischen Ansichten, triftigere 
Argumente geltend, Argumente, welche Ansichten von _ staats- 
männischer Wahrheit und Weisheit enthalten und unteranderen Um- 
ständen der Beachtung wert sind. Die Grenzzölle, wie es die 
Bundeszölle sind, lasten, das war das nächste Argument hinter 
den freihändlerischen, auf den Grenzkantonen wie Genf und Tessin 
schwerer als auf den anderen, was insofern richtig erscheint, als 
die Grenzkantone auf den Verkehr mit dem Nachbarstaat melr 
angewiesen sind als die inneren Kantone; sie brächten also eine 
Ungleichheit mit sich, und diese wäre um so größer, je höher die 
Zölle wären. Auch für die einzelnen Bürger sei der Zoll eine 
im Verhältnis zur Steuerkraft ungleiche und daher ungerechte 
Steuer, und wenn alle Bedürfnisse der Eidgenossenschaft nur auf 
dem Zollwege gedeckt werden sollten, der ungerechteste Steuerfuß 
eingerichtet würde, während die kantonalen Geldkontingente auf 
die Vermögens- und Einkommenssteuer zurückführten, aus der 
hauptsächlich die kantonalen Kassen gespeist würden. Wenn 
man den Bund selbständig stellen wolle, so solle man eine eid- 
genössische Vermögenssteuer einführen. Endlich führe der Zoll, 
wenn er so weit erhöht werde, um auch den übrigen Bedürfnissen 
des Bundes zu genügen, zur Höhe eines Schutzzolles, und nicht 
nur sei der Schutzzoll von Behörden und Volk der Schweiz ein- 
mal abgelehnt, sondern es gelte auch der Grundsatz, daß nicht 
von der Lösung der Frage, ob Monarchie oder Republik, sondern 
von der Lösung derjenigen Frage, ob Freihandel oder Schutzzoll, 
und von der Abschaffung der stehenden Heere der Wohlstand der 
Nationen bedingt werde. Von der anderen Seite aber wollte 
der Bund unbedingt und mit Recht selbständig gestellt 
werden, und da sich kein anderes Mittel bot, mußten die 
Zölle das Mittel sein, und dabei ist es bis heute trotz aller 
Bedenken gegen dieses Finanzsystem geblieben. Noch heute 
bilden die Zölle die weitaus größte Einnahmequelle des 
Bundes. 


3. Verfassung, Gesetzgebung u. Verwaltung d. neuen Bundes. 103 


2. Die Tarifanlage im allgemeinen. 


Es handelt sich erstens um die Art der Zölle, ob nur Einfuhr- 
zöülle oder auch Ausfuhr- und Durchfuhrzölle, und zweitens um 
die Veranlagungsgrundlage, ob sie nach Stück, Wert, Gewicht 
oder wie immer zu berechnen seien. Über die Veranlagungs- 
grundlage bestimmt die Bundesverfassung nichts; es wurde aber 
ohne Widerspruch dazu je nach der Art der Gegenstände ge- 
nommen: Zugtierlast, Stück und Gewicht, für einige ganz wenige 
Gegenstände, deren Zollberechnung in anderer Weise unbequemer 
war, der Wert; die Hauptgrundlage bildete immerhin das Ge- 
wicht. — Die Art der Zölle war durch die Bundesverfassung be- 
stimmt, und zwar als solche neben Einfuhrzöllen auch Aus- und 
Durchfuhrzölle, und nach den Arten waren auch bereits die Tarif- 
sätze im allgemeinen dahin bestimmt. Eingangszölle sollten für 
der inländische Industrie und zum Lebensunterhalt nötige Stoffe 
und Gegenstände möglichst niedrig, für Luxus am höchsten an- 
gesetzt werden, und Durchgangszölle und in der Regel auch 
Ausfuhrzölle sollten möglichst mäßig sein. Daran hielten sich 
die Bundesbehörden, und die von der einen und der anderen 
"Seite vorgeschlagenen Tarifsätze befolgten dieses Verhältnis 
auch und differierten voneinander nur nach den ver- 
schiedenen Tarifsystemen, ob mehr Freihandel oder mehr 
Schutzzoll, differierten also voneinander nicht in dem Verhältnis 
der einen zu der anderen Art Zölle, sondern in den absoluten 
Ansätzen — differierten also kurz gesagt nicht relativ, son- 
dern absolut. Prinzipiell war man sogar darüber einig, 
daß Ausfuhrzölle und Durchfuhrzölle eigentlich besser ganz 
wegfielen, wenn sie nicht durch die Bundesverfassung bereits 
vorgesehen wären; die Ausfuhrzölle seien nicht bloß un- 
klug und lästig, sondern verderblich, weil sie Produktion und 
Industrie des eigenen Landes hemmten, und sie dürften jedenfalls 
nur in einer Kontrollgebühr nebst einem kleinen Beitrag als 
Anteil der Entschädigung an die Kantone für die aufgehobenen 
Binnenzölle bestehen, und die Durchfuhr müsse von Auflagen 
möglichst befreit werden, weil sie sonst die Schweiz zu umgehen 
suche und damit bedeutende Erwerbszweige in der Schweiz 
(Verkehrsanstalten, Speditionsgeschäfte) lahmlege. Der Durchfuhr- 
zoll ist denn auch 1874 von Verfassungs wegen ganz beseitigt 
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worden, nachdem er 1858/1859 im allgemeinen noch mehr ermäßigt 
und 1866 für Getreide speziell bereits aufgehoben worden 
war). 

3. Die speziellen Tarifsätze. . 

Da die Differenzen in den Bundesbehörden nicht sowohl die 
Aus- und Durchfuhrzölle, sondern nur die Eingangszölle betrafen 
und hier die Verzollung nach dem Gewicht, also der Gewichts- 
zoll vorherrschte, kamen die verschiedenen Ansichten über das 
zu wählende Tarifsystem hauptsächlich in den Tarifsätzen für den 
Gewichtszoll zur Geltung und gipfelten in der Frage nach dem 
Maximalzoll für den Zentner Einfuhr. Und zwar ergaben sich hier 
drei verschiedene Vorschläge, weil die Mehrheit der Nationalrats- 
kommission, der schließlich die Bundesversammlung in ihrer Mehr- 
heit folgte, so sehr sie mit dem Bundesrat im Tarifsystem nach 
dessen beiden Hauptfragen (Ablösung aller kantonalen Zölle und 
Finanzierung des Bundes durch die Zölle, nicht mehr durch kan- 
tonale Geldkontingente) einig war, doch für eine Ermäßigung 
der Tarifsätze stimmte. So konzentrierte sich die Differenz im 
Maximalzoll für den Zentner der Einfuhr auf drei Sätze. Während 
der Bundesrat 16 Franken (a. W.), die Minderheit der Bundes- 
versammlung dagegen nur 6 Franken vorschlug, empfahl die 
Mehrheit der Nationalratskommission den Ansatz von 10 Franken, 
der dann auch Gesetz wurde. Im ganzen sollten die Bundeszölle 
nach Vorschlag des Bundesrates 3700000 Franken einbringen, 
nach der Minderheit der Bundesversammlung dagegen nur 2 000 000 
und nach der Mehrheit 3000000 Franken; in der Wirklichkeit 
war der Zollertrag in den ersten zehn Monaten des Jahres 1850 
(seit Beginn der Bundeszölle überhaupt) 2856000 und im Jahre 
1851 3474000 Franken ?); mit dem 1. Januar 1852 trat bereits 
ein neues Zollgesetz mit neuem Zolltarif in Kraft, wovon nachher. 

So viel über Entstehung und Inhalt des ersten Zollgesetzes. 
Endlich der Vollzug. Sofort nach Erlaß des Gesetzes wurde dessen 
Inkraftsetzung durch Bestellung der Organe der Zollverwaltung 
(Behörden und Anstalten, als Zollstätten und Niederlagshäuser) 
vorbereitet, und nachdem dieses geschehen war, wurde das Ge- 
setz auf den 1. Februar 1850®) in Kraft erklärt, um von da an 


l) Vgl. B. G. 6/112, 483, 915 und die bezüglichen Botschaften 
und Berichte im Nachweiser unter „Durchgargszölle“ und „Getreide“. 

2) B. B. 1852 I, 542. 

3) B. G. 1/196 und 265. 
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auch für Kantone und Bürger verbindlich zu sein; mit diesem 
Tage trat die eidgenössische Zollverwaltung in Wirksamkeit. 


Eine partielle, vom Bundesrat schon im Juli 1850 beantragte 
Änderung des Zollgesetzes, um der zum Nachteil der inländischen 
Papierfabrikation mißbräuchlichen zollfreien Ausfuhr von Lumpen 
zu begegnen, wurde abgelehnt mit Rücksicht darauf, daß das Zoll- 
gesetz einerseits der Wirksamkeit nach erst fünf Monate alt war 
und andererseits infolge des neuen Münzgesetzes nächstens sowieso 
der Revision unterzogen werden mußte?). . 


Das revidierte Zollgesetz vom 27. August 1851, mit Zolltarif 
vom gleichen Tage?). 


Die Revision war veranlaßt durch das inzwischen erlassene 
Bundesgesetz über das eidgenössische Münzwesen vom 7. Mai 1850 
mit seiner neuen Währung, die mit der Epoche der Ausgaben der 
letzten Prägungsrata in Kraft treten sollte®); die Prägungen zogen 
sich aber bis ins Jahr 1852 hinein*), während das revidierte 
Zollgesetz formell schon mit dem 1. Januar 1852 in Kraft trat. 
Die Revision beschränkte sich aber nicht darauf, die alten Zoll- 
sätze in umgeänderter neuer Wertung aufzustellen, sondern be- 
nutzte den Anlaß, um einige Mängel zu beseitigen, welche im 
Zollgesetz und namentlich im Tarif zutage getreten waren. Immer- 
hin waren die Modifikationen nicht von wesentlicher Bedeutung; 
so vor allem im Zollgesetz und auch im Zolltarif gingen sie nur 
auf Beseitigung von Unsicherheiten und Zweideutigkeiten, die 
sich in der Praxis bei Anwendung der Tarifsätze ergeben hatten. 
Allerdings sollten die neuen Sätze ein besseres finanzielles Er- 
gebnis liefern, wie denn eine bescheidene Mehreinnahme aus den 
Zöllen mit Rücksicht auf die von Jahr zu Jahr steigenden An- 
forderungen an den Bund sehr erwünscht erschien; aber diese 
Mehreinnahmen aus dem neuen Tarif wurden durch keine all- 
gemeine Hinaufschraubung der Zölle angestrebt, sondern ergaben 
sich aus der Abänderung der ursprünglichen Tarifsätze in die 
neue Wertung und aus der vorgenommenen Vereinfachung (Zu- 


1) B. B. 1850 II, 381, 383, 388, 389, 393 und B. G. 2,49. 

2) B. G. 2/5385 und 555, und B. B. 1851 II, 1 und III, 41. 

3) Vgl. Bundesgesetz betr. die Ausführung der schweizerischen 
Münzreform, vom gleichen Tage wie das Münzgesetz, Artikel 21: 
B. G. 17314. 

4) Vgl. Geschäftsbericht pro 1852. 
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sammenziehung von Zollklassen) von selbst. Die Zolleinnahmen 
stiegen dann auch von rund 3400000 Franken alter Währung 
oder 5 Millionen neuer Währung im Jahre 1851 auf 5 700 000 
Franken im Jahre 1852!) und 5 800000 Franken im Jahre 1853?) 
und so fort und fort steigend nach Maßgabe des zunehmenden 
Verkehrs. 


B. Zollaufhebung und Zollentschädigungen. 

Laut Bundesverfassung hatte der Bund das Recht, die von 
der Tagsatzung bewilligten oder anerkannten Land- und Wasser- 
zölle, Wege- und Brückengelder, verbindliche Kaufhaus- und andere 
Gebühren dieser Art, mögen dieselben von Kantonen, Gemeinden, 
Korporationen oder Privaten ‚bezogen werden, gegen Entschädigung 
ganz oder teilweise aufzubeben, und hatte er die Pflicht, die auf 
dem Transit haftenden Zölle und und Wegegelder in der ganzen 
Schweiz und gleichzeitig abzulösen; die von der Tagsatzung niclıt 
bewilligten oder anerkannten Binnenzölle waren damit ohne weiteres 
wegdekretiert. So viel über die Aufhebung. Andererseits sollten 
nach Artikel 26 der Bundesverfassung die Kantone je vier Batzen 
vom Ertrag der Bundeszölle auf den Kopf der Bevölkerung als 
Entschädigung für die aufgehobenen Binnenzölle erhalten; wenn 
aber ein Kanton hierdurch für die aufgehobenen Binnenzölle nicht 
hinlänglich gedeckt war, so hatte er noch so viel zu beziehen, 
als erforderlich war, um ihn auch für diese überschießenden Ge- 
bühren zu entschädigen. Das betraf die Entschädigung für die 
Aufhebung der rechtmäßigen Binnenzölle. Das eidgenössische 
Zollgesetz, das erste und zweite, bestimmte danach, es seien mit 
Beginn der neuen Bundeszölle von den kantonalen Zöllen nicht 
nur die Transitzölle, sondern alle Land- und Wasserzölle, Wege- 
und Brückengelder abzulösen, mit Ausnahme bloß lokaler, den 
interkantonalen Verkehr nicht störender Gebühren dieser Art 
(Artikel 52 resp. 57), und erklärte ausdrücklich, daß diejenigen 
Gebühren, die von der Tagsatzung nie bewilligt worden seien, 
sofort und ohne Entschädigung aufhören (Artikel 57 resp. 58). 
Damit ordneten sich die bisherigen kantonalen Binnenzölle in 
drei Gruppen, denen gegenüber die Aufgabe des Bundes ebenfalls 
eine dreifache war: 1. einmal die gegen Entschädigung auf 
zuhebenden oder abzulösenden Zölle, für welche also Zoll- 


1) B. B. 1853 II, 426. 
2) B. B. 1854 II, 335 und 336. 
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entschädigungen vom Bund an die Kantone festzusetzen waren; 
2. ferner die ohne Entschädigung als unrechtmäßig aufgehobenen 
kantonalen Gebühren, deren Weitererhebung der Bund zu ver- 
hindern hatte; desgleichen Gebühren, die etwa von den Kan- 
tonen neu eingeführt werden sollten; 3. diejenigen Ge- 
bühren, Gebühren lokaler Art, die der Bund vorläufig bestehen 
ließ, hinterher aber ebenfalls aufzuheben bzw. abzulösen sich 
veranlaßt fand, um mit den Binnenzöllen überhaupt aufzuräumen. 
Zu diesen drei Gruppen oder Aufgaben kommen dann noch 
zwei: 4. der Schneebruch auf dem St. Gotthard, den der Bund 
durch die Zollablösungsverträge mit den Kantonen Uri und Tessin 
übernahm und nachher gern wieder losgeworden wäre, und 5. die 
Konsumosteuern, die laut einem besonderen Artikel der Bundes- 
verfassung (32) den Kantonen einzig noch von den interkantonalen 
Gebühren erhalten blieben. 


1. Die Zollentschädigungen. 


Mit allen Kantonen, welche mehr als vier Batzen auf den 
Kopf ihrer Bevölkerung beanspruchten, waren Unterhandlungen 
und Spezialverträge erforderlich zur Festsetzung der aufzuhebenden 
Zölle und Gebühren und der dafür vom Bund jährlich zu be- 
zahlenden Entschädigungssummen. Und da es in der Mehrheit 
der Kantone neben Staatszöllen noch Gemeinde- und Korporations- 
gefälle gab, welche aufzuheben waren, mußten Unterhandlungen 
stattfinden nicht nur zwischen Bund und Kantonen, sondern auch 
zwischen Kantonen und Gemeinden und Korporationen, deren 
Ansprüche vom Kanton mit den seinigen gegen den Bund zu ver- 
treten waren; mit Einführung der Bundeszölle sollten aber alle 
diese aufzuhebenden Gebühren aufhören und daher bis dahin 
auch die bezüglichen Übereinkünfte mit den Kantonen ins Reine 
gebracht sein. Das gelang auch so weit, daß dieselben am 30. April 
1850 von der Bundesversammlung genehmigt waren!), nachdem 
am 1. Februar 1850 die Bundeszölle in Wirksamkeit getreten 
waren. Mit Bern war der erste Vertrag nur als Provisorium 
möglich gewesen, weil Bern auch den Nydekbrückenzoll, der dabei 
noch ausgeschlossen war, einbegriffen wissen wollte, und als sich 
die Bundesbehörden dazu verstanden, kam hinterher der definitive 
Vertrag vom 12. Dezember 1852 zustande?), womit das Zollablösungs- 


l) B. B. 1850 I, 277 und B. G. 4/363 und 369. 
2) B. B. 1853 I, 649 und B. G. 3/341 und 342. 
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geschäft mit den Kantonen beendigt war. Der Kanton Bern hatte 
in dieser Zeit nach Innen mit der Stadt Biel eine Zollstreitigkeit, 
die aber nicht hierher gehört; die Zollgerechtigkeit Biels, die dem 
Streit zugrunde lag, war schon 1836 durch die kantonale Gesetz- 
gebung Berns aufgehoben worden, und handelte es sich nur darum, 
ob in der Frage der Entschädigung der Bund einzugreifen habe, 
was verneint wurde !). — Die den Kantonen laut der Zollablösungs- 
verträge jährlich zu bezahlenden Zollentschädigungen galten sonst 
alle. auf unbestimmte Zeit und erloschen auch erst mit der neuen 
Bundesverfassung von 1874. Einzig in den Zollentschädigungen 
für Graubünden und Uri gab es gewisse Summen, welche nur 
auf bestimmte Zeit bewilligt waren. Bei Graubünden, das im 
ganzen am meisten Entschädigung von allen Kantonen bezog, 
bestand dieselbe außer der jährlich ebenfalls auf unbestimmte 
Zeit zu bezahlenden Hauptsumme (171000 Franken alter Währung) 
aus zwei befristeten Posten (von je ca. 64000 Franken alter 
Währung), nämlich: 1. aus einer Entschädigung zum Zweck der 
Tilgung eines für Straßenbauten aufgenommenen Kapitals, die 
nach Tilgung dieses Kapitals aufhören sollte, und 2. aus einer 
Entschädigung für Wegegelder, die schon vor der Tagsatzung nur 
auf Zeit bewilligt worden waren und 1850 ihre Endschaft erreicht 
hätten; diese letztere Entschädigung seitens des Bundes sollte mit 
dem Jahre 1860 aufhören. Bei Uri verhielt sich das Rechts- 
verhältnis ähnlich: eine jährlich auf unbestimmte Zeit zu be- 
zahlende Hauptentschädigung (31000 Franken neuer Währung) 
und zwei befristete Entschädigungen (von 24000 und 21000 
Franken), die beide für die Tilgung von Straßenbaukapitalien 
bezahlt wurden und daher mit vollzogener Tilgung aufhören sollten, 
und zwar die eine schon 1864, während die andere (für die Gotthard- 
straße) erst 1888. Die Bundesversammlung tat aber bei beiden 
Kantonen, als die eine und die andere Entschädigung auf- 
hören sollte, ein Einsehen mit Rücksicht auf den kostspieligen 
Unterhalt der Alpenstraßen dieser Kantone. Zunächst wurde für die 
zuerst ablaufende zweite Entschädigung Graubündens im Jahre 1860, 
der Fortbezug auf weitere zehn Jahre bewilligt?). Dann wurden 
beim folgenden Anlaß im Jahre 1864 die befristeten Ent- 
schädigungen bei Uri und Graubünden überhaupt in fixe Summen 


1) B. B. 1851 III, 89, 94, 109, 122; vgl. auch 1852 I, 406. 
2) B. B. 1859 II, 652; 1860 I, 323 und B. G. 6/425. 
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konvertiert und mit den festen Hauptentschädigungen zu einer 
jährlich zu bezahlenden Gesamtsumme zusammengezogen, die sich 
bei Graubünden auf 260000 (womit der Fortbezug der zweiten 
Entschädigung aufhörte) und bei Uri auf 72500 Franken belief). 
— Inzwischen (1861) war auch die Entschädigung für die Hauenstein- 
zölle, die seinerzeit für Amortisation der Hauensteinstraßen be- 
willigt worden waren, entfallen, nachdem diese Amortisation auf- 
gehört hatte; die Entschädigung dafür war, weil bei dem Bau 
verschiedene Interessenten: mehrere Kantone und verschiedene 
Gemeinden, beteiligt waren, in den Zollauslösungsverträgen be- 
sonders festgesetzt, aber an Basel-Stadt für Rechnung der Inter- 
essenten bezahlt worden ?). 


2. Zollaufhebung ohne Entschädigung. 

Das betrifft die von der 'Tagsatzung nicht bewilligten oder 
anerkannten Zölle und diejenigen, die gar neu eingeführt werden 
wollten, immerhin nur Zölle von nicht rein lokaler Bedeutung. 
Solchen mußte von Bundes wegen vielfach und noch oft entgegen- 
getreten werden, um so mehr, als immer wieder da und dort 
solche den interkantonalen oder gar internationalen Verkehr be- 
lästigenden Gebühren unter verschiedensten Namen auftauchten. 
So Zölle in Moudon und Yverdon, Wegegelder am Rigi, Rhein- 
überfahrtsgebühren in Schaffhausen, die partikularen Rheinschiff- 
fahrtszölle (für Schweizerschiffe und Schweizerflösse aufgehoben) ?), 
Marktzölle in Bischofszell, Oktroi-Transitgebülhr in, Genf, Hafen- 
gebühr in Eaux-Vives bei Genf, Gebühren für Ausstellung von 
Transitscheinen für Wein und geistige Getränke in Basel-Land, für 
Transit und Verzehrungsgegenstände in Genf, Abgaben von nicht- 
bernischen Handelsreisenden und Marktbesuchern in Bern, 
Brückengelder im Kanton Bern (Jaberg, Thalgut, Hunziken, 
Chateau d’Oex), Kontrollgebühren auf dem Neuenburger See 
usw. usw. Besonders hervorragende Typen solcher Binnenzölle, 
die auch zu besonderen Untersuchungen und Verhandlungen An- 
laß gaben, waren die Holzausfuhrgebühren, die Flößtaxen für 
sogenannten unsichtbaren Schaden und die kantonalen Kaufhaus- 


1) Vgl. die Übereinkünfte: B. G. 8/414’und 417, dann Botschaft 
und Bericht B. B. 1864 III, 179; 1865 I, 53; endlich Bundesbeschluß: 
B. G. 8187. 

2) B. B. 1862 II, 63. 

3) B. G. 1/268. 
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und Lagergebühren. 1. Die Holzausfuhrgebühren. Solche 
waren namentlich in den Gebirgskantonen hergebracht, um die Holz- 
ausfuhr zu beschränken und sich dadurch den für sie wichtigen 
Bestand an Holz möglichst zu erhalten !), und so gab es nament- 
lich hier Anstände und Schwierigkeiten wegen dieser Gebühren. 
für die keine Bewilligung der 'Tagsatzung eingeholt worden war, 
und die daher laut der neuen Bundesverfassung ohne weiteres 
der Aufhebung verfallen waren. Aber auch in anderen Kantonen 
gab es gelegentlich solche Gebühren, und mußten sie hier nicht 
weniger besonders wegdekretiert werden. Im ganzen betrafen die 
Beschlüsse die Kantone Uri?), Luzern®), Aargau (bedingtes Aus- 
fuhrverbot), Waadt, Wallis, Neuenburg, Graubünden, (Gemeinde 
Schuls im Unterengadin) und Obwalden; davon erfuhren eine be- 
sondere Weiterung durch Rekurs an die Bundesversammlung und 
durch die bezüglichen Bundesbeschlüsse eine weitere Publizität 
die Fälle von Wallis*). Graubünden?) und Obwalden®). Grund- 
satz bei diesen Entscheidungen war der, daß die kantonalen Forst- 
gesetze (wie die genossenschaftlichen Waldreglemente) sich wohl 
auf die Bewirtschaftung der Wälder, nicht aber auf die Ausfuhr 
des Holzes erstrecken dürfen, weil das einmal geschlagene Holz 
als eine Ware anzusehen sei, deren Ausfuhrbeschränkung dem 
Sinn und Geist der Bundesverfassung widerspreche ?’); daß 
ferner zwar auch die Wälder gleich anderem Grundeigentum be- 
steuert werden dürften, daß aber nicht der Verkauf von Holz 
besteuert wemden dürfe, während die Verwendung zu eigenem 
Gebrauch steuerfrei gelassen werde, weil sonst eine bundesver- 
fassungswidrige Steuer auf den Holzverkehr gelegt würde. Aus 
diesem letzteren Grunde wurde der Schulser Rekurs (Ausfuhr 
von Holz in eine andere Gemeinde, aber zu eigenem Gebrauch 
des Beziehers) gutgeheilßen, während die anderen abgewiesen 
bzw. die bezüglichen Auflagen aberkannt wurden. Der letzte 
Fall derart war der Anstand mit Obwalden im Jahre 1861; seit 





1) Vgl. meinen Artikel „Gewerbegesetzgebung in der Schweiz“ im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 1. Aufl., Band 111, S. 1015 
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3) B. G. 2/288. 
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der Zeit schienen die Holzausfuhrgebühren eine abgetane Sache. — 
2.Die Flößtaxen für sogenannten unsichtbaren Schaden!). Diese 
hatte speziell Graubünden aufgebracht durch seine Flößordnung 
vom Jahre 1836, die 1851 ein letztes Mal revidiert worden war. 
Dadurch wurde der Flößer zum vollständigen Ersatz von allem 
nachweisbaren, gegebenenfalls auszumittelnden Schaden ver- 
pflichtet und dazu zu einer billigen Vergütung für den allfällig 
erst später zutage tretenden und dann nicht mehr auszumitteln- 
den sogenannten unsichtbaren Schaden. Der Bundesrat sah darin, 
weil sie nach dem Quantum des geflößten Holzes und nach der 
Wegstrecke berechnet war, einen internen und daher unzulässigen 
Zoll auf den Flößverkehr und verlangte daher Beseitigung. Die 
Bundesversammlung dagegen, an welche der Kleine Rat von Grau- 
bünden rekurrierte, nahm sie in Schutz, weil sie die Bundes- 
verfassung nicht berühre, mit Rücksicht darauf, daß die Flößung 
in Graubünden von jeher habe ganz verboten werden können, 
also auch unter beliebigen Bedingungen bzw. Gebühren gestattet 
werden könne (Bundesbeschluß vom 2. August 1853?) — 
89. Kantonale Kaufhaus- und Lagergebühren. Durch den 
Bundesbeschluß betreffend die Prüfung der Geschäftsführung des 
Bundesrates über das Jahr 1857, Ziffer 13°) wurde der Bundesrat 
von der Bundesversammlung zu einer Prüfung dieser Gebühren 
auf ihre Verfassungsmäßigkeit eingeladen. Soweit diese Unter- 
suchung Verhältnisse ergab, wonach die Spedition oder die Abwägung 
von Gütern obligatorisch war und dafür auch eine Gebühr ent- 
richtet werden mußte, wurden diese Gebühren als verbindliche 
Kaufhaus- und andere Gebühren dieser Art im Sinne von Art. 24 
der Bundesverfassung vom Bundesrat beseitigt, so in den Bahn- 
höfen von Basel und im Kanton Obwalden ®). 


So die Maßnahmen gegen Binnenzölle, die von früher her 
bestanden oder neu eingeführt werden wollten. Ebenso aber lehnten 
es die Bundesbehörden ab, offenen Gesuchen um Einführung neuer 
Binnenzölle zu entsprechen. Die Gesuche betrafen Wege- und 
Brückengelder, namentlich die Einführung solcher Gebühren für 
neu angelegte Wege und Brücken. Die Ablelınung erfolgte 


1) Ullmer, staatsr. Praxis I, No. 61. 
2) B. G. 4/272. 

3) B. G. 6/69. 
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wegen der Konsequenzen, die zur Wiedereinführung der ab- 
geschafften kantonalen Binnenzölle geführt hätten. So betreffend die 
neue Brücke über die Rhone zwischen Bex und Massongex, die 
wiederhergestellte Brücke über die Maggia zwischen Locarno und 
Ascona; nur das Wegegeld auf der neuen Straße in die Bäder 
von Leuk wurde, weil es noch von der Tagsatzung bewilligt und 
als von bloß lokalem Interesse bei der Zollablösung nicht los- 
gekauft worden war, gestattet!) (1851), im Jahre 1860 aber dann 
doch abgelöst. So wurde auch im Jahre 1864, als die Fähre 
bei Au im st. gallischen Rheintal durch eine Brücke bei Mon- 
stein ersetzt worden war und das frühere Fährgeld durch ein 
Brückengeld ersetzt werden wollte, das bezügliche Gesuch 
St. Gallens von der Bundesversammlung trotz Empfehlung des 
Bundesrates abgewiesen ?). Die Bundesversammlung hatte auch 
schon im Jahre 1859 den Bau einer Brücke über die Seeenge bei 
Acheregg-Stansstaad (die heutige Drehbrücke, kurzweg „Acheregg- 
brücke*) lieber mit einer Bundessubvention unterstützt, als daß 
sie ein Brückengeld gestattet hätte ?®). 
8. Die weiteren Zollablösungen. 

Es waren also durch die Zollauslösungsverträge mit den Kan- 
tonen vom Jahre 1850 nicht völlig alle Binnenzölle abgelöst worden, 
namtlich die mehr lokalen nicht, zu denen :hauptsächlich die 
Brückengelder zu gehören schienen. Es wurden aber wegen 
der Wichtigkeit der betreffenden Verkehrslinien noch im Jahre 
1853 das Brückengeld Melide-Bissone*) und 1855 dasjenige auf 
den beiden Drahtbrücken in Freiburg’) abgelöst; das letztere 
war das einzige, das noch auf einer Hauptstraße bezogen wurde. 
Es blieben also nur noch die lokalen Brückengelder, und auch 
diese vertrugen sich je länger je weniger mit der sonst überall 
durchgeführten Verkehrsfreiheit. Noch hatte es der Bundesrat 
im Jahre 1858 trotz wiederholten Ansuchens von Wallis abgelehnt, 
das Wegegeld von Leuk und das Brückengeld von Colombey (an 
der unter Rhone gegenüber Bex) abzulösen, weil zu lokaler 
Natur®). Aber schon im folgenden Jahre kam er auf die Frage 


1) B. B. 1852 I, 528. 
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der Ablösung des Wegegeldes von Leuk zurück, weil außer 
diesem in der ganzen Schweiz keines mehr bestehe, und die Bundes- 
versammlung genehmigte 1860 den bezüglichen Ablösungsver- 
trag mit Wallis!), durch den nun auch das letzte in der Schweiz 
noch bestehende Wegegeld entfallen war. Nun ging es auch 
noch an die Brückengelder als die letzten der kantonalen Ver- 
kehrszölle.e. Die Anregung dazu ging vom Ständerat aus; bei 
Genehmigung der Ablösung des Wegegeldes Leuk gab er dem Bundes- 
rat Auftrag zu untersuchen, ob nicht auch die noch bestehen- 
den Brückengelder abzulösen seien, und infolgedessen kam es 
dann 1863 auch zur Ablösung der noch bestehenden Brücken- 
gelder in Aarburg über die Aare, in Genf über die Arve und in 
Chessel-Colombey (dessen Ablösung noch im Jahre 1858 abgelehnt 
worden war, oben) und ÖOutre Rhone (oberhalb des letzteren) 
über die Rhone?). Es blieben nun einzig noch die Brückengelder 
von Säckingen und Laufenburg, deren Ablösung schon darum 
etwas länger dauerte, weil jenes ganz, dieses zum Teil badischen 
Gemeinden angehörte und daher der diplomatische Weg be- 
schritten werden mußte. Da die Gemeinde Säckingen sich hart- 
näckig zeigte, wurde vorläufig dasjenige von Laufenburg los- 
gekauft, im Jahre 1865, obschon betreffend beide Brückengelder 
zusammen bezügliche Übereinkünfte schon 1864 mit der badischen 
Regierung abgeschlossen worden waren®). Das Brückengeld in 
Säckingen war nun daseinzige, welches noch an der schweizerischen 
Grenze bestand. Endlich aber gelang es der badischen Regierung, 
auch Säckingen zu einer annehmbaren Forderung zu bestimmen, 
so daß die Übereinkunft vom Jahre 1864 am 1. Januar 1869 
auch hier in Kraft treten konnte*). Damit hatte alles Brücken- 
geld in der Schweiz aufgehört. — Wie der Ständerat die Ab- 
lösung der Brückengelder angeregt hatte, so regte er anläßlich 
der Genehmigung dieser Ablösung (22. Dezember 1863) die weitere 
Frage an, ob nicht auch der Viehpfundzoll in Basel abzulösen 
sei. Der Viehpfundzoll war eine vom Bistum Basel eingeführte 





1) B. B. 1860 II, 558, 561 und B. G. 6/5834, 535. 

2) B. B. 1862 III, 636; 1863 1, 434, 438 IIL, 984; 1854 L, 93 und 
B. G. 8/32, 34, 167, 170, 411. 

3) Vgl. betr. beide Brückengelder: B. B. 1864 III, 144; 1865 I, 50; 
B. G. 8/609. 606 und 186. — Betr. Laufenburg, Invollzugsetzung: B. B_ 
1865 III, 9 und B. G. 8/458. 

4) B. B. 1869 I, 912. 
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Abgabe und war von allen Viehverkäufen in der Stadt, außer 
von dem zum Schlachten verkauften Vieh, zu bezahlen, war also 
weder eine Konsumosteuer, da sie gerade für das Schlachtriel 
nicht galt, noch eine Marktgebühr, da sie auf Marktvieh, d. h. 
auf unverkauftem, erst zu verkaufendem Vieh nicht lastete, und 
erschien als bloße kommunale Einschreibegebühr für Viehver- 
käufe, welche die Bundesverfassung nicht berührte. Die Bundes 
versammlung trat daher auf die Anregung nicht weiter ein !). Der 
Viehpfundzoll ist dann aber bald danach vom Stadtrat Basel auf- 
gehoben worden?). 


4. Der Schneebruch auf dem St. Gotthard. 

Die Angelegenheit des Schneebruchs auf dem St. Gotthard 
ist eine Folge der Zollentschädigungen und schließt sich unmittel- 
bar diesen an. Durch die Zollablösungsverträge mit Uri und 
Tessin wurde die Besorgung des Schneebruchs auf dem Gott- 
hardpaß, die früher in Verbindung mit den Paßzöllen den beiden 
Kantonen obgelegen hatte, der Eidgenossenschaft übertragen?) 
und wurde diesen beiden Kantonen um so weniger außerordent- 
liche, über die ordentlichen vier Batzen auf den Kopf der Be- 
völkerung hinausgehende Entschädigung bezahlt, als ihnen mit der 
Einnahme des Paßzolles andererseits auch die Last des Schneebruchs 
von der Eidgenossenschaft abgenommen wurde. Der Schneebruch 
auf dem St. Gotthard ging von da auf Kosten der Eidgenossen- 
schaft, und zwar wurde er von ihr in Regie besorgt. Dieser 
Straßenunterhalt, außerordentlich und ungewohnt, wie er für die 
Eidgenossenschaft war, erwies sich in der Folge auch umständ- 
lich und kostspielig, so daß die Eidgenossenschaft denselben gern 
wieder losgeworden wäre. Anläßlich der Genehmigung des Bud- 
gets für das Jahr 1857 hatte die Bundesversammlung dem Bun- 
desrat aufgegeben zu erwägen, ob die Kosten für den Schnee- 
bruch am Gotthard nicht wesentlich ermäßigt werden könnten 
(Bundesbeschluß vom 26. Juli 1856, Ziffer 13)*), und zu diesem 
Zweck waren vom Bundesrat die Regierungen von Uri und Tessin 
um Wiederübernahme des Schneebruches angegangen worden. 





1) B. B. 1864 Il, 223, 836, 838. 

2) Vgl. kant. Verordnung betr. den Viehmarkt vom 20. Januar 1866: 
Baseler Gesetzessammlung XVI, 270. | 

8) B. B. 1851 Il, 228. 

4) B. G. 5/390. 
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worauf Uri zwar zustimmend, Tessin aber ablehnend antwortete, 
so daß nur eine zwischen dem Bund und Uri geteilte Besorgung 
des Berges möglich gewesen wäre, mit einer solchen aber weder 
dem Bund noch dem allgemeinen Verkehr gedient war!). Es 
sollte daher wenigstens die Regieverwaltung aufgegeben und durch 
das Akkordsystem ersetzt werden, das sich aber bei näherer 
Prüfung nicht empfahl?). So knüpfte man dann wieder Verhand- 
lungen mit Uri und Tessin zwecks Wiederübernahme des Schnee- 
bruches an, die jedoch wieder an der Ablehnung Tessins scheiterten ; 
zwar wollte eine Minderheit im Ständerat wenigstens die Urner 
Seite abgeben, aber eine solche geteilte Besorgung des 
ganzen Berges wurde von der Bundesversammlung in Überein- 
stimmung mit dem Bundesrat als unpraktisch abgelehnt®). Die 
Entlastung des Bundes von diesem Schneebruch und dessen 
Wiederübertragung an Uri und Tessin ist erst durch die Bundes- 
revision von 1874 (Art. 30) erzielt worden. 


‚5. Die Konsumosteuern. 


War der Schneebruch auf dem St. Gotthard bzw. dessen 
Übernahme durch den Bund eine spezielle Folge der Zollent- 
schädigungen und damit der Zollaufhebung, so sind die Kon- 
sumosteuern eine allgemeine Ausnahme von derselben. Die soge- 
nannten Konsumosteuern waren Verbrauchssteuern, d.h. Abgaben 
auf den Verbrauch gewisser Waren, namentlich geistiger Ge- 
tränke (auch auf Zucker, Tabak usw.); diejenigen auf geistige 
Getränke speziell, der Hauptbestandteil dieser Steuern, hießen 
Ohmgelder *). Aber es waren Verbrauchssteuern, die speziell auf 
Einfuhr von eingeführten Waren in den Kanton oder in einen 
Ort bezogen wurden, also eine Art der Binnenzölle, die an sich 
der Aufhebung verfallen waren. Die Konsumogebühren jedoch 
sollten nach Art. 32 der Bundesverfassung fortbezogen werden 
können, mit Rücksicht darauf, daß sie für die Kantone, welche 
sie überhaupt erhoben, eine wichtige Finanzquelle bildeten, die 
einerseits nicht ohne Erschütterung des kantonalen Finanzgleich- 
gewichtes aufgehoben werden durfte, und die andererseits der Bund 


1) B. B. 1859 I, 499. 

2) B. B. 1861 I, 429 und 1862 II, 33. 

3) B. B. 1866 U, 155, 480 und 487. 

4) Vgl. meinen Kommentar zur Bundesverfassung, S. 286. 
3* 
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abzulösen auch nicht vermögend genug war. Immerhin sollten 
sie auf ihren bisherigen Bestand und auch möglichst im 
Maß beschränkt werden. In Kantonen, welche bis dahin 
keine bezogen, durften sie nicht neu eingeführt werden, in 
den anderen Kantonen nicht vermehrt und auch nicht erhöht 
werden und waren auf Erzeugnisse schweizerischen Ursprungs 
niedriger anzusetzen als auf diejenigen des Auslandes. Zum Zweck 
der Verhinderung allfälliger Nichtbeachtung dieser Grundsätze 
mußten Gesetze und Verordnungen der Kantone über die Kon- 
sumogebühren vor der Vollziehung dem Bundesrat zur Genehmi- 
gung vorgelegt werden. Das bestimmte die Bundesverfassung 
selbst in Art. 32. Zu den sogenannten Ohmgeldkantonen ge- 
hörten alle außer Zürich, Schaffhausen, beiden Appenzell, 
St.Gallen, Thurgau und Neuenburg, und die Ohmgelder und andere 
Konsumogebühren waren so beträchtlich, daß siez. B. dem Kanton 
Bern, der allerdings weitaus am meisten bezog, nach einer Durch- 
schnittsberechnung vom Jahre 1853, die Summe von jährlich 
770000 Franken eintrugen!). Gemäß der Bundesverfassung hatte 
also die Bundesverwaltung hier folgende Aufgabe: im Anfang 
hatte sie sämtliche kantonalen Gesetze und Verordnungen über die 
Konsumogebühren auf einmal zur Prüfung einzuziehen; dann 
auch die weitere Gesetzgebung einzeln zu prüfen und den Bezug 
der Konsumogebühren überhaupt fortwährend zu überwachen. 
Dabei fanden sich immer wieder Gebüliren, die als nicht zu den 
verfassungsmäßig vorbehaltenen Konsumosteuern gehörig zurück- 
gewiesen werden mußten (Gebühren für Anfertigung von Transit- 
scheinen, für Öffnung von Schlagbäumen, Steuern auf Wein- 
trestern und Essig usw.), oder Konsumogebühren, die in 
früheren Zöllen inbegriffen gewesen und daher mit diesen abgelöst 
worden waren. Hingegen wurden verfassungsmäßige Konsumo- 
steuern gestattet, so noch ein neues Gesetz vom Jahre 1867 be- 
treffend die Oktroigebühren der Stadt Genf?), und wurden solche 
auch gegenüber Frankreich anläßlich der neuen Verträge mit der 
Schweiz (speziell kommt dabei der Handels- und der Nieder- 
lassungsvertrag in Betracht) ausdrücklich vorbehalten®?). Auch 
wurde eine sogenannte Konsumogebühr der Stadt Chur, die sich 


1) B. B. 1854 IL, 317 und 318. 
2) B. G. 9320. 
3) B. &. 87161. 
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nicht eigentlich als solche, sondern als einfache Getränksteuer 
erwies, geschützt. In letzterer Beziehung erklärte der Bundes- 
rat: zwar verbiete Art. 32 der Bundesverfassung, den freien Ver- 
kauf mit geistigen Getränken, die von außerhalb des Kantons 
oder der Gemeinde herrühren, durch Erhebung von Konsumo- 
gebühren zu beschränken; aber die Produktion oder den Verkauf 
geistiger Getränke von Staats oder Gemeinde wegen zu besteuern, 
sei den Kantonen zufolge der ihnen zustehenden Steuerhoheit 
unbenommen!). Es wurde also scharf zwischen Konsumosteuern 
als Binnenzöllen und anderen Verbrauchssteuern unterschieden, 
um nur jene, sofern sie bundesverfassungswidrig eingeführt 
werden wollten, zu verwerfen. | 


II. Freier Verkehr. 


Schon die Abschaffung der Binnenzölle bedingte und das in 
größtem Maße den freien Verkehr; von diesen Binnenzöllen und 
ihrer Aufhebung war soeben die Rede. Nun noch von der Ab- 
schaffung der Transportvorrechte, an die sich dann im weiteren 
die Handelsfreiheit anschließt, um den freien Verkehr, soweit er 
überhaupt durch die frühere Bundesverfassung eingeführt wurde, 
zu unbeschränktem zu gestalten. Ja, laut der Bundesverfassung 
von 1848 geht die Handelsfreiheit der Abschaffung der Trans- 
portvorrechte voraus dadurch, daß jene in Art. 29, diese in 
Art. 30 garantiert wird, und erscheint somit die Abschaffung der 
Transportvorrechte als bloße Konsequenz der Handelsfreiheit. 
Aber ihrem materiellen Gewicht nach stellt sich doch die Ab- 
schaffung der Transportvorrechte vor die Handelsfreiheit und 
zwischen diese und die Zollaufhebungen -und ist das Verhältnis 
dieser drei Faktoren des freien Verkehrs zueinander überhaupt 
folgendes: die Aufhebung der Binnenzölle ist eine Beseitigung 
von Lasten, die im Verkehr auf das Publikum, die Allgemein- 
heit drückten und daher für einen freien Verkehr in erste 
Linie zu stellen. Abschaffung von Transportvorrechten und all- 
gemeine Handelsfreiheit dagegen kommen schon einem be- 
schränkteren Kreise, speziell den Handels- und Gewerbetreiben- 
den zugute, und zwar ist für diese die erstere insofern wichtiger 
als diese und ist daher ihrerseits dieser voranzustellen: die 
'Transportvorrechte bedingten ein Monopol gewisser Gewerbe- 


1) B. B. 1865 II, 267. 
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klassen und den Ausschluß der anderen vom betreffenden Be- 
trieb, und ihre Abschaffung öffnet nun auch diesen Klassen einen 
ihnen früher völlig verschlossenen Betrieb; die allgemeine Han- 
delsfreiheit hingegen setzt gewissermaßen die Zugänglichkeit zu 
den betreffenden Verkehrszweigen voraus und befreit die Handel- 
treibenden also weniger von einem Ausschluß als von bloßen Be- 
schränkungen, die etwa zu stark dem Verkehr auferlegt werden 
könnten. — Nun also noch von Abschaffung der Transportvor- 
rechte und allgemeiner Handelsfreiheit speziell, und zwar in dieser 
Reihenfolge. 


1. Abschaffung der Transportvorrechte. 


Durch Artikel 30 der Bundesverfassung war lediglich der 
Bundesgesetzgebung vorbehalten, bestehenden Transportvorrechten 
entgegenzutreten bzw. sie abzuschaffen, und unter der Be- 
schränkung, soweit die Eidgenossenschaft hierbei ein Interesse 
habe. Zur Ausführung dieser Bestimmung wurden vom Bundes- 
rat sofort die nötigen Schritte getan: die T'ransportordnungen, 
insbesondere Schiff- und Flößordnungen, eingefordert, um sie zu 
prüfen, und die Folge davon war die Aufhebung verschie- 
dener Transportvorrechte durch die Bundesversammlung im Wege 
des Bundesgesetzes oder des Bundesbeschlusses;, so Aufhebung 
der die freie Schiffahrt auf dem Vierwaldstättersee ausschließen- 
den Rechte in Flüelen, Brunnen, Gersau und Luzern (Bundes- 
gesetz vom 22. Mai 1849)!), Aufhebung des Kutscherteiles von Uri, 
d. h. einer Gesellschaft („Teil“) von Kutschern, welche das aus- 
schließliche Recht des Transportes von Flüelen nach Andermatt 
in Anspruch nahm, in die sich aber nur Angehörige des Bezirkes 
Uri einschreiben lassen konnten (Bundesbeschluß vom 18. De- 
zember 1850)?), und die Aufhebung der Portens- und Ruttner- 
rechte im Kanton Graubünden (Bundesbeschluß vom 23. Juli 
1861)®). Portensrechte waren die Rechte gewisser Gemeinden 
auf den ausschließlichen Warentransport auf ihren Straßen, wo- 
gegen ihnen auch die Last des Baues und Unterhaltes der be- 
treffenden Strecken oblag; der Transport geschah so, daß die 
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transportierten Güter an jeder „Porten“ (von Porto, Hafen, hier 
Sust oder Abladesielle; daher der Name dieser Rechte) ab- 
geladen und den nächstfolgenden Portensberechtigten zur Weiter- 
beförderung übergeben wurden. Und Ruttnerrecht (von rumpere, 
brechen) war das Recht des Schneebruches, speziell über den 
Berninapaß, das den Gemeinden Puschlaw und Pontresina in Ver- 
bindung mit dem Portensrecht zukam. Daß aber diese Portens- 
und Ruttnerrechte so spät, erst elf und zwölf Jahre nach den 
vorigen Transportvorrechten aufgehoben wurden, kam so: Ver- 
handlungen waren vom Bundesrat mit Graubünden schon 1850, 
zur Zeit der Aufhebung der übrigen Vorrechte, angek nüpft 
worden, aber an Entschädigungsforderungen für die Aufhebung 
gescheitert und dann ruhen geblieben, und erst bei Behandlung 
der Führer- und Transportreglcmente der Bergkantone wurde der 
Bundesrat wieder auf die immer noch bestehenden Portens- und 
Ruttnerrechte aufmerksam, um dann ihre entschädigungslöse Auf- 
hebung im Gesetzgebungswege zu veranlassen. — Es gab noch 
manche andere Transportvorrechten in der Schweiz, namentlich 
Schiffahrtsrechte dieser Art, wie die der Alpnacher Schiffer- 
genossenschaft oder bei Immensee, die aber mehr lokaler Natur 
waren und daher den Bund nicht berührten, übrigens gelegent- 
lich von Kantons wegen beseitigt wurden oder im Laufe der Zeit 
sonst eingingen. 


2. Die allgemeine Handelsfrleihreit. 


Diese bildet eines der verschiedenen durch die Bundesverfassung 
von 1848 eingeführten Freiheitsrechte und käme als solches erst nach- 
her neben Preßfreiheit, Vereinsrecht usw. zur Sprache, steht aber in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der den freien Verkehr voraus- 
bedingenden Abschaffung der Binnenzölle und der Transport- 
vorrechte und ist daher auch im Zusammenhang mit diesen zu 
erwähnen. Es handelt sich hier um Beseitigung der weiteren Be- 
schränkungen des Verkehrs, die, ohne in Binnenzöllen oder Transport- 
vorrechten zu bestehen, doch der Garantie der Handelsfreiheit 
widersprechen, also um polizeiliche oder finanzielle Beschränkungen 
und Belastungen. Dahin gehören vor allem zuweitgehende, über 
die Sorge für das öffentliche Interesse hinausgehende polizeiliche 
Beschränkungen der Verkehrswege durch Straßen-, Schiffs- und 
Flößordnungen, Führer-, Träger-und Kutscherreglemente beziehungs- 
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weise Reisendentransportreglemente!). Solche wurden daher vor 
allem durch den Bundesrat der Prüfung unterzogen, wie er ja 
auch gerade bei Prüfung der Führer- und Transportreglemente 
wieder auf die unzulässigen Transportvorrechte in Graubünden 
aufmerksam wurde. Der Bundesrat hat aber nicht nur in dieser 
Beziehung eine negative Tätigkeit entfaltet, allzu große Be- 
schränkungen des Straßen- und Wasserverkehrs zurückgewiesen, 
sondern er hat auch auf gleichmäßige Vorschriften betreffend die 
Benutzung speziell der Landstraßen, durch die der Verkehr positiv 
erleichtert worden wäre, hingestrebt; er betrieb ein Straßen- 
konkordat, das aber schließlich von der großen Mehrzahl der 
dabei beteiligten Kantone verworfen wurde und daher nicht zu- 
stande kam?) — ein heute noch nicht erreichtes Projekt, abgesehen 
von dem wegen seiner Schnelligkeit und Gefährlichkeit nicht nur 
zu interkantonalem, sondern internationalem Aufsehen gelangten 
Vehikel des Automobils. Dahin gehört es auch, dal ein neues 
Reglement betreffend die Linthschiffahrt, vom 20. Juni 1850, erlassen 
wurde, nachdem mit den kantonalen Binnenzöllen auch die Linth- 
schiffahrtszölle abgelöst worden waren®). Ein weiterer Gegen- 
stand der Prüfung auf die garantierte Handelsfreiheit waren neben 
den Verkehrswegen die Verkehrsbetriebe, das heißt Handels- und 
Gewerbebetriebe, soweit sie in dem durch Artikel 29 garantierten 
interkantonalen Verkehr bestanden. In dieser Beziehung unter- 
lagen der Prüfung des Bundesrates die allgemeinen Handels- und 
Gewerbegesetze von Bern, Schaffhausen, Basel-Land, Solothurn und 
Wallis, und zwar nicht, ohne daß manche Bestimmungen derselben 
als schon der damaligen Handels- und Gewerbefreiheit wider- 
sprechend zurückgewiesen werden mußten; um wieviel mehr 
wäre nicht eine unter der Bundesverfassung von 1874 erneuerte 
Prüfung geboten gewesen und hätte sich auch verlohnt dadurch, 
daß eine Reihe von Rekursen würde erspart worden sein. Vor 
allem aber fiel unter die Prüfung von Artikel 29 der Bundes- 
verfassung derjenige Geschäftsbetrieb, der selbst im Wandern be- 


1) Zwei Fälle haben durch Rekurs an die Bundesversammlung 
größere Bedeutung erlangt: die Reisendentransportreglemente der Kan- 
tone Schwyz und Luzern: B. B. 1859 I, 209, 213, 229 und B. G. 6/125, 
und das Reisendentransportreglement des Kantons Uri (Rekurs Müller, 
Hospental): B. B. 1859 IL, 113, 485 und B. G. 6/287. 

2) B. B. 1855 I, 485. 

3) Vgl. Guggenbühl, K., Das Linthwerk. 
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steht, Wandergeschäft ist und insofern als Handelsverkehr im 
Sinne von Artikel 29 par excellence gilt, der Markt- und Hausier- 
verkehr, und innerhalb dieses Verkehrs war für die Bundes- 
behörden die wichtigste Frage die Behandlung der Handelsreisenden, 
auf welche dieselben nach Artikel 29 der Bundesverfassung An- 
spruch hätten. Schon in seinem Geschäftsbericht für das Jahr 
1852!) hatte der Bundesrat konstatiert, daß die meisten Kantone 
die Patentgebühren von schweizerischen Handelsreisenden, mit 
Ausschluß der Hausierer, aufgehoben haben, und daß solche Patent- 
gesetze nur noch in den Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Glarus, 
Zug, Graubünden und Wallis, also alles innere oder Bergkantone, 
bestehen, und die Erwartung ausgesprochen, daß die Aufhebung 
auch in diesen Kantonen erfolge. Da die Erwartung sich nicht 
erfüllte, zog der Bundesrat die Aufhebung oder Beschränkung 
dieser Patentgebühren von Bundes wegen in Erwägung?). Der 
Bundesrat kam dann zwar zu der Ansicht, es könne den Kantonen 
die Erhebung von Patenten und Patenttaxen auch von Handels- 
reisenden von Bundes wegen nicht untersagt werden; die Bundes- 
versammlung aber beauftragte ihn, diejenigen Kantone, welche 
noch Patenttaxen von Handelsreisenden beziehen, aufzufordern, 
diese Taxen gegenüber Schweizerbürgern fallen zu lassen®). Und 
als die Aufforderung zu keinem Resultat führte, beschloß die 
Bundesversammlung, entgegen dem Antrage des Bundesrates, der 
die Wiedererwägung des früheren Bundesbeschlusses und die Zu- 
lassung von Handelsreisenden-Patenttaxen, sofern sie nicht zu hoch 
erschienen, empfahl, ganz entschieden: die Kantone werden an- 
'gewiesen, von schweizerischen Handelsreisenden keine Patenttaxen 
oder anderweitige Gebühren mehr zu erheben, insofern diese 
Handelsreisenden nur Bestellungen, sei es mit oder olıne Vor- 
zeigung von Mustern, aufnehmen und keine Waren mit sich führen. 
Das ist der berühmte Bundesbeschluß betreffend die Patenttaxen 
der Handelsreisenden vom 29. Juli 1859*). Es kam dann im 
folgenden Jahre infolge Rekurses von Thurgau und Zug noch 
die weitere Frage, ob die Aufnahme von Bestellungen bei Privat- 
leuten (von Haus zu Haus, im Gegensatz zum Umherreisen bloß 
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bei Gewerbetreibenden oder Handelsleuten, also das Detailreisen, 
im Gegensatz zum Grosreisenden) den Handelsreisenden durch 
die Kantone verboten, beziehungsweise unter die Hausierabgabe 
gestellt werden könne, an die Bundesversammlung, und die Bundes- 
versammlung verneinte auch diese Frage!), gewährte also den 
Handelsreisenden volle Freiheit und in ganzem Umfang des Be- 
triebes. Das ist die Frage der Besteuernng der Handelsreisenden, 
eine der bestrittensten unter der Bundesverfassung von 1848. 


b) Post und Telegraph. 


In der Bundesverfassung von 1848 ist nur vom Post- 
wesen die Rede; mit dem elektrischen Telegraphen hatte sich 
bis dahin noch kein Kanton befaßt, er war also nie kantonal, 
und als Bundessache wurde er erst nach Erlaß der Bundesverfassung 
durch die Bundesgesetzgebung erklärt. 


I. Die Post. 


Was einmal das Postwesen betrifft, so war durch Artikel 33 
der Bundesverfassung in der Hauptsache zweierlei festgssetzt: 
Übergang des Postwesens in der ganzen Schweiz mit samt dem 
Postregal auf den Bund und Entschädigung der Kantone für das ab- 
getretene Regal. Beide, Übergang und Entschädigung, hingen 
zusammen, und mit dem Übergang begann auch die Entschädigung. 
Dieser Übergang fand statt am 1. Januar 1849, noch bevor das 
Postwesen im übrigen eidgenössisch geordnet war. Der Bundes- 
beschluß vom 28. November 1848?), durch den die Posten im 
ganzen Umfang der Schweiz von diesem Zeitpunkte an von der 
Eidgenossenschaft übernommen wurden, bestimmte daher, daß die 
in den Kantonen und nach Maßgabe der kantonalen Gesetze und 
Verträge oder sonst bestehenden Posteinrichtungen bis zur de- 
finitiven Regelung des Postwesens durch den Bund in Kraft 
blieben und nun einfach im Namen und auf Rechnung des Bundes ver- 
waltet würden. Dieser Zustand mit achtzehn verschiedenen Kantons- 
verwaltungen und Privatverwaltungen daneben dauerte noch volle 
sieben Monate an, bis die neue Bundesgesetzgebung über das Post- 
wesen in Kraft treteu konnte. Inzwischen wurde diese erlassen 
in drei verschiedenen Gesetzen, alle vom 4. Juni 1849, nämlich 


1) B. B. 1860 III, 323; 1861 I, 47, 55, 59 und B. G. 7/7. 
2) B. G. 997. 
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betreffend Postregal!), Postorganisation ?) und Posttaxen®). Da- 
mit stand das Postwesen nicht nur unter der Gewalt des Bundes, 
sondern auch unter seiner einheitlichen und gleichförmigen Gesetz- 
gebung. Das Posttaxengesetz mußte dann schon zwei Jahre nach- 
her infolge des eidgenössischen Münzgesetzes mit seiner neuen 
Währung wie das Zollgesetz revidiert werden und unterlag unter 
der Bundesverfassung von 1348 noch ein zweites Mal, im Jahre 
1862, zum Zwecke einer weiteren Vereinfachung und Verminderung 
der Posttaxen der Revision; das Postregalgesetz hingegen ist erst 
im Jahre 1893, aus Anlaß der Ausdehnuug der bei Fabriken und 
Eisenbahnen bereits eingeführten Hafpflicht auf die Post, revidiert 
worden, und das Postorganisationsgesetz steht heute noch un- 
verändert in Kraft. 

Nun die nähere Einrichtung und Entwicklung des Post- 
wesens unter der Bundesverfassung von 1848 und der bezüglichen 
Bundesgesetzgebung. Die Post hat als Verkehrsanstalt den Zweck, 
den Verkehr zu erleichtern, und ist daher an sich auch möglichst 
diesem Zwecke entsprechend einzurichten, dadurch, daß einerseits 
möglichst viele Postverbindungen (Postkurse) eingerichtet und 
andererseits die Taxen für die Benutzung als Brief-, Fahr- oder- 
Reisendenpost, die Posttaxen, möglichst billig gestellt werden. 
Der Bund aber hatte von Anfang in dieser Beziehung keine freie 
Hand; denn er mußte durch die Post so viel aufbringen, um den 
Kantonen die verfassungsmäßig garantierte Entschädigung für das 
entzogene Postregal und möglichst in dem durch die Verfassung 
zugleich vorgesehenen Masse jährlich ausrichten zu können. Diese 
Postentschädigungen an die Kantone waren ein schweres Hindernis 
für den Bund unter der Bundesverfassung von 1848 in Erfüllung 
der Aufgaben dieser Anstalt, über das fort und fort von der 
Bundesverwaltung geseufzt und geklagt wurde, und die eid- 
genössische Postverwaltung hat förmlich aufgeatmet, als diese 
Postentschädigungen im Jahre 1874 entfielen. Ja, die Rücksicht 
auf die Postentschädigungen trat den Bedürfnissen der Post als 
Verkehrsanstalt vielfach, wo nicht überall, entgegen. Das Postregal 
‚sollte, der Entschädigung zuliebe, um dem Bund keinen Ver- 
dienst entgehen zu lassen, möglichst streng gehandhabt werden, 


1) B. B. 1849 I nach 174, Il 129 und B. G. 1/98. 
2) B. B. 1849 I nach 242, Iı 136 und B. G. 1/104. 
3) B. B. 1849 I nach 258, II 140 und B. G. 1/110. 
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auch wenn es dem Bund widerstrebte, Denunziant und Rleinigkeits- 
krämer zu werden; mit den Postbesoldungen mußte möglichst 
zurückgehalten werden; die Postkurse durften nicht nach Wunsch 
und Bedürfnis vermehrt werden, weil dies vermehrte Ausgaben 
bedingte und dadurch die Entschädigungen an die Kantone be- 
drohte. Das gleiche war der Fall bei Reduktion der Post- 
taxen, weil die Einnahmen vermindert wurden, und mehr als 
einmal kamen durch diese Reduktion die Postentschädigungen zu 
kurz, und doch ging es wiederholt nicht anders, als daß die Taxen 
reduziert wurden. So standen sich Posteinrichtungen und Post- 
entschädigungen gegenüber zum Schaden der einen und der anderen, 
und doch ist, wenn das Ganze klar werden soll, jeder Teil für 
sich darzustellen, wobei indes immer wieder auf die Einwirkung 
des anderen Teiles Bedacht genommen werden mul. 


1. Die Postentschädigungen. 

Sie sollten nach den Posterträgnissen, welche die Kantone 
in den letzten drei Jahren (abgesehen vom Sonderbundskriegs- 
jahr 1847, wo sie natürlich außerordentlich niedrig waren) bezogen 
hatten, berechnet werden. Die Tagsatzung hatte aber, weil offenbar 
schon damals an die eigentliche Aufgabe der Post, Erleichterung 
des Verkehrs und daher möglichste Verbilligung der Taxen, ge- 
dacht wurde, nur drei Vierteile dieser Posterträgnisse zur Ent- 
schädigung bestimmen wollen; dagegen wurde schließlich doch die 
volle Skala als Maßstab der Entschädigungen in die Bundes- 
verfassung aufgenommen !). Danach wurde die Gesamtsumme der 
vom Bund an die Kantone auszubezahlenden Entschädigungen 
folgendermaßen bestimmt. Zunächst bestimmte sie der Bundesrat 
selbständig, und zwar für das erste Jahr (1849) auf 1025 310 Fr., 
dann auf 1025760 Fr. usw., bis die Bundesversammlung das 
Recht der Festsetzung für sich in Anspruch nahm. Durch Bundes- 
beschluß vom 24. Juli 1852?) wurde diese Summe fixiert auf 
1479633 Fr. unter Vorbehalt des Rechtes des Bundesrates zur 
Berichtigung bei allfälligen Rechnungsirrtümern. Vom Bundesrat 
wurde die Zahl später erhöht, zunächst auf 1481987 Fr.?) 
‚und definitiv auf 1486 560 Fr.*). Immerhin sollte laut der Bundes- 


1) Vgl. B. B. 1866 I, 668. 

2) B. B. 1852 I, 235, 285 und B. G. 31237. 
3) B. B. 1853 IL, 470. 

4) B. B. 1857 I, 412. 
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verfassung den Kantonen denn [doch nicht mehr Entschädigung 
vom Bund bezahlt werden, als er selbst vom Postwesen bezog, 
die Entschädigung also nicht noch etwa aus der Bundeskasse er- 
gänzt werden, und die Entschädigungen, welche den Kantonen 
wirklich bezahlt werden konnten, sind dann wiederholt unter der 
festgesetzten Summe, auf die die Kantone Anspruch hatten, zurück- 
geblieben, das heißt die eidgenössische Post warf nicht so viel ab, 
um den Kantonen die ganze Entschädigung zu bezahlen; um so 
mehr mußte vom Bund wieder an der Post auf Kosten der 
öffentlichen Interessen gespart werden. Es war das auch nicht 
zu verwundern, insofern als einerseits nach der Bundesverfassung 
sogar denjenigen Kantonen Entschädigung bezahlt werden mußte, 
die bisher von den Posten nichts bezogen oder keinen Gewinn, 
ja Verlust gehabt hatten, und als andererseits von Anfang an für 
die eidgenössische Post die Aufgabe eintrat, die Postkurse zu ver- 
mehren und zugleich die Posttaxen zu vermindern. So blieben 
die Entschädigungen zurück, zunächst in den ersten drei Jahren (im 
ersten Jahre erhob sich der Reinertrag der eidgenössischen Post nicht 
über 735 045 Fr.); in den Jahren 1852—1853 dagegen konnten sie 
voll bezahlt werden, bis eine Futter(Hafer)teuerung (wodurch die Post- 
führung ungewöhnlich verteuert wurde) in den Jahren 1854 und 
1855 die Einnahmen wieder unter die Skala herabdrückte. Sie 
blieben auch ferner darunter bis zum Jahre 1862, aber aus einem 
ganz anderen Grunde: die Eisenbahnen vermehrten sich, nahmen 
den Posten die befahrensten und damit die ergiebigsten Strecken 
weg. Im Jahre 1862 hingegen, nachdem mit Vervollständigung 
des Eisenbahnnetzes das Postkurswesen die durch die Eisenbahnen 
eingetretene Störung überwunden hatte und wieder zu ruhiger 
Ausbildung gelangt war, hob sich die Reineinnahme wieder über 
die Entschädigungssumme, aber doch nicht ohne anderweitige Hilfe 
des Bundes. Diese bestand in einer veränderten Rechnungsstellung 
zugunsten der Postentschädigungen, wie sie durch Bundesbeschluß 
vom 20. Januar 1860!) eingeführt wurde. Bisher nämlich waren 
vom Postertrag auch das Postmaterial und die Ablösung des '['hurn- 
und 'Taxisschen Postregals im Kanton Schaffhausen (wovon unten) 
bestritten worden, und waren auch allfällige Überschüsse über die 
Postentschädigungen zu diesen beiden Zwecken verwendet worden, 
so daß vom Postwesen überhaupt kein Geld in die Bundeskasse 


——. = en 


1) B. B. 1859 II, 257; 1860 I, 169, 199, 217 und B. G. 6/42. 
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floß. Um diese beiden Posten verminderten sich also, weun der 
Ertrag nicht sonst groß genug war, die Postentschädigungen an 
die Kantone, und das mit Fug und Recht, weil diese beiden Posten 
eben auch zu den Passiven des Postwesens gehörten und nur 
der Reinertrag der Posten laut der Bundesverfassung den 
Kantonen bis zur Höhe ihrer Entschädigungsforderungen zugute 
kommen sollte. Nun wurden durch den genannten Bundesbeschluß 
die beiden Passivposten auf die Bundeskasse übernommen, die 
Post also dafür (wenigstens kapitaliter; verzinst werden mußten 
sie allerdings der Bundeskasse von der Post) entlastet, und damit 
stieg ihr Reinertrag und die Aussicht der Kantone auf volle Ent- 
schädigungen. Laut dem gleichen Bundesbeschluß aber sollten 
den Kantonen weiter allfällige Ausfälle auf den Postentschädigungen 
in schlechten Postjahren durch Überschüsse in besseren Jahren 
vergütet werden, was ebenfalls keineswegs durch die Bundes- 
verfassung bedingt war. Diese beiden im genannten Bundesbeschluß 
enthaltenen Maßnahmen repräsentieren also Aufbesserungen der 
Postentschädigungen, mit denen der Bund auf seine Kosten den 
Kantonen ein reines Geschenk machte. — Durch jene verbesserte 
Rechnungsstellung speziell also, neben dem Stillstand in der Ver- 
mehrung der Eisenbahnkonkurrenz, wurde es erreicht, daß vom 
Jahre 1862 an den Kantonen die vollen Entschädigungen bezahlt 
werden konnten. Nur einmal noch sank der Reinertrag unter 
den Entschädigungsbetrag, im Jahre 1866, hauptsächlich infolge 
des deutschen und italienischen Krieges und der dadurch ver- 
ursachten Verminderung des Postverkehrs. Ein Antrag des Bundes- 
rates, zur Ergänzung des Ausfalles den Ertrag des 'T’elegraphen- 
wesens heranzuziehen, wurde von der Bundesversammlung scharf 
zurückgewiesen !); man hatte nachgerade genug an den Post- 
entschädigungen der Kantone, so daß man sie lieber abgeschafft 
hätte, statt auch noch den Ertrag der Telegraphen an die Kan- 
tone abzugeben. Im übrigen nahm der Postverkehr so sehr zu, 
daß Überschüsse und immer größere über die Postentschädigungen 
hinaus erzielt wurden, 

Neben den Postentschädigungen an die Kantone hatte der 
Bund laut der Bundesverfassung auch Entschädigungen an Private 
zu bezahlen, soweit das Postregal an solche von den Kantonen 
früher abgetreten worden war. Der bedeutendste Fall dieser Art 


1) B. B. 1866 III, 213; 1867 I, 125, 133 und 137. 
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ist die Entschädigung an den Fürsten von Thurn und Taxis 
wegen Übergang der Schaffhausischen Posten an die Eidgenossen- 
schaft!). Der Kanton Schaffhausen hatte seine Posten diesem 
Fürsten lehensweise übertragen, d. h. in Erbpacht gegeben um 
die einmalige Summe (Erbbestandsgeld) von 175000 fl. und 
einen jährlichen Kanon von 1500 fl. oder 2181 Fr. alter Währung. 
Bei Antritt des Postwesens hatte die Eidgenossenschaft gegenüber 
dem Kanton Schaffhausen keine weitere Pflicht, als den Betrag 
dieses jährlichen Kanons in die an Kantone zu bezahlenden Post- 
entschädigungen aufzunehmen, was auch geschah ; der Kanton Schaff- 
hausen figurierte mit 3162 Fr. neuer Währung auf der Liste. Es 
blieb aber noch das Verhältnis mit Thurn und Taxis zu lösen, 
was eben laut der Bundesverfassung Sache der Eidgenossenschaft 
war; das gelang dann nach einigen Verhandlungen durch Ver- 
trag vom 12. März 1853?), wonach an Thurn und Taxis 
150000 Franken Entschädigung zu bezahlen und inzwischen zu 
verzinsen waren. Darauf war oben Bezug genommen. 


2. Die Posteinrichtungen. 

Sie bestehen im Postregal, in der Postorganisation (Behör- 
den, Anstalten, Postkreise und Kurse) und in den Posttaxen. 
Von der Postorganisation ist aber politisch die Hauptsache das 
Kurswesen, während Behörden und Anstalten wieder mehr formale 
Bedeutung haben. Es sind also näher zu betrachten: Postregal, 
Kurswesen und Posttaxen in ihrer Einführung und Entwicklung. 

a) Postregal. Laut dem Postregalgesetz umfaßte das Post- 
regal des Bundes, und so ist es heute noch, alle Arten der der 
Beförderung zugänglichen Objekte: Briefe, Waren (immerhin nur 
bis 10 Pfund) und Personen; es brauchte aber nicht ausnahms- 
los in Regie ausgeübt zu werden, sondern es konnten auch Kon- 
zessionen an Fuhrwerke usw. oder Boten zur bezüglichen Beförde- 
rung von Personen oder Gegenständen durch den Bundesrat er- 
teilt werden. Solche private Beförderungsmittel gab es nun viele, 
als der Bund das Postwesen antrat, und der Bundesrat nahm 
dazu folgende Stellung ein. Mit den privaten Boten suchte er 


1) B. B. 1852 I, 242 und B. G. 3/650 und 652. 

2) Oben zitiert. Mit diesem Vertrag ist nicht zu verwechseln der 
andere Vertrag (vom 27. April 1852: B. G. 4/175) betreffend Anschluß 
der eidgenössischen Posten an diejenige von Thurn und Taxis in 
Deutschland. 
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aufzuräumen; so viele, als möglich, nahm er in eidgenössischen 
Dienst. Im übrigen war er mit Konzessionen an solche zurück- 
haltend, und sie fanden auch die Konkurrenz mit der eid- 
genössischen Post immer weniger rentabel, so daß schon nach 
zwei Jahren konstatiert werden konnte, sie seien zum grölten 
Teil eingegangen. Den privaten Fuhrwerksverkehr zur regel- 
mäßigen Beförderung von Personen (Ömnibusse), namentlich 
Lokalkurse für Markt- oder Geschäftstage, Kurorte, sah der 
Bundesrat als eine erwünschte Ergänzung der amtlichen Post an 
und ließ sie daher gegen Konzession gewähren; immerhin wurden 
die Konzessionsgebühren im Laufe der Zeit verdoppelt. Im 
übrigen wurde der eidgenössische Postdienst durchgeführt, und 
zwar ohne Anstand; einzig in Basel-Land scheinen so eigentüm- 
liche und zähe Verhältnisse und Gewohnheiten zugunsten des 
privaten Botenwesens geherrscht zu haben, daß es erst am 
1. Juni 1855 gelang, einen ordentlichen Landpostdienst von 
Bundes wegen einzurichten. — Neben den einheimischen, inneren 
Privatpostbetrieben gab es noch fremde Messagerien; so nament- 
lich die Messagerien von Frankreich und Sardinien, die den 
Transport von Paketen und Geldern, den sie im eigenen Lande 
als Regalrecht ausübten, auch auf die nächsten Schweizerstädte 
erstreckten. Solche erschienen sehr notwendig für den Verkehr 
mit dem fremden Staat; es galt also nicht, sie zu beseitigen, 
sondern nur zu regeln, was durch Beschlüsse und Verträge ge- 
schah; doch wurden auch sie mit dem steigenden Bedürfnis 
eines höheren Postertrages höheren Konzessionsgebühren unter- 
worfen. 

b) Kurswesen. Es besteht im weiteren Sinne in allen 
Arten von Postverbindungen durch Boten und Fuhrwerk und 
deren Besorgung, im engeren Sinne aber im Verkehr der Post- 
wagen, den kurzweg sogenannten Postkursen, die bestimmt werden 
durch die Kurslinien und durch die Kurszeiten. Namentlich in 
der Einrichtung von neuen Kurslinien, der Hauptsache des Kurs- 
wesens, war die eidgenössische Postverwaltung von Anfang an 
sehr eingeengt durch die Rücksicht auf die den Kantonen zu be- 
zahlenden Entschädigungen, weil die Einrichtung neuer Linien 
viel Geld kostet, ohne sofort einen entsprechenden Gewinn ab- 
zuwerfen, und dadurch die Bezahlung der schuldigen Entschädi- 
gungen unsicher wurde. Immerhin wurden innerhalb der durch 
diese Rücksicht gezogenen Schranken der Bewegungsfreiheit die 
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Lücken und unnatürlichen Richtungen der bisherigen kantonalen 
Postkurse aufgehoben und weiter die Linien auf alle Teile der 
Schweiz möglichst gleichmäßig ausgedehnt, auch wurden die Kurs- 
zeiten durch Unterhandlungen mit den Dampfschiffsgesellschaften 
und der im Anfang noch einzig bestehenden Eisenbahngesellschaft 
in Zürich (Zürich-Baden) diesen anderen Verkehrsanstalten an- 
gepaßt, so daß ein vollkommen revidierter Kursplan schon am 
1. Juli 1850 zur Ausführung gelangen konnte, wonach das Kurs- 
netz vollständig und die Kurszeiten geordnet waren. Aber bald 
sollte eine neue und viel bedeutendere Störung des Kurswesens 
nach beiden Richtungen eintreten, durch die Eisenbahnen. Am 
28. Juli 1852 wurde das erste eidgenössische Eisenbahngesetz 
erlassen, und darauf wurden Eisenbahnkonzessionen nachgesucht 
und erteilt und beganı der Bau neuer Eisenbahnlinien in stets 
sich erweiterndem Umfang: auf die „Spanischbrödlibahn“ (Zürich- 
Baden)!), die erste der Schweiz, die schon 1847 eröffnet worden 
war, folgte 1855 Basel-Liestal-Sissach, 1856 Morges-Lausanne- 
Yverdon, Aarburg-Aarau, Ölten-Luzern, Brugg-Romanshorn, 
Winterthur-Rorschach, Wallisellen-Uster, und im Sommer 1857 
war das große Eisenbahnkreuz Bodensee-Genf und Luzern-Basel 
vollendet. Alle diese neuen, sich vermehrenden Eisenbahnen 
griffen tief in das Kurswesen der Post ein, namentlich und vor 
allem in den Bestand des Kursnetzes. Schon im Jahre 1853, 
das Jahr darauf nach Erlaß des Eisenbahngesetzes, erkannte die 
Postverwaltung die drohende Gefahr: mit der nahen Verwirk- 
lichung von Schienenwegen in der Schweiz werde die Postver- 
waltung aus der seit zwei Jahren eingetretenen Periode eines 
ganz gleichmäßigen und normalen Betriebes und Ergebnisses 
wiederum in eine Übergangsperiode eintreten; der Einfluß .auf 
den ökonomischen Teil der Postverwaltung sei zwar noch nicht 
mit Bestimmtheit vorauszubemessen, aber da die für den Reisen- 
denertrag ergiebigsten Straßenlinien in den Bereich der Schienen- 
wege fallen, stehe jedenfalls ein mehr oder weniger empfindlicher 
Rückschlag für die Posterträgnisse in Aussicht. Diese Erwartung 
sollte sich bald und in drückendem Male verwirklichen: schon 
in den Jahren 1854 und 1855, in denen der Postertrag unter 
die an die Kantone zu bezahlende Entschädigungssumme sank, 


1) „Spanischbrod“ heißt ein Gebäck aus Blätterteig, das eine Spezialität 
des Kurortes Baden war. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848, 9 
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hatte sich neben der Futterteuerung als der Hauptursache des 
Minderertrages die beginnende Konkurrenz der Eisenbahnen fühl- 
bar gemacht; vom Jahr 1854 an aber bis zum Jahre 1862 waren 
die Eisenbahnen zur Haüpt-, wo nicht zur alleinigen Ursache 
des über diese Jahre sich fortsetzenden Minderertrages der 
Post geworden. Die Eisenbahnen hatten sich der verkehrs- 
reichsten und daher ergiebigsten Postrouten bemächtigt, damit 
nicht nur die Postkurse auf diesen Linien lahmgelegt, so daß 
sie aufgehoben werden mußten, sondern auch den Parallelrouten 
den Postverkehr entzogen und damit Schaden gebracht, so daß 
sich die Post genötigt sah, sich auf die Seitenlinien und in das 
Innere der Schweiz, auch auf die Alpenstraßen, die damals den 
Eisenbahnen noch unzugänglich waren, zurückzuziehen, und wenn 
auch die Post weise genug war, den Vorteil der neuen Konkur- 
renz für das Allgemeine anzuerkennen, so war diese eben doch 
ein Übel für sie, die Post, das sich, weil für den Ausfall schwer 
Ersatz zu finden war, nur schwer und langsam überwinden ließ. 
Immerhin war die Post der nicht unbegründeten Meinung, es 
hätte bei Erlaß des Eisenbahugesetzes und Genehmigung der 
Konzession das fiskalische Interesse der Kantone gewahrt werden 
können, sodaß sie, die Post, nicht allein daran zu tragen hätte. 

Soviel über die Linien. Aber auch in.den Kurszeiten der 
der Post noch verbleibenden Linien bereiteten die Eisenbahnen 
der Post Schwierigkeiten, mit Bezug nämlich auf die Anschlüsse 
der Posten an die Eisenbahnen, wodurch die Posten ein zweites- 
mal geschädigt wurden. Bisher schon war die Stellung der schweize- 
rischen Postverwaltung in dieser Beziehung schwierig durch ihre 
Verbindung mit einer Menge ausländischer Staats- und Privat- 
verwaltungen, die ihre Eisenbahn-, Dampfboot- und Postwagen- 
einrichtungen nach ihren besonderen Interessen zu regeln gewohnt 
waren, und nun kamen noch die schweizerischen Eisenbahnverwal- 
tungen im Innern der Schweiz hinzu, die ihre Kurseinrichtungen mit 
womöglich noch weniger Entgegenkommen gegen die Post selbst- 
herrlich und rücksichtslos trafen. Nicht einmal zu einer Kon- 
ferenz mit der eidgenössischen Postverwaltung zwecks Besprechung 
der Angelegenheit der Anschlüsse ließen sich gewisse Eisenbahn- 
direktorien herbei, und vor allem zeichnete sich darin die N.O.B. 
aus, die ihr herrisches und unbotmäliges Wesen bis zuletzt be- 
wahrt hat. Da rächte es sich dann, daß den Eisenbahnen nicht 
auch in dieser Beziehung bei Erlaß des Eisenbahngesetzes ein 
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Zügel angelegt worden war, wie es die Postverwaltung beantragt 
hatte: hatte sie betrefis der Linien beantragt, daß der darauf 
für die Postentschädigungen der Kantone zu gewärtigende Aus- 
fall durch die ihn verursachenden Eisenbahnen ganz oder teil- 
weise zu übernehmen sei, so hatte sie auch betrefis der Fahr- 
zeiten beim Erlaß des neuen Eisenbahngesetzes einen Antrag ge- 
stellt: es sollte die Fahrtordnung der Eisenbahnen wenigstens 
für einen Kurs durch die Postverwaltung bstimmt werden, um ihn 
nach ihren Interessen bestimmen zu können und nicht ganz, wie 
es nun zutraf, der Willkür der Eisenbahngesellschaften aus- 
geliefert zu sein. Aber wie jener, war auch dieser Antrag, weil 
man für diese privaten Eisenbahnen von jeher mehr als für die 
eigene Staatsverwaltung eingenommen. war, wie man sie denn 
überhaupt durch Ablehnung des Staatsbaues ins Leben gerufen 
hatte, verworfen worden; je mehr man auf diese Weise die 
privaten Eisenbahnen ins Kraut schießen ließ, um so mehr hatte 
die eigene Verwaltung, hier die Postverwaltung, darunter zu 
leiden. Schließlich ging aber auch diese Krisis vorüber, nach- 
dem es für die Eisenbahnen keine ergiebigen Postrouten mehr 
gab, die sie an sich ziehen konnten, und die Posten sich not- 
gedrungen den veränderten Verhältnissen angepaßt hatten. Im 
Jahr 1861 konnte die Postverwaltung, wie bereits bemerkt, kon- 
statieren: die bedeutende Umgestaltung des Kurswesens infolge 
der Einführung der Eisenbahnen gehe mit Vervollständigung des 
Eisenbahnnetzes ihrem Ende entgegen, um einer ruhigeren Aus- 
bildung der Transporteinrichtungen Platz zu machen, und im 
folgenden Jahr, 1862, hatte sich die Post vom Schlage der Eisen- 
bahnen insofern erholt, als von da wieder die Mehrerträge über 
die Postentschädigungen hinaus beginnen. 

c) Posttaxen. Dabei kommen zwei Seiten in Betracht: 
die Höhe der Taxen und die Art und Weise des Bezuges. In 
letzterer Beziehung kam nämlich im Postwesen wie überall so 
auch in der Schweiz für Gegenstände (Briefe und Pakete) neben 
der Barbezahlung die Bezahlung der Taxe in Frankomarken 
oder die Frankatur auf, im Gegensatz zu der die erstere 
Art der 'Taxbezahlung Barfrankierung hieß. Die Entwicklung 
der Posttaxen nach der einen und anderen Seite, nachdem der 
Bund das Postwesen übernommen hatte, ist nun folgende; immer- 
hin ist dabei die Taxierung selbst oder der Tarif die Haupt- 


sache, und ist von der Frankatur und anderen Formänderungen 
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betreffend den Bezug der 'I'axe nur nebenbei zu reden. — Von der 
Übernahme des Postwesens durch den Bund (1. Januar 1849) bis 
zum ersten eidgenössischen Posttaxengesetz wurden noch die 
gleichen Taxen bezogen wie unter den Kantonsverwaltungen, wie 
sich ja auch diese noch gleichblieben. Das erste Posttaxengeretz 
des Bundes vom 4. Juni 1849!) führte dann eine bedeutende 
Herabsetzung der bisherigen kantonalen 'T’axen ein, wie schon 
ein Vergleich der Briettaxen zeigt. Ein einfacher Brief von Bern 
kostete früher: nach Biel und Langental 15 Rp. (nach neuer Wäh- 
rung berechnet), nach Pruntrut und Meiringen und nach Basel 22,5, 
nach Zürich und Genf 28 und nach St. Gallen 36 Rp.?); nach dem 
ersten eidgenössischen Gesetz dagegen in der Schweiz überhaupt 
5—20 Centimes je nach der Entfernung, und diese wurde nach 
vier verschiedenen Zonen berechnet, doch war auch das erste 
Bundesgesetz von einer für die ganze Schweiz einheitlichen Taxe 
noch sehr entfernt. Diese Herabsetzung der Taxen bildete 
neben der gleichzeitigen Herstellung neuer Postlinien die Haupt- 
ursache am Ausfall der Postentschädigungen an die Kantone; 
aber es war der eidgenössischen Post schon damals nicht unbekannt, 
daß verminderte Taxen einen vermehrten Verkehr und dadurch 
wieder eine Ausgleichung des Mankos nach sich ziehen, eine Er- 
fahrung, die sich auch später immer wieder bewährte und zu den 
vom öffentlichen Interesse gebotenen weiteren Taxherabsetzungen 
ermunterte. Die Frankatur war nur für Briefe und nur für die 
in größeren Ortschaften zu errichtende Ortspost vorgesehen, aber 
billiger angesetzt als die T’axe für unfrankierte Briefe; von all- 
gemeiner Frankatur war man noch soweit entfernt wie von ein- 
heitlicher Taxe, von obligatorischer Frankatur oder Frankatur- 
zwang, wie wir ihn seither teilweise (Postkarten) besitzen, gar 
nicht zu reden. Die Einführung des neuen Münzfußes machte 
bald eine Revision wie aller Gesetze mit Geldansätzen, 
speziell des Zollgesetzes, so auch des Posttaxengesetzes not- 
wendig. Durch das neue, zweite Posttaxengesetz, vom 25. August 
18512), das am 1. Januar 1852 in Kraft trat, fand aber 
nicht nur eine Umwandlung der Ansätze in neue Währung statt, 
sondern der Anlaß wurde auch hier wie beim Zollgesetz und 
anderen zu materieller Revision benützt, hier beim Posttaxen- 


1) Oben S. 123 zitiert. 
2) Vgl. B. B. 1866 I, Beilage zu S. 675. 
3) B. B. 1851 1, 644, 677 und B. @. 2'373. 
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gesetz zu einer weiteren Herabsetzung der Taxen und zur Ver- 
einfachung des Taxsystems unter Begünstigung der Frankatur. 
Die Brieftaxe betrug nun nur noch 5 —15 Centimes und war nur nach 
drei Zonen verschieden etc. Die Einführung des neuen Münz- 
fußes in das Postwesen bereitete aber doppelte und dreifache 
Schwierigkeiten deshalb, weil der neue Münzful nicht zu gleicher 
Zeit in allen Kantonen eingeführt werden konnte!) und dazu in 
den verschiedenen Kantonen teils vor, teils naclı dem neuen Post- 
taxengesetz in Kraft trat, so daß dort alte Taxen in neues Geld 
und hier neue Taxen in altes Geld umgerechnet werden mußten, 
und noch schwieriger wurde die Aufgabe, weil das gleiche Verfahren 
auch mit den französischen und sardinischen, mit den deutschen 
und österreichischen Tarifen vorzunehmen war — im ganzen so 
schwierig, daß viele Postbeamte einfach den Kopf verloren und 
aus dem Dienst liefen. In den nächsten Jahren machte auch die 
Frankatur im Verwaltungswege Fortschritte: 1853 wurden Franko- 
marken bis 40 Centimes eingeführt, 1854 die Barfrankierung ganz 
abgestellt und dafür Marken bis zu 1 Franken in Verkehr gesetzt, 
und 1855 wurde die Markenfabrikation von der neuen eid- 
genössischen Münzstätte übernommen. Auch eine weitere Er- 
mäßigung des Tarifes namentlich auf Fahrpoststücken, die außer 
dem Bundesregal lagen (über 10 Pfund), hielt der Bundesrat 
für notwendig, um mit den Eisenbahnen konkurrieren zu können, 
und ließ sich, da eine totale Revision des Posttaxengesetzes noch 
untunlich erschien, von der Bundesversammlung auch die Er- 
mächtigung dazu geben (29. Juli 1858)?), machte dann aber doch 
davon vorerst keinen Gebrauch, weil die Ermäßigung nicht nur 
auf den mit der Eisenbahn konkurrierenden Linien eingeführt 
werden konnte, sie aber allgemein einzuführen gefährlich erschien 
bei der zu jener Zeit (1858) ohnehin eingetretenen bedeutenden 
Verminderung des Reinertrages; erst hinterher (vom 1. Februar 
1860 an) trat sie ins Leben®). Die übrigen Revisionspunkte 
blieben aufgeschoben bis zum neuen, dritten Posttaxengesetz vom 
6. Februar 1862), das am 1. Juli gleichen Jahres in Kraft 
trat. Durch dieses Gesetz wurde nun auch, nachdem durch den 


1) Über die Einführung des neuen Münzfußes in den verschiedenen 
Kantonen s. B. B. 1853 IL, 452. 
2) B. G. 6/48. 


3) B. G. 6/365. | 
4) B. B. 1861 II, 285; 1862 I, 49, 51.B. G. 71189, 
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vorigen Akt bereits eine Ermäßigung der Fahrposttaxe eingetreten 
war, die Brieftaxe ermäßigt und zwar auf 10 Centimes (außer 
für unfrankierte Briefe, für welche sie 15 Centimes betrug), und 
diese 10 Centimes wurden zugleich als Einheitstaxe für die ganze 
Schweiz eingeführt (außer einer Lokaltaxe für den Umkreis von 
zwei Stunden von einem Postbureau), und so ist es bis heute 
geblieben. Trotz dieser Ermäßigung und entgegen der deswegen 
gehegten Befürchtung begann gerade mit dem Jahre dieses Gesetzes 
_ die Periode, wo die Postentschädigungen an die Kantone wieder und 
nun unausgesetzt voll bezahlt werden konnten und darüber hin- 
aus sich noch ein wachsender Überschuß herausstellte, und sich 
die schon früher und überall gemachte Erfahrung der Vermehrung 
des Verkehrs bei verminderten Taxen hier in besonders glänzen- 
der Weise bestätigte. Bald nach Einführung des neuen Tax- 
gesetzes machten sich wieder neue Revisionspunkte geltend: 
obligatorische oder Zwangsfrankatur (1863), die aber bis heute 
nicht besteht, gestempelte Briefkouverts, die seither (1866) ein- 
geführt!) und wieder (1876) wegen abnehmender Nachfrage ab- 
geschafft worden sind?), usw. Das Gesetz blieb aber, mit Aus- 
nahme der noch im gleichen Jahre (1862) gewährten Erhöhung 
des Gewichtes bei gleichbleibender Taxe für Drucksachen und 
Zeitungen ®), bis in die neue Bundesverfassung hinein bestehen, 
wo es im Jahre 1876 durch ein neues ersetzt wurde, das seiner- 
seits seither wieder revidiert worden ist, während, wie bereits 
bemerkt, das Postorganisationsgesetz bis heute unverändert geblieben 
ist und das Postregalgesetz nur einmal und erst 1894 der Erneuerung 
unterlag. 


II. Der Telegraph. 


Es handelt sich um den elektrischen Telegraphen. Es gab 
schon von alters her den Feuertelegraphen (Signalgebung durelı 
Höhenfeuer), seit dem 17. Jahrhundert auch den optischen 
Zeichentelegraphen, der noch im letzten Burenkrieg (Ladysmith, 
1899) Verwendung gefunden hat; aber beide waren nach ihrer 
Art nicht für den allgemeinen bürgerlichen Verkehr geeignet. 
Im Jahre 1833 aber, nach vorangegangenen unpraktischen Ver- 


1) B. B. 1866 II, 278 und B. G. 8'859. 

2) Durch das fünfte Posttaxengesetz vom Jahre 1884: B. B. 1883 IV, 
700; 1884 I, 357 und B. G. VII, 584. Die Korrespondenzkarten sind 1870 
eingeführt worden: B. G. 10/255. 

3) B. B. 1862 II, 743, III, 267 und B. G. 7/321. 
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suchen, kam der heutige elektrische Telegraph auf, der alsbald 
in den Verkehr aufgenommen wurde und in Europa bereits ein 
Netz von 6000 Schweizerstunden bedeckte, als sich im Jahre 1851 
auch die Schweiz und nun der Bund damit zu befassen begann.. 
Die Initiative zur Einführung der Telegraphen von Staats-, bzw.. 
Bundeswegen ging von Privaten, speziell von der Geschäftswelt. 
aus, für die der elektrische Telegraph die unmittelbarsten Vor- 
teile bot durch beschleunigte Übermittlung der für den Geschäfts-- 
verkehr, zur Erzielung von Gewinn oder Abwendung von Schaden,. 
wichtigen Nachrichten. Zuerst war es das kaufmännische Direk- 
torium von St. Gallen, Vorstand der dortigen kaufmännischen. 
Gesellschaft, welches, unterstützt von angesehenen Kaufleuten von. 
Zürich, beim Bundesrat um diese Einführung petitionierte, und 
auch in Genf bildete sich eine Gesellschaft, um die Einführung: 
bei den Bundesbehörden zu fördern. Dem Bundesrat erschien 
das neue Verkehrsmittel auch viel wichtiger für den allgemeinen 
Geschäftsverkehr als für die Staatsverwaltung in der Schweiz, für 
Bund und Kantone, für die es immerhin in gewissen Zeiten, in 
Kriegszeiten oder bei drohender Gefahr von außen, oder nach 
gewissen Seiten auch im Frieden, namentlich für den Sicherheits- 
dienst (für Entdeckung von Verbrechen, Nacheile bei Ver- 
brechern , Wiedererlangung entfremdeter Gegenstände) wertvoll 
sein mochte. Er machte daher die pekuniäre Beteiligung der 
Petenten zur Bedingung der Anhandnahme der Sache durch den 
Bund, und sehr bald war ein unverzinsliches Anlehen von 
200000 Franken gezeichnet. Andererseits fragte der Bundesrat 
auch die Kantonsregierungen um die Geneigtheit von Kantonen 
und Gemeinden zu tätiger Mitwirkung an, nämlich zur unentgelt- 
lichen Anweisung der Telegraphenbureaus und der Verzichtleistung 
auf Entschädigung für Anlage der Telegraphenlinien auf Staats- 
und Gemeindeeigentum, und auch von dieser Seite erfolgte bei- 
nahe übereinstimmend eine bereitwillige Zusage. Darauf erschien 
eine bezügliche Gesetzesvorlage des Bundrates an die Bundes- 
versammlung, und diese erließ das Bundesgesetz vom 23. März 
J851, das erste Tlelegraphengesetz der Schweiz!). Laut dem- 
selben wurde vom Bund nicht nur die tatsächliche Errichtung und 
Unterhaltung von Telegraphen gleich einem öffentlichen Werk 
gemäß Art. 21 (neu 23) der Bundesverfassung übernommen, so 
daß daneben noch von Kantonen und Privaten hätten Tele- 


1) B. B. 1851 III, 283, 286, 319, 331 und B. G. 31. 
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graphen frei hergestellt werden können, sondern es wurde vom 
Bund auch das ausschließliche Recht zur Errichtung von Tele- 
graphen in Anspruch genommen wie zur Einrichtung von Posten, 
mit anderen Worten, es wurde das Postregal des Bundes auf den 
Telegraphen erstreckt, mit Rücksicht darauf, daß die Mitteilungen 
mittelst der Telegraphen in der Wesenheit nichts anderes seien, 
als die Briefkorrespondenzen, deren Beförderung nach dem Post- 
regalgesetz dem Bund ausschließlich vorbehalten sei. Dennoch 
wurde dem Bund das Recht vorbehalten, wie bei den Posten 
Postkonzessionen, so auch Konzessionen zur Herstellung von Tele- 
graphen an Dritte zu erteilen. Die Organisation wurde vor- 
läufig dem Bundesrat überlassen, weil das Institut ganz neu war 
und erst der Weg zur Begründung seiner bleibenden Einrichtung 
gesucht werden mußte. Ebenso die Bestimmung der Taxen; von 
Aufang an aber, wie bei der späteren Festsetzung durch Bundes- 
beschluß und schließlich durch das Bundesgesetz, galt als leitender 
Grundsatz, daß das neue Institut keine Einnahmequelle für die 
Bundeskasse bilden, insofern also dem Bedürfnis des Verkehrs 
nach Erleichterung entgegenkommen, andererseits aber eben- 
sowenig Zuschüsse aus der Bundeskasse erfordern, mit einem 
Wort also einfach sich selbst erhalten solle. Immerhin war, so- 
lange die Bundesverfassung von 1848 und deshalb auch das Recht 
der Kantone auf Postentschädigung bestand, darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Taxen, auch wenn die Selbsterhaltung des In- 
stituts es noch gestattet hätte, nicht so weit ermäßigt wurden, daß 
durch die Konkurrenz der Telegraphen dem Briefverkehr und 
damit den Postentschädigungen an die Kantone Eintrag geschah. 

Die Verwaltung der Telegraphen und die weitere Entwick- 
lung der Telegraphengesetzgebung gestaltete sich weit einfacher 
als bei den Posten. Einerseits war die Telegraphenanstalt neu 
und ging sofort an den Bund über, so dal die Telegraphenver- 
waltung nicht mit dem Ballast derartiger früherer kantonalen 
und privaten Einrichtungen, ihrer Ablösung und Entschä- 
digung beschwert war; andererseits ist sie an sich einfach: 
weder besteht sie in verschiedenen Kommunikationsmitteln (Brief- 
post, Fahrpost, 'Transport von Reisenden), noch macht sie be- 
sondere Kommunikationswege (Poststraßen) erforderlich, und zum 
dritten ist sie eine eigenartige Verkehrsanstalt, die nicht mit der 
Konkurrenz gleichartiger, wie die Post mit den Eisenbahnen, zu 
kämpfen hatte. Die Verwaltung hat sich seither durch Erweite- 
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rung des Teelegraphennetzes riesig entwickelt, die weitere Gesetz- 
gebung aber, abgesehen von den Taxen, die wie bei der Post im 
Interesse des Verkehres verbilligt wurden, beschränkt sich auf 
den folgenden Akt: an Stelle des ersten Telegraphengesetzes, 
das die eigentliche Organisation (Einrichtung und Besoldung der 
Beamten) noch dem Bundesrat überlassen hatte, trat das zweite 
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1854!), durch welches das 
ganze Telegraphenwesen definitiv gesetzgeberisch geordnet wurde; 
das Gesetz besteht in der Hauptsache noch heute zu Recht. An- 
regungen zur Änderung wurden zwar bei verschiedenen Punkten 
und von verschiedenen Seiten gemacht, aber ohne durchzudringen. 
1. Es war vom Bundesrat, in seinem Geschäftsbericht pro 1862?) 
grundsätzlich anerkannt worden, daß die Gemeindeleistungen 
(Lieferung der I,okale, Heizung, Stangen etc.) nach und nach 
abzuschaffen seien, und damals davon nur Umgang genommen 
worden mit Bezug auf die prekäre finanzielle Lage der Tele- 
graphenverwaltung und auf die positive Vorschrift (Art. 2) des 
genannten Gesetzes; seither scheint aber nicht mehr von dieser 
Erleichterung der Gemeinden die Rede gewesen zu sein: die be- 
treffende gesetzliche Vorschrift besteht heute noch unverändert, 
und die bezügliche Verordnung ist zwar seither abgeändert 
worden, hat aber nach wie vor solche Gemeindeleistungen zur 
Voraussetzung ®). — 2. Auch dazu, die Eisenbahntelegraphenbureaus 
dem Privatverkehr zu öffnen, gelangte man trotz eines Anlaufes 
des Bundesrates und wiederholter Verhandlungen mit den Eisen- 
bahngesellschaften nicht?), und seither scheint das Bedürfnis 
dafür teils durch die Erweiterung des Telegraphennetzes be- 
friedigt worden zu sein und im übrigen sich nicht nachhaltig er- 
wiesen zu haben gegenüber den Bedenken gegen die Einführung 
einer solchen Einrichtung. Es ist nicht zu leugnen, dal davon 
eine Störung nnd damit eine Gefahr für den ohnehin alle Sicher- 
heit erfordernden Eisenbahnbetrieb zu befürchten wäre; es ist 
denn auch das neue Eisenbahngesetz vom Jahre 1872 zu keiner 
weiteren Anforderung an die Bahntelegraphen gelangt, als daß 
Dienstdepeschen der eidgenössischen Eisenbahn-,. Post- und Tele- 


1) B. ©. 5/1. 

2) B. B. 1863 II, 248. 

8) B. G. 7/329 und XVI, 862. 

4) B. B. 1861 II, 274, 329; 1862 I, 487 und 492; 1863 II, 250f. und 
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graphenverwaltung zu übermitteln sind (Art. 22, d)"), und die 
Bundesbahnen selbst, die seither entstanden sind, haben sich mit 
keinen Privatdepeschen zu befassen. Von solchen ist also im 
Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb seither keine Rede 
mehr. -— 3. Es war ferner die Vereinfachung der Telegraphen- 
verwaltung durch Aufhebung der Kreisinspektoren in Frage 
gekommen. Die Organisation der Telegraphenverwaltung bestand 
nämlich wie die der Postverwaltung von jeher in einer Zentral- 
verwaltung (Bundesrat, Post- und Telegraphendepartement, Zentral- 
direktor), den Kreisen mit je einem Kreisinspektor an der Spitze 
und den lokalen Telegraphenbureaus, nur daß die Zahl der Kreise 
und ihrer Inspektoren mit Rücksicht auf die größere Einfachheit 
der Telegraphenverwaltung kleiner war als bei der Post (heute 
bei 11 Postkreisen 6 'Telegraphenkreise),. Nun wurde im Jahre 
1863 vom Ständerat die Aufhebung der Kreise zur Prüfung 
gestellt, aber auf Empfehlung des Bundesrates davon abgesehen’). 
Es konnte sich in der 'Tat fragen und fragt sich vielleicht noch 
heute, ob nicht die Kreisverwaltungen bei einem so einfachen 
Zweige wie das Telegraphenwesen überflüssig seien und perio- 
dische Inspektionen der lokalen Bureaus von der Zentralstelle aus 
genügten, mit anderen Worten ob nicht hier das Territorial- 
system durch das Radialsystem®) ersetzt werden könnte. — 
4. Eine Petition um Freigabe der Herstellung von Privattele- 
graphen, die nur im gesetzgeberischen Wege möglich wäre, wurde 
abgewiesen®?). Die Freigabe an sich widerspricht dem Regal- 
system, und das, was damit erreicht werden soll, die Einführung 
von Privattelegraphen, ist auch unter diesem System durch die 
Mittel von Konzessionen, wie sie durch das Bundesgesetz vor- 
gesehen sind und im Bedürfnisfall auch von jeher erteilt wurden, 
möglich und steht dann unter der notwendigen Kontrolle. 
Neben der Telegraphenverwaltung als Verwaltung des Tele- 
graphenregals, des ausschließlichen Rechtes auf Vermittelung des 
telegraphischen Verkehrs, kommt noch die Herstellung der Tele- 
grapheneinrichtungen in Betracht. Sie wird sonst durch Verträge 
der Bundesverwaltung mit privaten Unternehmern oder Lieferanten 
bewirkt. bei den Telegraphen wie bei der Post (Gebäude, Fulhr- 





l) B. G. 11/9. 
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werke etc.), und bei den Telegraphenleitungen war es immer so. 
Betreffs der Trelegraphenapparate aber war es eine Zeit lang 
anders. Im Jahre 1855 war nämlich eine eidgenössische Tele- 
graphenwerkstätte!) gegründet worden zum Zweck möglichst 
schneller und wohlfeiler Beschaffung der nötigen Apparate, weil 
damals in der Schweiz kein solcher Industriezweig existierte; 
1859 erhielt sie auch eine verordnungsmäßige Organisation. Im 
Jahre 1860 sodann ging diese Anstalt vom Postdepartement, 
unter dessen Öberleitung sie bisher gestanden war, auf das 
Finanzdepartement über und wurde zugleich zu einer für 
sich bestehenden Verwaltung, mit eigener Komptabilität, erhoben. 
Nachdem inzwischen in der Schweiz Privatindustrien für Her- 
stellung elektrischer Apparate entstanden waren, wurde die An- 
stalt im Jahre 1865 an Private verkauft, und die Lieferung der 
nötigen Apparate geschieht seither, wie die Lieferung anderer 
Utensilien der Post- und Telegraphenverwaltung, wieder durch 
bezügliche Lieferungsverträge mit Privaten; die eidgenössische 
Anstalt hatte zwar einen jährlichen Reingewinn abgeworfen, aber 
der Zweck schneller und billiger Beschaffung konnte nun ebensv- 
gut auf dem Wege des Lieferungsvertrages mit Privaten erreicht 
werden, und mit diesen in Konkurrenz zu treten, beabsichtigte 
die eidgenössische Verwaltung nicht, wie es überhaupt auch nicht 
als Aufgabe der Staatsverwaltung erschien. Mit dem Verkauf 
der eidgenössischen Telegraphenwerkstätte hatte auch die Über- 
gabe der Frankomarken-Fabrikation und der Nebenarbeiten der 
eidgenössischen Münzstätte (Prägung von Medaillen, Schützen- 
festtalern, Siegeln, Stempeln, Kontrollmarken, als Schieß- und 
Biermarken etc.) an die Privatindustrie stattgefunden, in der 
Weise, daß die Herstellung dieser Arbeiten der eidgenössischen 
Münzstätte nicht mehr in Regie, sondern im Akkord erfolgt. Der 
Grund dieser Übergabe war der, daß die Münzstätte, wenn keine 
Münzprägungen stattfanden, an diesen Aufträgen nicht genügend 
Arbeit hatte, daher mehr Kosten verursachte und doch für künf- 
tige Münzprägungen bereit und im Stand bleiben mußte; aus 
diesem Grunde wurden die Zwischenarbeiten in derselben ver- 
pachtet. Die eidgenössische Münzprägung findet also nach wie vor 
in Regie, die der anderen Aufträge dagegen im Akkord statt. 


5) B. B. 1866 I, 502f.; dazu B. G. 61226; B. B. 1860 Il, 284 und 
1865 I, 301. 
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Dieses Akkordsystem scheint bis heute beibehalten worden zu 
sein, nur daß seit 1873 die Ausführung der Nebenarbeiten in ein 
von der Münzstätte getrenntes Lokal verlegt worden ist!) — 
also beibehalten worden zu sein trotz veränderter Voraus- 
setzung. 

c) Münzwesen. 


Das Münzwesen im allgemeinen umfaßt, abgesehen vom Um- 
laufe der Münzen, die Bestimmung und die Herstellung der 
Münzen; letztere hat sich natürlich nach der ersteren zu richten, 
und daher kommt es zunächst auf die Bestimmung der Münzen 
an. Münze ist Geld, und die Bestimmung des Geldes hat zwei 
Seiten. Einerseits fragt es sich, was soll Geld sein, und das, 
was dazu bestimmt wird, ist die Währung. Danach unterscheidet 
man Papier- und Metallwährung und innerhalb der Metallwährung 
wieder Gold- und Silberwährung. Andererseits kommt in Frage, 
wie das Geld beschaffen sein soll, und in dieser Beziehung kommen, 
wenn speziell Münze Geld ist, weiter in Betracht: zunächst die 
Beschaffenheit der Münzen im allgemeinen (Münzsystem im 
weiteren Sinne; danach unterscheidet man speziell Franken-, Gul- 
den-, Marksystem etc.), dann die Beschaffenheit der Münzen 
nach Größe und Gehalt. Die Größe wird bestimmt durch das 
Münzsystem im engern Sinne (Gesamtheit der Größen, in denen 
die Münze ausgeprägt wird) und durch die Münzeinheit (d. h. 
diejenige unter den Münzgrößen, auf welche die übrigen zurück- 
geführt werden); der Gehalt andererseits wird bestimmt durch den 
Münzfuß, (d. i. das Verhältnis des Feingehaltes oder des Gewichtes 
an edeln Metallen, das in der Münze enthalten sein soll, zum 
Gewicht der Münzeinheit). Da das Münzsystem im weiteren Sinne 
hauptsächlich bestimmt wird durch die Münzeinheit und durch den 
Münzfuß, wird für dasselbe auch die eine oder die andere dieser 
beiden letzteren Bezeichnungen, ja auch der Ausdruck Währung 
unterschiedslos gebraucht. . Das sind die nötigsten allgemeinen 
Begriffe zum Verständnis des schweizerischen Münzwesens, 

In der Schweiz wurde durch die Bundesverfassung, Art. 36 
(neu 38), dem Bund das Münzrecht übertragen und zwar nicht 
nur die Münzhoheit, d. h. das Recht gesetzlicher Regelung des 
Münzwesens, speziell der Festsetzung des Münzfußes, wie z. Z. 


1) B. B. 1872 II, 413 und 1873 II, 254. 
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der Mediation (Bundesverfassung der Mediation, Art. VII), son- 
dern das Münzregal, d.h. das Recht der Herstellung der Müuzen, 
der Müuzpräguug, das ohne weiteres die Münzhoheit in sich 
schließt. Und zwar sollte das Münzregal in Regie ausgeübt wer- 
den, d. h. die Münzprägung vom Bund ausgehen, nicht etwa 
wieder an die Kantone zurückgegeben oder gar an Private ver- 
liehen werden; vielmehr sollte die bisherige Münzprägung durch 
die Kantone ohne weiteres mit dem Inkrafttreten der Bundes- 
verfassung aufhören und es daher beim Status quo des Münz- 
bestandes verbleiben bis zur Ausgabe eidgenössischer Münzen. 
Daraus ergab sich eine dreifache Aufgabe für den Bund: I. Fest- 
setzung der eidgenössischen Münze, d. I. des Münzsystems im 
weiteren Sinne, II. Münzreform, d. h. Einlösung der alten kan- 
tonalen Münzen und Prägung der neuen eidgenössischen Münzen, 
um an Stelle der ersteren zu treten, und III. die weitere Münz- 
politik des Bundes, nachdem das eidgenössische Münzwesen ein- 
mal eingerichtet war, und naclı diesen drei Aufgaben teilt sich 
auch die folgende Darstellung. Inzwischen aber, bis das eid- 
genössische Münzsystem festgestellt und danach eidgenössische 
Münzen geprägt und in den Verkehr gebracht waren, blieben die 
kantonalen Münzen, d. h. die in den Kantonen gesetzlich aner- 
kannten Münzen, in Geltung, auch für die Bundesverwaltung, und _ 
mußte vom Bund nur der Kurs, zu dem er dieselben für seine 
Verwaltung, speziell für die mit dem Publikum verkehrenden 
Zweige der & st, Zoll- und Pulververwaltung, anerkennen wollte, 
festgesetzt werden. Das geschah durch Dekret der Bundesver- 
sammlung vom 30. Juni 1849"), und zwar wurde als Kurs an- 
erkannt derjenige, den die kantonalen Münzen bei den öffent- 
lichen Kassen ihres Kantons besaßeu. Das war der erste Bundes- 
beschlußß® des neuen Bundes im Münzwesen, ein Provisorium, wäh- 
rend dessen das eidgenössische Münzwesen einzurichten war. 


J. Münzsystem. 

Es ist zu unterscheiden zwischen dem Gang, den die Fest- 
setzung des Münzsystems nahm, und dem Inhalt des schließlich 
festgesetzten Systems. Der Gang ist kurz folgender. Zur Vor- 
bereitung der Festsetzung des eidgenössischen Münzsystems hatte 
der Bundesrat bereits am 21. Februar 1849 die Kantone mit der 
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Sammlung der dazu dienlichen Materialien beauftragt, als die 
Bundesversammlung im gleichen Dekret, in welchem sie den Kurs 
der kantonalen Münzen für die Bundesverwaltung festsetzte, be- 
schloß, der Bundesrat habe bis zu ihrem nächsten Zusammentritt 
(Wintersession) einen Gesetzesentwurf für ein eidgenössisches Münz- 
gesetz vorzulegen. Vom Bundesrat wurde darauf am 14. August 
Bankdirektor Speiser in Basel zum Experten ernannt; dieser 
reichte schon am 6. Oktober seinen Bericht mit Gesetzesvorschlag 
ein!), am 8. Oktober wurde dessen Veröffentlichung zum Zwecke, 
die Sache der öffentlichen Besprechung hinzugeben, vom Bundesrat 
beschlossen, und vom 8.—10. November wurde der Vorschlag vom 
Bundesrat in Beratung gezogen und ohne wesentliche Änderungen 
angenommen ?); dann gelangte der Vorschlag an die Bundes- 
versammlung und hier zunächst an eine Kommission des Stände- 
rates, dem in Sachen die Priorität zufiel. Die Kommission teilte 
sich in ihren Anträgen in eine Mehrheit und Minderheit), dann 
Beratung im Plenum des Ständerates vom 12.—19. Dezember, 
von dem der Vorschlag des Experten auch ohne wesentliche 
Änderung und zwar das System mit 23 gegen 16 Stimmen an- 
genommen wurde, weiter an den Nationalrat, dessen Kommission 
sich ebenfalls in zwei Teile spaltete*), und am 7. Mai 1850 er- 
schien das Bundesgesetz über das eidgenössische Münzwesen?). 
Auch der schweizerische Konsul Borel in Brüssel hatte auf be- 
zügliche Anfragen eine Denkschrift vom 10. Februar 1850 ein- 
gereicht®). Diese Daten dienen zur Veranschaulichung der Rasch- 
heit, mit der gearbeitet und in einer so schwierigen und be- 
strittenen Materie ein Gesetz zustande gebracht wurde, in dem 
Bestreben, möglichst bald zur Ordnung im Münzwesen zu ge- 
langen. — Und nun der Inhalt des festgesetzten Systems, be- 
ziehungsweise des kurzweg sogenannten Münzgesetzes. Die Fragen, 
die dabei zur Beratung und schließlich im Gesetz zur Entscheidung 
kamen, waren nicht neu, wie die Frage nach einer schweizerischen 
Münze überhaupt nicht. Schon der Entwurf der Bundesverfassung 
von 1832 sah eine eidgenössische Münze vor, und damals bereits 





1) B. B. 1849 III, 1, 31, 65; dazu 1850 I, 311. 
2) Ebenda 169 und Beilage zu 1850 I, No. 3. 
8) B. B. 1849 III, 219, 245. 

4) 2 Beilagen zu B. B. 1350, No. 17. 

5) B. G. 11305 = B. B. 1850 II, 25) 
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war über die Frage, welches System gewählt werden solle, ge- 
stritten worden. Auch nachdem dieser Bundesverfassungsentwurf 
verworfen und das Projekt einer eidgenössischen Münze damit 
gefallen war, erhielt sich der Gedanke an die Notwendigkeit einer 
allgemeinen schweizerischen, interkantonalen Münze und führte 
zu Konferenzen für eine Münzvereinbarung, die aber ebenfalls 
scheiterten und zwar an der so streitigen Frage nach dem System. 
Im Jahre 1839 fand die letzte Konferenz statt, und von da an 
ruhte die Frage bis zur Bundesverfassung von 1848. Durch Auf- 
nahme des Münzartikels in die Bundesverfassung von 1848 sollte 
die Frage nach dem System entschieden und also das System in 
der Bundesverfassung bestimmt werden; aber wieder erhob sich 
der Gegensatz der Ansichten und die Entscheidung wurde der 
Bundesgesetzgebung überlassen. Die Punkte, die zur Diskussion 
gestellt und durch das Bundesgesetz entschieden wurden, sind im 
einzelnen folgende. 

1. Es soll von Bundes wegen für die Schweiz eineigenes 
Münzsystem geschaffen werden. Von der Opposition gegen das 
französische Münzsystem, die lieber als dieses gar kein eigenes 
Münzsystem für die Schweiz wollte, war beantragt, einfach alle 
einheimischen und fremden Münzen in der Schweiz zuzulassen 
und sich darauf zu beschränken, sie zu tarifieren. Also Tarifierung 
der kantonalen und fremden Münzen statt Einführung einer eigenen 
Münze. Diese Ansicht widersprach offensichtlich dem Münzartikel 
der neuen Bundesverfassung, nach dem dem Bund nicht nur die 
Münzhoheit, sondern das Münzregal übertragen, also die Herstellung 
einer Bundesmünze zur Aufgabe gemacht war und zu diesem Zwecke 
bestimmt war, es habe die Bundesgesetzgebung an Stelle der Bundes- 
verfassung ‘den Münzfuß, also für die eidgenössische Münze einen 
eidgenössischen Münzfuß festzusetzen. Die Ansicht wurde nicht 
nur von den Anhängern des französischen Münzsystems bekämpft, 
sondern fand auch bei den Gegnern desselben, die wohl einsahen, 
daß man sich der Wahl eines eigenen Münzsystems für die Schweiz 
nicht mehr entziehen könne, keine Unterstützung und blieb daher 
außer Konkurrenz. | | 

2. Das Münzsystem der Schweiz soll einheitlich sein, das 
heißt: es soll für die ganze Schweiz ein einheitliches System ein- 
geführt werden, die Schweiz also ein Münzgebiet bilden. Auch 
diese Forderung kommt im Münzartikel der Bundesverfassung 
zum Ausdruck dadurch, daß es heißt, es sei Sache der Bundes- 
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gesetzgebung, den Münzfuß festzusetzen, also nur einen für die 
ganze Schweiz gleichen Münzfuß. Das ergibt sich nicht nur aus 
der grammatischen Interpretation, sondern auch aus der Geschichte 
dieser Bestimmung. Bei der Beratung der Bundesverfassung im 
Jahre 1848 hatte Zürich beantragt, diesen Satz wegzulassen, mit 
der ausdrücklichen Begründung, dal danach nur ein Münzfuß für 
die ganze Schweiz eingeführt werden müsse, während es der 
eigentümlichen Lage der Schweiz zusagen könne, auch zwei Systeme 
anzunehmen, nämlich das Franken- oder Dezimalsystem für die 
westlichen Kantone und den Guldenfuß für den Osten der Schweiz. 
Es sollte mithin, nach dem Antrage Zürichs, der künftigen Bundes- 
gesetzgebung in keiner Weise vorgegriffen und daher der be- 
treffende Satz fortgelassen werden. Zürich sah nämlich voraus, 
daß, wenn nur ein Münzfuß einzuführen sei, der französische vor 
dem süddeutschen den Vorsprung gewinne. Zürich wollte aber 
für sich um jeden Preis den süddeutschen Gulden erhalten wissen, 
auch wenn daneben ein anderer, der französische Münzfuß, Geltung 
erlangen sollte. Mit dem Antrage Zürichs war die Frage einer 
Trennung der Schweiz in zwei Münzgebiete aufgeworfen, eine 
höchst gefährliche Frage, wie auch die in neuerer Zeit auf einem 
anderen Gebiete gestellte ähnliche Frage, nämlich die Frage, ob 
nicht, um überhaupt einmal zur Verwirklichung der Forderung 
einer eidgenössischen Universität zu gelangen, zwei eidgenössische 
Universitäten, eine für die deutsche und die andere für die 
französische Schweiz zu errichten sei — gefährlich deshalb, weil 
jede solche Trennung einer partiellen Auflösung der Schweiz 
gleichkommt und eine Trennung nach den Stamm- und Sprach- 
gegensätzen um so schwerer wiegt, als der Bestand der Schweiz 
gerade von der Verbindung und Verschmelzung dieser Gegensätze 
abhängt. — Zürich blieb mit seinem Antrag glücklicherweise in 
Minderheit, ja allein. 

3. Welches aber sollte der Münzfuß der Schweiz sein, den 
die Bundesgesetzgebung festzusetzen hatte? Bei Beratung des 
Bundesverfassungsentwurfes von 1832 waren drei Münzfülse für 
die Wahl des Bundes in Betracht gekommen: der französische, 
der süddeutsche und ein besonderer, den Übergang oder die Ver- 
mittlung zwischen den beiden fremden Systemen bildender Münz- 
fuß. Die beiden, der französische und der süddeutsche Münzfuk, 
unterscheiden sich doppelt: nach dem Gewichtssystem, auf dem 
die Münzeinheit des einen und des anderen Münzfußes beruhte, 
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und nach der Einteilung des einen und des anderen Münzsystems. 
In ersterer Beziehung ist nämlich zu bemerken, daß jede Münz- 
einheit nach einer bestimmten Gewichtseinheit normiert wird, 
und diese war bei beiden Münzsystemen verschieden wie ihre 
Einteilung. Das französische Münzsystem, 1795 in Frankreich 
eingeführt, ist ganz dezimal der Grundlage und der Einteilung 
nach. Bei der Einteilung, wo der Franken als die Münzeinheit 
einerseits durch 10 und 100 geteilt und andererseits mit 10 und 
100 vervielfältigt wird, ist das Dezimalsystem offensichtlich. Es 
besteht aber nicht weniger nach dem Gewicht der Münzeinheit, 
und zwar hängt in dieser Beziehung das Münzsystem mit dem 
Kilogrammsystem und durch dieses mit dem Metersystem zu- 
sammen folgendermaßen: ein Kubikmeter Wasser wird zu 
1000 Kilogramm Gewicht gerechnet; der 1000. Teil des Kilo- 
grammes ist also 1 Gramm, und 5 Gramm Silber (®/ıo fein, das 
heißt zu P/ıo aus reinem Silber und zu !/ıo aus Kupfer bestehend) 
machen die französische Münzeinheit, den Franken, aus, den die 
Gegner daher spottweise „Kilogrammfranken“ nannten. Der süd- 
deutsche Münzfuß dagegen beruhte, wie früher die deutschen 
Münzsysteme überhaupt, auf der kölnischen Mark, das heißt einer 
Gewichtseinheit von 233 Gramm, und zwar so, daß der süddeutsche 
Gulden als Gewichtseinheit des süddeutschen Münzfußes der Schwere 
nach 24!/a mal (damals, früher 24 mal) darin enthalten war, oder 
daß 24!/a Gulden eine kölnische Mark wogen, und eingeteilt war 
der süddeutsche Gulden in 60 Kreuzer. Die beiden Münzsysteme, 
das französische und das süddeutsche, deren Geld damals den 
Hauptteil des fremden Geldes in der Schweiz bildete — und zwar 
herrschte in der Westschweiz der Franken, in der Ostschweiz 
der süddeutsche Gulden vor — waren also nach Gewicht und Ein- 
teilung verschieden, und nun wurde, 1832, eine eigene schweizerische 
Münze vorgeschlagen, welche beide fremden Systeme vermitteln 
sollte. Diese Münze glaubte man in einem Franken gefunden zu 
haben, mit 121 französischen Gran fein Silber, weil dieser der 
Schwere nach (= 7°/Jıs Gramm fein) die Mitte zwischen dem 
französischen Franken (= 5°/ı0 Gramm fein) und dem süddeutschen 
Gulden (— etwa 9 Gramm) gehalten hätte. Die Einteilung aber dieses 
Schweizerfrankens sollte dezimal sein (der Franken in 10 Batzen 
und der Batzen in 10 Rappen geteilt werden). Das Mittel lag 
also im Gewicht, im Gewicht feineu Silbers. Dieser schweizerische 


Franken mit der Dezimaleinteilung in Batzen und Rappen wurde 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 10 
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in den Bundesverfassungsentwurf von 1832 aufgenommen !), fiel 
aber mit diesem Entwurf. Im Jahre 1849/1850 bei der Beratung 
des eidgenössischen Münzgesetzes stritten dann nur noch das 
französische und das süddeutsche Münzsystem um die Herrschaft, 
darum, ob die neue eidgenössische Minze nach jenem oder nach 
diesem hergestellt werden solle, und jenes war von Bern und der 
Westschweiz, dieses von Zürich und der Ostschweiz befürwortet. 
Eine Mittelmünze mit eigenem Gewichtssystem kam nicht mehr 
in Frage. Doch bestand ein Unterschied in der Art und Weise, 
wie das eine und das andere System für die Schweiz adoptiert 
werden sollte. Das französische System sollte unverändert, wie es 
dann auch der Fall war, übernommen werden; es sollten zwar 
schweizerische Franken, aber Franken ganz nach französischem 
Gewicht, geprägt werden. Vom süddeutschen Münzfuß hingegen 
sollte, nach Ansicht der Anhänger dieses Systems, nur das kölnische 
Markgewicht, auf dem er beruhte, angenommen werden; es sollten 
aber keine Gulden, sondern Franken geprägt werden, und zwar 
statt 24!/a Gulden: 369%/4 Franken auf die kölnische Mark, der 
Franken also im Wert von ungefähr 1!/s Franken französischer 
Währung. In diesem Kampf der beiden ausländischen Münz- 
systeme erhielt in der Bundesversammlung, wie schon im Bundesrat 
und in der ständerätlichen Kommission (in der nationalrätlichen 
Kommission standen sich die Parteien gleich) die Mehrheit und 
errang damit den Sieg das französische System, und den dasselbe 
vertretenden Berichten zufolge aus formellen und materiellen 
Gründen. 1. Die formellen Gründe waren die Vorgeschichte der 
eidgenössischen Münzfrage und der Hinblick auf das Maß- und 
Gewichtssystem der Schweiz. Betreffend die Vorgeschichte, so 
hatte sich, nachdem der Bundesverfassungsentwurf von 1833 mit 
dem besonderen schweizerischen Münzgewichtssystem gefallen war, 
auf den fortgesetzten kantonalen Konferenzen die Stimmung mehr 
und mehr dem französischen Münzsystem zugewandt, so zwar, 
daß zuletzt (1839) von 12 Ständen bereits 11, die zwei Drittel der 
schweizerischen Bevölkerung vertraten, für dasselbe stimmten; 
und als dann das System laut der Bundesverfassung von 1848 
durch die Bundesgesetzgebung bestimmt werden sollte, betrachtete 
der Bundesrat die Frage bereits als im Sinne des französischen 
Systems entschieden; er unterlie® es daher, eine mehrköpfige 
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Kommission von verschiedenen Richtungen zu bestellen und be- 
rief in Speiser nur einen Experten zur Vertretung speziell dieses 
Systems. Das französische Münzsystem empfahl sich aber im 
Hinblick auf das Maß- und Gewichtswesen, insofern als laut 
Artikel 37 der Bundesverfassung dasselbe für die ganze Schweiz 
nach dem Konkordat von 1836 einzurichten war und dieses zwar 
noch nicht auf dem Metersystem, sondern noch auf dem alten Fuß- 
und Pfundsystem beruhte, aber bereits auf das Metersystem reduziert 
und jedenfalls dezimal eingeteilt war; das Metersystem in Maß- 
und Gewicht ist dann noch unter der Bundesverfassung von 1848 
eingeführt worden. 2. Die materiellen Gründe aber, die für das 
französische Münzsystem den Ausschlag gaben, waren die Vorzüge, 
die es vor dem anderen in Handel und Wandel zu haben schien. 
So einmal größere Gangbarkeit: die Münzen eines großen, handels- 
und industriereichen Landes seien bekannter und überall beliebter 
als diejenigen eines kleineren, verkehrsärmeren Staates; eine 
gangbare Münze besitze aber bei gleichem inneren Gehalt mehr 
Wert. Zum zweiten die Gewähr für den Bestand. In dieser Be- 
ziehung wurde darauf hingewiesen, daß das französische Münz. 
system seit bald 60 Jahren bestehe und bereits von anderen Ländern 
(Belgien, Piemont, Parma) angenommen worden sei, während der 
süddeutsche Münzfuß sich nicht weiter als über Süddeutschland 
erstrecke und keine Ayssicht habe, zum einheitlichen Münzfuße 
Deutschlands zu werden, eher werde es auch hier der französische. 
Kurz, die französische Münze sei eine Weltmünze — oder „Allerwelts- 
münze“, wie die Gegner sie verspotteten. Drittens riskiere die 
Schweiz, wenn sie die süddeutsche Münze annähme, auch das 
schlechte süddeutsche Papiergeld auf den Hals zu bekommen. 
Viertens sei die Dezimalteilung die bequemere Rechnungseinteilung 
als die sechzigteilige Münzeinheit des süddeutschen Guldens usw. 

Immerhin hatten die Gegner des französischen Münzfußes 
nicht so unrecht mit dem Hinweis auf die Abhängigkeit, in die 
die Annahme desselben die Schweiz von Frankreich bringen 
werde. Dal das gleiche Münzsystem zweier Länder eine engere 
Verbindung zwischen ihnen im Verkehr zur Folge hat, ist nicht 
zu 'bestreiten; ist das eine von ihnen aber übermächtig, so wird 
sich ohne weiteres auch eine gewisse Abhängigkeit des anderen 
Landes ergeben. Die Verbindung zweier Länder in Handel 
und Verkehr hat also unter Umständen außer dem verkehrspoli- 


tischen auch ein staatspolitisches Interesse, aber im entgegengesetzten 
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Sinne, so sehr dieses gelegentlich über dem ersteren übersehen 
wird (Simplon!). Es ist daher zu bedauern, daß dieses Verhält- 
nis der Schweiz zu Frankreich nicht seine Ausgleichung gefunden 
hat durch die Annahme des gleichen Münzfußes seitens Deutsch- 
lands im Jahre 1871 — ganz abgesehen von den verkehrspoli- 
tischen Gründen, die dafür sprachen. Das nun einige und daher 
mächtige Deutschland hätte ja von dieser Annahme eine gleiche 
Wirkung wie für die Schweiz nicht zu befürchten gehabt. 


II. Münzreform. 

Am gleichen Tage mit dem Münzgesetz (7. Mai 1850) kam 
auch das Bundesgesetz betreffend die Ausführung der schweizerischen 
Münzreform, kurzweg das Ausführungsgesetz genannt, zustande, 
wie es auch zugleich mit jenem entworfen und vorberaten worden 
war!). Es stellte dem Bund zwei Aufgaben: Prägung neuer 
eidgenössischer Münzen nach Maßgabe des Münzgesetzes (das ist 
die Münzfabrikation) und Einlösung und Einschmelzung der 
alten kantonalen Münzen (Münzliquidation). Beides zusammen 
macht die eigentliche sogenannte Münzreform aus, also die Her- 
stellung des neuen und Beseitigung des alten Geldes als Wert- 
sache. Dazu kam noch die weitere Aufgabe, die schon im Münz- 
gesetz vorgesehen war, nämlich: den Reduktionsfuß für die Um- 
wandlung der alten gesetzlichen und vertraglichen Geldbestim- 
mungen in neue Währung festzusetzen, also gewissermaßen 
Herstellung des neuen und Beseitigung des alten Geldes als 
Wertnorm (Münzreduktion). Zur Lösung dieser Aufgaben wurde 
sofort nach Erlaß der beiden Münzgesetze geschritten, indem die 
nötigen Organe zu deren Vorbereitung oder Ausführung bestellt 
und die nötigen sachlichen Beschlüsse von Bundesrat und Bundes- 
versammlung fortlaufend nach Maßgabe des Bedürfnisses gefalst 
wurden. Die Organe waren folgende: der Experte Speiser, 
der die beiden Bundesgesetze entworfen und mit seinen Berichten 
versehen hatte, blieb dem Bundesrat auch während der Ausfüh- 
rung derselben zur Seite und betätigte sich nach allen drei Seiten; 
namentlich vermittelte er die Verträge mit den fremden Münz- 
stätten, wies den Weg zur Einlösung und schlug den Reduk- 
tionsfuß vor. Neubestellt wurde nach Erlaß der Münzgesetze zu- 


1) B. G. 1310, 316 (=B. B. 1850 II, 30, 36) und die oben zum Münz- 
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nächst, nachdem am 13. Mai 1850, acht Tage danach, eine Kon- 
kurrenz für die Zeichnungen der Münzstempel eröffnet worden 
war, am 17. Juni ein Preisgericht, dessen Aufgabe mit der Ent- 
scheidung über die eingegangenen Preisarbeiten beendigt war. 
Sodann aber am 24. Juni eine Münzkommission!), das Haupt- 
organ der eigentlichen Münzreform, mit folgenden Aufgaben: Ein- 
lösung und Einschmelzung der alten Münzen, Versendung des ein- 
geschmolzenen Münzgutes an die Münzstätten zur Umschmelzung 
in neue Münzen und Empfangnahme dieser, Rechnungs- und 
Kassaführung über das ganze Münzreformgeschäft und Liquidation 
desselben; also eine Kommission für die Münzreform von Anfang 
bis zu Ende. Ihr waren beigegeben ein Münzwardein (Essayeur) 
und die übrigen nötigen Unterbeamten. Schließlich wurden am 
11. März 1851, als die Einschmelzung beginnen sollte, vom 
Bundesrat noch zwei sogenannte Einschmelzungskommissäre er- 
nannt, speziell für das Einschmelzungsgeschäft, und zwar zur 
Wahrung der kantonalen Interessen bei Einschmelzung der alten 
Münzen (Sortierung nach Kantonen, Kontrolle über Gewicht, 
Stückzahl und Feingehalt der eingeschmolzenen Münzen und 
über das Gewicht des gewonnenen Münzgutes für Prägung neuer 
Münzen). — Die Aufgaben der Münzreform sodann gingen zwar 
neben einander her und bedingten sich unter Umständen gegenseitig ; 
so war dieMünzfabrikation zum Teil (betreffend namentlich die Billon- 
münzen) von der Einlösung und Einschmelzung der alten Münzen, 
deren Münzgut zur Neuprägung nötig war, abhängig, und die 
Einlösung und Einschmelzung der alten Münzen andererseits war 
durch die Münzfabrikation bedingt, insofern als die eingelösten 
Münzen im Verkehr durch neue sofort zu ersetzen waren. Zur 
besseren Darstellung aber sind die Aufgaben zu teilen und be- 
stehen einzeln im folgenden. 

1. Münzfabrikation, als das erste und Hauptgeschäft 
der Münzreform. Welche Sorten von Münzen und in welcher Zahl 
sie zu prägen waren, hatte für einmal bereits das Ausführungs- 
gesetz bestimmt. Es handelte sich nun zunächst um Feststellung 


1) Nicht zu verwechseln mit den zur Vorberatung der beiden Münz- 
gesetze bestellten parlamentarischen Kommissionen des Ständerates und 
des Nationalrates, die sich auch Münzkommissionen nannten. Dieses sind 

"legislative Kommissionen, die in Rede stehende Münzkommission dagegen 
st eine Verwaltungskommission zur Ausführung der Bundesgesetze unter 
dem Bundesrat und auch vom Bundesrat bestellt. 
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der Münzzeichnungen, nach denen diese Münzen zu prägen waren, 
und dann um das Geschäft der nach diesen Zeichnungen vor- 
zunehmenden Prägungen der neuen Münzen: um das Präge- 
geschäft. Betreffend die Münzzeichnungen, über welche also Kon- 
kurrenz eröffnet und ein Preisgericht bestellt wurde, ist hervor- 
zuheben, daß (von den anderen Münzsorten und von den anderen 
Seiten der Zeichnung abgesehen) für die Silbersorten als Bild 
(Avers) die sitzende Helvetia (von F. Fisch in Zürich) gewählt 
wurde!). Dieses Bild sollte dann im Jalıre 1860 in das eid- 
genössische Kreuz abgeändert werden, wurde aber auf Antrag 
des Bundesrates beibehalten ?), bis es im Jahre 1878 für die 
Silberscheidemünzen durch die stehende Helvetia verdrängt 
wurde?®). Für das Prägegeschäft andererseits war die Vorfrage, ob 
schon für die ersten Prägungen eine eigene eidgenössische Münz- 
stätte zu errichten sei oder diese Prägungen an andere Münz- 
stätten vergeben werden sollten. Es wurde aber einstweilen 
von der Errichtung einer Münzstätte Abstand genommen in Be- 
rücksichtigung der Verzögerung, die aus der Errichtung einer 
eigenen Münzstätte entstanden wäre, und ferner in Berück- 
sichtigung des Umstandes, daß eine Münzstätte mit kleinen Ein- 
richtungen mehrere Jahre zur Herstellung des für die Einlösung 
nötigen Quantums Geld gebraucht hätte, daß eine großartig ein- 
gerichtete dagegen bedeutendes Kapital erfordert haben würde 
und für den späteren Bedarf größtenteils überflüssig geworden 
wäre. Also Verdingung der Münzprägung, und nachdem sich 
Unterhandlungen mit der Münzstätte in Brüssel und auch mit 
einer schweizerischen Firma zerschlagen hatten, wurden Verträge 
abgeschlossen mit der Pariser Münzstätte für Silber und Bronze 
(Kupfermünzen) und mit der Straßburger Münzstätte für die 
Billon (vom 31. Januar und 3. Februar 1851). Die Metalle für 
die Prägung hatte die Schweiz zu liefern. Dazu sollte in erster 
Linie das Metallgut der eingeschmolzenen alten Münzen dienen, 
zu welchem Zwecke die öffentlichen Kassen der Kantone um Ein- 
sendung ihrer disponiblen Vorräte angegangen wurden, und am 
30. April 1851 fand die erste Einschmelzung (Zürcher Schillinge) 
statt. Im übrigen mußte die Schweiz das Metallgut durch 


.D) B. B. 1851 II, 210 und 1853 II, 92. 
2) B. G. 6/445; B. B. 1860 II, 588 und B. G. 6/526. 
8) B. G. III, 8 und XVI, 827. 
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Lieferungsverträge beschaffen, und in dieser Beziehung ist be- 
merkenswert, daß die Nickelbergwerke im Wallis, die zur Liefe- 
rung des Billonmetalls ausersehen waren, sich als nicht leistungs- 
fähig (Quantität ungenügend, Qualität untauglich und auch die 
Preise zu hoch) erwiesen. Die Prägung in den beiden fran- 
zösischen Münzstätten sollte spätestens drei Monate nach Ratifikation 
der Verträge (Ratifikationen vom 26./28. Februar und 28. März 1851), 
also mit Juni 1851 beginnen und nach acht Monaten vom Beginn 
an beendigt sein, erlitt aber nach beiden Seiten erhebliche Ver- 
spätungen. Im Laufe, zum Teil noch vor Beginn der ersten 
Prägungen, wurden wiederholt Mehr- oder Nachprägungen der- 
jenigen Sorten, welche im Ausführungsgesetz nach den seit- 
herigen Erfahrungen in ungenügender ‘ Masse vorgesehen 
waren, namentlich der Silbersorten, der 20 und ’der 1 Rappen- 
stücke, beschlossen !). Inzwischen, seit die Einschmelzung der 
alten Münzen begonnen hatte und bis neue ausgegeben werden 
konnten, mußte die Lücke im Verkehr ergänzt werden, und das 
geschah teils durch Anschaffung französischer Silbersorten, teils 
durch vorübergehende Tarifierung deutscher Münzsorten, die so- 
lange noch gut genug waren, die alte Stelle zu versehen. Es 
erfolgte auch (16. Januar 1852) eine Anerkennung fremder 
Münzen des französischen Münzsystems, die, als in genauer Über- 
einstimmung mit dem schweizerischen Münzsysteme ausgeprägt, 
den gesetzlichen eigenen Sorten gleich zu achten seien und obli- 
gatorischen Kurs haben sollten (5, 2, 1, !/e, !/s und !/s Franken 
von Frankreich, Belgien, Sardinien, Parma, dem ehemaligen 
italienischen Königreich und der ehemaligen cisalpinischen Repu- 
blik, die 1805 in jenes überging). 

2. Münzliquidation. Es handelt sich um die Ein- 
lösung der alten schweizerischen Münzen und zwar nicht nur aus 
den öffentlichen Kassen, sondern auch aus dem Verkehr, also der 
alten schweizerischen Münzen überhaupt; ein Teil derjenigen aus 
den öffentlichen Kassen war zuerst eingezogen worden, um mit 
der Fabrikation der neuen Münzen, für welche, namentlich für 
die Billonprägung, sie das Münzgut bildeten, überhaupt beginnen 
zu können, und die übrigen lieferten das weiter nötige Münzgut 
fort und fort nach, so wie die Münzen eingezogen wurden. Der 


1) B. B. 1851 III, 163, 169, 174 und B. G. 2/386; ferner B. B. 1852 I, 
17 und B. G. 3/66. 
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Einlösung mußte aber die Festsetzung eines Einlösungstarifes, 
nach welchem sie stattfand, vorausgehen, und auch die weiteren 
Einlösungstarife bildeten die Grundlage für die Einlösung. Es ist 
also zwischen Einlösungstarif und der auf Grund davon statt- 
findenden Einlösung zu unterscheiden, 


a) Die Einlösungstarife. 


Der erste Einlösungstarif war schon mit dem Einführungs- 
gesetz und als Anhang zu demselben aufgestellt worden!), und 
zwar wurden darin die Billon- und Kupfermünzen ohne weiteres 
in neuer Währung berechnet, die Gold- und Silbermünzen hin- 
gegen noch in Franken und Rappen alter Währung; doch sollte 
der Gegenwert auch dieser Sorten in neuer Währung vergütet 
werden: der Franken zu 71 Rappen alter Währung. Es folgte 
ein Nachtrag?) dazu, in welchem weitere, im ersten Ein- 
lösungstarif übergangene alte kantonale Münzen in gleicher Weise 
tarifiertt wurden. Durch einen zweiten Einlösungstarif vom 
26. März 1851®) wurden nun auch die Gold- und Silbermünzen 
direkt in neue Währung umgerechnet, weil laut dem neuen Regle- 
ment über die Einlösung von 11. vorher (unten) in einem Kanton 
alle Münzsorten auf einmal zurückgezogen werden sollten und 
daher auch gleich durch neue Sorten ersetzt werden mußten, so dal 
der Gegenwert auch der alten Gold- und Silbermünzen sofort und 
zwar in neuer Münze zu bezahlen und daher direkt danach zu 
bestimmen war, während früher, zur Zeit der Abfassung des 
Münzgesetzes, beabsichtigt war, die Einlösung durch die 
ganze Schweiz, aber nur nach einzelnen Sorten vorzu- 
nehmen, so daß noch alte neben neuen Münzen bestanden und 
es daher genügt hätte, den Wert jener nach der neuen Währung 
zu kennen, bzw. zu wissen, was für die bereits eingelösten 
schließlich in neuer Währung zu bezahlen war. Auch auf diesen 
zweiten Einlösungstarif folgte ein Nachtrag), weil auch nach Er- 
laß des zweiten Einlösungstarifs fortwährend ältere, nicht mehr 
kurante schweizerische Münzen eingingen, von deren Vorhanden- 
sein man zuvor keine Kenntnis gehabt hatte. Endlich wurde ge- 


1) B. G. 1/316. 
2) B. G. 953. 
3) B. G. 2/2838. 
4) B. B. 1852 I, 53 und B. G. 3/40. 
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mäß Beschluß der Bundesversammlung, wonach auch die ab- 
schliffenen, nicht mehr gültigen und falschen Münzen eingelöst 
werden sollten, während alle diese Münzen früher von der Einlösung 
ausgeschlossen waren, auch für diese ein Einlösungstarif') auf- 
gestellt (abgeschliffene zum Nennwert, ungültige zum Metallwert 
und falsche zu 1 Franken per Pfund). 


b) Die Einlösung. 

Wie bereits bemerkt, war die Einlösung zur Zeit der Ab- 
fassung des Münzgesetzes in der Weise vorgesehen, daß sie in 
der ganzen Schweiz zugleich, aber in drei verschiedenen Perioden 
nach den drei Münzsorten: Gold- und Silbermünzen, Silber- 
scheidemünzen, Billon und Kupfer, und zwar in der angegebenen 
Reihenfolge dieser Münzsorten vorgenommen werden sollte. Dieser 
Modus schien aber von drei Nachteilen begleitet für Publikum, 
Kantone und Bund. Das Publikum würde dreimal mit dem Ein- 
wechseln belästigt worden sein; von den alten Münzen konnte 
mehr für die neuen Münzen verwendet werden, wenn sie nach 
und nach (nach Kantonen), entsprechend der fortschreitenden 
Münzfabrikation eingezogen wurden, und umgekehrt konnten nicht 
alle Sorten der neuen Münzen nach und nach (nach Kantonen) 
in den Verkehr eingeführt werden, sondern es mußte eine Sorte, 
bis die Einlösung der ihr entsprechenden alten Sorte begann, 
warten bzw. aufgehäuft werden, so daß für den Bund ein enormer 
Zinsverlust entstanden wäre. Daher dann das ebenfalls bereits 
erwähnte Reglement über die Einlösung alter Münzen vom 
11. März 1851?), wonach die Einlösung kantonsweise, in Gruppen 
von je einigen Kantonen zusammen, aber in derselben Gruppe 
von Kantonen für alle Münzsorten gleichzeitig vorgenommen 
werden sollte, und zwar sollte im Südwesten der Schweiz be- 
gonnen und nach Nordosten allmählich fortgeschritten werden; 
dadurch wurden die drei Nachteile des ersten Verfahrens ver- 
mieden. Im Südwesten aber, d. h. bei den französischen Kan- 
tonen, sollte offenbar deshalb begonnen werden, einmal um das 
neue schweizerische Münzsystem auch territorial zunächst an das 
französische anzuschließen, von dem es entnommen war, und so- 
dann, um es zunächst auf derjenigen Seite der Schweiz, die ihm 





1) B. G. 3177. 
2) B. G. 21270. 
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zugeneigt war, einzuführen, und den deutschen Kantonen bis zu- 
letzt den lieben süddeutschen Gulden zu erhalten. Zur Vor- 
bereitung der Einlösung bei den eidgenössischen Kassen wurden 
die kleineren deutschen Münzen zunächst in den französischen 
Kantonen, wo die Einlösung beginnen sollte, außer Kurs gesetzt, 
und sie zogen sich dann in die Nordostschweiz und schließlich 
in ihr Vaterland zurück. Die Einlösung selbst begann mit dem 
1. August 1851 in Waadt und teilweise auch in Genf. Genf 
nämlich besaß schon von früher eigene Münzen ebenfalls nach 
französischem System; diesen wurde ähnlich wie den süddeutschen 
Gulden in der Nordostschweiz die Rücksicht erwiesen, daß sie, 
bis die Einlösung in der ganzen übrigen Schweiz beendigt sein 
würde, noch zirkulieren konnten, und die Einlösung begann hier 
also nur für die nichtgenferischen Münzen. Die Einlösung schritt 
dann von dieser südwestlichen Ecke der Schweiz folgendermaßen 
fort: anfangs September kamen Freiburg und Wallis an die Reihe, 
am 15. September auch Neuenburg; vor Bern fand ein größerer 
Halt statt, weil dieser Kanton größerer Summen bedurfte; doch 
begann die Einlösung am 1. November auch hier und in Solo- 
thurn, am 1. Dezember weiter in Baselstadt, Baselland und 
Aargau; vom 1. Januar 1852 an folgen Luzern, Uri, Schwyz 
und Unterwalden; 16. Februar Zug und Glarus; 15. März Zürich 
und Schaffhausen; 17. Mai Thurgau, St. Gallen und Appenzell; 
1. Juni Graubünden und Tessin und gleichzeitig am 14. Juni 
Genf für die genferischen Münzen und mit diesem Kanton, mit 
welchem am 1. August 1851 der Zyklus für die nichtgenferischen 
Münzen begonnen hatte, wurde derselbe geschlossen. Genf hatte 
zwar für diese um Forterhaltung ersucht; sie mußten aber als 
kantonale Münzen der Konsequenz wegen schließlich den eid- 
genössischen weichen. Mitte August 1852 war die ordentliche 
Einlösung beendigt, nachdem sie also 12!/s Monate gedauert 
hatte. Dann wurde vielfach geäußerten Wünschen gemäß vom 
16. bis 31. August 1852 noch eine nachträgliche Einlösungsfrist 
für die ganze Schweiz angeordnet, und wie wenig überflüssig 
diese Maßnahme war, ergibt sich daraus, daß noch für 70 000 Franken 
alte Münzen nachträglich eingingen. Mit Ende Oktober 1852 
waren die letzten alten Münzen eingeschmolzen und damit das 
eigentliche Münzreformgeschäft zu Ende. „Wohl kaum ein Land‘, 
bemerkt die Münzkommission am Ende ihres Schlußberichtes') 


1) Vgl. denselben in B. B. 1853 II, 92. 
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„kann sich rühmen, eine so großartige Operation (der Gesamt- 
geschäftsverkehr belief sich bis auf die enorme Summe von 
300 000 000 Franken) in so kurzer Zeit und zu so allgemeiner Zu- 
friedenheit durchgeführt zu haben.“ 

8. Münzreduktion, d. h. Umwandlung der in Verträgen 
und Gesetzen enthaltenen alten Geldbestimmungen in solche 
neuer Währung. Diese Umwandlung konnte in rechtsverbindlicher 
Weise nur durch Gesetz festgestellt werden. Für Geldverträge 
schlechthin, d. h. für Verträge unter Privaten mit alten Geld- 
bestimmungen, hatte bereits das Münzgesetz, Art. 8, bestimmt, der 
Reduktionsfuß solle durch die Kantone unter Genehmigung des 
Bundesrates festgestellt werden. Für Geldverträge eidgenössischer 
Kassen und für Geldbestimmungen in Bundesgesetzen blieb die 
Umwandlung dem Bund vorbehalten. Zuerst erging ein Bundes- 
gesetz betreffend Geldverträge eidgenössischer Kassen vom 13. De- 
zember 1850), wonach der Reduktionsfuß auf 2:3 festgesetzt 
wurde, d.h. für 1 Franken sollen 1'/s (genau 1 *°°7/ı oooo Franken 
neuer Währung) gerechnet werden. Dieser Reduktionsfuß ist auch 
für die übrigen Umwandlungsgesetze maßgebend geworden und 
daher hier um: so mehr näher zu erklären. Speziell fragt es 
sich, was 1 Franken alter Währung sei, wo doch die alten Münzen 
nach Kantonen verschieden waren. So sehr .letzteres der Fall 
war, so gab es doch schon seit der Mediation (von der Helvetik, 
wo einheitliches Schweizergeld, schlecht genug, geprägt wurde, 
abgesehen) eine eidgenössische Währung, das ist der Schweizer- 
franken alter Währung, der zwar nicht geprägt wurde, aber eine 
Rechnungsmünze bildete, speziell für den Verkehr mit den eid- 
genössischen Kassen, und in welchem auch die seitherige Geld- 
skala ausgedrückt war. Durch die Bundesverfassung der Media- 
tion, Art. 7, wurde nämlich bestimmt: „Die in der Schweiz ver- 
fertigten Münzen haben einen gleichen Gehalt, der von der Tag- 
satzung zu bestimmen ist,“ und durch Beschluß der Tagsatzung 
vom 11. August 1803?) wurde ein Schweizerfranken im Werte 
von 1/2 französischen Franken als Grundeinheit des schweize- 
rischen Münzwesens angenommen. Der Bundesvertrag von 1815 
überließ zwar das Münzwesen wieder ganz, auch die Münzhoheit, 
den Kantonen, aber durch Konkordat vom 14. Juli 1819?) 


1) B. B. 1850 III, 177 und B. G. 2/161. 
2) Repertorium, S. 239. 
3 Snell I, 299. 
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wurde doch an einem schweizerischen Münzfuß festgehalten, nur 
sollte er nicht zum neufranzösischen Franken, sondern zur 
livre tournois (alter, vor der französischen Revolution zu Tour 
geprägter Franken) ins Verhältnis gesetzt werden, aber auch 1! 
livre tournois betragen. Nach diesem Verhältnis ist dann bei der 
Münzreduktion im Jahre 1850 der alte Schweizerfranken und 
nach diesem der neue Schweizerfrauken berechnet worden, näm- 
lich so: 1'/a livre tournois enthielten so und so viel fein Silber, 
so viel enthielt also auch der alte Schweizerfranken (der Rech- 
nung nach), und so viel mal eine in der Schweiz zirkulierende 
alte Währungsmünze (Brabanter, Fünffrankentaler usw.) den Ge- 
halt eines alten Schweizerfrankens enthielt, so viel alte Schweizer- 
franken waren in ihr enthalten, und 1!/2 mal so viel galten sie 
in Schweizerfranken neuer Währung. Das ist der Sinn des 
Bundesgesetzes betreffend Umwandlung von alten Geldver- 
trägen eidgenössischer Kassen in neue Währung. Laut Münz- 
reduktion also galt der alte Schweizerfranken gleich 1!/a neuen 
Franken (genau etwas über 1.45 Rappen), während für die Münz- 
liquidation (Einlösung) kaum über 1 Franken 40 Centimes 
(1 Franken neuer Währung — 71 Rappen alter Währung) — 
begreiflich, weil die Einlösung auch mit der Abnutzung usw. 
rechnen mußte. — Es folgte darauf ein Bundesgesetz betreffend die 
Umwandlung alter Geldbestimmungen in Bundesgesetzen, vom 
11. August 1852), mitdem gleichen Reduktionsfuß (1 Franken alter 
Währung ==1!/aneuer Währung). Die Gesetze der Kantone über die 
Umwandlung der Geldverträge schlechthin in neue Währung er- 
folgten auch in den zwei Jahren seit Erlaß des Münzgesetzes, obschon 
sie nach dessen Wortlaut noch im Verlauf desselben Jahres er- 
gehen sollten, und wurden vom Bundesrat nach demselben 
Wertverhältnis beurteilt und, wenn sie ihm entsprachen, ge- 
nehmigt. 


III. Die weitere Münzpolitik des Bundes. 


Sie betraf einerseits-und vor allem die eidgenössische Münz- 
stätte (Frage der Errichtung einer solchen und die weitere 
Stellung derselben), andererseits Münzfragen, und in letzterer Be- 
ziehung waren es hauptsächlich drei Gegenstände, die in Betracht 


1) B. G. 3/1838. 
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kamen: Goldwährung, Billonmünzen und Silberscheidemünzen. 
Danach teilt sich denn die Darstellung der weiteren Münzpolitik 
des Bundes. 

1. Die eidgenössische Münzstätte.. Zunächst die 
Frage der Errichtung. Veranlassung zur Errichtung einer eigenen 
eidgenössischen Münzstätte gab das Bedürfnis einer Nachprägung 
von zwei Millionen Einrappenstücken, die von der Bundesver- 
sammlung am 20. Januar 1853 nach Beendigung der Münzreform 
beschlossen wurde!). Die französischen Münzstätten hatten ihre 
Prägungen für die schweizerische Münzreform vollendet, das bezüg- 
liche Personal war entlassen und eine sofortige Wiederaufnahme 
von Prägungen in den französischen Münzstätten wäre großen 
Schwierigkeiten begegnet; die ehemalige bernische Münzstätte 
aber, die für diese Prägung in Anspruch genommen wurde, war 
in ganz unbrauchbarem Zustande und multte ad hoc erst not- 
dürftig hergerichtet werden. Daher. wurde danach von der 
Bundesversammlung eine vollständige schweizerische Münzstätte ein- 
zurichten beschlossen durch Bundesbeschluß betreffend Errichtung 
einer eidgenössischen Münzstätte, vom 28. Januar 1854). Schon im 
Bundesbeschluß betreffend den Bundessitz, vom 27. November 1848), 
infolgedessen Bern als Bundessitz gewählt worden ist, war 
eine eidgenössische Münzstätte vorgesehen und bestimmt, dal 
auch für sie wie für die übrige Bundesverwaltung die erforder- 
lichen Räumlichkeiten vom Bundessitz unentgeltlich zur Ver- 
fügung zu stellen, gehörig einzurichten und zu unterhalten seien, 
und der Bundesbeschluß, durch den die Errichtung einer 
eidgenössischen Münzstätte beschlossen wurde, nimmt auf diese 
Verpflichtung des Bundessitzes ausdrücklich Bezug. Der Bundes- 
rat verlangte daher vom Kanton Bern das ganze aus zwei 
Flügeln bestehende ehemalige bernische Münzgebäude, weil es 
für die Münzverwaltung (Münzstätte, Bureaus und Wohnungen) 
nötig erschien, und die für diese nötigen Einrichtungen, während 
der Kanton Bern nur den für die Werkstätten bestimmten Flügel 
und die hierfür speziell nötigen Einrichtungen zugestehen wollte. 
Es kam dann in Auslegung oder vielmehr Abänderung des 
Bundesbeschlusses betreffend den Bundessitz, eine Übereinkunft 





1) B. G. 3/399. 
2) B. B. 1854 I, 236, 643 und B. G. 419. 
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zwischen Bund und Kanton Bern über die Münzstätte, vom 
4. November 18541), zustande, wonach Bern der Eidgenossen- 
schaft das ganze Münzgebäude zur freien Benutzung überließ, die 
Eidgenossenschaft aber alle nötigen Einrichtungen selbst und auf 
eigene Kosten zu treffen und zu unterhalten hatte. Erst nach 
Beseitigung dieser Differenz über die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten konnte an die Errichtung einer Münzstätte, wie der 
Bund sie brauchte und die neue Münztechnik bedingte, gegangen 
werden, und da zeigte es sich, wie vielan der bernischen Münze 
zu ändern war und wie es trotzdem kaum möglich war, aus ihr 
etwas Rechtes zu machen. Bis dahin aber mulöte die weitere 
Münzfabrikation durch den Bund anstehen und mußte speziell 
die schon am 28. Januar 1854 beschlossene weitere Nachprägung 
von 1!/ge Millionen Einrappenstücken?) verschoben bleiben; am 
1. Sepember 1855 konnte mit der Münzfabrikation begonnen 
werden. Kurz nach Abschluß der Übereinkunft mit Bern und 
während der Einrichtungsarbeiten war auch die Organisation der 
künftigen Münzstätte durch eine Verordnung, vom 26. Dezember 
1854°), vorbereitet worden. Die Frankomarken-Fabrikation da- 
gegen hatte provisorisch schon im September 1854 in einem 
besonderen Teil des bernischen Münzgebäudes begonnen; diese 
Fabrikation und die Nebenarbeiten wurden dann auch im Münz- 
gebäude eingerichtet und waren dafür schon in der Über- 
einkunft mit Bern vorgesehen. 

Soviel über die Errichtung der eidgenössischen Münzstätte. Ein 
zweiter Punkt, über den ein paar Bemerkungen zu machen sind, be- 
trifft die finanzielle Seite der Münzstätte. Während der Gewinn der 
Prägungen zur Ausführung der Münzreform, und zwar schon der Neu- 
prägungen laut dem Münzausführungsgesetz und auch der innerhalb 
der Münzreform nötigen Mehrprägungen, den Kantonen zufallen sollte, 
‘war gleich bei der ersten Mehrprägung nach Durchführung der 
Münzreform beschlossen, der Gewinn falle der Eidgenossenschaft 
zu®), und so blieb es fernerhin. Die eidgenössische Münzstätte 
aber warf fürs erste nicht nur keinen Gewinn ab, sondern be- 
durfte eines Staatszuschusses, bis im Jahre 1857 ein kleiner 





1) B. B. 1854 III, 509, 1855 I, 81 und B. G. 5/43 und 44. 
2) B. G. 4/22. 
3) B. G. 5/29. 
4) B. G. 3/3839. 
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Reingewinn von 3389 Franken zum Vorschein kam, der 1859 
schon auf 142000 Franken anstieg. Dieser Gewinn erschien 
beträchtlich und auch für die Zukunft gesichert genug, daß an- 
läßlich der hauptsächlich die Frage der Goldwährung (wovon 
nachher) betreffenden partiellen Münzgesetzesrevision vom 31. Januar 
1860, Art. 8%), die Bildung eines Reservefonds beschlossen wurde, 
in den von nun an die bei den neuen Münzprägungen sich er- 
gebenden Einnahmeüberschüsse fließen sollten. Dann aber trat 
ein Stillstand in den Prägungen ein, der eine ganz andere Frage 
wachrief: die Frage nach dem Fortbestand der schweizerischen 
Münzstätte, oder ob diese nicht vielmehr aufzuheben sei. Aller- 
dings war man dazu gelangt, aus den Prägungen Gewinn zu 
ziehen, aber wenn es nichts mehr zu prägen gab, hörte der Ge- 
winn auf und brachte die Einrichtung nur Kosten, und das war 
vom Jahre 1864 an auf abselıbare Zeit der Fall. Daher die Frage 
ihrer Aufhebung. Die Frage wurde aber auf Antrag des Bundes- 
rates?) verworfen und damit die Münzstätte gerettet, hauptsächlich 
aus folgenden Gründen: vor allem wegen des Ehrenpunktes, eine 
eigene Münzstätte zu haben und nicht vom Ausland abhängig zu 
sein, ein Punkt, der um so mehr mitsprach, als die eidgenössische 
Münzstätte schon damals nach dem Urteil von Sachverständigen 
eine der bestorganisierten des Kontinents war; sodann weil immer- 
hin das Bedürfnis von Prägungen früher oder später wieder ein- 
treten mußte und inzwischen die Frankomarken-Fabrikation und 
die Nebenarbeiten ihrerseits einen Gewinn abwarfen, der, bei 
möglichster Reduktion der Kosten für die Forterhaltung der Münz- 
stätte, den Ausfall auf dieser inzwischen auf ein erträgliches Maß 
reduzierte. — Aber auch der Betrieb der Frankomarken-Fabrikation 
und der Nebenarbeiten erschien für sich, in Regie wie er aus- 
geübt wurde, zu kostspielig und wurde daher vom folgenden 
Jahr 1865 an in Akkord vergeben; diese Arbeiten wurden also 
nach wie vor in der eidgenössischen Münzstätte ausgeübt, um diese 
imstande und für neue Münzprägungen bereitzuhalten, aber sie 
wurden von nun an in Akkord gegeben, um die Kosten des 
Regiebetriebes zu verringern. Davon war des nähern oben im 
Zusammenhang mit der Telegraphenwerkstätte die Rede, indem 


1) B. G. 6/4439. 
2) Botschaft des Bundesrates zum Budget pro 1864, siehe das un- 
gedruckte Protokoll des Nationalrates pro 1363,Nr. 30. 
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zu gleicher Zeit, wie die Herstellung der Telegraphenapparate, 
auch die Herstellung der Frankomarken und der anderen Akzi- 
denzien der Miünzstätte an die Privatindustrie überging und von beiden 
auch im gleichen Zuge des offiziellen Berichtes die Rede ist!). 

2. Münzfragen. Die Hauptfrage nach Erlaß der beiden 
Münzgesetze und nach Durchführung der Münzreform war die 
Frage der Einführung der Goldwährung. Laut dem Münzgesetz 
vom 7. Mai 1850 beruhte das schweizerische Münzsystem auf der 
reinen Silberwährung. In den nächsten Jahren nach Einführung 
dieser Währung wurden die Goldlager in Kalifornien und Australien 
entdeckt und verbreiteten einen Reichtum an Gold über die ganze 
Erde, so daß viele Staaten zur Goldwährung übergingen. Auch 
Frankreich, auf dessen Münzsystem das schweizerische beruht, fing 
an, in großer Masse Gold zu prägen: Zwanzig-, Zehn- und selbst 
Fünffrankenstücke und die silbernen Fünffrankentaler einzuziehen 
und einzuschmelzen. Das wirkte auf die Schweiz zurück in der 
Weise, daß sie mit französischen Goldmünzen überschwemmt und 
von Silbermünzen entblößt wurde, und das nicht nur insofern, 
als die französischen Fünffrankenstücke, die auch in der Schweiz 
stark kursierten, förmlich eingezogen wurden, sondern auch weil 
die Goldmünzen infolge ihrer Massenhaftigkeit im Kurse sanken 
und deshalb sich das Silber überhaupt, auch das schweizerische 
Silber, als wertvoller aus dem Verkehr zurückzog. Es entstand 
daher in der Schweiz die Frage, ob nicht statt der Silberwährung 
die Goldwährung einzuführen oder wenigstens neben jener zuzulassen 
sei, oder ob an der ausschließlichen Silberwährung nach wie vor 
festgehalten werden solle — drei sich widersprechende Ansichten, 
die aber in allen interessierten Kreisen ihre entschiedenen Ver- 
treter fanden: bei den kantonalen Regierungen, beim Handelsstand 
und in der Presse als Vertreterin der öffentlichen Meinung. Durch 
Bundesbeschluß vom 8. Februar 1854 wurde der Bundesrat zun 
Bericht und Antrag auf die nächste Julisession über die Frage 
eingeladen, und dann in Übereinstimmung mit dem Bundesrat, 
der stände- und der nationalrätlichen Kommission am 18. De- 
„ember 1854 beschlossen: es sei, in Festhaltung des dermaligen 
Münzsystems, welches das Gold als gesetzliches Zahlungsmittel 
nicht zulasse, in die Frage über die Tarifierung des Goldes nicht 
einzutreten ?). Die Gründe für den Beschluß, an der reinen Silber- 


1) Vgl. B. B. 1866 I, 502 und 504. 
2) B.G. 4/56; B. B. 1854 III, 311: 1555 I, 1 und 23, und B. G. 5/13. 


3. Verfassung, Gesetzgebung u. Verwaltung d. neuen Bundes. 161 


währung festzuhalten, waren, wie es scheint, folgende. Von Ein- 
führung der reinen Goldwährung war von vornherein nicht ernstlich 
die Rede, weil sie das bisherige schweizerische Münzsystem, nach- 
dem es kaum und mit so vielen Opfern hergestellt war, völlig 
umgestoßen hätte, ohne daß ein ausreichendes Bedürfnis dafür 
vorlag. Wenn schließlich nur das Gold, so wie es sich tatsächlich 
neben dem Silber eingedrängt hatte, auch gesetzlich neben diesem, 
als gesetzliches Geld, anerkannt wurde, so war der Forderung 
nach offizieller Aufnahme des Goldes genügt. Es handelte sich 
also nur um die Frage der Tarifierung des Goldes, wonach sich 
auch die beiden Bundesbeschlüsse betiteln, das heißt um die Frage, 
ob die Goldmünzen, speziell die französischen Goldmünzen, zu 
tarifieren seien. und wie. Es war eine zweifach verschiedene 
Tariierung möglich: entweder Tarifierung zum Nennwert des 
französischen Goldes, eine Tarifierung, die der Zulassung der 
Goldwährung neben der Silberwährung gleichkam, oder Tarifierung 
unter dem Nennwert, entsprechend der Entwertung des Goldes 
gegenüber dem Silber. Die erstere Tarifierung aber wollte man 
deshalb nicht, weil sich dann das wertvollere, im Kurse höher 
stehende und doch dem Gold gesetzlich gleichgestellte Silber aus 
dem Verkehr zurückgezogen und dadurch die Goldwährung faktisch 
die Oberhand gewonnen hätte. Die 'Tarifierung des Goldes aber 
unter dem Nennwert, nach dem Kurswert, hätte eine stete Ver- 
änderung der Tarifierung notwendig gemacht und dadurch Ver- 
wirrung im Geldverkehr erzeugt und hätte doch nicht immer 
schnell genug den Schwankungen des Verkehrs folgen können. 
Daher Beibehaltung der reinen Silberwährung wie bisher; das 
Gold war deshalb vom Verkehr nicht ausgeschlossen, nur stand 
seine Annahme und der Preis, zu welchem es im Verkehr an- 
genommen werden konnte, frei — ein allerdings mißlicher Zustand 
insofern, als die große Hälfte des im Lande zirkulierenden Geldes 
aus Gold bestand, das vom Gesetz gar nicht anerkannt war, 
und als schließlich auch die Löhnungen, entgegen der be- 
stimmten Vorschrift des Münzgesetzes (Artikel 8), vielfach nicht 
anders als in diesem ungesetzlichen Gelde ausbezahlt werden 
konnten. Dennoch wurde noch ein zweites Mal im Jahre 1856, als 
das fortwährende Überhandnehmen der Goldmünzen in der Schweiz 
diese Frage der Goldwährung neuerdings vor das Forum der Bundes- 
behörden brachte, am System der reinen Silberwährung festgehalten'). 


1) B. B. 1856 II, 139 und B. G. 5/357. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 181». 11 
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Aber schon beim ersten Male hatte man vorausgesehen, daß die 
Schweiz einmal und in nicht allzu langer Zeit schlechthin ge- 
zwungen werden könnte, der Tarifierung des Goldes näherzutreten, 
und hatte sich gegen diese einfach gewehrt als gegen ein not- 
wendiges Übel, gegen welches man so lange ankämpfen soll als 
möglich. Und in der Tat, als im Jahre 1859 die Not an Silber- 
münze aufs höchste gestiegen war, wurde klein beigegeben und 
durch Bundesgesetz vom 31. Januar 1860!) in teilweiser Ab- 
änderung des ersten Münzgesetzes die französischen Goldmünzen 
zum Nennwert als gesetzliches Zahlungsmittel auch in der Schweiz 
anerkannt, also von der reinen Silberwährung abgegangen und 
neben ihr die Goldwährung zugelassen. Fünf Jahre später wurde 
dann der Münzvertrag, die sogenannte lateinische Union, vom 
25. Dezember 1865 ?), von der nachher unter „Verträge und Kon- 
kordate“ näher zu reden ist, abgeschlossen, wodurch die Gold- 
währung neben der Silberwährung unter den Vereinsstaaten ein- 
geführt und also die früher bloß einseitige gesetzliche Anerkennung 
der Goldwährung in der Schweiz zu einer vertraglichen Verpflichtung 
wurde. Weitere fünf Jahre später, im Jahre 1870, ging dann 
die Schweiz dazu über, selbst Goldmünzen zu prägen, als eine 
der Maßnahmen, die damals im schweizerischen Münzwesen not- 
wendig wurden. Nämlich unmittelbar nach der Kriegserklärung 
Frankreichs an Deutschland trat in der Schweiz eine Geldkrisis 
ein, das heißt ein Mangel an gesetzlichen Münzen, weil der Münz- 
zufluß von seiten Frankreichs, auf den der Geldverkehr in der Schweiz 
zu einem großen Teil entsprechend ihrem Münzsystem angewiesen 
war, plötzlich aufhörte, Um diesen Mangel an gesetzlichen Münzen 
zu decken, wurden vom Bundesrat im Sinne von Artikel 9 des Münz- 
gesetzes von1850 englische Sovereigns und nordamerikanische Dollars 
tarıffert und dadurch einige Millionen Franken von diesen Münzen 
in die Schweiz gezogen. Laut Artikel 9 des Münzgesetzes war 
aber diese Tarifierung nur für die offiziellen Kassen der Eid- 
genossenschaft verbindlich, nicht für Private beziehungsweise Banken; 
diesen Umstand machten sich eine Reihe von schweizerischen Banken 
zunutze dadurch, daß sie diese Münzen vom Publikum nur unter 
dem Kurs annahmen und dann zum Kurs an die eidgenössischen 
Kassen ablieferten, also damit Wucher (mißbräuchliche „Agiotage) 


1) B. B. 1860 I, 33, 121, II, 427 und B. G. 6/442, dazu die Vollziehungs- 
beschlüsse 461 und 479. 
2) B. G. 8/8325. 


3. Verfassung, Gesetzgebung u. Verwaltung d. neuen Bundes. 163 


trieben. Um diesem Treiben ein Ende zu machen, wurde Artikel 9 
durch Bundesgesetz dahin abgeändert, daß die Tarifierung ge- 
gebenenfalls nicht nur für die eidgenössischen Kassen , sondern 
allgemein verbindlich sein solle, und auf dieser neuen gesetzlichen 
Grundlage wurde dann die Tarifierung der Sovereigns erneuert, 
zugleich aber, um dem Mangel an gesetzlichen Münzen gründlicher 
abzuhelfen und nicht weiter vom Ausland abhängig zu sein, zur 
eigenen Prägung von Goldmünzen übergegangen!). Diese Tarifierung 
wurde nach Beendigung der Krise, den 26. Juli 1871, wieder auf- 
gehoben, die gesetzliche Grundlage dafür aber blieb, und ebenso 
wurde, was hier speziell in Betracht kommt, die schweizerische 
Goldprägung gelegentlich fortgesetzt. 

Außer dieser Frage der Goldwährung erhoben sich, wie be- 
merkt, noch zwei weitere Fragen, die aber von weit geringerer 
Bedeutung sind und nur der Vollständigkeit wegen noch erwähnt 
werden, nämlich die Billonmünzen und die Silberscheidemünzen. 
Bei den Billonmünzen zeigte sich im Jahre 1854 der Übelstand, 
daß sie im Übermaß in der eidgenössischen Kasse aufgespeichert 
worden waren, während im Verkehr Mangel daran war. Um ab- 
zuhelfen, wurde daran gedacht, Artikel 11 des Münzgesetzes, der 
die Eidgenossenschaft zur Einwechslung auch der Billon- und 
Kupfermünzen verpflichtete, zu sistieren oder aufzuheben. Es wurde 
aber erkannt, und darin liegt das Grundsätzliche dieser Münz- 
frage, daß auf dieser Einlösungspflicht der Billon- und Kupfer- 
münzen, wie andererseits auf der in Artikel 13 des gleichen 
Gesetzes statuierten Einlösungspflicht der Eidgenossenschaft be- 
treffend die abgenutzten Silbermünzen, das Vertrauen des Publikums 
zum neuen schweizerischen Münzsystem beruhe, daß also insofern 
diese beiden Artikel 11 und 13 die Grundsäulen desselben bilden, 
an die nicht gerührt werden dürfe, ohne das System selbst in 
Mißkredit zu bringen. Es wurde von einer Änderung des Artikels 11 
abgesehen und das Mißverhältnis auf andere Weise beglichen ?). 
— Endlich dieSilberscheidemünzen. Laut dem Münzgesetz von 
1850 waren alle schweizerischen Silbersorten Währungsmünzen, 
das heißt Münzen, die zum vollen Münzfuß (?/ıo fein) ausgeprägt 
wurden und daher auch unbedingte Zahlungskraft besaßen, das 
Zwei-, Ein- und Einhalbfrankenstück so gut wie das Fünffrankenstück. 


1) B. G. 10/287, 288; B. B. 1870 III, 943; 1871 T, 185 und B. G. 
10,342, 344, 346, 348 und 524. 
2) B. B. 1854 III, 355 und 300. 
11* 
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Die Folge dieses hohen Gehaltes der Silbermünzen bei gleich- 
zeitiger Entwertung des Goldes war, daß die Silbermünzen aus 
dem inneren Verkehr zurückgezogen wurden, um im Ausland ihrem 
Gehalt entsprechend verwertet zu werden, was namentlich bei den 
kleineren Silbersorten, die den täglichen Verkehr vermitteln, fühlbar 
wurde. Daher wurde durch das Bundesgesetz vom 31. Januar 1860 ') 
zugleich mit der Zulassung der Goldwährung (beziehungsweise der 
französischen Goldmünzen) beschlossen, dal die Zwei-, Ein- und 
Einhalbfrankstücke fortan zu einem minderen Münzfuß ($/ı0 statt 
%/ıo), also als bloße Silberscheidemünzen, geprägt werden sollten, 
und damit das Münzgesetz von 1850 auch in diesem Punkte (außer 
dem der reinen $ilberwährung) abgeändert. 


ad) Pulver. 

Durch Artikel 38 der Bundesverfassung wurde Fabrikation 
und Verkauf des Schießpulvers in der Schweiz als Bundesregal 
erklärt, das bezügliche Regal also von den Kantonen auf den 
Bund übertragen oder an den Bund abgetreten. Diese Abtretung 
geschah, im Gegensatz zur Abtretung des Zoll- und Postregals, 
ohne Anerkennung irgendeiner Entschädigungspflicht des Bundes, 
weil der Verlust der geringen Einnahme aus dem Pulverregal 
keinen Kanton in empfindlicher Weise treffen könne, während 
beim Zoll- und Postregal den Kantonen notwendig, um ihre 
Finanzen nicht zu erschüttern, eine Entschädigung geboten werden 
mußte; also auch bei Zoll und Post eine Entschädigung nicht 
aus Rechtspflicht, sondern aus Billigkeit. Und beim Pulver fiel 
auch diese weg. — Die Übernahme des Pulverregals durch den 
Bund geschah zunächst im Verwaltungswege, bis ein Gesetz zu 
dessen näherer Ordnung vorbereitet und erlassen war. Diese erste 
Übernahme im Verwaltungswege bestand darin, daß der Bund den 
Kantonen, um ihnen das Opfer der unentgeltlichen Abtretung des 
Regalrechtes und damit der weiteren Einnahme aus demselben 
möglichst zu erleichtern, abnahm, was von ihrer bisherigen Pulver- 
fabrikation herrührte: mietsweise die Gebäulichkeiten, Maschinen 
und Gerätschaften und kaufweise die Rohstoffe, Verpackungs- 
gegenstände und Fabrikate. Eine Rechtspflicht existierte auch 
hierfür nicht, es war bloß ein Akt der Billigkeit. Hatte die 
Billigkeit nicht für eine Entschädigung des bloßen Regalrechtes 


1 B). G. 6/442 und die übrigen bei der Eu der Goldwährung 
oben 8. 162, Note 1 angeführten Zitate. 
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beziehungsweise der entgehenden weiteren Einnahmen aus dem- 
selben gesprochen, so sprach doch die Billigkeit dafür, daß den 
Kantonen nicht auch noch die substanziellen Gegenstände der 
Fabrikation zu ihrem Schaden verblieben, sondern gegen Ent- 
gelt abgenommen würden. Es war zwar bei Festsetzung des 
Bundesverfassungsartikels in zweiter Linie, hinter dem Antrag 
auf Entschädigung für das Regal, beantragt, eine Rechtspflicht 
wenigstens für entgeltliche Übernahme der Fabrikationsgebäude 
festzusetzen; aber auch dieser Antrag war abgelehnt worden, und 
sein Inhalt wurde nun auf gütlichem Wege erfüllt. Es waren nur 
die Kantone Zürich, Bern, Luzern und Waadt, mit denen be- 
zügliche Verträge auf Übernahme der bisherigen Einrichtungen 
und Inventare abzuschließen waren. In den übrigen Kantonen 
schien das Pulverregal entweder gar nicht zu existieren oder nicht 
gehandhabt worden zu sein, so daß sich die Privatindustrie dieses 
Gewerbezweiges bemächtigt hatte; hier hatte der Bund es also 
bei Übernahme des Pulverregals mit Privaten zu tun. Auch ihnen 
gegenüber glaubte er keinerlei rechtliche Verbindlichkeit zu haben; 
aus Rücksichten der Billigkeit aber ließ er sie in ihrer früheren 
Gewerbstätigkeit ungestört in der Weise, daß er Fabrikations- 
verträge mit ihnen einging. Als sich aber einige dieser privaten 
Pulvermüller wegen Auslegung des Artikels 38 der Bundesverfassung 
an das Bundesgericht wandten, entschied dieses, es sei ihnen Ent- 
schädigung zu bezahlen, zwar nicht für den ihnen durch die 
Regalisierung entgangenen Gewinn, aber für den ihnen daraus 
entstandenen Schaden durch Entwertung der Gebäulichkeiten und 
wohl auch der übrigen zur Fabrikation dienenden Einrichtungen 
infolgedessen, daß die Benutzung derselben zum Vorteil des Fiskus 
beschränkt worden sei!). Dieser Entscheid erscheint insofern 
richtig, als den Pulvermüllern durch den Bund nicht nur in den 
bisherigen Gewerbebetrieb eingegriffen wurde durch Entziehung 
desselben (das konnte olıne Entschädigung von Gesetzes beziehungs- 
weise Verfassungs wegen geschehen, weil der Gewerbebetrieb kein 
wohlerworbenes Recht darstellt), sondern in die Substanz des 
Eigentums: es wurden ihnen durch Artikel 88 die Gebäulichkeiten, 
Maschinen und Gerätschaften zwar nicht genommen, aber un- 
brauehbar gemacht, wenigstens unbrauchbar für den Zweck, für 
den sie eingerichtet waren, und insofern waren sie zu vergüten. 
Aber ganz das gleiche gilt für die kantonalen, den Kantonen ge- 


1) Ullmer I, No. 409—411. 
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hörigen Pulvermühlen; auch in diese wurde vom Bund in dieser 
Weise eingegriffen, und diese Pulvermüblen gehörten den Kan- 
tonen nicht als hoheitlichen Personen, deren Regalrecht nun ein- 
fach auf den Bund überging, sondern als fisci, als privaten Per- 
sonen, die dafür wie andere Private zu entschädigen waren. Der 
Standpunkt des Bundesgerichtes, soweit er die Kantone betrifit!), 
erscheint also unrichtig; es bestand die gleiche Rechtspflicht des 
Bundes gegenüber den Kantonen, nur daß sie nicht zur Geltung 
kam, weil die Kantone es bei der gütlichen Abmachung, die mit 
ihnen stattfand, bewenden ließen. — So viel iiber diese verwaltungs- 
mäßige Übernahme des Pulverregals durch den Bund. Inzwischen 
erschien das Bundesgesetz über das Pulverregal vom 30. April 
1849?), das dann über die weitere Frage Bestimmung traf, ob 
das Regal nach beiden Seiten, nach Fabrikation und Verkauf des 
Schießpulvers, vom Bund in Regie zu betreiben, das heißt selbst 
auszuüben sei oder durch Patent an Dritte verliehen werden könne. 
Artikel 2 bestimmt diesfalls, ohne Patent dürfe niemand weder 
Schießpulver verfertigen noch verkaufen. Das Bundesgesetz ließ 
es also frei, Patente nicht nur für den Verkauf, soudern auch für 
die Fabrikation zu erteilen. Infolgedessen wurden dann zwar 
Verkaufspatente erteilt, aber keine Fabrikationspatente, und 
so ist es bis heute geblieben. Zum Gesetz kam eine Ver- 
ordnung betreffend die Pulververwaltung?), die seither wiederholt 
ersetzt worden ist, während das Pulvergesetz bis heute unverändert 
'besteht, und kamen noch andere bezügliche Verordnungen (betreffend 
Pulverpreis). Von diesen Verordnungen ist nicht weiter zu reden. 

Neben der neuen Schießpulverfabrikation setzte der Bund auch 
die vom alten Bund überkommene Zündkapselfabrikation 
fort, aber in rechtlich anderer Weise als früher und als die Fa- 
brikation des Schießpulvers. Im Jahre 1841 war durch Tagsatzungs- 
beschluß eine eidgenössische Werkstätte für Verfertigung der 
erforderlichen Zündhütchen errichtet und zugleich die Stände ver- 
pflichtet worden, ausschließlich von dieser Werkstätte die erforder- 
lichen Zündhütchen zu beziehen, bis die Kosten der Errichtung 
dieser Werkstätte gedeckt und die ersten Bedürfnisse befriedigt 
seien*), so daß der Bund wenigstens den Kantonen gegenüber 
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ein Monopol auf die Zündkapselfabrikation besaß. Als dann der 
neue Bund diese Fabrikation übernahm, war das Monopol ab- 
gelaufen, und in der neuen Bundesverfassung stand von dieser 
Fabrikation nichts; sie war also der Konkurrenz der in- und aus- 
ländischen Fabrikation preisgegeben. Infolgedessen litt der Er- 
trag derselben so sehr, daß man sich bereits im Jahre 1850, wie 
zehn Jahre später bei der Münzstätte, fragte, ob die Zündkapsel- 
fabrik nicht aufzuheben sei, eine Frage, die aber gleich der 
der Aufhebung der Münzstätte und aus ähnlichem Grunde verneint 
wurde; die Fabrik sei schon seinerzeit nicht des Gewinnes wegen 
errichtet worden, sondern um die Eidgenossenschaft in Beziehung 
auf dieses Zündmittel vom Ausland unabhängig zu machen, und 
dieser Grund dauere fort; übrigens werde der Ertrag wieder zu- 
nehmen. Im Jahre 1852 kam dann noch die Schlagröhren- 
fabriıkation hinzu usw. 

. Doch ist von diesen Nebenzweigen der Pulverfabrikation nicht 
weiter zu reden, sondern nur noch von dieser selbst, weil sie im 
Laufe der Zeit erheblichen Fragen und Änderungen unterlag. 
Im Jahre 1859 trat durch Bundesgesetz betreffend die Reorgani- 
sation der Pulververwaltung vom 30. Juli 1858!) eine neue Be- 
amteneinrichtung in Kraft, weil sich schwere Übelstände (häufiges 
Zerspringen von Geschützrohren) ergeben hatten, die auf un- 
genügendes Personal und mangelhafte Kontrolle zurückgeführt 
wurden. Eine weitere Reorganisation fand im Jahre 1863 statt, 
aber einfach im Verwaltungswege, und bestand darin, daß statt des 
Akkordsystems, wonach die Arbeiter in den Pulverfabriken im 
Akkord arbeiteten, das Besoldungssystem (Tagelohn oder Jahres- 
lohn) eingeführt wurde; denn in Pulverfabriken fanden zahl- 
reiche Explosionen statt, und schuld daran schien das Akkord- 
system, weil es die Arbeiter veranlaßte, möglichst viel Pulver zu 
verfertigen, um möglichst viel zu verdienen, und daher weniger 
Sorgfalt und Aufmerksamkeit auf die Fabrikation zu verwenden. 
In den Jahren 1865/1866 beschäftigte die Bundesbehörden lange 
eine Petition Massip auf Freigabe des Verkaufes von Spreng- 
pulversurrogaten,die, obschon das von Massip erfundene Sprengpulver, 
wegen dessen speziell um Freigabe petitioniert wurde, untauglich 
und daher tatsächlich seine Konkurrenz mit dem eidgenössischen 
Pulver nicht zu fürchten war, doch rechtlich das Regal anzutasten 
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schien und daher abgewiesen wurde!). Im Jahre 1873 wurden 
dann vom Bund Sprengfabrikate, die als Schießpulver nicht brauch- 
bar sind (das Massipsche Fabrikat war immerhin zugleich Kriegs- 
pulver), aus dem Regal ausgeschieden und damit Fabrikation und 
Verkauf solcher ausdrücklich freigegeben. Das ist der Inhalt des 
Ergänzungsgesetzes zum Regalgesetz vom 26. Juli 1873?). Im 
gleichen Jahre kam auch in Frage, die Pulverfabrikation vom 
Finanzdepartement, dem sie bisher unterstand, an das Militär- 
departement zu übertragen®); sie blieb aber bei ersterem bis 
1895, wo sie an das Militärdepartement überging *). 


e) Polytechnikum. 


Bundesverfassung Artikel 22 bestimmte: „Der Bund ist be- 
fugt, eine Universität und eine polytechnische Schule zu er- 
richten.“ Am 25. November 1848 erhielt der Bundesrat von der 
Bundesversammlung den Auftrag, die Art und Weise der Voll- 
ziehung dieses Artikels 22 in Erwägung zu ziehen. Infolgedessen 
wurde zunächst, in den Jahren 1849 und 1850, eine Materialien- 
sammlung veranstaltet zu Handen einer über die Frage zu be- 
stellenden Expertenkommission. Es wurde ein Kreisschreiben an 
die Kantone über bestimmte Fragen des höheren Unterrichts- 
wesens erlassen, bei dessen Beantwortung die meisten Kantons- 
regierungen sich über Errichtung von beiden Anstalten, Universität 
und Polytechnikum, aussprachen. Es wurden statistische Er- 
hebungen über das höhere Unterrichtswesen gemacht, Gesetze und 
Reglemente ausländischer Anstalten dieser Art gesammelt usw. 
Im Jahre 1851 (7. Mai) erfolgte die Wahl der Experten- 
kommission, worunter General Dufour, Alfred Escher, Casimir Pfyffer 
in Luzern, die Professoren Rauchenstein in Aarau, Alexander 
Schweizer in Zürich und Troxler in Bern, der freisinnige Philo- 
soph und Politiker der zwanziger Jahre. Noch im gleichen Jahre 
erschienen Gutachten und Gesetzesentwürfe der Kommission über 
beide Anstalten und wurden mit Botschaft des Bundesrates vom 
5. August 1851 an die Bundesversammlung gebracht; die Bundes- 
versammlung aber beschloß am 11.116. August 1851 mit Rück- 
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sicht auf den bevorstehenden Ablauf der gegenwärtigen ersten 
Legislaturperiode (1848— 1851) nach Antrag der nationalrätlichen 
Kommission, die Frage bis zur nächsten Legislatur zu vertagen!). 
Während die Sache bei der Bundesversammlang lag, reichte die 
schweizerische gemeinnützige Gesellschaft eine Denkschrift ein 
zugunsten einer möglichst vollständigen Universität. Nachdem in 
der Bundesversammlung das Jahr 1852, ohne die Frage zu lösen, 
vergangen war, erschienen im August1853 und Januar 1854 die Be- 
richte der nationalrätlichen Kommission, und am 7. Februar 1854 kam 
das Bundesgesetz betreffend die Errichtung einer eidgenössischen 
polytechnischen Schule zustande ?), das Hauptgesetz für das Poly- 
technikum, das heute noch in Kraft besteht. Die eidgenössische 
Universität war abgelehnt worden, hauptsächlich infolge der Um- 
triebe der Welschen, speziell der Waadtländer, welche einerseits 
als ausgesprochene Partikularisten ihre kantonalen Hochschulen 
um jeden Preis erhalten wollten und andererseits und haupt- 
sächlich die Germanisierung fürchteten und besonders Zürich, 
wo die eidgenössische Universität hätte errichtet werden sollen, 
haßten. War doch sogar beim Polytechnikum die Streichung 
Zürichs als Anstaltssitz beantragt worden. Das ist der Gang der 
Vollziehung von Artikel 22 der Bundesverfassung, der Beschluß- 
fassung betreffend das Polytechnikum und der Verwerfung der 
eidgenössischen Universität. Die Motive, welche zur Gründung 
des Polytechnikums geführt haben, sind heute nicht mehr zu 
verfolgen, weil die Nützlichkeit dieses Institutes durch die seit- 
herige Erfahrung außer allem Zweifel steht; wohl aber ist der Ge- 
schichte des eidgenössischen Universitätsgedankens und den 
Gründen für seine Verwirklichung nachzugehen, weil die Frage 
der eidgenössischen Universität noch durch nichts präjudiziert 
ist, und weil diese Gründe dafür sprechen, daß die Frage endlich 
einmal, so spät es sei, gelöst werde. Betreffend das Polytechnikum 
ist dagegen die Errichtung und weitere Entwicklung desselben, 
soweit sie nöch vor 1874 fällt, hier näher anzugeben. Also zwei 
Aufgaben für die folgende Darstellung: die eidgenössische Uni- 
versitätsfrage und die Errichtung und weitere Entwicklung des 
Polytechnikums. 


1) B. B. 1851 II, 557 und nach 660, III, 203. 
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I. Die eidgenössische Universitätsfrage. 

Von drei Gesichtspunkten aus verdient diese Frage ihre 
Lösung und hätte sie schon vor dem Polytechnikum verdient. 

l. Diese Frage stand zuerst auf der Tagesordnung, schon 
vor mehr als einem Jahrhundert, und sie stand lange Zeit, ein 
halbes Jahrhundert lang, allein, ohne die Konkurrenz eines Poly- 
technikums. Zum ersten Male nämlich wurde sie zur Zeit der 
Helvetik offiziell behandelt. Noch im gleichen Jahre der Ein- 
führung der Helvetik, mit Botschaft der damaligen obersten Voll- 
ziehungsbehörde vom 13. November 1798, wurde die Errichtung 
einer „Zentralschule® beantragt und namentlich vom damaligen 
Unterrichtsminister Stapfer betrieben. Aber der Plan kam nicht 
zur Ausführung, wie noch andere Pläne der Helvetik, die über- 
haupt nur die eine Aufgabe gehabt hätte, die Fremdherrschaft 
loszuwerden. In der Mediation aber war die Schweiz bereits 
wieder allzu kantonal geworden für diese nationale Idee; in der 
Restauration sodann noch mehr, abgesehen davon, daß diese Zeit 
auch dem Bildungszweck einer solchen Anstalt ungünstig war. 
Kaum aber war durch die Regeneration der Sinn für geistige 
Bildung und für ein engeres Bundesleben wieder erwacht, so 
wurde auch der Plan einer schweizerischen Hochschule abermal 
aufgenommen, und die Tagsatzung selbst war es, welche sie 
wenigstens auf dem damals noch gebräuchlichen Konkordatswege 
einzuführen strebte.e. Es wurde auch eine Kommission bestellt, 
die einen bezüglichen Entwurf ausarbeitete. Auch dieses Kon- 
kordatsprojekt kam nicht weiter. Interessant bleibt immerhin, 
wie eine aus Repräsentanten der Hochschulkantone Zürich, Bern, 
Basel, Waadt und Genf bestehende Kommission einmütig sowohl 
namens der französischen als der deutschen Kantone die Zen- 
tralisierung ihrer Akademien für nötig erachtete — interessant 
im Gegensatz zu der Stellung, welche diese kantonalen Hoch- 
schulen heute zur eidgenössischen Universitätsfrage einnehmen. 
Bei der Bundesrevision im Jahre 1848 wurde die Frage 
wieder aufgenommen. Schon in der Revisionskommission wurde 
aber neben der Universität auch eine polytechnische Schule (nebst 
Lehrerseminarien, die dann aber in der Tagsatzung gestrichen 
wurden) vorgesehen, und in der Tagsatzung wurde, nachdem sie 
von der akademischen Jugend, namentlich für eine Universität, 
in Petitionen bestürmt worden war, der Artikel 22 angenommen, 
mit Universität und Polytechnikum. 
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2. Doch hat von da die eidgenössische Universität vor 
dem Polytechnikum noch den Vorrang behauptet, bis sie von der 
Bundesversammlung von den Verhandlungen abgesetzt wurde. 
Wie schon in der Bundesverfassung die eigenössische Universität 
vorangestellt war vor dem Polytechnikum, so wurde auch, als es 
an die Ausführung des Artikels 22 ging, hauptsächlich der Universi- 
tätsgedanke betrieben, in den Räten und außerhalb. Bereits am 
18. November 1848 (genau 50 Jahre nach der ersten bezüglichen 
Vorlage an die gesetzgebenden Räte) war im Nationalrat der An- 
trag gestellt worden: es solle eine eidgenössische Universität er- 
richtet werden, der Sitz derselben darf aber nicht am Bundessitze 
sein; vom Polytechnikum war keine Rede. Allerdings rührte der 
Antrag von dem Berner Ochsenbein her und sollte ein Köder 
sein für Zürich, um es von seinem Anspruch auf den Bundessitz 
abzulenken, der am 28. darauf (die Daten sind wohl zu be- 
achten!) Bern zugesprochen wurde. Auf Grund dieses Ochsen- 
beinschen Antrages wurde auch der oben (Seite 168) er- 
wähnte Beschluß des Nationalrates vom 25. November 1848 ge- 
faßt, durch den der Bundesrat zu Bericht und Antrag über Aus- 
führung des Artikels 22 eingeladen wurde, also voraus über Errich- 
tung einer eidgenössischen Universität; in zweiter Linie allerdings 
sollte er auch über ein Polytechnikum Bericht und Antrag stellen. 
Die Petitionen sodann, die eingingen vom schweizerischen ge- 
meinnützigen Verein und von Studierenden, galten speziell der 
eidgenössischen Universität. Auch der Bundesrat befaßte sich in 
seiner Botschaft, mit der er die Gutachten und Gesetzesentwürfe 
der Expertenkommission der Bundesversammlung überreichte, 
hauptsächlich mit der eidgenössischen Universität, mit dem Poly- 
technikum nur kurz und anhangsweise. Die Expertenkommission 
hatte der Universitätsfrage nicht nur eine eingehendere und viel- 
fältigere Berichterstattung gewidmet, sondern auch in ihrer Melır- 
heit sich dafür erklärt: für den Fall, daß beide Anstalten nicht 
gleichzeitig gegründet werden könnten, die Universität voran- 
zugehen habe; freilich hat sich auch allein bei der Universität 
eine oppositionelle Minderheit gegen deren Errichtung erhoben, 
während .die Kommission für Errichtung des Polytechnikums ein- 
stimmig war. Endlich ergibt sich auch aus den gedruckten Be- 
richten der nationalrätlichen Kommission, daß ihrer Mehrheit, die 
für Universität wie Polytechnikum eintrat, die Universität wegen 
der Gegner mehr zu schaffen machte, aber auch mehr am Herzen 
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lag wegen ihrer nationalen Bedeutung als das Poly- 
technikum. 

3. Die materiellen Gründe, wie sie von jeher offiziell geltend- 
gemacht wurden, sind teils dieselben wie beim Polytechnikum, 
teils weitere, wie sie beim Polytechnikum nicht zutreffen und da- 
her der eidgenössischen Universität auch eine größere, über die 
Bedeutung des Polytechnikums hinausreichende Bedeutung ver- 
leihen. Die sowohl für die Universität wie für das Polytechnikum 
sprechenden Gründe sind wissenschaftlicher Art, und zwar nach 
zwei Richtungen hin. Die Schweiz hat zunächst die gleiche 
wissenschaftliche Aufgabe wie jeder andere Staat: sie soll in den 
Hochschulwissenschaften wie in den polytechnischen Wisseuschaften 
würdig vertreten sein. Da aber ihre kantonalen Hochschulen zu 
klein sind, um eine angesehene Höhe zu erreichen, wie auch die 
kantonalen Mittel fehlten für Einrichtung einer polytechnischen 
Hochschule, so soll eine Hochschule wie ein Polytechnikum vom 
Bund, dem Gesamtstaat und mit Gesamtstaatsmitteln, errichtet 
werden. Sodann hat die Schweiz entsprechend ihrer staatlichen 
Zusammensetzung auch eine besondere internationale Aufgabe. Wie 
nämlich die Schweiz das einzige Land ist, welches deutsche und 
romanische Stämme zu ungefähr gleichen Teilen umfaßt, so hat 
sie auch deutsche und romanische Wissenschaft bzw. Sprache in 
einen Organismus, in eine Anstalt nach der einen und der 
anderen Seite, seitens der Universität und des Polytechni- 
kums, zu verbinden und beide in unmittelbarer Ergänzung und 
Vermittlung darzustellen. Das sind die wissenschaftlichen für 
eine eidgenössische Universität wie für ein eidgenössisches Poly- 
technikum sprechenden Gründe. Der besondere, der eid- 
genössischen Universität eigentümliche Grund dagegen ist ihre 
nationale Bedeutung. Die Wissenschaften einer polytechnischen 
Schule sind ihrer Natur nach international (Baukunst, Ingenieur- 
wissenschaft, Mechanik usw.); die Hochschulwissenschaften dagegen 
haben zumeist einen nationalen Kern: die Theologie in den 
Landeskirchen, die Jurisprudenz im vaterländischen Recht, die 
Philologie in der Landessprache und die Geschichte und Geo- 
graphie in der Vaterlandskunde. Solange nun diese Wissen- 
schaften nach kantonalen Hochschulen getrennt gelehrt werden, 
liegt die Neigung und Gefahr nahe, daß dabei außer der sprach- 
lichen Verschiedenheit auch politische, konfessionelle und andere Be- 
sonderheiten des betreffenden Kantons zum Ausdruck gelangen 
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und dadurch der sprachlichen, politischen und konfessionellen 
Trennung Vorschub geleistet werde, und es ist unbestreitbar, dal 
die kantonalen Hochschulen schon durch ihre gegenseitige Kon- 
kurrenz sich mißgünstig gegenüberstehen und die Gemüter mehr 
einander entfremden als nähern. Eine eidgenössische Universität 
dagegen ist dazu angetan, die Verschiedenheiten der Kantone 
oder Kantonsgruppen in sich zu vereinigen und zu versöhnen 
und die Kantone zu einer Nation zu verbinden und dem Bunde 
selbst Halt und Festigkeit zu geben. Das ist die große nationale 
Bedeutung, welche die eidgenössische Universität vor dem Poly- 
technikum voraus hat. 

Auf diese Bedeutung ist auch hauptsächlich und vom An- 
fang der Entstehung des eidgenössischen Universitätsgedankens an 
hingewiesen worden. Untex den offiziellen Aussprüchen, welche die 
nationale Bedeutung einer eidgenössischen Universität im ganzen 
oder nach der einen und anderen Seite beleuchteten, seien folgende 
hervorgehoben. Schon der erste Entwurf einer „Zentralschule“ 
in der Helvetik erkenut diese Bedeutung und beschreibt sie mit 
folgenden Worten: „Diese Schule wäre ein allumfassendes In- 
stitut, worin alle nützlichen Wissenschaften und Künste in mög- 
lichster Ausdehnung und Vollständigkeit gelehrt und durch die 
vereinten Nationalkräfte von den reichsten Hilfsmitteln umringt 
würden... Die Schule, worin der junge Bürger eine von jenen 
Geschicklichkeiten zur öffentlichen Arbeit erwürbe, müßte eine 
einzige für ganz Helvetien sein. Die jungen Helvetier, welche 
sich irgendeinem Zweige öffentlicher Arbeiten zu widmen ge- 
denken, müssen aus allen Gegenden der Republik in einer Zentral- 
anstalt zusammenströmen. Hier werden sie unter den Augen 
der Nation zu ihrer Bestimmung heranreifen. Hier werden sie 
in den Jahren, wo der Kopf für Belehrung, das Herz für freund- 
schaftliche Gefühle offen ist, mit Jünglingen der verschiedensten 
Kantone und Kulturgrade Verbindungen eingehen, und aus dem 
gemeinschaftlichen begeisternden Unterrichte aufgeklärter und 
patriotisch gesinnter Lehrer Grundsätze und Entschlüsse wieder 
nach Hause tragen, welche bald in die entlegensten Täler 
unseres Vaterlandes Einheit der Absichten und Gesinnungen ver- 
breiten müssen.“ Im Protokoll der 'Tagsatzung vom 14. Juni 
1848 heißt es: „Die Eidgenossenschaft stehe im Begriffe, die Idee 
eines wahren Bundesstaates in die Wirklichkeit einzuführen. Die 
neue Verfassung enthalte so bedeutungsvolle Elemente, daß es 
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nicht gleichgültig sein könne, wem die weitere Entwicklung 
dieser Prinzipien anvertraut werde. Es habe deshalb die Eid- 
genossenschaft die Bestimmung, den künftigen Lenkern des 
Staates sowie den Vorständen der Kirche durch die Erziehung 
einen nationalen republikanischen Charakter zu geben. Die 
Wissenschaft dürfe nicht als ein bloßes Abstraktum behandelt 
werden; vielmehr müsse sie in lebendiger Wechselbeziehung 
stehen zu den jedesmaligen Verhältnissen des Landes. Es sei 
keineswegs gleichgültig für die Zukunft der Schweiz, daß ihre 
Geistlichen da ihre Studien machen, wo man die Prinzipien des 
Ultramontanismus verkündige, wo man den Grundsatz predige, 
daß der Staat in der Kirche aufgehe, daß die Kirche über den 
Staat herrsche. Diesem Grundsatz habe man es zu verdanken. 
daß eine Spaltung wie z. B. des Sowderbundes in der Schweiz 
habe eintreten können, und daß ein großer Teil der Bevölkerung 
einer totalen geistigen Metamorphose entgegengehen müsse. 
Gleiches Interesse habe die Schweiz in Beziehung auf die übrigen 
Fakultätswissenschaften. Es müsse ihr daran liegen, daß die- 
selben in einem durchaus nativnalen Geiste vorgetragen werden. 
In dem Entwurfe liege der Grundgedanke, daß die Kantone 
immer mehr zur Nationalität sich entwickeln sollen. Nur lasse 
sich nicht verkennen, daß diese Nationalität, wie sie historisch 
sich gebildet habe, noch einer nachhaltigen Beförderung bedürfe. 
Ein Hauptmittel dazu liege in der Zentralisation der geistigen 
Interessen. Solange die schweizerische Jugend deutscher oder 
französischer Zunge noch genötigt sei, den wissenschaftlichen 
Studien im Ausland oder auf der kantonalen Universität ob- 
zuliegen, werde der einzelne sich mehr zu seinen Sprachgenossen 
hingezogen fühlen und um so weniger seiner Nationalität sich 
bewußt werden. Die Vorteile, welche man sich von einer Ge- 
samtschule verspreche, dürften aber keineswegs für chimärische 
Ideen gehalten werden... Die schweizerische Hochschule werde 
wesentlich dazu beitragen, das Grundübel, an dem die Eidgenossen- 
schaft leide, die Intoleranz, zu verbannen; sie werde im Interesse 
der Einigkeit die verschiedensten Geistesrichtungen vertreten: 
sie sei berufen, dem Vaterland republikanische Beamte zu er- 
ziehen usw.“ 

Der Bundesrat hebt in seinem Bericht zu den Gesetzesent- 
würfen über die eidgenössische Universität und polytechnische 
Schule die nationale Bedeutung der eidgenössischen Universität 
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mit folgenden Worten besonders hervor: „Wenn auch die 
schweizerische Bevölkerung in einer großartigen Vergangenheit, 
in einer hehren Geschichte die mannigfaltigen Berührungs- und 
Anhaltspunkte findet, so läßt sich auf der anderen Seite doch 
nicht leugnen, daß die Strebungen der einzelnen Völkerschaften 
vermöge der sprachlichen Verschiedenheiten vielfach auseinander 
gehen, und daß selbst auch die konfessionellen Schattierungen 
dazu beitragen mögen, die einheitlichen Bande zu lockern und, 
was vereinigt sein soll, mehr oder weniger zu isolieren. Wenn 
aber etwas die Zusammengehörigkeit aller einzelnen Völker- 
schaften zu lebendigem Bewußtsein zu bringen vermag, wenn 
etwas geeignet ist, die Auswüchse der Intoleranz zu beseitigen, 
so ist es die gemeinsame geistige Bildung, welche als Trägerin 
der wahren Humanität jeden Partikularismus, jede einseitige Ver- 
standesrichtung zurückweist, und die alle einzelnen Bestrebungen 
in einem höheren Geisteslichte verklärt... In einer gemeinsamen 
Bildungsanstalt finden alle Gegensätze ihre naturgemälße Vermitt- 
lung; es finden alle Teile des Vaterlandes in derselben das 
höhere, geistige Prinzip, welches sie als integrierenden Bestandteil 
derselben Einheit sich zu erfassen und diesen Standpunkt mit 
Klarheit festzuhalten lehrt. Wir sehen auch an anderen Staaten, 
daß eine gemeinschaftliche Hochschule wesentlich zur Einigung 
der vereinzelten Kräfte beiträgt, und daß, was sonst lose ausein- 
anderstehen würde, durch eine Alma mater zu einem lebendigen 
Organismus verbunden wird. Wir haben selbst in neuerer Zeit 
die Erscheinung wahrgenommen, daß große Staaten in ihrem Un- 
glück mit der Gründung einer großartig gegliederten Hochschule 
(Preußen-Berlin 1810!) sich wieder aufgerichtet haben, um wie- 
viel mehr mag die Eidgenossenschaft darauf bedacht sein, in den 
Tagen des Friedens und der ungehemmten Entwicklung eine 
Schöpfung ins Leben zu rufen, welche besser als jedes äußere 
Band die verschiedenen Elemente des Volkslebens zu einigen und 
zusammenzuhalten vermag.“ — Dazu der Bericht der Experten- 
kommission, Da heißt es mit Bezug auf die eidgenössische Uni- 
versität unter dem Titel von den national-vaterländischen Gründen 
unter anderem: „Unser Vaterland, aus souveränen Kantonen be- 
stehend, über welchen die Bundesmacht ausgleichend und zu- 
sammenfassend wirken soll, hat das größte Interesse, die studierende 
Jugend aller Kantone während einiger Jahre ihrer Bildungszeit 
zu vereinigen, damit die einstigen Führer der Kantone und des 
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Bundes sich kennen und befreunden. Das Kantonalleben wird 
und soll gesichert fortbestehen, da jeder Schweizer von selbst in 
dasselbe mit starken Banden verflochten bleibt; die kantonale 
Abgeschlossenheit und Selbstsucht aber ist ein Übel, welchem nur 
durch Pflege eidgenössischer Gesinnung gesteuert werden kann. 
Es ist daher nicht bloß die neue Bundesverfassung, es ist auch 
abgesehen von dieser stets das vorhandene Bedürfnis des Vater- 
landes, welches eine Bildungsgemeinschaft der Studierenden aller 
Kantone erheischt. Bei der Verschiedenheit der Sprachen wird 
dieses Bedürfnis ein doppelt dringendes... Endlich muß auch der 
durch die Schweiz gehende konfessionelle Gegensatz als ein 
Hauptgrund für Errichtung einer Bundeshochschule erwähnt 
werden, da die wichtigsten vaterländischen Interessen von der 
glücklichen Gestaltung der konfessionellen Verhältnisse abhängen. 
Unsere protestantischen und unsere katholischen Geistlichen sind 
bisher in der Schweiz großenteils in gänzlicher Geschiedenheit 
voneinander erzogen und wissenschaftlich gebildet worden, wäh- 
rend nicht wenige deutsche Universitäten die beiden theologischen 
Fakultäten nebeneinander umfassen und in den vorbildenden 
philosophischen Kollegien Theologiestudierende beider Kon- 
fessionen als Zuhörer versammeln. Die absolute Trennung, welche 
bisher in der Schweiz diesfalls organisiert war, ist ein offenbarer, 
höchst nachteiliger Übelstand; es müßte vieles zum Heil des 
Vaterlandes sich günstiger gestalten, wenn die Geistlichen beider 
Konfessionen teilweise dieselbe wissenschaftliche Bildung gemein- 
sam genießen könnten...“ Weiter wird bemerkt: die sprachlichen, 
konfessionellen und kantonalen Scheidungen werden unvermittelt 
durch die vielen kantonalen Anstalten erhalten, und es sei ein 
Nachteil für die Schweiz, da man nur entweder an deutscher 
oder französischer Anstalt studieren könne, ein großer Nachteil 
für unser Bundesleben usw. — Aus dem Bericht der Mebhr- 
heit der nationalrätlichen Kommission endlich sei speziell her- 
vorgehoben, was im Anschluß an den Expertenbericht über den 
Gewinn einer eidgenössischen Universität für die T’heologie ge- 
sagt wird: „Es bleibt uns in dieser Beziehung nur übrig, noch 
beizufügen, daß gerade diejenigen Mitglieder der Kommission, 
welche der katholischen Konfession angehören, mit der größten 
Entschiedenheit sich dafür ausgesprochen haben, dal den dies- 
falls bestehenden und von keiner Seite in Abrede gestellten Mil- 
ständen im Interesse des Bundes und ganz besonders im Interesse 
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des konfessionellen Friedens in der Eidgenossenschaft abgeholfen 
werden möchte.“ 

Das sind speziell die nationalen Gründe, welche für eine 
eidgenössische Universität sprechen. Wie international, wie 
wenig schweizerisch hat sich das Polytechnikum erwiesen, so daß 
es eigentlich für die Schweiz als solche gar keine Bedeutung be- 
sitzt, und wie ganz anders würde das mit einer eidgenössischen 
Universität sein? Diese ist ja zwar damals angeblich nur zurück- 
gestellt worden, weil die Zeit dafür nicht geeignet sei (es sollten 
sich erst die übrigen Bundeseinrichtungen einleben, auch sei der 
Bund durch diese vorläufig belastet genug, und zudem lassen sich 
die europäischen Zustände kriegerisch an, namentlich im Orient, 
so daß keine ruhige Entwicklung bevorstehe und das Geld für 
anderes nötig werde); aber man war der Anstalt prinzipiell ab- 
geneigt aus einem Grunde, der im Bericht der Minderheit der 
Expertenkommission (aus Welschen, worunter auch Dufour und 
ein Basler, bestehend) deutlich genug und wiederholt aus- 
gesprochen wird: weil es eine deutsch-protestantische Anstalt 
werden soll, an welcher katholische Theologen und französisch 
und italienisch sprechende Schweizer nur in höchst untergeord- 
netem Maße Anteil nehmen würden. Darin drückt sich freilich 
eine Gesinnung aus, die zu keiner eidgenössischen Universität. 
führt, aber um so mehr selbst, zu ihrer Besserung, diese vater- 
ländische Anstalt nötig hätte! 

Der große eidgenössische Universitätsgedanke der 1848 er Re- 
vision ist dann in der neuen Bundesverfassung von 1874 dadurch 
verwässert worden, daß nun auch andere höhere Unterrichts- 
anstalten von Bundes wegen sollen errichtet und statt Errichtung 
einer eidgenössischen Universität die kantonalen Universitäten 
sollen subventioniert werden können. Nach Maßgabe dieser 
andern Auskünfte ist es dann mit dem eidgenössischen Universi- 
tätsgedanken stetig bergab gegangen. Zuerst nach der Revision 
von 1874 hat man sich auf eine eidgenössische Rechtsfakultät be- 
schränken wollen. Dann wurden (auf dem schweizerischen Juristen- 
tag im Jahre 1891 in Genf, offenbar unter dem Eindruck des genius 
loei) zwei solcher eidgenössischen Rechtsfakultäten vorgeschlagen, 
die eine mit dem Sitz in der deutschen, die andere in der fran- 
zösischen Schweiz, ein Gedanke, der schon für die eidgenössische 
Universität und schon das erstemal vorgebracht wurde, aber 
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zuwiderläuft und daher von vornherein verworfen wurde. Es war 
damals von einer Kantonsregierung die Idee aufgebracht worden, 
drei Anstalten, . eine deutsche, eine französische und eine italie- 
nische zu gründen und nach dem Verhältnis der Bevölkerung zu 
unterstützen; das hieße aber, wurde gesagt, die Geschiedenheit 
der Sprachen unausgeglichen verewigen. — Heute betreibt man 
nur noch den Gedanken der Subventionierung der kantonalen 
Hochschulen, womit der eidgenössische Gedanke unmöglich ge- 
macht und begraben würde, und dagegen jedenfalls muß pro- 
testiert werden : wenn wir nicht groß genug sind, den eidgenössischen 
Universitätsgedanken zu verwirklichen, so wollen wir doch nicht 
so klein sein, einer späteren Generation die Verwirklichung un- 
möglich zu machen. Schließlich kommt der Zentralstaat, und 
der wird dann schon wissen,. was er zu tun hat, wie die Hel- 
vetik — das ist unsere letzte Hoffnung auf die eidgenössische 
Universität! 


II. Das Polytechnikum, seine Errichtung und weitere Entwicklung. 


Nachdem das Bundesgesetz betreffend Errichtung des Poly- 
technikums, vom 7. Februar 1854, erlassen war, ging es an die 
Errichtung nach Maßgabe des Gesetzes. Noch im gleichen Jahr, 
1854, wurden folgende zur Errichtung gehörige Punkte geordnet. 
Zunächst war der Sitz festzustellen; Zürich, vom Gesetz dazu 
ausersehen, erklärte auf Anfrage die Annahme. Sodann wurde 
durch eine Kommission ein Reglement !) ausgearbeitet zur näheren 
Ausführung des Gesetzes, betreffend die Anstalt (Umfang der 
Fächer, Lehrplan usw.), betreffend Schüler, Lehrer und Behörden. 
Betreffs des Umfangs der Fächer speziell gingen zwei Peti- 
tionen ein, ‚die eine für Berücksichtigung des pharmazeutischen 
Bedürfnisses in der Schweiz, das dann selbstverständlich in der 
chemisch-technischen Schulabteilung auch Berücksichtigung fand; 
die andere, von der schweizerischen Militärgesellschaft, für Er- 
richtung eines Lehrstuhles für Militärwissenschaft am Polytech- 
nikum. Diese Petition dagegen wurde abgelehnt, weil das Ge- 
setz die Militärwissenschaft als Fach am Polytechnikum nicht nur 
nicht fordere, sondern nicht einmal gestatte, und weil übrigens 
der Unterricht nicht mur theoretisch, sondern zugleich praktisch 
sein, also in militärischen Übungen bestehen müßte, die die An- 
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lage einer eigentlichen Militärschule erforderten. Die gleiche 
Anregung wurde später noch wiederholt gemacht (so 1868/69), 
aber immer wieder abgelehnt, bis die neue Militärorganisation 
von 1874, Art. 94, die Einführung einer militärwissenschaftlichen 
Abteilung am Polytechniknm verlangte und diese dann durch 
Beschluß des Bundesrates vom 26. Oktober 1877!) eingerichtet 
wurde. —- Das dritte, was zur Errichtung des Polytechnikums 
geschah, betraf die Finanzierung: es wurde von der Bundes- 
versammlung der nötige Kredit ausgesetzt, und zwar für die 
Jahre 1854 und 1855, als der erste Kredit, 144000 Fr.?) 
(für die ersten Anschaffungen) und 127000 Fr. für 1855 (für 
das damit beginnende Schuljahr). Endlich wurde noch im Jahre 
1854 der Schulrat ernannt, der seinerseits die Lehrstellen zu freier 
Bewerbung ausschrieb. Und zwar wurde erster Schulpräsident 
Dr. Kern aus Thurgau, nach dessen Abgang als Gesandter nach 
Paris, im Jahre 1857, Kappeler, wieder ein 'Thurgauer, gewählt 
wurde; Kappeler ist Schulpräsident geblieben bis zu seinem 
am 20. Oktober 1888 erfolgten Tode. — Im nächsten Jahr, 1855, 
fand die Wahl der Lehrer statt. Nach einem Vorbereitungs- 
kurs vom 1. Mai bis 8. September 1855, der den Zweck hatte, 
zum Eintritt in das Polytechnikum zu befähigen, also nachdem 
der nötige Besuch gesichert war, wurde im Herbst 1855 das erste 
Schuljahr 1855/1856 eröffnet und die Eröffnung festlich be- 
gangen. 

Damit war die Errichtung der Anstalt fürs erste vollendet, 
und es beginnt die Ausgestaltung und weitere Entwicklung des 
Polytechnikums. Sie betrifft hauptsächlich einerseits den Neubau 
für die Anstalt und die Erweiterung derselben und andererseits 
die dadurch und durch vermehrten Besuch bedingte Erhöhung des 
Kredites, daneben auch eine Krankeneinrichtung für die Schüler 
und eine Versicherungsstiftung für die Lehrer. 

1. Die Notwendigkeit eines Neubaues ergab sich schon im 
ersten Schuljahr 1856, weil die Kurse in fünf verschiedenen Ge- 
bäuden, die dazu teils in der kleinen, teils in der großen Stadt 
getrennt lagen und auch noch zu anderen Zwecken benutzt 
wurden, abgehalten werden mußten. Im Jahre 1857 kam eine 
Verständigung mit dem Kanton Zürich über einen Neubau zu- 
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stande, derzufolge das Polytechnikum mit der zürcherischen Hoch- 
schule unter einem Dach vereinigt, aber besondere und zusammen- 
hängende Räume erhalten sollte, und als Bauplatz wurde der 
Schinnhut, die Anhöhe über dem Hirschengraben, bestimmt. 
Nachdem auf die Ausschreibung zur Konkurrenz mehrere Bau- 
pläne eingegangen waren, wurde Professor Semper mit der Aus- 
arbeitung eines neuen Planes beauftragt; der Plan Sempers 
wurde im Januar 1859 genehmigt und mit dem Bau im 
Frühjahr gleichen Jahres begonnen ; die Nebengebäude für Labo- 
ratorien sollten im Frühjahr 1861, das Hauptgebäude 1863 
vollendet sein. Im Jahre 1862 konnte der Bau des Neben- 
gebäudes für Chemie genehmigt werden. Der Hauptbau wurde 
allmählich nach Maßgabe seines Vorrückens von den einzelnen 
Abteilungen bezogen, bis im Oktober 1864, mit Anfang des 
neuen Schuljahres 1864/65, alle Abteilungen der Schule im Neu- 
bau untergebracht waren; am 24. August 1866 erfolgte der 
Kollaudationsbeschluß des Bundesrates ; eine festliche Einweihung 
aber fand nicht statt, weil die Aula damals noch nicht vollendet 
war und nachher der Kanton Zürich in die Revisionszeit 1867/69 
eintrat, die für eine solche Festlichkeit ungeeignet war. In- 
zwischen war auch die Erbauung einer Sternwarte nötig ge- 
worden ; bevor aber der Vertrag mit dem Kanton Zürich darüber 
zum Abschluß kam, wurden zwei andere perfekt in Ausführung 
von Art. 40 Ziffer 1 bis 3 des Gesetzes, nämlich: der Vertrag 
mit der Stadt Zürich betreffend freie Benutzung wissenschaftlicher 
Sammlungen der Stadt (naturhistorische Sammlungen und Stadt- 
bibliothek), vom 1. Mai 1860 !), und der Vertrag mit dem Kanton 
betreffend Benutzung der kantonalen wissenschaftlichen Samm- 
lungen (zoologisches Museum, Petrefakten- und geognostische 
Sammlung) und des botanischen Gartens, vom 14. Oktober 1859 
(vom Bundesrat am 18. Juni 1860 genehmigt) ?); auf die beiden 
folgte dann der Vertrag mit dem Kanton betreffend die Erbauung 
einer neuen Sternwarte im Schmelzberg®). Im Jahre 1865 war 
durch eine Petition des schweizerischen landwirtschaftlichen Vereins 
auch die Gründung einer landwirtschaftlichen Abteilung am Poly- 
technikum angeregt worden, und nach vielfältiger Prüfung und 
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Verhandlung wurde die Einrichtung und zwar in Verbindung mit 
der Forstabteilung am Polytechnikum beschlossen durch Bundes- 
gesetz betreffend Erweiterung der Forstschule des eidgenössischen 
Polytechnikums zu einer land- und forstwirtschaftlichen Schule, 
vom 23. Dezember 1869); es übernahm dann auch der Kanton 
Zürich die ihm durch dieses Gesetz (Artikel 3) auferlegten 
Leistungen, und infolgedessen kamen zwei Übereinkünfte mit dem 
Kanton Zürich zustande: Übereinkunft betreffend die Räumlich- 
keiten für die land- und forstwirtschaftliche Abteilung (in einem 
besonderen Gebäude), vom 28. Juni 1871, und Übereinkunft be- 
treffend die Herstellung eines Versuchsfeldes (auf dem Strickhof), 
vom 25. Mai 1872?). Der Staatsrat von Waadt hatte während 
der Verhandlungen über die Errichtung eine landwirtschaftlichen 
Schule dafür petitioniert, daß diese vom Polytechnikum getrennt 
und nach Lausanne verlegt werden möchte, und es wurde 
zu seinem Trost, da eine Trennung der landwirtschaftlichen von 
der forstwirtschaftlichen Schule für beide höchst nachteilig erschien, 
am 23. Dezember 1869 mit dem Bundesgesetz betreffend die land- 
wirtschaftliche Schule und ihre Vereinigung mit der Forstabteilung 
am Polytechnikum, der Bundesbeschluß gefaßt, die Frage wegen 
Errichtung einer oder gleich mehrerer höheren öffentlichen 
Unterrichtsanstalten in der französischen Schweiz zu prüfen), 
eine Frage, von der aber nachher nichts mehr verlautet hat. Hin- 
gegen ist dreißig Jahre nachher, 1897, die milchwirtschaftliche 
Versuchsanstalt von der landwirtschaftlichen Schule getrennt und 
nach Bern verlegt worden *). 


2. Andererseits der Kredit des Bundes für das Polytechnikum. 
Durch Artikel 5 des Hauptgesetzes war für Ausgaben des Bundes 
für das Polytechnikum eine Maximalgrenze von 150000 Fr. fest- 
gesetzt worden, und es wurden auch anfänglich (abgesehen von 
den Kosten der ersten Anschaffungen) nur 127000 Fr. pro Jahr 
ausgesetzt. Bald aber (1859) war diese Grenze zu eng geworden 
und mußte unter Aufhebung des Artikels 5 auf 192000 Fr.) er- 


1) B. B. 1868 III, 607/632, 1869 IDOL, 327, 349, 1870 I, 265, 273 und 
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höht werden, 1863 wurde er auf 250000 Fr. erhöht), 1871 auf 
300000 Fr.?), 1873 weiter um 32000 Fr. für Lehrer und An- 
gestellte und überdies um jährlich 15 000 Fr. für Gewinnung und 
Unterhaltung ausgezeichneter Lehrkräfte?). Und so ging es auch 
unter der neuen Bundesverfassung von 1874; ein letztes Mal wurde 
der Kredit im Jahre 1895 begrenzt und zwar auf 800 000 Fr.*), 
und als auch dieser wieder nicht genügte, wurde er nicht weiter 
beschränkt, um einfach jeweilen durch das Budget nach Maßgabe 
des wachsenden Bedürfnisses bestimmt zu werden (1901)°). 

3. Krankeneinrichtung für die Schüler, bestehend in der Kranken- 
aufnahme in dem Zürcherischen Kantonsspital. Schon im Jahre 1857 
war vom eidgenössischen Schulrat mit der Spitalpflege Zürich 
(kantonale Kommission zur Verwaltung der Zürcherischen Kantonal- 
Kranken- und Versorgungsanstalten unter der Finanzdirektion) 
ein Vertrag betreffend Verpflegung erkrankter Polytechniker im 
Kantonsspital, abgeschlossen worden. Dieser Vertrag aber wurde 
von der Spitalpflege im Jahre und auf Oktober 1866 gekündigt, 
weil danach die Anstalt einen bestimmten Beitrag für jeden Schüler pro 
Jahr (3 Fr.) erhielt und dafür die kranken Schüler sechs Wochen 
lang unentgeltlich verpflegen mußte, die Anstalt also das Risiko 
trug, es aber nicht weiter übernehmen wollte. Es kam dann 
ein neuer Vertrag vom 30. Oktober 1869) zustande auf anderer 
Grundlage, wonach nun einfach für die erkrankten Schüler, aber für 
die ganze Dauer der Erkrankung bzw. Verpflegung, ein bestimmter 
Beitrag zu bezahlen war (4 Fr., Winter 4,50 Fr. per Tag, bei 
besonderem Zimmer). 

4. Endlich die Versicherungsstiftung zugunsten der Lehrer. 
Durch das Hauptgesetz (Artikel 32) und ganz auf Kosten des 
Bundes ist den auf Lebenszeit gewählten Professoren für Invalidität 
wegen Alters oder Krankheit ein Ruhegehalt, bestehend in einem 
Teil der Besoldung, zugesichert, also nur ein Ruhegehalt für den 
Lehrer selbst und während seiner Lebenszeit, keine Pension für 
die hinterlassene Witwe und die Kinder. Es fehlt also dem Poly- 
technikum wie in der Schweiz überhaupt das Pensionswesen, das 
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den republikanischen Anschauungen zuwider erscheint, während 
es in Deutschland und Frankreich gut ausgebildet ist. Um nun 
diesem Mangel, der bei Annahme von Berufungen: ins Gewicht 
fällt, abzuhelfen, wurde von der Lehrerschaft des: Polytechnikums 
und dem Schulrat mit der schweizerischen Rentenanstalt in Zürich 
ein Vertrag vom 13. Juni 1862), abgeschlossen , wonach gegen 
eine jährliche Prämie von 3 °,o der Lehrerbesoldung und einem 
gleichen Betrage des Schulrates jeder Lehrer auf den Tod, nach 
seiner Wahl auch auf Alter, von 60 Jahren an, versichert ist. 


Das Polytechnikum hatte auch, kaum war der Neubau be- 
zogen, 1864 seine Schülerrevolte.e. Es waren Schädigungen an 
dem herrlichen, soeben der Jugend errichteten neuen Gebäude 
verübt worden, worauf das Direktorium in einem öffentlichen An- 
schlag zur Schonung des Gebäudes aufforderte, indem es diese 
Schädigungen als kindisch-mutwilliges oder böswilliges Benehmen 
einzelner bezeichnete. Durch diese Bemerkung fühlten alle jungen 
Herren Polytechniker sich beleidigt, obgleich die Bemerkung nur 
die anging, welche die gemeine Handlung begangen hatten; die 
Polytechniker verlangten den Rücktritt des Direktors, und als der 
Forderung nicht entsprochen wurde, legten sie die „Arbeit“ nieder 
und verpflichteten sich gegenseitig ehrenwörtlich, sie nicht wieder 
aufzunehmen, bis ihrer „Forderung“ genügt sei. Das konnten 
sich aber die Schulbehörden nicht bieten lassen, daß ihnen von 
den Herren Schülern Bedingungen gestellt wurden, daß diese erst 
nach vorgängiger Erfüllung ihrer Forderung wieder zu ihren 
Schülerpflichten zurückkehren wollten, und der Schulrat machte 
deshalb kurzen Prozeß: er setzte den Schülern einen kurzen Termin, 
sich zu fügen und den Schulbesuch wieder aufzunehmen, und als 
diese nicht gehorchten, wurde das von den Studierenden bestellte 
Komitee relegiert, worauf die Mehrzahl der übrigen sich fügte. 
Das war das erste Beispiel der Behandlung einer solchen Auf- 
lehnung, die für die späteren vorbildlich wurde. 


f) Militär. 
Es sind zunächst die Grundsätze der Bundesverfassung , so- 
weit sie Änderungen im Militärwesen bedingten, kurz zu betrachten, 
um dann die danach vor sich gehende Entwicklung der Militär- 
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gesetzgebung und Militärverwaltung in ihren erheblichen Zügen 
zu verfolgen. 

Die Bundesverfassung von 1848 enthält betreffend das Militär- 
wesen drei Artikel, Artikel 18—20, die drei verschiedene Seiten 
des Militärwesens regeln und nach jeder Seite einen Fortschritt 
im Sinne der Zentralisation im Vergleich zum Zustand unter dem 
Bundesvertrag enthalten. 

1. Militärpflicht. Von Bundes wegen wird die allgemeine 
Wehrpflicht festgesetzt (Artikel 18). Zwar war vor Erlaß der 
Bundesverfassung die schweizerische Wehrpflicht faktisch keine 
allgemeine .(es galten noch beliebige Befreiungsgründe in den 
Kantonen); allein der Grundsatz des Artikels18: „Jeder Schweizer 
ist wehrpflichtig“ galt doch prinzipiell von jeher in den Kantonen, 
aber eben nur von Kantons wegen, und dieser Grundsatz wurde 
auch in den dreißiger Jahren in allen Kantonen zum Rechtssatz 
und zwar zu einem Verfassungsgrundsatz erhoben!) und kam 
dann auch in den Bundesverfassungsentwurf von 1832/33, ist aber 
mit diesem als eidgenössischer Grundsatz gefallen. Seit 1848 gilt 
er nun von Bundesverfassungs wegen. 

2. Organisation des Militärwesens, Die Grundlage 
der Organisation der Armee, wie sie durch Artikel 19 fest- 
gelegt ist, ist zwar wesentlich noch die gleiche, nämlich das 
sogenannte Kontingentssystem, hat aber doch eine formelle Ab- 
änderung erfahren. Die Mannschaftsskala, die in der Bundes- 
verfassung der Mediation und auch im Bundesvertrag enthalten 
war, wurde nicht mehr in die Bundesverfassung aufgenommen, 
sondern es wurde nur die Verhältniszahl der zu stellenden Mann- 
schaft zur schweizerischen Bevölkerung bestimmt, nämlich auf 
100 Seelen drei Mann zum Auszug (und halb so viel, also drei 
auf 200, zur Reserve). Die Verhältniszahl war im Bundesvertrag 
nur auf 2: 100 festgesetzt, aber bloß provisorisch, und wurde 
dann durch Tiagsatzungsbeschluß vom 14. Juli 1838?) auf 3: 100 
erhöht, wonach die Mannschaftsskala neu aufgestellt wurde?), und 
so ist die Verhältniszahl auch in die Bundesverfassung von 1848 
übergegangen. Diese bestimmte ferner wie der Bundesvertrag, 
daß die Mannschaftsskala alle 20 Jahre zu revidieren sei. 
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3. Die Bundeskompetenzen,. Sie sind wie von jeher 
und speziell wie noch nach dem Bundesvertrag teils gesetzgeberisch, 
teils verwaltungsmäßig, aber in beiden Beziehungen gegenüber 
dem Bundesvertrag mehr oder weniger erweitert. Gesetzgeberisch 
zwar hat die Bundeskompetenz keine großen Fortschritte gemacht: 
hatte der Bund von 1815 die „Organisation der Kontingents- 
truppen“ zu bestimmen, so der von 1848 die „Allgemeine Organisation 
des Bundesheeres“, also ungefähr das Gleiche, d. h. die Formierung 
der von den Kantonen aufzustellenden Truppen, nicht die Auf- 
stellung selbst (nicht: Rekrutierung, Ernennung und Beförderung 
der kantonalen Offiziere usw.), wie denn das eidgenössische Militär- 
reglement von 1817 im Vergleich zu denjenigen früherer Zeiten 
schon als vollkommene Militärorganisation galt. Die neue Militär- 
organisation ging noch mehr ins einzelne, und es bedingte auch die ver- 
waltungsmäßig erweiterte Kompetenz des Bundes eine entsprechende 
Gesetzgebung. Hingegen nach seiten der Verwaltung war die 
Bundeskompetenz erheblich erweitert durch Zentralisation eines 
Teils des Unterrichtes (der Spezialwaffen: Genie, Artillerie und 
Kavallerie, der Instruktoren und des höheren Militärunterrichtes) 
und eines Teils des Kriegsmaterials, und in ersterer Beziehung 
war der Bundesgesetzgebung erst noch die Ausdehnung der Zen- 
tralisation vorbehalten. Im übrigen war das Militärwesen Sache der 
Kantone, dem Bund verblieb nur die Aufsicht über die kantonale Ver- 
waltung unddie GenehmigungderkantonalenMilitärgesetzgebung, die 
außer der „allgemeinen Organisaton“ alles andere zu ordnen hatte: 

In der Bundesgesetzgebung und Bundesverwaltung anderer- 
seits lassen sich bis 1874 drei Stadien unterscheiden. 

1. Ein-undDurchführung der neuen Organisation. 
Dem neuen Bund stellten sich von Anfang an zwei Aufgaben: 
einerseits und als Hauptaufgabe die Gesetzesarbeit einer neuen 
Militärorganisation; andererseits hatte er ohne weiteres und noch 
vor Erlaß der neuen Militärorganisation verwaltungsmäßig die 
Instruktion der Spezialwaffen, der Instruktoren und den höheren 
Militärunterricht zu übernehmen, und dafür die nötigen Schulen 
(Rekrutenschulen, Artillerie- und Kavallerie- und höhere Militär- 
schule in Thun) einzurichten. Die Gesetzesarbeit wurde hier wie 
auf anderen Gebieten energisch in die Hand genommen und rasch 
erledigt. Der erste Entwurf einer Militärorganisation war vom 
Militärdepartement schon im Januar 1849 vollendet, wurde dann 
vom Bundesrat zunächst drei Kommissionen hintereinander (für 
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die allgemeinen Bestimmungen, für das Spezielle der Kavallerie 
und für Genie und Artillerie) zur Prüfung überwiesen, danach 
vom Bundesrat behandelt und gelangte bereits am 1. Mai gleichen 
Jahres an die Bundesversammlung, kam hier aber erst im folgenden 
Jahre zur Erledigung durch Erlaß des Gesetzes über die Militär- 
organisation der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 8. Mai 
1850), das, zwar im einzelnen vielfach abgeändert und ergänzt, 
doch im ganzen erst durch die heutige Militärorganisation unter 
der Bundesverfassung von 1874 aufgehoben worden ist. Mit diesem 
Gesetz aber, obschon das Hauptgesetz, war es noch nicht getan; 
es waren, bevor die Reorganisation des Militärwesens gesetzgeberisch 
vollendet war, noch andere Gesetze zu erlassen in näherer Aus- 
führung des Hauptgesetzes, durch das sie auch vorgesehen waren. 
Dahin gehören insbesondere: Bundesgesetz betreffend die Ent- 
hebung von der Wehrpflicht, vom 19. Juli 1850); das Bundes- 
gesetz über die Strafrechtspflege für die eidgenössischen Truppen, 
vom 27. August 1851°®), das die eidgenössische Rechtspflege auch 
für den Kantonaldienst, nicht wie die Militärstrafgesetze früherer 
Perioden nur für die im eidgenössischen Dienst stehenden Truppen 
festsetzte und in die Strafrechtspflege die Geschworenengerichte 
einführte, um die militärische Rechtspflege der bürgerlichen näher- 
zurücken; ferner das Bundesgesetz über die Pensionen und Ent- 
schädigungen der im eidgenössischen Militärdienste Verunglückten 
oder ihrer Angehörigen*). Das hauptsächlichste Ergänzungsstück 
aber zur Militärorganisation, durch welches erst die Organisation 
vollständig wurde, bildete das Bundesgesetz über die Beiträge der 
Kantone und der Eidgenossenschaft an Mannschaft, Pferden und 
Kriegsmaterial zum schweizerischen Bundesheere, vom 27. August 
1851°). Durch dasselbe erst wird genau bestimmt, was die Kantone 
zu leisten haben, speziell auch an Mannschaft; es enthält also 
namentlich die Mannschaftsskala, die aus der Bundesverfassung 
weggelassen war, und ist daher das kurzweg sogenannte Mannschafts- 
skalagesetz oder Mannschaftsgesetz. Damit war die Reorganisation 
auf seiten des Bundes vollendet; auf seiten der Kantone fehlte 
aber noch manches: an Stellung von Truppen und Material und 


1) B. B. 1849 I, 475, 491 und 528, IIL, 181: 1850 I, 31 und B. G. 1/366. 
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3) B. B. 1851 I, 487, 633; III, 192 und B. G. 2/606. 
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an der Revision ihrer Militärgesetze. In ersterer Beziehung hatte 
das Mannschaftsgesetz den Kantonen vier Jahre Frist gestattet, 
die neuen Korps einzurichten, ohne die Einrichtung auf die vier 
Jahre zu verteilen, so daß sie mit der ganzen Neueinrichtung auch 
bis zuletzt warten konnten und dann eben vielfach zu spät kamen. 
Mit der Revision der kantonalen Militärgesetze aber ging es so- 
gar bis im Jahre 1863; in diesem Jahr wurde zuletzt noch das 
Genfer Militärgesetz genehmigt und zugleich konstatiert, daß nur 
noch das von Baselland ausstehe, das aber unter der Bundes- 
verfassung von 1848 nicht mehr erschien, und nachher brauchte 
es und gab es keine kantonalen Militärorganisationen mehr, weil 
mit dem Jahre 1874 der Bund die ganze Militärgesetzgebung 
übernahm. Im Jahre 1863 nämlich, als noch das Genfer Gesetz 
als das letzte genehmigt wurde, begann in Baselland die rein 
demokratische Verfassungsbewegung, und bis die Ruhe wieder ein- 
trat, trat im Bund wie in den Kantonen, in Gewärtigung einer 
neuen eidgenössischen Militärorganisation (1868), ein völliger Still- 
stand der militärischen Gesetzgebung ein. — Im übrigen konnte 
die Reorganisation des Militärwesens, gemäß der Bundesverfassung 
von 1848, mit dem Jahre 1853 als vollendet gelten. Kaum aber 
vollendet, erfuhr sie Anfechtungen von den verschiedensten Seiten. 
In seinem Jahresbericht für 1853 konstatiert der Bundesrat mit 
Schmerzen: während des bald sechsjährigen Bestandes der Bundes- 
verfassung hätten sich alle aus ihr fließenden Institutionen in der 
öffentlichen Meinung mehr und mehr befestigt, ausgenommen die 
wesentlichste, die alle übrigen schützende Militärorganisation. Diese 
Anfechtungen zielten auf Verminderung der Zahl der Armee und 
ihres Unterrichtes; es gab also schon damals eine Art Anti- 
militarismus, einen Antimilitarismus wenn auch nicht prinzipieller, 
so doch quantitativer Art. Und schon damals hat ihn der Bundesrat 
mit Worten zurückgewiesen, die noch heute und in verstärktem 
Maße gelten: „Wenn nicht bestritten werden kann, daß das Mittel, 
den höchsten Zweck des Bundes: Behauptung der Unabhängigkeit 
des Vaterlandes nach außen, Handhabung von Ruhe und Ordnung 
im Innern zu erreichen, einzig in einer entsprechenden, wohl 
organisierten, gut unterrichteten Armee besteht, so ist denn auch 
klar, daß ein gegen diese gerichteter Kampf zugleich auch ein 
Kampf gegen die wesentlichste Grundlage des Bundes ist... . 
Vergesse man nicht, daß die von großen Staaten mit zahlreichen 
Armeen umgebene Schweiz einer zahlreichen und gut unterrichteten 
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Armee bedarf, wenn sie die völkerrechtliche Stellung behaupten 
will, die sie sich geschaffen hat, und die sie infolge feierlicher 
Verträge im europäischen Staatensystem einnimmt. Wenn ihr 
auch die Neutralität zugesichert ist, so darf man doch nicht ver- 
gessen, daß der Krieg häufig die Verletzung auch der feierlichsten 
Verträge zum Gegenstande oder in seinem Gefolge hat. In 
Wirklichkeit gibt die vertragsmäßige Neutralität der Schweiz 
keinen größeren Schutz, als Gesetze den Privatrechten ohne voll- 
ziehende Gewalt zu geben vermögen. Soll dieselbe daher von 
einer wahren Bedeutung sein, so muß zunächst für das Mittel ge- 
sorgt werden, dem Recht erforderlichentalls durch die Tat Nach- 
druck und Wahrheit zu geben, und dieses Mittel ist eine zahl- 
reiche, kampffähige, jederzeit schlagfertige Armee. ... .“ 

2. Änderungen und Ergänzungen der Militär- 
organisation undihre Anwendung. Kleinere Änderungen 
und Ergänzungen, deren Bedürfnis sich lediglich durch innere Er- 
fahrung, bei der ordentlichen Militärverwaltung, herausgestellt hatte, 
begannen schon im Jahre 1853, bevor die einmal festgesetzte 
Organisation kaum durchgeführt war. So betreffend Besoldung. 
Enthebung von der Wehrpflicht, Reserve!). Im Jahre 1854 war auch 
ein eidgenössisches Militärsteuergesetz geplant, nicht um die Militär- 
steuer durch den Bund festzusetzen oder gar zu beziehen, sondern nur 
um Doppelbelastung von Bürgern bzw. Doppelbesteuerung durch ver- 
schiedene Kantone zu verhüten; die Verhinderung solcher Fälle scheint 
aber dem Verwaltungswege überlassen worden zu sein. Hingegen er- 
fuhr im gleichen Jahr die Zentralmilitärschule in Thun eine wesent- 
liche Revision ?). Die Zentralmilitärschule ist nicht zu verwechseln 
mit den Zentralschulen. Die letzteren umfaßten den durch den Bund 
seit 1848 zentralisierten Unterricht der Spezialwaffen, also auch 
und vor allem den Unterricht der Mannschaft dieser Waffen. Die 
sogenannte Zentralmilitärschule dagegen war speziell eine Offziers- 
schule. Sie war schon im Jahre 1818?) gegründet worden, 
und zwar als Fortbildungsschule für Offiziere und Unteroffiziere 
des Genie und der Artillerie. Nachdem nun seit 1848 die Eid- 
genossenschaft den Unterricht der Spezialwaffen überhaupt über- 
nommen hatte, wurde die Zentralmilitärschule durch die Revision 
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von 1854 zu einer höheren Militärschule umgestaltet für höhere 
Offiziere überhaupt, auch der Infanterie und der Schützen und 
besonders für die Stabsoftiziere. — Soviel über’ diese erste er- 
hebliche Änderung, betreffend Zentralmilitärschule. Dazu kamen 
die großen politischen Ereignisse: Neuenburgerhandel 1856, 
italienisch-österreichischer Krieg 1859, Savoyerfrage 1860, Genfer 
Unruhen 1864 und preußisch-österreichischer Krieg 1866 — die 
nicht nur die Militärverwaltung durch Truppenaufgebote und Grenz- 
besetzungen bis aufs höchste in Anspruch nahmen, sondern auch 
der Militärgesetzgebung zu erheblichen Änderungen Anstoß gaben. 
Doch wurden diese Änderungen noch im Wege bloßer Partial- 
revisionen der Militärorganisation vorgenommen, und diese be- 
trafen folgende Gegenstände. Einmal die Erweiterung der 
Zentralisierung des Militärunterrichtes. Nachdem schon die Militär- 
organisation den eidgenössischen Unterricht über die Spezialwaffen 
hinaus auf die Rekruten der Scharfschützen erstreckt hatte (M. O. 
Artikel 68, in Anwendung von Bundesverfassung Artikel 20, Ab- 
schnitt 2, Schlußsatz), wurde er durch Spezialgesetz vom 30. Januar 
18601), und zwar, wie schon das Datum zeigt, speziell wegen der 
aus dem italienisch-österreichischen Kriege gezogenen Lehren, 
weiter auch auf die angelıenden Infanterieoffiziere erstreckt. Es. 
folgt der Bundesbeschluß betreffend leichtere Rekrutierung der 
Kavallerie, vom 3. Juli 1891), wodurch die Kantone ermächtigt 
werden, die Dienstzeit der Kavallerie abzukürzen, um mehr Leute 
für diesen Dienst anzuziehen und dadurch die Waffe zu verstärken. 
Dann der Bundesbeschluß betreffend die Einführung gezogener 
Geschütze®). Bei dieser Gelegenheit sei bemerkt, dal schon 1857 
die Firma Krupp in Essen offizielle Erwähnung im Geschäftsbericht 
findet (große Vorzüge der gußstählernen Geschütze). Im Jahre 
1862 erfolgt ein ganzer Komplex von Änderungen zugleich durch 
Bundesgesetz betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen der 
Militärorganisation vom12.Juli1862*), enthaltend: nähereRegulierung 
und Erleichterung des Eintritts in den eidgenössischen Stab; Auf- 
hebung des Unterschiedes zwischen Grad und Rang; nähere Re- 
gulierung des Ausscheidens aus dem Stabe; nähere Fixierung der 
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Zielschießübungen der Infanterie; Aussetzung von Prämien für 
die Militärschießübungen und für freiwillige Schießvereine; Ver- 
längerung des Rekrutenunterrichtes der Scharfschützen. Was speziell 
die Aufhebung des Unterschiedes zwischen Grad und Rang be- 
trifft, so hatten bis dahin die Nichtkombattanten (Ärzte, Verwaltungs- 
offiziere usw.) nur den Rang eines bestimmten Grades von Kom- 
battanten, waren dadurch also von diesen geschieden; nun 
erhalten sie den Grad selbst und wurden dadurch den Kombattanten 
gleichgestellt!). Weiter wird ein eidgenössisches Stabsbureau 
eingerichtet durch Bundesgesetz vom 13. November 1865 ?), zwecks 
spezieller und fortgesetzter Behandlung der kriegsvorbereitenden 
Arbeiten über Landesverteidigung. Der folgende preußisch-öster- 
reichische Krieg gab den Anstoß zur Einführung von Hinterladungs- 
gewehren®) und zur Zulassung von Freiwilligenkorps*), um den 
Bestand eines aktiveu Aufgebotes zu vermehren. Im Jahre 1866 
erging auch der Bundesbeschluß betreffend das Magazinierungs- 
system (vom 24. Februar 1866)°), wodurch das Schießgewehr, das 
bisher dem Manne nach jedem Instruktions- oder aktiven Dienst 
abgenommen und magaziniert worden war, ihm zu Schießübungen 
außer dem Militärdienst zur Verfügung gestellt wurde. Diese An- 
ordnung ist der Vorläufer des Satzes der heutigen Bundesverfassung 
(Art. 18, Abs. 2, Satz 2): „Die Waffe bleibt in den Händen des 
Wehrmannes“, wodurch eine stehende Volkswehr geschaffen wurde. 
Zur unentgeltlichen Ausrüstung des Wehrmannes ist es damals 
von Bundeswegen noch nicht gekommen, im Gegenteil hatte der 
Bundesrat im Jahre 1855 die damals von Kantons wegen schon 
vielfach eingeführte unentgeltliche Ausrüstung bemäkelt mit den 
Worten: „Dieses Verfahren habe neben seinem Guten und Wohl- 
tätigen doch auch die je länger je mehr zutage tretende Schatten- 
seite, daß das Selbstgefühl des Mannes und die Liebe und Sorge 
zu den 'nicht aus eigener Kraft angeschaflten Waffen viel weniger 
gehoben wird. . .“ Diese philiströse Anschauung ist denn doch 
durch den sozialpolitischen Gedanken so sehr überwunden worden, 
daß der Bund selbst und von Bundesverfassungs wegen die Ein- 
richtung eingeführt hat, zugleich mit der stehenden Volkswehr. 
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3. Der Stillstand der weiteren Militärgesetz- 
gebung. Die alte Militärorganisation war nachgerade durch die 
vielen Abänderungen und Ergänzungen so durchlöchert worden, 
daß eine Totalrevision notwendig erschien. Es wurde auch vom 
Militärdepartement 1868 der Entwurf einer neuen Militär- 
organisation zu Handen des Bundesrates ausgearbeitet; bevor er 
jedoch zu weiterer Behandlung kam, erschien etwas ganz anderes 
nötig: die Revision der Bundesverfassung selbst, und dann brach 
der deutsch-französische Krieg aus, der das Bedürfnis nach einer 
Bundesrevision vollständig auslöste.e. Im Jahre 1871 begann die 
Bundesverfassungsrevision, und damit wurde die eidgenössische 
Militärgesetzgebung ganz eingestellt und trat auch in der kan- 
tonalen Militärgesetzgebung der Stillstand ein. 


g) Mals und Gewicht... 


Die Bundesverfassung, Artikel 37, bestimmte: „Der Bund 
wird auf den Grundlagen des bestehenden eidgenössischen Kon- 
kordates für die ganze Eidgenossenschaft gleiches Maß und Ge- 
wicht einführen.“ Damit war das Konkordat über eine gemein- 
same schweizerische Maß- und Gewichtsordnung vom 17. August 
1835 ?) gemeint, durch das, statt das französische Metersystem ein- 
zuführen, das alte in der Schweiz von jeher gebräuchliche Fuß- 
und Pfundsystem beibehalten wurde; nur daß dieses System, 
während es früher in den verschiedenen Kantonen ungleich war und 
auch ungleich eingeteilt war, durch das Konkordat einheitlich ge- 
staltet wurde, und zwar auf das metrische System reduziert (1 Fuß 
— ®8/jo Meter, 1 „Maß“, d.h. die Maßeinheit der Hohlmaße für 
Flüssigkeiten, = 1s Liter, und 1 Pfund =: s Kilogramm) 
und auch nach dem Metersystem, d. h. dezimal, eingeteilt wurde. 
Das Konkordat galt aber nur für die zwölf Stände, welche ihm 
beigetreten waren (Zürich, Bern, Luzern, Glarus, Zug, Frei- 
burg, Solothurn, beide Basel, Schaffhausen, St. Gallen, Aargau 
und Thurgau), speziell waren die französischen Kantone mit ihrer 
Hinneigung nach dem französischen Metersystem nicht dabei; nun 
aber sollte, gemäß der neuen Bundesverfassung, das Konkordats- 
system auf die ganze Schweiz und von Bundes wegen ausgedehnt 
werden. Damit war auch von Bundesverfassungs wegen die Dis- 
kussion tiber die Einführung des reinen Metersystems abgeschnitten. 
Die Ausführung der Verfassungsbestimmung verzog sich über drei 
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Jahre, obschon einerseits das Publikum in den Nichtkonkordats- 
kantonen darauf drang, weil es nicht heute kantonales Maß an- 
schaffen wollte, um morgen eidgenössisches anschaffen zu müssen, 
also die doppelte Ausgabe riskiren wollte, und obschon anderer- 
seits die Einführung des konkordatsmäßigen Systems leicht war, 
insofern als ihm schon die Mehrheit der Kantone angehörte. Und 
doch verzögerte sich die Ausführung. Zwar lag bereits im Ok- 
tober 1849 ein Entwurf des Departements des Innern zu einem 
Bundesgesetz dem Bundesrat vor, aber andere Gesetzesarbeiten 
schienen ihm dringlicher und daher vorzugehen, und als er endlich 
in die Beratung des Entwurfes eintrat, wies er ihn nochmals zu 
größerer Vereinfachung an das Departement zurück, bis ein 
förmlicher Beschluß des Nationalrates vom 7. Dezember 1850 auf 
baldige Vorlage an die Bundesversammlung drang, die endlich mit 
Botschaft vom 20. Juni 1851 erfolgte, und am 25. Dezember 1851 
wurde das Bundesgesetz betreffend die Maß- und Gewichtsordnung') 
erlassen, das, mit Ausnahme einer Änderung (Übertragung 
der Übertretungen an die Kantone) und der fakultativen Zulassung 
des Metersystems im Jahre 1868, unverändert bis zur neuen Bundes- 
verfassung in Geltung blieb. Nach Erlaß drängten auch einzelne 
Nichtkonkordatskantone selbst auf Bekanntmachung und Inkraft- 
setzung des Gesetzes, aber auch diese verzögerte sich noch bis 
zum 20. Februar 1852. Inhaltlich ist hervorzuheben, daß von 
der Bundesversammlung auch eine Bestimmung, betreffend das 
“ Apothekergewicht, das sich bisher selbst überlassen war und auch 
im bundesrätlichen Entwurf keine Berücksichtigung gefunden hatte, 
aufgenommen wurde, um auch in das Medizinalgewichtswesen 
(wenigstens für den freien Verkauf von Apothekerwaren, für den 
Verkauf nach Rezept blieb das übliche Gewicht) Einheit zu bringen. 

Die weitere Entwicklung des Maß- und Gewichtswesens, ab- 
gesehen von bloß verwaltungsmäßiger Handhabung des Gesetzes. 
wird durch folgende Punkte bezeichnet. 

1. Übertragung der Übertretungen an die Kan- 
tone. Das Verfahren in Übertretungsfällen sollte sich laut Artikel 10 
des Maß- und Gewichtsgesetzes nach dem Bundesgesetz betreffend 
das Verfahren bei Übertretungen fiskalischer und polizeilicher 
Bundesgesetze vom 30. Juni 1849, richten, das nicht nur ein be- 
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sonderes Verfahren für die Verfolgung solcher Übertretungen fest- 
setzt, sondern auch dem bestraften Übertreter in jedem Fall 
den Rekurs an das eidgenössische Departement des Innern oder 
an den Bundesrat gestattet. Dadurch stand aber den Bundes- 
behörden eine Menge geringfügiger Geschäfte bevor, deren Er- 
ledigung sich unverhältnismäßig verzögern mußte. Die Bundes- 
behörden gingen daher gern auf die Anregung Berns ein, die 
Erledigung solcher Fälle den kantonalen Behörden und dem kan- 
tonalen Recht zu überlassen, und in diesem Sinn erging der Bundes- 
beschluß betreffend Abänderung des Gesetzes über Maß und Ge- 
wicht, vom 18. Juli 1856!), die erste und einzige Abänderung 
des Maß- und Gewichtsgesetzes bis zu dessen völliger Aufhebung 
im Jahre 1875, eine Abänderung, die zugleich das Bundesgesetz 
betreffend das Verfahren bei Übertretungen fiskalischer und polizei- 
licher Bundesgesetze betraf und die Bundesbehömlen um die bloß 
polizeilichen Übertretungen entlastete und sie auf die fiskalischen 
(Zölle, Posten, Pulver, Münzen) beschränkte. 

2. Einführung der Maß- und Gewichtsordnung 
inden Kantonen. Laut Artikel 12 des Maß- und Gewichts- 
gesetzes war den Kantonen zur Einführung Zeit gelassen bis 
Ende 1856. Es betraf das, da die eidgenössische Ordnung das 
frühere Konkordatsystem adoptiert hatte, eigentlich nur die Nicht- 
konkordatskantone; diese aber, wie sie schon auf Einführung des 
Bundesgesetzes gedrungen hatten, ließen es mit der Einführung 
ihrerseits nicht so lange anstehen, um so weniger als die Nach- 
teile einer isolierten Stellung mit der Zunahme des Verkehrs und 
gegenüber der Ausdehnung des neuen Systems fühlbar wurden. 
Immerhin mit Ausnahmen, wie die welschen Kantone, die dem 
französischen Metersystem anhingen, voraus Waadt, von dem dies- 
falls bei fakultativer Einführung des Metersystems im Bund (5) 
noch ein Wort. 

3. Errichtung der eidgenössischen Eichstätte. 
Schon im Jahre 1858 war eine eidgenössische Untersuchung darüber, 
ob die Einführung des eidgenössischen Systems überall nach den 
gesetzlichen Vorschriften erfolgt sei, vom Bundesrat in Aussicht 
genommen, im folgenden Jahre 1859 von der Bundesversammlung 
förmlich verlangt worden?); sie wurde 1860 begonnen und 
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1861 vollendet!), Diese Untersuchung veranlaßte die Errichtung 
der eidgenössischen Eichstätte; sie wurde im Jahre 1862 im 
Verwaltungswege beschlossen, einerseits wegen des unsicheren und 
ungenauen Zustandes der eidgenössischen Mustermaße, und anderer- 
seits wegen der langsamen Abhilfe, welche die bei der Prüfung 
wahrgenommenen Mängel in den Kantonen fanden. 

4. Im gleichen Jahre 1862 erhob sich auch die Frage der 
EinführungeineseinheitlichenApothbekergewichtes, 
einheitlich nicht nur für den freien Verkauf von Apothekerwaren, 
sondern auch für den Verkauf nach Rezept. Die Frage schien 
aber noch nicht spruchreif und fand erst im neuen Bundes- 
gesetz von 1875 (Art. 12), also unter der Herrschaft des reinen 
Metersystems und diesem entsprechend, ihre Lösung. 

5. Einführung des fakultativen Metersystems, 
Die Regierung von Waadt hatte schon im Jahre 1853, also kaum 
nachdem das neue Bundesgesetz erlassen und promulgiert war, 
das Begehren an den Bundesrat gestellt, die Bundesversammlung 
zu nochmaliger Beratung des Gesetzes im Interesse des französischen 
Systems zu veranlassen; das Begehren war aber abgelehnt worden 
unter Hinweis darauf, daß Artikel 37 der Bundesverfassung das 
alte Konkordatsystem vorschrieb. Dann verlangt Waadt im 
Jahre 1855 Fristverlängerung für Einführung dieses Systems, wird 
aber abgewiesen, weil zur Einführung nach dem Gesetz noch 
hinlängliche Frist sei (bis Ende 1856). Waadt erneuert 1856 
das Begehren um Verschiebung der Einführung und stellt 
eventuell das Begehren um Einführung des französisch-metrischen 
Systems. Ersteres Begehren wird nun auch von Tessin, Neuen- 
burg und Genf unterstützt. Beide Begehren aber, vom Bundesrat 
der Bundesversammlung vorgelegt, werden auf seinen Antrag von 
ihr abgewiesen?). Darauf kommt Tessin um Aufschub der Ein- 
führung bis Ende April 1857 beim Bundesrat ein, wird aber ab- 
gewiesen. Der Gedanke des metrischen Systems kommt nicht 
zur Ruhe, bis er durchdringt. Im Jahre 1864 wenden sich 2844 
Schweizerbürger aus 20 Kantonen nebst der Handels- und Industrie- 
gesellschaft des Kantons Waadt mit einer Petition an die Bundes- 
versammlung. Die Petition wird dem Bundesrat zum Bericht 
überwiesen, von diesem aber wird nach Umfrage bei den Kantons- 





1) Vgl. den Schlußbericht über die Ergebnisse: B. B. 1862 IL, 154—161. 
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regierungen 1865 Ablehnung beantragt. Statt dessen wird 
von der Bundesversammlung die Abänderung von Artikel 37 der 
Bundesverfassung, um für die Einführung des Metersystems Raum 
zu gewinnen, bei der Partialrevision der Bundesverfassung von 
1866 zu einem und zum ersten der neuen Revisionspunkte er- 
hoben, und als die Revision, außer betreffend Niederlassung, von 
Volk und Ständen verworfen wurde, wird im gleichen Jahre 1866 
vom Ständerat beschlossen, den Bundesrat zum Bericht über die 
Art und Weise (nicht mehr über die Frage, ob überhaupt) der 
Einführung des Metersystems eingeladen. Im folgenden Jahre 1867 
stimmt der Nationalrat zu, und im Jahre 1868 wird auf Antrag 
des Bundesrates die fakultative Einführung des Metersystems be- 
schlossen, durch Bundesgesetz betreffend Abänderung des Maß- 
und Gewichtsgesetzes vom 14. Juli 1868). | 
6. Internationales Maß- und Gewichtsinstitut 
in Paris. Im Jahr 1870 ist in Paris eine internationale Meter- 
konferenz zur internationalen Einführung des Metersystems ab- 
gehalten worden, auf der auch die Gründung eines internationalen 
Maß- und Gewichtsbureaus beschlossen wurde. Die Anregung zu 
diesem Institut ging von der Schweiz aus, die daher auch glaubte, 
auf den Sitz Anspruch machen zu können, während Frankreich 
das Verdienst der ersten Aufstellung des metrischen Systems zu- 
kam. Das Institut ist im Jahre 1875 durch internationale 
Übereinkunft mit Sitz in Paris zustande gekommen. 


h) Heimatlose. 


Auch bei diesem Gegenstande der Bundesgesetzgebung wie 
beim vorigen verzögerte sich die Ausführung, weil es nicht Gegen- 
stände der Bundesverwaltung, sogenannte Bundessachen, wie Zölle, 
Posten, Münzen, Pulver betraf, und mußte der Bundesrat wie beim 
vorigen erst durch die Bundesversammlung zur Ausführung ermahnt 
werden. Durch Bundesbeschluß vom 21. Dezember 1849?) wurde 
der Bundesrat „beauftragt“, baldigst einen Gesetzesvorschlag zur 
Ausführung des Artikels 56 (heute 68) vorzulegen, und inzwischen 
ermächtigt, die Artikel 8 und 9 des Konkordates vom 30. Juli 
1847®) auf die ganze Schweiz anzuwenden, d. h. den Heimatlosen 


1) B. B. 1864 III, 311; 1865 III, 672; 1866 II, 427, 621, 490; 1868 II, 
825 III, 335, 348, 358 und B. G. 9/368. 
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Aufenthaltsbewilligung in einem Kanton zu erteilen, bis sie einem 
Kanton förmlich zugeteilt wären, wodurch fürs erste das Umher- 
jagen der Heimatlosen von Kanton zu Kanton verhindert werden 
sollte. Dieses Konkordat bildete nur eine Ergänzung derjenigen 
vom 3. August 1819 und 17. Juli 1828!) betreffend Erteilung 
von Heimatrechten an die Heimatlosen. Laut dem ersten, dem 
Hauptkonkordat, zu dem das zweite nur einen Vollziehungsakt 
bildet, wodurch die Vollziehung des ersten unter die unmittelbare 
Leitung des Vorortes gestellt wurde — sollen die Heimatlosen in 
ihrem Heimatkanton bis zur Entscheidung über ihr Heimatrecht 
geduldet, diese Entscheidung aber durch Verhandlungen zwischen 
den Kantonen und eventuell durch eidgenössisches Recht herbei- 
geführt werden. Dieses Konkordat war zur Lösung der Heimatlosen- 
frage in doppelter und dreifacher Beziehung ungenügend: einmal 
gehörten ihm Schwyz und Graubünden nicht an; zweitens war die 
Einbürgerung nur in beschränktem Maße vorgesehen, für diejenigen 
Heimatlosen nämlich, die ein Heimatrecht in einem Kanton dartun 
konnten, und auch für diese Heimatlosen sollte nicht der Heimat- 
lose selbst, sondern nur der Kanton, in dem er sich aufhielt. 
auftreten und dieser scheute sich gegen den angeblichen Heimat- 
kanton aufzutreten, um nicht in einem anderen Falle selbst als 
angeblicher Heimatkanton von einem anderen Kanton belangt zu 
werden; der Vorort aber hatte, laut dem zweiten Konkordat, nur 
ein formales Leitungsrecht, nicht das Recht, selbst als Kläger 
aufzutreten. So war das Konkordat schon an sich ungenügend 
und blieb auch größtenteils unausgeführt. Nun kommt die Bundes- 
verfassung von 1848 mit ihrem Artikel 56, laut dem den Heimat- 
losen überhaupt Bürgerrechte und zwar von Bundesgesetzes wegen 
verschafft und überdies die Entstehung neuer Heimatlosenfälle 
verhindert werden sollte. Diesen Artikel auszuführen und ein 
bezügliches Bundesgesetz auszuarbeiten, wird dann durch den ge- 
nannten Bundesbeschluß vom 21. Dezember 1849 der Bundesrat 
aufgefordert. Nachdem das nötige Material aus den Kantonen 
gesammelt war, wird unter Zuzug einer Expertenkommission ein 
Gesetzesentwurf ausgearbeitet, mit Botschaft vom 830. November 
1850 an die Bundesversammlung überwiesen und von dieser in 
ihrer nächsten Wintersession das Bundesgesetz betreffend die 
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Heimatlosigkeit, vom 3. Dezember 1850), erlassen, das mit 
Ausnahme einer kleinen, noch unter der Bundesverfassung von 1848 
getroffenen Änderung bis heute bestehen geblieben ist, wie denn 
auch der Heimatlosenartikel 56 wörtlich gleich als Artikel 68 in 
die Bundesverfassung von 1874 übergegangen ist. 

Das Bundesgesetz verfolgt zwei schon durch den Verfassungs- 
artikel bezeichnete Aufgaben: Einbürgerung der aufgelaufenen 
Masse von Heimatlosen, wodurch die alte Heimatlosenplage aus 
der Welt geschafft werden soll, und Verhinderung neuer Heimatlosen- 
fälle, von welchen beiden Aufgaben die erste die weitaus wich- 
tigste und auch in ihrer Lösung im folgenden speziell ins 
Auge zu fassen ist. Durch Bundesgesetz vom 20. Dezember 1850 ?), 
also noch in der gleichen Session, wurde auch die Stelle eines 
Generalanwaltes, heute Bundesanwalt genannt, geschaffen,. und 
zwar nicht wegen der Bundesstrafrechtspflege, diese hätte namentlich 
damals für eine ständige Stelle zu wenig Beschäftigung gegeben, 
sondern wegen der vorauszusehenden Massenarbeit der Einbürgerung 
der Heimatlosen, weil dem Bund nun die Zuteilung von Heimat- 
losen an die Kantone zur Einbürgerung zukommt und obliegt. 
Und die Stelle ist auch nach Bewältigung des Hauptteils dieser 
Arbeit, vom Jahre 1856 an, vakant gelassen worden. Die Stelle 
war schon in der Bundesverfassung von 1848, Artikel 107 a, speziell 
deswegen vorgesehen?) und ist dann, nachdem sie für diese Auf- 
gabe noch unter der alten Bundesverfassung überflüssig geworden 
war, in der neuen Bundesverfassung fallengelassen worden; es 
bleibt also dabei, daß die heutige Bundesanwaltschaft, indem sie 
gegen den Willen der Bundesverfassung von 1874 einfach durch 
Gesetz neu eingeführt wurde, bundesverfassungswidrig ist*). Als 
Generalanwalt zu diesem Zwecke ist, kurz erwähnt, zuerst Migy 
von Pruntrut bestellt worden, kurz darauf aber Amiet von Solo- 
thurn, der nach Erledigung der Hauptarbeit Neujahr 1856 
zurücktrat, worauf die Stelle vakant blieb, bis sie durch die 
Bundesverfassung von 1874 einging und ihre Funktionen auf den 
Sekretär des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements über- 
gingen, dem sie heute noch trotz des neuen Bundesanwaltes, der 
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einen ganz anderen Beruf hat, obliegen!). Von Amiet rührt schon 
der erste Spezialbericht über das Heimatlosenwesen her?), be- 
merkenswert durch seinen Exkurs über die Geschichte desselben 
seit den Konkordaten, wie auch die folgenden. 

Und nun dieses Geschäft der Heimatloseneinbürgerung: es 
war eine Herkulesarbeit und hat auch die ganze Zeit der Dauer 
der Bundesverfassung von 1848 in Anspruch genommen, ja im 
letzten Kanton, wo es durchgeführt wurde (Tessin), ist es erst im 
Jahre 1874 zu Ende gekommen. Im einzelnen ist darüber folgendes 
hervorzuheben. Das Gesetz unterscheidet zwei Klassen von Heimat- 
losen: 1. Personen, welche in einem Kanton geduldet waren 
(Tolerierte) oder sogar bereits ein Kantonsbürgerrecht, aber kein 
Gemeinde- oder Ortsbürgerrecht besaßen (sogenannte Landsassen, 
ewige Einsassen, d. h. auf Landrecht oder Kantonsbürgerrecht 
sitzende Leute), während nach dem Bundesgesetz alle Heimatlosen 
(abgesehen von alten und bestraften Personen) nicht nur ein 
Kantons-, sondern auch ein Gemeindebürgerrecht erhalten sollten, 
und 2. eigentliche Heimatlose, das sind die Vaganten, die nirgends 
Duldung genießen. Diese beiden Klassen unterscheiden sich denn 
auch bei der Durchführung der Einbürgerung, insofern als die 
Vaganten viel weniger zahlreich und leichter einzubürgern waren 
als die Tolerierten und Landsassen, deren Einbürgerung sich 
hauptsächlich lange verzog. Daher zunächst von den Vaganten, 
Zum dritten kommen dann die Spezialfälle in Betracht, wo in- 
folge Grenzänderungen Heimatlose eingebürgert werden mußten, 
wie bei Abtretung des Dappenthals und in Cavajone (Graubünden). 

1. Vaganten. Die Gesamtzahl der Personen, für welche 
durch die eidgenössische Untersuchung Kantonsbürgerrechte aus- 
findig gemacht werden mußten, wurde zunächst auf ungefähr 836 
(Geschäftsbericht für 1856), dann präzis auf 838 angegeben (ebenso 
für 1857). Die Erledigung verzögerte sich gelegentlich, weil, 
wenn der Bundesrat einen Vaganten einem Kanton zur Einbürgerung 
zugeteilt hatte, dieser mit der Erklärung, ob er die Zuteilung an- 
erkenne, zögerte und durch das Gesetz keine Frist für diese Er- 
klärung festgesetzt war. Die Bundesversammlung ermächtigte im 
Bundesbeschluß vom 29. Juli 1857°) den Bundesrat, in jedem 
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Fall dem Zuteilungsbeschluß eine Frist für den Kanton zur Er- 
klärung, wenn er den Beschluß nicht anerkennen wolle, beizufügen. 
Eine gleiche Fristbestimmung erschien bei Einbürgerung von 
Tolerierten und Landsassen insofern überflüssig, als das Kantons- 
bürgerrecht in dem Kanton, wo sie toleriert oder bereits verbürgert 
waren, gegeben war und es sich hauptsächlich nur noch um Ein- 
bürgerung in eine Gemeinde des Kantons handelte. Diese alten, 
von Anfang des Gesetzes vorhandenen Fälle scheinen sämtlich bald 
danach zur Erledigung gekommen zu sein. Neue Fälle von Heimat- 
losigkeit wegen Vagantentums fielen nach dem Bundesbeschluß 
vom 23. Juli 1855!) den Kantonen zur Untersuchung zu, be- 
schäftigten aber auch noch den Bundesrat, soweit eine befehls- 
weise Zuweisung an einen Kanton notwendig wurde, kamen aber 
nur vereinzelt und immer seltener vor. Ein weiterer Erlaß be- 
trifft zwar auch die Vaganten, aber nicht ihre Einbürgerung, 
sondern ihre Heimschaffung in die Heimat- oder Wohngemeinde 
als Mittel der Verhinderung ihrer Heimatloswerdung. Das ist das 
Bundesgesetz betreffend Abänderung des Heimatlosengesetzes vom 
24. Juli 1867 ?). Dadurch wurde für Heimschaffung von Vaganten 
statt des bisherigen Grundsatzes der gegenseitigen Kostenvergütung 
derjenige der Unentgeltlichkeit des Transportes eingeführt — zu 
gleicher Zeit auch für den Transport bei Auslieferungen zwischen 
Kantonen durch Abänderung des Bundesgesetzes über Auslieferung. 

2. Tolerierte und Landsassen. Die Zahl dieser war 
unverhältnismäßig viel größer als die der Vaganten, weil sie von 
jeher und namentlich seit den Konkordaten mit ihrer Vorschrift 
zur Duldung der Heimatlosen einen förmlichen Bestandteil der 
festen Bevölkerung ausmachten: es waren über 25000 in der 
ganzen Schweiz, und ihre Einbürgerung war viel schwieriger durch- 
zuführen. Es handelte sich zwar nicht um Einbürgerung in einen 
Kanton, der Heimatkanton war hier gegeben, sondern nur um 
Einbürgerung in eine Gemeinde des Kantons, aber gerade das 
war schwierig, einerseits weil der Zustand dieser Leute als Tolerierte 
oder Landsassen althergebracht und daher altgewohnt und ein- 
gelebt war, und weil es sich andererseits nicht nur wie bei den 
Vaganten um einzelne Personen oder höchstens vereinzelte Familien, 
sondern um ganze, verzweigte Geschlechter handelte, die von den 
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Gemeinden hätten aufgenommen werden sollen, und zudem das 
Gemeindebürgerrecht von jeher etwas ganz anderes bedeutete als 
das Kantonsbürgerrecht, etwas ganz besonderes, auf das die Ge- 
meinden zu eifersüchtig waren, um es einer geringeren Klasse 
von Leuten einzuräumen, wie diese Tolerierten und Landsassen, 
die geduldet wurden, solange sie nicht den Bürgern gleichgestellt 
werden sollten. Die Einbürgerung fing daher an zu stocken, und 
als es im Jahre 1860, wo die Vaganteneinbürgerung so ziemlich 
erledigt war, mit den Tolerierten und Landsassen nicht vorwärts 
wollte, nahm die Bundesversammlung Anlaß, den Bundesrat zu er- 
suchen, auf die diesfalls rückständigen Kantone energisch zu 
drücken!). Dann neues Postulat im Jahre 1864°). Als der 
Bundesrat im Jahre 1868 konstatierte, daß immer noch drei 
Kantone (Tessin, Waadt und Wallis) im Rückstande seien, wurde 
die Bundesversammlung bestimmter und verlangte, daß die saum- 
seligen Kantone anzuhalten seien, bis spätestens 1. Januar 1870 
die Einbürgerung vorzunehmen?®); dann im Jahre 1889, als die 
Vollziehung bis zu diesem Zeitpunkt fraglich zu werden schien, 
es solle eventuell vom Bundesrat ein Spezialbericht und -antrag. 
um der Sache besonders zu Leibe zu gehen, erstattet werden‘). 
Als sich der Bundesrat im Jahre 1870, obschon die Sache 
noch nicht geordnet war, wieder mit einem allgemeinen, allerdings 
ausführlichen Berichte in seinem Geschäftsbericht glaubte be- 
gnügen zu können, verlangt die Bundesversammlung für die 
ordentliche Wintersession 1870 unbedingt einen Spezialbericht?), 
der auch erstattet wurde®). Im Jahre 1871 kam die Sache 
in Waadt zur Erledigung, 1872 auch in Wallis, im Tessin aber 
zog sie sich bis ins Jahr der neuen Bundesverfassung, 1874, hin. 
Mit Bezug auf Wallis erging noch auf Reklamation der betreffenden 
Landsassen von St. Maurice und Port-Valais und auf Wunsch 
des Bundesrates der Bundesbeschluß vom 4. März 1872”), wonach 
ewige I,andsassen gegen ihren Willen in keiner anderen Gemeinde, 
als in welcher sie das ewige Einwohnerrecht besitzen, eingebürgert 
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werden dürfen — ein Beschluß, der allgemein und prinzipiell er- 
scheint, doch keine weiteren, über den speziellen Fall hinaus- 
gehende Geltung mehr finden konnte, weil die übrigen Fälle zum 
größten Teil erledigt waren und neue Landsassen nicht mehr auf- 
kamen. 

3. Dappenthal und Cavajone. Es handelt sich nach 
beiden Seiten um Bewohner von solchen Gebietsteilen, die durch 
Verträge mit dem Nachbarstaat der Schweiz zugeteilt worden 
waren und damit Bürger der Schweiz und des betreffenden Kan- 
tons wurden, aber noch kein Gemeindebürgerrecht besaßen; es 
handelt sich also um Einbürgerung dieser Bewohner speziell in 
einer Gemeinde des betreffenden Kantons, und weil die Zuweisung 
an die Schweiz eine eidgenössische Angelegenheit war, um eine 
Vergütung des Bundes für Aufnahme in die Gemeinde. Das 
Dappenthal war durch Vertrag mit Frankreich vom 8. Dezember 1862 
an Frankreich gekommen, und dafür war von Frankreich an die 
Schweiz am westlichen Abhang des Noirmont ein Streifen Landes 
abgetreten worden; um die Bewohner dieses Streifens handelte es 
sich, und für die Einbürgerung dieser Bewohner (15 Personen) 
in waadtländische Gemeinden bezahlte der Bund 8000 Fr.!). Bei 
Cavajone, einem Örtehen im Puschlav, zwei Stunden von Brusio, 
handelte es sich nicht eigentlich um eine Abtretung, sondern bloß 
um eine Grenzregulierung mit Italien (vom 27. August 1863 und 
22. August 1864), durch welche aber das betreffende Dörfchen, 
um das sich bisher Brusio in Graubünden und Tirano im Veltlin 
gestritten hatten, definitiv der Schweiz und dem Kanton Grau- 
bünden zugewiesen wurde; von der Bevölkerung von Cavajone 
war der größte Teil im Laufe der Zeit und wegen der Un- 
bestimmtheit der Grenze wirklich heimatlos geworden (14 Familien 
mit 71 Köpfen, während vier Familien als Bürger von Tirano 
und damit als Italiener anerkannt waren). An die Einbürgerung 
dieser Heimatlosen in der Gemeinde Brusio leistete der Bund 
einen Beitrag von 17900 Fr.?). 


i) Seuchen. 


Schon durch die erste Bundesverfassung, Artikel 59, waren 
die Bundesbehörden für befugt erklärt worden, „bei gemein- 
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gefährlichen Seuchen gesundheitspolizeiliche Verfügungen zu er- 
lassen“. Unter „Verfügung“ ist an sich nur eine Anordnung im ein- 
zelnen Fall, also eine Verwaltungsmaßnahme zu verstehen, und der 
Bund hat sich auch im Anfang (von 1852 an) auf solche Anordnungen 
im Falle von ausgebrochenen Seuchen, Viehseuchen (namentlich 
der von Österreich stets drohenden Rinderpest)!) und Menschen’ 
seuchen (wie die Cholera im Jahre 1866) beschränkt. Wie sich 
aber aus dem Recht der Verfügung schon nach allgemeinen Grund- 
sätzen das Recht zur Verordnung herleitet, so auch im Bund, und. 
es hat dieser sogar, nach der seitherigen Auslegung des Bundes- 
rechtes, da wo er zu Verfügungen berechtigt ist, das Recht der 
Gesetzgebung, und der Bund ist dann auch zur Verordnung 
und weiter zur Gesetzgebung im Seuchenwesen gelangt, 
unter der alten Bundesverfassung freilich nur für Viehseuchen 
und auf folgendem Wege. Im Jahre 1863 hatte anläßlich der 
internationalen landwirtschaftlichen Ausstellung in Hamburg eine 
Zusammenkunft von Tierärzten aus verschiedenen europäischen 
Staaten stattgefunden, welche die Notwendigkeit gemeinsamer und 
übereinstimmender Maßnahmen gegen Viehseuchen, namentlich 
beim Eisenbahnverkehr betonte, und auch Aargau verlangte vom 
Bund strengere Überwachung des Eisenbahnverkehrs in dieser 
Beziehung. Der Bundesrat erließ dann, seiner Kompetenz zu einer 
Verordnung noch nicht sicher, einen Entwurf zu einer bezüglichen 
Verordnung an die Kantone?), die sich damit einverstanden er- 
klärten, außer Basel-Stadt und St. Gallen, welche die Kompetenz 
des Bundes bestritten, und so kam es zur bundesrätlichen Ver- 
ordnung über den Viehtransport auf den schweizerischen Eisen- 
bahnen, vom 1. März 1865), dem ersten allgemeinen Erlaß des 
Bundes in der Seuchenpolizei, der mit den Beschlüssen des tier- 
ärztlichen Kongresses von Hamburg übereinstimmte. Im folgenden 
Jahre wurde von den Kantonen wegen der ständigen Viehseuchen- 
gefahr und wegen der Unzulänglichkeit des Konkordates gegen 
Viehseuchen, von dem ein Kanton (wie Schwyz es tat) nur zurück- 
zutreten brauchte, um sich gemeinsamen Maßnahmen zu entziehen, 
eine ausgedehntere Regulierung der eidgenössischen Gesundheits- 
polizei gegen Viehseuchen, also nicht nur betreffend Eisenbahn- 
verkehr und gegen alle’ Arten von Viehseuchen verlangt, und von 


1) Vgl. B. B. 1863 III, 438. 
2) B. B. 1864 I, 13. 
3) B. G. 8/409. 
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der zu diesem Zweck bestellten eidgenössischen Kommission 
wurde eine alle Viehseuchen und mit Bezug auf den ganzen Vieh- 
verkehr umfassende eidgenössische Verordnung entworfen und 
dabei für die Vollziehung einer solchen Verordnung der Grund- 
satz aufgestellt, daß die danach zu ergreifenden Maßnahmen von 
den Kantonsbehörden auszugehen und ein unmittelbares Ein- 
schreiten der Bundesbehörde nur bei der Rinderpest (wegen ihrer 
großen und schnellen Verbreitungsfähigkeit, also ihres besonders 
gefährlichen Charakters) und in Kriegszeiten bezüglich der Pferde 
und des Schlachtviehes Platz zu greifen habe. Der Entwurf der 
Verordnung blieb liegen, bis infolge Auftrages der Bundes- 
versammlung im Sommer 1870 ein Bundesgesetz entworfen und 
angenommen wurde: das ist das Bundesgesetz über polizeiliche Maß- 
regeln gegen Viehseuchen, vom 8. Februar 18721), das heute noch in 
Geltung steht. 


k) Öffentliche Werke. 


Die Stellung im Rechte des Bundes. Auch die 
öffentlichen Werke sind wie früher die Seuchen solche Angelegen- 
heiten, für welche der Bund an sich kein Gesetzgebungsrecht besitzt, 
sondern die bloß in die Verwaltung des Bundes fallen. Immerhin sind 
es Angelegenheiten, die kraft Bundesverfassung in die Verwaltung des 
Bundesfallen, also ebenfalls eine rechtliche, durch das Recht des Bundes 
vorgesehene Tätigkeit des Bundes bilden, während die weiteren 
bloßen Verwaltungstätigkeiten. des Bundes, die nachher unter 1 
zur Sprache kommen, ein Ausfluß seiner freien Tätigkeit sind. 
Nur für das Hilfsmittel der Betätigung in öffentlichen Werken, 
für die Expropriation, von der hier aber wegen ihres rechtlichen 
Zusammenhangs mit dem Privatrecht nicht weiter zu reden ist, 
wurde der Bund ausdrücklich zur Gesetzgebung ermächtigt. Aber 
auch wo der Bund an sich nur zur Verwaltung berechtigt ist, hat 
er auch das Recht der Gesetzgebung, wenigstens insoweit, um die 
Grundsätze, nach denen er sein Recht der Verwaltung auszuüben 
gedenkt, gesetzgeberisch festzustellen, so betreffend die öffentlichen 
Werke wie betreffend die Seuchen (oben S. 95), und was die 
öffentlichen Werke speziell angeht, so ist bezeichnend, daß der 
Bund gerade diejenigen, die zwar beim Eintritt des neuen Bundes 
auch noch eine neue Erscheinung darstellten, aber sofort als die 
wichtigsten der sogenannten öffentlichen Werke erschienen, nämlich 


1) B. B. 1870 III, 1007 und B. G. 10/1029. 
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die Eisenbahnen, zum Gegenstande seiner Gesetzgebung machte, 
und daß sie auch der erste Gegenstand waren, mit dem er sich 
als öffentliche Werke beschäftigte. 

Normierung in derBundesverfassung. Der Artikel 
der Bundesverfassung, der sich mit den öffentlichen Werken be- 
faßt und sie dadurch zu einer Rechtsinstitution des Bundes erhebt, 
ist Artikel 21 (neu 23). Die Veranlassung zur Aufnahme dieses 
Artikels in die Bundesverfassung lag in der bisherigen Tätigkeit 
des Bundes: in der Oberaufsicht über die Straßen von eidgenössischem 
Interesse und im Schutz des Linthunternehmens, den er über- 
nommen hatte; was er bisher als freie Tätigkeit geübt hatte, dazu 
sollte er nun ein konstitutionelles Recht erhalten und damit 
diese Tätigkeit als förmliche Aufgabe übernehmen. Der Ver- 
anlassung entsprechend ist der Begriff: öffentliche Werke sind 
Bauwerke im öffentlichen Interesse, aber nicht Bauwerke jeder 
Art, sondern nur die Werke der Ingenieurkunst: Straßenbauten 
und Gewässerkorrektionen, im weiteren Eisenbahnen, Trocken- 
legungen, endlich auch Verbauungen und Aufforstungen der 
Quellengebiete zum Schutz gegen I,kawinen, Erdstürze usw. — 
nicht dagegen Hochbauten, wie Bundesrathaus, Postgebäude, Ka- 
sernen usw. Und dem näheren Inhalte nach gibt Artikel 21 mit 
Bezug auf öffentliche Werke dem Bund ein dreifaches Recht: 
1. solche Werke, sofern sie im Interesse der Eidgenossenschaft 
oder eines großen Teiles derselben liegen, selbst zu errichten 
oder die Errichtung zu unterstützen, 2. zu diesem Zwecke das 
Recht der Enteignung geltendzumachen und darüber bundes- 
gesetzliche Bestimmungen, also ein eidgenössisches Expropriations- 
gesetz zu erlassen, und 3. umgekehrt solche Werke Dritten, Kan- 
tonen oder anderen öffentlichen Korporationen, auch Privaten zu 
untersagen, wenn sie die militärischen Interessen der Eid- 
genossenschaft verletzen. 

In Ausführung des Bundesverfassungsartikels kamen zunächst 
die Eisenbahnen an Jie Reihe, dann Gewässerkorrektionen und 
Straßenbauten, welche letztere aber den Gewässerkorrektionen in- 
sofern vorangehen, als sie von altersher Gegenstand der Bundes- 
aufsicht bildeten; zuletzt Schutzbauten und Aufforstungen im 
Hochgebirge, die dann zu einer gesetzgeberischen Aufgabe des 
Bundes durch die neue Bundesverfassung von 1874 erhoben werden. 
Nach diesen vier Arten von öffentlichen Werken teilt sich die 
folgende Darstellung. 
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I. Eisenbahnen. 


Es ist zu unterscheiden zwischen der gesetzgeberischen Tätig- 
keit des Bundes durch Erlaß eines Eisenbahngesetzes und der 
weiteren, hauptsächlich in der Anwendung des ee 
bestehenden Verwaltungstätigkeit des Bundes. 

Das Eisenbahngesetz vom Jahre 1852, das erste und 
einzige bis zum Jahre 1872. Der Erlaß dieses Gesetzes bildete 
die erste Betätigung des neuen Bundes in Sachen der öffentlichen 
Werke. Zunächst ein Wort über die Entstehung desselben. Die 
Anregung zum Eingreifen des Bundes in das Eisenbahnwesen ging 
von der Bundesversammlung aus, und zwar richtete sich die An- 
regung, abgesehen vom Auftrag zur Vorlage eines Expropriations- 
gesetzes, das schon in der Bundesverfassung vorgesehen war und auch 
bald erlassen wurde (1. Mai 1850), hier aber nicht weiter zu besprechen 
ist — nicht auf Erlaß gerade eines Eisenbahngesetzes, noch weniger 
eines Eisenbahngesetzes in diesem oder jenem Sinn, sondern auf den 
Plan eines Eisenbahnnetzes für die ganze Schweiz und auf die Frage 
der Beteiligung des Bundes bei dessen Ausführung (Selbsterrichtung 
durch den Bund oder Unterstützung gemäß Artikel 21 der Bundes- 
verfassung), in der Meinung, daß sich danach die rechtliche 
Normierung bzw. der Erlaß eines Gesetzes bestimme. — Durch 
Beschluß der Bundesversammlung vom 18. Dezember 1849 wurde 
der Bundesrat beauftragt, mit möglichster Beschleunigung der 
Bundesversammlung vorzulegen: a) den Plan zu einem allgemeinen 
schweizerischen Eisenbahnnetz unter Zuziehung unbeteiligter Ex-- 
perten zur Vornahme der technischen Vorarbeiten, b) betrifft den 
Erlaß des eidgenössischen Expropriationsgesetzes, c) Gutachten 
und Anträge betreffend die Beteiligung des Bundes bei der Aus- 
führung des schweizerischen Eisenbahnnetzes, die Konzessions- 
bedingungen für den Fall der Herstellung der Eisenbahnen durch 
Privatgesellschaften usw. Nach diesem Auftrage, wie auch nach 
der Natur der Sache, teilte sich die Untersuchung in eine tech- 
nische und eine finanzielle, und nach dem Ergebnis der beiden 
sollte sich die weitere Beschlußfassung bzw. das zu erlassende 
Gesetz richten. Vom Bundesrat wurde die erstere Untersuchung 
dem englischen Ingenieur Robert Stephenson, „M. P.“ (d. h. 
member of Parliament, Mitglied des Parlaments), Sohn des als 
Hauptbegründer des Eisenbahnwesens überhaupt und des englischen 
speziell beriihmten George Stephenson, übertragen, der die Unter- 
suchung unter Mitwirkung eines zweiten englischen Ingenieurs, Henry 
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Swinburne, vornahm und seinen Bericht auch unter dessen Mit- 
unterschrift erstattete. Für die finanzielle Frage wurden Ratsherr 
Geigy von Basel und Ingenieur Ziegler (der berühmte Kartograph 
J, M. Ziegler zum Palmengarten in Winterthur, der später die 
kartographische Anstalt Wurster & Cie. in Winterthur gründete) 
als Experten bestellt, die zwar in der Hauptfrage betreffend den 
finanziellen Bedarf für ein schweizerisches Eisenbahnnetz und die 
Unentbehrlichkeit der Hilfe des Staates dabei einen gemein- 
schaftlichen Bericht abgaben, in der Folgefrage aber nach der Art 
und Weise der Mitwirkung des Staates bzw. Bundes, die schließlich 
zur Hauptfrage wurde, in ihren Ansichten auseinandergingen und 
auch getrennte Berichte erstatteten. Darauf erfolgte die Botschaft 
des Bundesrates vom 7. April 1851, mit welcher ein „Gresetzes- 
entwurf über Errichtung von Eisenbahnen“ an die Bundes- 
versammlung begleitet war. Die Angelegenheit gelangte zuerst 
an den Nationalrat und wurde von diesem einer Kommission aus 
seiner Mitte zu näherer Prüfung übertragen. Auf besonderes Ver- 
langen dieser Kommission ließ der Bundesrat durch zwei Ex- 
perten noch die Frage begutachten, welchen Einfluß die Eisen- 
bahnen insbesondere auf die Landwirtschaft und die kleinen Gewerbe 
ausüben werden (nicht im Bundesblatt). — Die Integralerneuerung 
des Nationalrates im Oktober 1851 unterbrach jedoch die 
Kommissionalarbeiten, und die Fortsetzung konnte erst im Jahre 
1852 wieder stattfinden. Im Mai 1852 erschienen die Berichte 
dieser elfgliedrigen Kommission, getrennt nach einer Mehrheit und 
einer Minderheit, in die sich die Kommission in der Hauptfrage ge- 
teilt hatte; die Mehrheit, bestehend aus sechs Mitgliedern (Pioda, 
Bischoff, Stämpfli, Peyer im Hof, Siegfried und Steiger) empfahl den 
. Staatsbau durch Bund und Kantone in Verbindung miteinander, 
während die Minderheit von fünf Mitgliedern (Escher, Kern, Blanche- 
nay, Bavier, Hungerbühler) den Bau und Betrieb von Eisenbahnen 
den Kantonen, bzw. der Privattätigkeit überlassen wollte. Am 
8. Juli 1852 kam die Frage im Nationalrat zur Entscheidung, und zwar 
verwandelte sich hier die Minderheit in die Mehrheit, und im gleichen 
Sinn entschied sich auch in der Julisession der Ständerat. So kam 
das erste Eisenbahngesetz des Bundes, das Bundesgesetz über den 
Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft 
vom 28. Juli 1852, zustande). 


1) B. G. 17286; B. B. 1850 III, 429, 579, 655, 693, 713, 853; 1851 I, 
314, 347; 1852 II, 1, 157 und 285; 49, und B. G. 83/170. 
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DerInhaltdes Bundesgesetzes. Die erste und Haupt- 
frage, ob Staatsbau (Bundesbau) oder Privatbau, ist im ersten 
Artikel zugunsten des Privatbaues entschieden, also im Sinne des 
Konzessionssystems, im Gegensatz zum Regiesystem, und die 
weiteren Artikel enthalten einfach die nähere Regulierung des 
Konzessionssystems (Erteilung der Konzession, Bedingung, Recht 
und Form der Erteilung, und Vorschriften betreffend die Aus- 
übung der Konzession, also über Bau und Betrieb von Eisenbahnen). 
Das Gesetz scheidet sich also virtuell förmlich in Artikel 1 und 
die übrigen Artikel (bis 21). 

Nun die Hauptfrage. Schon im ersten Teil des Auftrages 
der Bundesversammlung an den Bundesrat lag der Gedanke des 
Staatsbaues eingeschlossen ; insofern: wenn ein organisches Netz 
von Eisenbahnen über die ganze Schweiz beabsichtigt und nicht 
nur in den rentabelsten Linien zur Ausführung gelangen sollte, 
wie es von der Privattätigkeit nicht anders zu erwarten war, so 
mußte eben der Staatsbau eintreten, und zwar nicht nur für die 
unrentabeln, sondern, um diese zu ermöglichen, besonders auch 
für die rentabeln Linien, also kurz für das ganze Netz überhaupt. 
Und schon die technischen Experten, Stephenson und Swin- 
burne, waren, obschon sie die Frage des Staatsbaues nicht direkt 
anging, in dieser Gedankenfolge dazu gelangt, den Staatsbau zu 
empfehlen. Sie hatten folgendes Netz vorgeschlagen: 1. eine 
Stammlinie im schweizerischen Mittelland von Solothurn der Aare 
und Jer Limmat nach bis Zürich, mit Verlängerungen einerseits 
von Zürich bis an den Bodensee (nach Romanshorn und Rorschach) 
und andererseits von Solothurn bis an den Genfer See, so daß eine 
große Transitlinie durch die ganze Schweiz von Nordosten nach 
Südwesten entstehen würde; 2. die Kreuzungslinie Basel-Luzern, 
bestehend aus der Hauensteinlinie (von Basel über Liestal nach 
Olten) und der Linie Olten-Luzern, wodurch Olten als Kreuzungs- 
punkt des ganzen Netzes vorgezeichnet war; 3. Seitenlinien: vom 
Bodensee (Rorschach) nach Sargans und von hier vorwärts nach 
Chur und rückwärts nach Wallenstadt, ferner Schaffhausen- 
Winterthur, Rheintallinie (Basel-Koblenz-Brugg), Olten-Bern-Thun; 
4. endlich für sich bestehend: von Bellinzona einerseits nach 
Lugano und andererseits nach Locarno. Dabei hatten sie zwei 
Grundsätze ausdrücklich als irrig bezeichnet: 1. daß die un- 
beschränkte Konkurrenz gut und 2, daß die kürzeste Linie, ohne 
Rücksicht auf die seitwärts liegenden Gegenden, ihre Bevölkerung 
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und Interessen, die beste sei. Stephenson, der die Nachteile 
des Privatbahnsystems in England, wo dasselbe bisher ausschließlich 
befolgt worden war, in der Nähe kennen gelernt hatte, warnte 
entschieden davor, in der Schweiz diesem verderblichen Beispie] 
zu folgen. Mit der Verwerfung des ersten Grundsatzes nun hatten 
sich die Experten indirekt für den Staatsbau ausgesprochen, und 
es ist bemerkenswert, daß nach Freigabe des Privatbaues und 
damit der Konkurrenz gewisse Linien des projektierten Netzes 
gar nicht oder erst spät, und dafür nicht projektierte Linien, weil 
sie rentabler erschienen, ausgeführt bzw. zuerst ausgeführt wurden, 
kurz die bekannte Planlosigkeit des Eisenbahnbaues in der Schweiz 
eintrat. 

Sodann Geigy und Ziegler, die Experten für die Finanz- 
frage, denen also implizite die Frage, ob Staats- oder Privatbau, direkt 
zustand. Beide erklärten gemeinschaftlich, daß durch freie Kon- 
kurrenz allein und ohne Beteiligung des Staats während einer 
Reihe von Jahren in der Schweiz keine Eisenbahnen entstehen 
könnten, daß also Staatsbeteiligung nötig sei; sie weichen in ihrer 
Meinung aber in der Frage nach der Art dieser Staatsbeteiligung 
voneinander ab, ob nicht der Staat selbst die Eisenbahnen bauen 
solle, statt sie Privaten zu überlassen und diese bloß zu unter- 
stützen, kurz sie teilten sich in der Frage, ob Staats- oder Privat- 
bau: Geigy erklärte sich für Staatsbau, Ziegler für Privatbau. 
Die Gründe Geigys für den Staatsbau lassen sich folgendermaßen 
gruppieren: 1. Die Privatwirtschaft hat im Eisenbahnwesen keinen 
Vorzug vor der Staatswirtschaft. Es sind nicht einzelne Privat- 
unternehmer, welche bei Eisenbahnen dem Staat gegenüber in 
Betracht kommen, sondern Gesellschaften, Aktiengesellschaften, 
und weder die Natur der Verhältnisse noch die Erfahrung zeige 
irgendeinen Vorzug auf der Seite von Aktiengesellschaften. 
Jener wahre Satz, daß das Privatinteresse immer kräftiger ver- 
treten und besser besorgt sei als das Staatsinteresse, lasse sich 
auf die vorliegende Frage keineswegs anwenden, denn in beiden 
Fällen liege die Verwaltung nicht in der Hand des Eigentümers, 
sondern in der von Delegierten... Ebensowenig biete eine 
Privatgesellschaft eine schärfere Kontrollierung; es bestehe dies- 
falls bloß die Versammlung der Aktionäre, die meist in wenigen 
Personen vertreten sei. Die bekannte Tatsache, daß die Staats- 
bahnen durchschnittlich mehr gekostet haben und weniger ein- 
tragen, finde ebenfalls keine Anwendung, weil der Bau und Be- 
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trieb ganz auf dieselbe Weise besorgt werde wie bei den Privat- 
gesellschaften. Wenn übrigens die Staatsbahnen oft weniger 
eintragen als Privatbahnen, so finde diese Erscheinung wohl ihre 
genügende Erklärung in dem Umstand, daß der Tarif der Staats- 
babnen wegen der Berücksichtigung der allgemeinen Interessen 
fast überall niedriger sei, und daß die Privatgesellschaften nur 
die gewinnreicheren Linien ausführen und die schwierigern und 
zweifelhafteren dem Staate überlassen, zu deren Ausführung er ge- 
zwungen sei, wenn ein vollständiges Eisenbahnnetz entstehen solle. 
Neben manchen gut verwalteten Privatbahnen seien auch die 
Beispiele von einer nachlässigen und eigennützigen Geschäfts- 
führung bei Aktiengesellschaften zahlreich genug, um zu zeigen, 
daß diese Form nicht vor Mißbräuchen schütze. — 2. Umgekehrt 
lägen im Wesen der Eisenbahnen selbst überwiegende Gründe 
für die vom Staate ausgehende Führung, es habe also im Eisen- 
bahnwesen speziell der Staatsbau Vorzüge vor dem Privatbau. 
Eisenbahnen seien vollkommenere Straßen und vollkommenere 
Posteinrichtungen; beide gehören bereits auf der jetzigen Stufe 
ihrer Ausbildung in die unbestrittene Aufgabe des Staates, warum 
also diese Verkehrsmittel auf ihrer höheren Stufe demselben fern- 
bleiben sollten? Möge auch das wohlverstandene Interesse einer 
Privatgesellschaft mit dem allgemeinen Interesse meistens gleich- 
laufend sein, so seien doch manche Fälle denkbar, wie z. B. die 
Konkurrenz der verschiedenen Länder um den Transit, in denen 
die Eisenbahnen nur in der Hand des Staates ihre volle Be- 
deutung und Nützlichkeit entfalten könnten. Der ganze Ge- 
schäftskreis der Eisenbahnverwaltung streife so nahe an das 
Post-, Polizei- und zuweilen auch an das Militärwesen, daß für 
den Fall der Vereinigung in der Hand des Staates bedeutende 
Vereinfachungen möglich, für den Fall der Trennung aber störende 
Reibungen fast unvermeidlich seien. Wenn es eine einzige Ge- 
sellschaft sei, welche die sämtlichen Teile des schweizerischen 
Bahnnetzes baue und betreibe, so entstehe ein übermächtiger Staat 
im Staate, und wenn es verschiedene Gesellschaften gebe, so sei 
für Kollisionen aller Art eine neue und ausgiebige Quelle er- 
öffnet. — 8. Für den Staatsbau spreche auch die Erfahrung. Die 
obschwebende Frage sei nicht ganz neu; sie sei schon in manchen 
Staaten erörtert und entschieden worden. Belgien habe auf dem 
Wege der Staatsübernahme in der kürzesten Zeit ein umfassendes 


und wohlgeordnetes Eisenbahnsystem geschaffen und diesem Bei- 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 14 
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spiel seien nicht nur Staaten gefolgt wie Baden, Württemberg, 
Hannover und andere mehr, welche zur Herstellung von Eisen- 
bahnen noch den ersten Schritt zu tun hatten, sondern auch 
Staaten wie Bayern, Österreich, Sachsen und Preußen, in denen 
schon die freie Konkurrenz von Privatgesellschaften und ver- 
schiedene Beteiligungsarten des Staates in Anwendung gekommen 
waren. Bezeichnender sei aber noch die Tatsache, daß viele Re- 
gierungen selbst mit großem Opfer zum Erwerbe von Privat- 
bahnen geschritten seien. Hingegen sei kein einziger Fall von 
dem umgekehrten Entwicklungsgang bekannt. Kein Staat habe 
die Verwaltung einer Eisenbahn wieder an Privatgesellschaften 
übergeben. — Greigy beantragte übrigens die Staatsbahn nicht 
speziell als Bundesbalın; sondern als gemeinschaftliches Unter- 
nehmen des Bundes und der Kantone, ein Verhältnis, das aber 
hier weiter nicht in Betracht kommt. 


Andererseits Zie gler. Er argumentiert zugunsten des Privat- 
baues mit folgenden Sätzen, deren Weisheit schon zu ihrer Zeit 
abgestanden war: dem Staat solle nichts überlassen werden, was 
auf andere Weise ausgeführt werden könne (ganz nach W. v. Hum- 
boldt, der den Staat noch als notwendiges Übel erklärte); schon 
jetzt sei die Aufgabe des Staates groß genug, daß sie ohne dringende 
Not nicht erschwert werden dürfe. Ferner: da wo der Staat 
mit der Privattätigkeit konkurriere, arbeite er teurer und in vielen 
Fällen weniger gut; das finde seine Anwendung auch auf Eisen- 
bahnen: Bau und Betrieb derselben komme dem Staate teurer zu 
stehen als Privatgesellschaften — ein Satz, .den gerade Geigy 
widerlegt hat. Doch gibt Ziegler gleich darauf zu, daß der 
mangelnden Staatsbeteiligung im Eisenbahnwesen die über die 
Eisenbahnaktienbesitzer vor wenigen Jahren hereingebrochene 
gewaltige Krise zuzuschreiben sei. Der Schweizer sträube sich 
auch nicht mit Unrecht gegen Staatsschulden (die von Geigy für 
den Staatsbau in Form einer Zinsengarantie für die nach Kreisen 
aufzunehmenden Anleihen vorgesehen waren); ebenso begründet 
sei die Abneigung des Schweizers gegen eine allzu weit getriebene 
Zentralisation — ein speziell partikularistischer oder föderalistischer 
Standpunkt. Noch i immer seien die freiwilligen und gemeinnützigen 
Leistungen, die Vereine und Gemeinden, die stärksten Träger des 
Fortschrittes usw. Ziegler war eben nur ein Gelehrter seines 
speziellen Faches, "Geigy zugleich Staatsmann. 
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Der Bundesrat stellte sich in seiner Botschaft an die Bundes- 
versammlung und im Entwurfe eines Eisenbahngesetzes ganz auf 
den Standpunkt Geigy’s. Außer den von Geigy gegen den Privat- 
bau und für den Staatsbau angeführten Gründen macht der Bundesrat 
den Zusammenhang des Eisenbahnwesens mit der Staatsverwaltung 
geltend in zwei einzigen, aber schlagenden Sätzen: „Der Bund 
bleibt auf solche Weise Meister in seinem Lande und behält sich 
jederzeit freie Hand. Es ergibt sich Einklang in den Verwaltungs- 
zweigen, Übereinstimmung des Verfahrens mit anderen Staats- 
interessen; es bedarf dann keiner Konzessionen, um fürsichtig 
allen künftigen Eventualitäten zu begegnen; man schafft sich keine 
Kollisionenund keine Reue“ — das letztere Wort erscheint heute 
als ein prophetisches Wort, nach all den Erfahrungen mit den 
Privatbahnen, und nachdem die Schweiz endlich und mit so schweren 
Kosten zum System der Staatsbahnen zurückgekehrt ist. Die 
Besorgnis wegen des Staatsbaues lag dem Bundesrat nur in der 
Geldfrage; aber auch diese Besorgnis widerlegte er, und in dieser 
Beziehung kam ihm, der die finanzielle Lage des schweizerischen 
Staates zu übersehen imstande war, ein maßgebendes Urteil zu. 
Die Rechnung war folgende. Nach den Berechnungen der Ex- 
perten ließ sich das ganze vorgeschlagene Netz, bei einspuriger 
Bahn und unter Benutzung der Wasserstraßen, mit einem Kapital 
von 101 736 8000 Fr. ausführen. Dieses Kapital sollte durch An- 
leihen auf den einzelnen Abteilungen aufgenommen werden und 
dafürvom Staate eine Zinsengarantie zu 3'/, 0/o übernommen werden, 


also im ganzen von . . . ....83560788 Fr., 
davon ab der expertengemäß berechhete Hemertess 2034736 „ 





so daß im schlimmen Fall mau. . . .... 1526 052 Fr. 


jährlich gedeckt werden müßten. Hiervon hätte der Bund 


einen Drittel mit . . . i ; .00...908684 Fr. 
und die zunächst beteiligten Kartons zwei Drittel mit 1017368 „ 





beide zusammen also obige Summe von. . . . 1526052 Fr. 





zu tragen. Sollten jedoch vorerst nur die rentableren Teile zur 
Ausführung kommen — beispielsweise eine zusammenhängende 
Linie von Genf bis Rorschach und von Basel bis Olten — so 
würde der Bau dieser Bahnen nur die Hälfte obiger Kosten er- 
fordern, und der Bund hätte selbst in dem Falle, daß auch diese 


14* 
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rentableren Linien nur 2°/o Reinertrag bringen sollten, nur noch 





einen Beitrag von. -. . 2 2 2 ee 20.0.0. 294342 Fr. 
zu leisten, die Kantone. . . 2 2 2.2.2..2...908684 „ 
zusammen 22 2 ee ee en 0.0. 763026 Fr. 


Wenn aber die interessierten Kantone selbst das ihnen zugemutete 
Opfer von zwei Dritteln der Zinsengarantie nicht bringen wollten. 
so habe auch der Bund kein Interesse, größere Leistungen zu 
übernehmen, und falle im Gegenteil auch sein Beitrag dahin, und 
werde er um so mehr entlastet. Kurz, die vom Bund zu über- 
nehmenden Leistungen würden in jedem Falle auf ein Maß zurück- 
geführt, das seine Kräfte nicht tbersteige.. — Der Bundesrat 
beantragte also Staatsbau (durch Bund und Kantone) und schlug 
als Linien die bereits im Eisenbahnnetz der technischen Expertise ent- 
haltenen, nur mit genauerer Bezeichnung, vor. Gegenüber der bereits 
bestehenden schweizerischen Nordostbahngesellschaft (für die Linie 
Zürich-Baden, die sogenannte Spanischbrödlibahn, die am 16. August 
1847 eröffnet worden war—. die zweite von dieser inzwischen, im Jahre 
1862, als „N.-O.-B.“ gebildeten Eisenbahngesellschaft erworbene 
Konzession, für die Linie Zürich-Romanshorn, fällt schon in die 
Zeit nach Erlaß des ersten Eisenbahngesetzes des Bundes) bleibe 
entweder gütliche Verständigung oder Ablösung nach Vorschrift 
des Bundesgesetzes über die Verbindlichkeit zur Abtretung von 
Privatrechten vorbehalten (Artikel 4 des Entwurfes). 

Und nun die Stellung der Nationalratskommission zur Frage 
nach ihrer Mehrheit und nach ihrer Minderheit. Die Mehrheit 
der Nationalratskommission wollte auch Staatsbau bzw. Staats- 
beteiligung, aber nicht in der Form einer Zinsengarantie durch 
Bund und Kanton gemeinsam, sondern einer einfachen Anleihe 
durch den Bund, dem gegenüber die Kantone allerdings für eine 
Quote der möglichen Ausfälle einzustehen hätten, aber nur zur 
Hälfte, nicht zu zwei Drittel wie bei der Zinsengarantie. Das 
war die Hauptänderung gegenüber dem Vorschlag des Bundesrates 
und betraf auch die Hauptseite der Frage, ob Staatsbau oder 
Privatbau — die finanzielle Frage. Die weiteren Änderungen im 
Vorschlag der Kommissionsmehrheit gegenüber dem des Bundes- 
rates betrafen sekundäre Punkte, Es sollte das ganze Eisenbahnnetz 
in sechs bestehende Gebiete eingeteilt werden, um auch den Bau 
von weniger rentablen Linien im voraus zu sichern, und es sollte 
die Ausführung in drei Hauptperioden von je vier Jahren naclı 
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der Wichtigkeit oder Dringlichkeit der Linien vorgenommen werden 
— von den Abänderungsvorschlägen betreffend den Behörden- 
organismus für das Eisenbahnwesen ganz abgesehen. Also Bundes- 
anleihe, das war das Hauptpostulat der Mehrheit. Dieselbe betrug 
im ganzen nach den für das von der Mehrheit der Kommission vor- 
geschlagene dichtere Netz berechneten Anlagekosten 124 577 000 Fr., 
sollte aber nicht auf einmal, sondern nach den drei Bauperioden 
in Stücken (von 25 782000 Fr.; 53661930 Fr. und Rest) erhoben 
werden, und der für den ungünstigen Fall über die Einnahmen 
aus den Eisenbahnen selbst hinaus auf 452210 Fr. per Jahr be- 
rechnete Ausfall sollte vom Bund zu seinem Teil aus vermehrten 
Einnahmen auf anderen Zweigen eingebracht werden. Dieses 
Postulat einer Bundesanleihe war jedenfalls ein taktischer Fehler 
in doppelter Beziehung. Einmal war es nicht klug, den bundes- 
rätlichen Vorschlag durch wesentliche Abänderungen überhaupt 
zu schwächen, wo es galt, vor allem die Privatspekulation aus 
dem Felde zu schlagen, und sodann stieß man speziell mit einer 
Bundesanleihe fast alle vor den Kopf, diejenigen, welche Staats- 
anleihen überhaupt abgeneigt waren, und das war damals die 
ganze öffentliche Meinung der Schweiz, und diejenigen, welche 
speziell noch um die Finanzen des jungen Bundes besorgt waren 
— abgesehen davon, daß die Berechnungen der Mehrheit manchem 
optimistisch vorkommen mochten und jedenfalls dem, was der 
Bundesrat an zu deckendem Defizit festgestellt hatte, widersprachen. 
Und diese Abänderungen am bundesrätlichen Vorschlag und der 
Vorschlag des Bundesanlehens speziell haben denn offenbar auch 
die Niederlage des Staatsbaues in der Bundesversammlung ver- 
Schuldet; was diesen zu Fall gebracht hat, war nicht die ver- 
breitetere Zuneigung zur Privatspekulation, sondern die Uneinigkeit, 
die unter den Freunden des Staatsbaues über die Art und Weise 
von dessen Einführung herrschte. Die einen von diesen Freunden 
wollten vom bundesrätlichen Vorschlag nichts wissen und die 
anderen nichts vom Mehrheitsvorschlag der Nationalratskommission, 
und vielleicht gab es noch andere mit anderen Systemen von 
Staatsbau, und so vermehrten sie alle schließlich nur die Zahl 
der Gegner jedes Staatsbaues. 

Andererseits der Standpunkt der Minderheit der Nationalrats- 
kommission. Diese beantragte, den Weg des Gesellschafts- oder 
Privatbaues zu betreten und jede Kombination desselben mit 
Zinsengarantie oder Anleihen von seiten des Bundes auszuschließen. 
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Zur Begründung ihres Systems geht sie bezeichnenderweise von 
der prinzipiellen ‚Verwerfung der Staatswirtschaft aus. Trotz den 
guten Erfahrungen bei den Staatsbahnen „müssen wir uns doch 
im allgemeinen gegen eine willkürliche Ausdehnung der Regierungs- 
gewalt, wo solche nicht durch die Wucht außerordentlicher Um- 
stände absolut geboten erscheint, entschieden erheben. Wir er- 
heben uns namentlich gegen die Folgerung, als ob Eisenbahnen 
und andere Bauten (!), neue Einrichtungen, Industrien usw., weil 
selbe mit dem öffentlichen Wohl in einem näheren oder ent- 
fernteren Zusammenhang stehen, gerade darum auch vom Staate 
selbst erstellt, besorgt oder betrieben werden müssen. Derartige 
Schlußfolgerungen, wollte man sie überall geltendmachen, würden 
zur heillosen staatlichen Gesamtwirtschaft führen, in welcher be- 
kannte Utopisten das Ziel ihrer sozialistischen Bestrebungen er- 
blicken. . .“ Die Privattätigkeit sei im Gegenteil ungehemmt 
gewähren zu lassen, solange sie den Staatszweck nicht gefährde. 
Sonst könnte man ebensogut dem Staate die Organisation der 
Arbeit & la Blanc oder die Organisation des Kredits & la Proudhon 
zur Pflicht machen usw. Und die Mehrheit wird gehöhnt, sie 
wolle mit einer Stelle aus Lamartines Kammerreden Schrecken ein- 
flößen vor dem Staate im Staate, den die privaten Eisenbahn- 
gesellschaften bilden, während umgekehrt die Minderheit Schrecken 
einflößen will mit dem Gespenst des Sozialismus, das sie vorführt! 
— Zum zweiten stellt die Minderheit wieder die alten Be- 
hauptungen auf, daß die Privatgesellschaften (der Ausdruck „Privat- 
gesellschaften“ wird zwar geflissentlich vermieden und immer nur 
von „Gesellschaften“ gesprochen) wohlfeiler und rascher bauten. 
ökonomisch und besser verwalten als der Staat, und versucht auch 
eine Widerlegung des Erfahrungssatzes, daß auf Privatbahnen die 
Transportpreise teurer seien als auf Staatsbahnen, und sogar der 
völlig selbstverständlichen Tatsache, daß sich aus dem Zusammen- 
hang einer Staatsbahn mit der übrigen Staatsverwaltung Vorteile 
für den Staat ergeben und umgekehrt bei Privatbahnen Nachteile 
für den Militärtransport, Kollisionen mit dem Zoll- und Postregal 
usw. — Was drittens den neuen Bund betreffe, den Bund des 
Bundesstaates von 1848, so wird von der Minderheit doch zu- 
gegeben, daß er nach Artikel 21 nicht nur das Recht habe, 
hoheitliche Befugnisse auszuüben, sondern auch selbst Bahnen zu 
bauen und zu betreiben, aber das letztere soll er eben nicht. Es 
sei von Eisenbahnen bei Fassung von Artikel 21 nicht förmlich 
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die Rede gewesen, wohl aber davon, daß der Bund: wegen Artikel 21 
keine Anleihen (!) machen und keine kantonalen Geldbeiträge 
erheben werde, daß die Eisenbahnen :nur verhesserte Straßen 
seien und das Straßenregal den Kantonen zustehe, und daß auch 
der Individualismus in der Schweiz, der sich politisch im Kan- 
tonalismus und Föderalismus, geographisch in der Sonderung 
zwischen dem Osten und dem Westen, zwischen Berg-, Tal- und 
Waldkantonen (als ob geographische Unterschiede nicht auch 
anderwärts vorkämen!) usw. ausgeprägt habe, sich einem Uni- 
tarısmus im Eisenbahnwesen widersetze. Das letztere, dieser 
Individualismus, ist offenbar wieder ein Hauptgrund und bildet 
das Seitenstück zum wirtschaftlichen Individualismus, der von 
Anfang dem Staatsbau entgegengestellt wurde. . Wirtschaftlicher, 
politischer und anderer Individualismus, der allerdings hat haupt- 
sächlich gegen den Staatsbau gekämpft! Zum Schluß wird natürlich 
noch die finanzielle Seite besprochen und die für die Staatsbahn 
aufzunehmende Staatsschuld zu einer Nationalkalamität aufgebauscht, 
und das offenbar hat seine Wirkung getan... 

Im Nationalrat sodann verwandelte sich die Minderheit in 
die Mehrheit; hier standen sich Stämpfli und Escher als Wort- 
führer gegenüber, an deren Namen sich der Gegensatz der beiden 
Systeme geknüpft hat, und dem Nationalrat folgte auch der Stände- 
rat. Das Privatbahnsystem also siegte, und der Bund wurde vom Bau 
und Betrieb von Eisenbahnen sogar förmlich ausgeschlossen (Art. 1 
des Eisenbahngesetzes), durch ein bloßes Gesetz, obschon ihm 
dieses Recht als Recht wenigstens verfassungsmäßig (Artikel 21 
der Bundesverfassung) unbestreitbar zukam, und erst im zweiten 
Eisenbahngesetz vom Jahre 1872 ist ihm dieses Recht wieder 
zuerkannt worden, obsehon es noch ein ganzes Vierteljahrhundert 
dauern sollte, bis Bundesbahnen eingeführt wurden (1897). 

Mit dem Erlaß des ersten Eisenbahngesetzes war die legis- 
latorische Tätigkeit im Eisenbahnwesen bis zum Jahre 1872, wo 
das neue Eisenbahngesetz erlassen wurde, .nicht völlig erschöpft. 
Es folgten in der Zwischenzeit, abgesehen von Verordnungen und 
untergeordneten gesetzgeberischen Beschlüssen, eine Abänderung 
des Eisenbahngesetzes und Versuche zu weiteren Änderungen, bei 
denen der im ersten Eisenbahngesetz zur Herrschaft gelangte Geist 
der Privatspekulation sein Wesen zeigte. Die vorgenommene Ab- 
änderung ist eine Begünstigung der Privatspekulation, und die 
andererseits unternommenen Versuche zu ‚Änderungen scheiterten 


216 l. Begründung und Einrichtung des Bundesstaates. 


an dieser Begünstigung. 1. Die Änderung einmal betraf weitere 
Zollbegünstigungen, die auf eingegangene Gesuche den zum Bau 
und Betrieb von Eisenbahnen erforderlichen Materialien kurze 
Zeit nach Erlaß des Eisenbahngesetzes (1854) eingeräumt wurden). 
2. Im Jahre 1856 fand sich der Bundesrat zum Gesetzesvorschlag 
veranlaßt, durch den der, wie es scheint, damals schon ein- 
gerissenen Verschacherung schweizerischer Eisenbahnen an aus- 
wärtige Gesellschaften (durch Übertragung des Eigentums oder 
der Verwaltung) entgegengetreten werden sollte?); von der Bundes- 
versammlung aber wurde der Vorschlag zurückgewiesen zu „ge- 
legentlicher Vorlage“, von der dann nichts weiter zu hören war. — 
3. Die Nordostbahn (unter Escher) hatte den Vereinigten Schweizer 
Bahnen konsequent Anschlußschwierigkeiten bereitet (sie verlangte 
in Winterthur und Wallisellen von den Vereinigten Schweizer Bahnen 
Umladung der Güter und eine Umladegebühr und verweigerte nach 
allen Stationen der Vereinigten Schweizer Bahnen Ausgabe von. 
direkten Personen- und Gepäckscheinen). Infolge Beschwerde der 
Vereinigten Schweizer Bahnen wollte der Bundesrat Abhilfe 
schaffen; da es ihm aber nicht sicher schien, ob gestützt auf 
Artikel 13 des Eisenbahngesetzes nicht nur der technische, sondern 
auch der Betriebsanschluß verlangt werden könne, so stellte er 
(im Jahre 1858) einen bezüglichen Gesetzesantrag auf Ergänzung 
des Eisenbahngesetzes. Die Bundesversammlung aber umging die 
Frage; sie erklärte, daß die Artikel (8, 12, 13 und 18) „allen 
gerechten Anforderungen entsprechen“ ; der Bundesrat hat dann 
durch eigenen Beschluß (betreffend die Anschlußverhältnisse der 
schweizerischen Eisenbahnen) Abhilfe geschaffen®). — 4. Fest- 
stellung des Anlagekapitals der schweizerischen Eisenbahnen mit 
Rücksicht auf den dereinstigen Rückkauf fVorläufer des heutigen 
Rechnungsgesetzes). Schon im Jahre 1866 hatte eine der Eisen- 
bahngesellschaften, die schweizerische Zentralbahn, die Aufstellung 
bezüglicher Vorschriften angeregt; die Anregung hatte aber an 
der Nichtübereinstimmung der Eisenbahngesellschaften über die 
Grundsätze Anstand gefunden und war liegengeblieben. Durch 
Postulat der Bundesversammlung aufs neue angeregt, wurde die 
Frage 1870 vom Bundesrat (Welti) als nicht dringend erklärt 


1) B. B. 1854 III, 1 und B. G. 4/248. 
2) B. B. 1856 I, 1. 
8) B. B. 1858 II, 125, 311, 334 und B. G. 6/51 und 74. 
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und von der Bundesversammlung beseitigt!). Ein zweites gleich- 
zeitiges Begehren aber, die Erweiterung der Befugnisse des 
Bundes in Eisenbahnsachen betreffend, führte zum neuen 
Eisenbahngesetz. 

Nun die .Verwaltungstätigkeit des Bundes im Eisenbalın- 
wesen, speziell in Vollziehung des Eisenbahngesetzes bis zum 
neuen Gesetz. Beim zuständigen Departement in Eisenbahnsachen, 
damals das Post- und Baudepartement, war, als die Eisenbahnfrage 
auftauchte, ein eidgenössisches Eisenbahnbureau eingerichtet worden, 
das zunächst die nötigen Materialien für das auszuarbeitende 
Eisenbahngesetz sammelte und dann beim Staatsbau seine volle 
Tätigkeit zu entfalten gehabt hätte. Nachdem aber durch das 
Bundesgesetz vom 28. Juli 1852 der Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen den Privatgesellschaften und (dekorativ) den Kantonen 
überlassen wurde, verminderte sich die Tätigkeit dieses Bureaus 
so sehr, daß es im Februar 1853 aufgelöst wurde. Die Tätigkeit 
des Departements in Eisenbahnsachen beschränkte sich nun auf 
die Aufgaben der Oberaufsicht als: Genehmigung, später Erteilung 
von Konzessionen, Entscheidung von Rekursen und Abstellung 
von Übelständen, und im Verhältnis zu auswärtigen Staaten Ver- 
mittlung von Verträgen und allfälligen Beschwerden. Die Haupt- 
sache bilden natürlich die Konzessionen, die nun von allen Seiten, 
aber (außer einer Ausnahme) nicht von Kantonen, sondern Privat- 
gesellschaften nachgesucht werden, bis sich das Land mit Teil- 
linien in größter Zahl und der verschiedensten Besitzer bedeckt 
hatte. Von den Konzessionen abgesehen, sind im einzelnen folgende 
Angelegenheiten hervorzuheben. 


1. Alpenbahnen. 


Noch vor Ende des früheren Staatenbundes, am 16. Januar 
1847, war vom Königreich Sardinien mit den Kantonen St. Gallen, - 
Graubünden und Tessin ein Vertrag zwecks einer Eisenbahn- 
verbindung über den Lukmanier abgeschlossen worden. Sardinien 
hatte bereits eine Eisenbahn von Genua nach Turin, welche bis 
zum Langensee fortgesetzt werden sollte, und wünschte, daß diese 
Bahn vom Langensee über schweizerisches Gebiet mit den süd- 
deutschen Bahnen in Verbindung gebracht werde. Der Lukmanier 
kam also für eine Alpenbahn zuerst in Betracht, und zwar als Mittel- 


1) B. B. 1869 III, 509; 1870 III, 370, 376; 1871 I, 448, 458, 
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stück von schweizerischen Bahnen, die einerseits bis an den Langen- 
see und andererseits bis zum Bodensee sich erstrecken sollten. 
Mit der Bundesverfassung von 1848 ging dann die Angelegenheit 
schweizerischerseits von den Kantonen an den Bund über, insofern 
als nun der Abschluß bezüglicher Verträge dem Bunde zustand 
(Artikel 8 und 10 der Bundesverfassung) und dieser auch zu 
materieller Beteiligung an Eisenbahnen berechtigt erschien. 
Im Jahre 1851, als die Schweiz mit ihrer Eisenbahn- 
gesetzgebung beschäftigt war, kamen von außen neue Anregungen, 
nicht nur von Sardinien, sondern auch von Preußen und Baden, 
und neben dem Lukmanier trat nun das Projekt eines Alpen- 
überganges tiber die Grimsel und den Albrunn (Übergang von 
Fiesch aus nach Domo d’Ossola, oberhalb des Simplon). Von 
Preußen und Baden wurde die Frage des zweckmäßigsten Alpen- 
überganges auch durch Experten an Ort und Stelle, im Ein- 
verständnis und unter Mitwirkung des Bundes, untersucht. Die 
Schweiz übernahm auch im Handelsvertrag mit Sardinien vom 
8. Juni 1851, Artikel 8!), die Verpflichtung, zur Errichtung einer 
Verbindungsbahn zwischen der sardinischen Grenze oder dem 
Langensee und den Eisenbahnen des deutschen Zollvereins mög- 
lichst beizutragen, ohne daß aber ein bestimmter Übergang dafür 
bezeichnet wurde. | 

Dabei blieb die Sache stehen bis ins Jahr 1863. Inzwischen 
waren die Eisenbahnen in der Schweiz selbst bis an die Alpen 
von Norden und von Süden vorgerückt. Von Norden bis Chur, 
Glarus, Luzern, Thun, und im Süden bis Sitten im Wallis, und 
im Tessin waren die Linien von Chiasso über Bellinzona bis 
Biasca und Locarno wenigstens in Angriff genommen. Nun stellte 
sich in der Schweiz selbst das Bedürfnis eines Alpenüberganges 
ein, und zwar zur Verbindung der schweizerischen Eisenbahnen 
- unter sich bzw. der schweizerischen Landesteile nördlich und 
südlich der Alpen untereinander, und zwar ist es Luzern, die in 
der Mitte der Linie vor den Alpen gelegene Stadt und das alte 
Emporium des Gotthardverkehrs, welches die Initiative für eine 
Alpenbahn wieder aufnimmt, und es ist nun die Gotthardbahn, 
welche auf den Plan tritt. Auf Anregung des Kantons Luzern 
fand in der Frage einer Alpenbahn am 8. August 1863 in Luzern 
eine Konferenz von Abgeordneten der Kantone Zürich, Bern, 


1) B. B. 1851 III, 160 und B. G. 2/414. 
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Luzern, Uri, Schwyz, beiden Unterwalden, Zug, Solothurn, beiden 
Basel, Schaffhausen, Aargau, Thurgau und Tessin, also von 
15 Kantonen, den seit da sogenannten Gotthardkantonen, und der 
schweizerischen Zentralbahn und der Nordostbahn (deren Linien 
in Luzern ein- und damit vor dem Gotthard zusammenliefen) statt, 
und infolge dieser Konferenz wird die Anstrebung einer Gotthard- 
bahn, allerdings damals noch als Überschienung des Gotthard 
gedacht, beschlossen und der Bundesrat um seine Vermittlung 
bei den interessierten Staaten zur Beteiligung an der Frage dieser 
Alpenbahn ersucht. Hiergegen erhebt sich nun Opposition von 
acht Kantonen, den ihrerseits sogenannten Anti-Gotthardkantonen: 
Glarus, beiden Appenzell, Graubünden, St. Gallen, Waadt, Wallis 
und Genf; sie veranstalteten eine Gegenkonferenz vom 14. Sep- 
tember 1863, infolge deren der Bundesrat ersucht wird, keinem 
Alpenpaß eine Bevorzugung und auch keine Bundessubsidien zu- 
teil werden zu lassen. Mit Beschluß vom 2. April 1864 entschied 
sich der Bundesrat dahin, dem Gesuch der Gotthardkantone durch 
Mitteilung an die Regierungen von Italien, Baden, Württemberg, 
Bayern und England zu entsprechen, aber auch anderen Gesuchen 
die gleiche Vermittlung zuteil werden zu lassen. Die gleiche 
Vermittlung wird dann nachgesucht einerseits von St. Gallen und 
Graubünden für eine Lukmanierbahn und von Waadt für eine 
Simplonbahn. Es konkurrieren nun also von der Schweiz aus 
Gotthard, Lukmanier und Simplon um die Alpenbahn, und der 
Bundesrat läßt allen drei Projekten seine Vermittlung bei den 
betreffenden auswärtigen Staaten in gleicher Weise zuteil werden, 
indem er diese einfach auf die eine und die andere Anregung 
aufmerksam macht; er selbst also steht der Sache, jedenfalls mit 
Bezug auf die Wahl des Projektes, noch ganz indifferent gegenüber. 

Im Jabre 1866 erklärt sich die italienische Regierung dahin: 
vom Bau zweier schweizerischen Alpenbahnen könne nicht die 
Rede sein, und ebensowenig könne der Simplon oder Splügen 
und Lukmanier als die einzige Alpenbahn gewährt werden, viel- 
mehr sei die Verbindung des Po mit dem Rheinbecken an- 
zustreben, und zu diesem Zweck entscheidet sich Italien für den 
Gotthard, und zwar mit langem Tunnel!), nachdem der Mont- 
Genis-Tunnel bereits in Angriff genommen war (1857—1870). 
Damit wird eine bestimmte Alpenbahn und als solche der Gott- 


1) B. B. 1866 I, 277. 


220 I. Begründung und Einrichtung des Bundesstaates. 


hard zum erstenmal seit 1847 zu einem zweiseitigen Projekt, und 
ist auch zum erstenmal nicht mehr von Überschienung, die sich 
für alle bisherigen Projekte verstanden hatte, sondern von Durch- 
bohrung die Rede. Darauf tritt der Bundesrat auf die Seite des 
Gotthardprojektes, indem er sich zu Konferenzverhandlungen mit 
Italien über dieses Projekt bereit erklärt, und lehnt weitere Zu- 
mutungen von St. Gallen für den Lukmanier und von Waadt für 
den Simplon ab, und als darauf die Regierung von Waadt mit 
dem italienischen. Ministerium für ihr Projekt eine Verbindung 
sucht, erteilt ihr der Bundesrat, gestützt auf Artikel 10 der Bundes- 
verfassung, eine Rüge. Damit ist nun das Gotthardprojekt als 
internationale Alpenbahn im Gange. Die Verhandlungen mit 
Italien wurden durch den Krieg von 1866 unterbrochen. Im 
Friedensvertrage zwischen Österreich und Italien (Wiener Frieden 
vom 8. Oktober 1866) verpflichtete sich Österreich, die Vollendung 
der Brennerbahn zu beschleunigen, die dann auch im August 1867 
eröffnet werden konnte, und während des Krieges hatte Italien 
die Durchbohrung des Mont Cenis ununterbrochen fortgesetzt, und 
1871 wurde die Mont Cenis-Bahn fertig. Es waren also im Jahre 
1867 bereits die östliche und die westliche Mittelmeerbahn zu 
beiden Seiten der Schweiz in Ausführung begriffen; um so mehr 
mußte eine Alpenbahn durch die Schweiz betrieben werden, wenn 
sie nicht durch die Konkurrenz gänzlich ausgeschlossen werden 
sollte. Nun aber trat der Bundesinitiative für eine schweizerische 
Alpenbahn wieder die unglückliche Scheidung der Interessen der 
östlichen, mittleren und westlichen Schweiz in den Weg, weil 
jeder dieser drei Teile seinen besonderen Alpenpal in Aussicht 
nahm, und als der Bundesrat im Jahre 1867 die Verhandlungen 
mit Italien wieder aufnahm im Sinne des Gotthardprojektes, in 
der Meinung, daß auch Preußen, als die Hauptmacht in Deutsch- 
land, zur Beteiligung aufgefordert werden sollte — da erhoben 
sich wieder die Anti-Gotthardkantone, vorauf St. Gallen, dagegen, 
indem sie den Bundesrat wegen seiner Parteinahme für die Gotthard- 
bahn verdächtigten. Immerhin wurde im neuen Handelsvertrag 
mit Italien vom Jahre 1868, Artikel 17), wieder der allgemeine 
Vorbehalt des früheren sardinischen Handelsvertrages, betreffend 
die Herstellung einer Alpenbahn durch die Schweiz, aufgenommen. 
Im Jahre 1369 eröffneten der Norddeutsche Bund und Italien mit 


1) B. G. 9/673. 
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Noten vom 31. März dem Bundesrat, daß sie sich im Verein mit 
dem Großherzogtum Baden definitiv für den Gottharddurchstich 
entschieden hätten, worauf der Ausschuß der Gotthardvereinigung 
(der Gotthardkantone und der Schweizer Zentralbahn und Nord- 
ostbahn) im Mai und Juni 1866 um Konzessionen auf den Ge- 
bieten der Kantone Tessin, Uri, Schwyz, Luzern, Zug für eine 
Gotthardbahn einkam, die von der Bundesversammlung am 22. Ok- 
tober genehmigt wurden!), und es kamen inzwischen auch die 
internationalen Verträge zustande. Zunächst ein Vertrag mit Italien. 
vom 15. Oktober 1869?) über die Erbauung einer Alpenbahn durch 
den Gotthard, mit Zusatzartikeln vom 26. Mai 1870°), darauf die 
Übereinkunft betreffend Beitritt des Norddeutschen Bundes vom 
20. Juli 1870*) — Genehmigungsbeschluß der Bundesversammlung: 
betreffend alle drei Vertragsinstrumente vom 22. Juli 18705) — 
und endlich, infolge der inzwischen stattgehabten Erweiterung des. 
Norddeutschen Bundes zum Deutschen Reich, Übereinkunft be-. 
treffend den Beitritt des Deutschen Reiches vom 28. Oktober 
1871°), an Stelle des Norddeutschen Bundes. Infolge dieser 
definitiven Regulierung der Vertragsverhältnisse wurden seitens der 
Gotthardvereinigung die weiteren Schritte für die Konstituierung- 
der Gesellschaft und die Organisation des Unternehmens getan. 
Am 1. November 1871 konstituierte sich die Gotthardbahn- 
gesellschaft, deren Statuten am 3. November darauf vom Bundesrat 
genehmigt wurden’), und auf die damit die Konzessionen der- 
Gotthardvereinigung übergingen, und am 6. Dezember 1871 fand 
die Bestellung des Verwaltungsrates und der Direktion der Ge- 
sellschaft statt. In die Direktion wurden gewählt: Alfred Escher, 
Regierungsrat Zingg in Luzern und Ständerat Weber in Bern. 
Der Bau des Tunnels wurde im Wege der Submission L. Favre. 
von Genf übertragen; der Bau selbst begann am 4. Juni 1872 in, 
Göschenen und am 1. Juli in Airolo; am 29. Februar 1880 er- 
folgte der Durchschlag (nachdem Favre 19. Juli 1879 vorher im 


1 B. B. 1869 II, 582 und B. G. 9976— 1000. 

2) B. G. 10/555. 

3) B. G. 10/575. 

4) B. B. 1870 II, 809, 877. 

5) B. G. 10/230. 

6) B. G. 10/583; Vollmacht der Bundesversammlung ibid. 230, 321 
und 441. 
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Tunnel an einem Herzschlag gestorben war), und am 22.—25. Mai 
1882 wurde das Gesamt-Gotthardnetz feierlich eröffnet und dem 
Betrieb übergeben. 

Neben den Konzessionen an die Gotthardvereinigung für eine 
Gotthardbahn war gleichzeitig die Konzession für eine Splügen- 
bahn aufgetreten, eine Konzession, die vom Kanton Graubünden 
den Vereinigten Schweizer Bahnen erteilt und von der Bundes- 
versammlung am 21. Oktober 1869, einen 'Tag vor den Konzessionen 
für die Gotthardbahn, genehmigt worden war!). Der Bundesrat 
hatte zwar seinerzeit (1861) gegenüber Italien auf dessen Antrag, 
als nur eine Alpenbahn in Frage kam, erklärt, er könne keiner 
Alpenbahn seine Zustimmung geben, bei welcher die Verbindung 
des Kantons Tessin außer acht bliebe; aber jetzt, nachdem durch 
den Gotthard diese Verbindung hergestellt war, empfahl der Bundes- 
rat ohne weiteres der Bundesversammlung die Splügenkonzession 
zur Genehmigung. Es wäre zwar vom Guten gewesen, diesen 
Grundsatz auch für die west- und ostschweizerische Alpenbahn 
beizubehalten: für den Simplon durch eine Zweigbahn von Domo 
d’Ossola durch das Cento-Vallı nach Locarno, und im Osten be- 
sitzt die Greina eben deshalb den großen Vorzug vor dem Splügen, 
daß sie eine weitere Verbindung der Schweiz mit dem Kanton 
Tessin vermittelt. Immerhin war die Konzession nur bis zur 
italienischen Grenze (auf dem Splügen oder durch den Splügen 
bei Durchbohrung desselben) verlangt und erteilt und kein Vertrags- 
verhältnis mit Italien vorgesehen, und die Splügenbahn kam denn 
auch nicht weiter in Betracht — bis in die neueste Zeit, wo sie, 
nach Herstellung der westschweizerischen Alpenbahn des Simplon, als 
ostschweizerische Alpenbahn mit der Greina statt des Lukmanier 
konkurriert. Der Lukmanier kam nur für eine Überschienung in 
Betracht, heute aber handelt es sich bei der ostschweizerischen Alpen- 
.- bahn um eine Durchbohrung wie beim Gotthard und Simplon. 


2. Grenzbahnen. 


Als solche kommen hauptsächlich in Betracht: a) die 
badischen Grenzbahnen. Zuerst kam die Linie Basel— 
Schaffhausen— Konstanz an die Reihe. Baden wünschte im Jahre 
1851 die badische Eisenbahn von ihrem damaligen Endpunkte in 
Haltingen nach Basel und von dort über Waldshut nach Schaf- 
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hausen und Konstanz fortsetzen zu lassen. Auf schweizerischer Seite 
handelte es sich also um die Strecken durch den Kanton Basel und 
den Kanton Schaffhausen, und die Schweiz gab den Durchpaß frei, 
wofür sie von Baden in Zollsachen ein doppeltes Zugeständnis 
erhielt: einmal des zollfreien Durchgangs zwischen den schaft- 
hausenschen Enklaven und anderen durch badisches Gebietgetrennten 
schaff hausenschen Gebietsteilen, und zweitens der Abschaffung der 
Rheinzölle von Konstanz bis Schaffhausen und Basel nach Vollendung 
der betreffenden Bahnstrecken. Das ist kurz der Inhalt der zwei 
bezüglichen Verträge vom 27. Juli 1852), betreffend die Eisen- 
bahn und betreffend die Zölle. Als Folge des ersteren Vertrages 
kam im Jahre 1859 noch ein Vertrag betreffend speziell die 
Eisenbahn durch den Kanton Schaffhausen zustande. Während 
nämlich die Zugsrichtung, die im Vertrag der näheren Vereinbarung 
vorbehalten war, bei Basel schon 1853 und ohne Anstand bestimmt 
worden war, wurde sie bei Schaffhausen streitig: Basel wollte 
die Bahn durch das Wangental (über Jestetten) nach Schaffhausen 
führen, schweizerischerseits dagegen wurde die Klettgaulinie be- 
ansprucht; dazu waren bei Schaffhausen schon laut dem Vertrag 
von 1852 (Artikel 38) noch die Bedingungen des Rückkaufes fest- 
zusetzen. Beides wurde im Vertrag vom 30. Dezember 1858?) 
näher bestimmt, die Zugsrichtung speziell zugunsten der Klettgauer 
Linie. — Im Anschluß an den Hauptvertrag von 1852 wurde 
1860 auch die Konzession für die Wiesental-Eisenbahn (Basel- 
Lörrach) erteilt®). Das Projekt Schaffhausen-Schleitheim-Stühlingen 
war von Schaffhausen schon 1866 angeregt worden, blieb aber 
liegen; im Jahre 1875 kam zwar ein Vertrag zustande, wurde 
jedoch nicht ausgeführt. In die Zeit nach dem zweiten Eisenbahn- 
gesetz und nach der Bundesverfassung von 1874 fallen auch 
die übrigen badischen Grenzbahnen: Bülach-Schaffhausen und 
Stein-Singen und Stein-Konstanz, weshalb sie nicht weiter hierher 
gehören. | 

b) Nach der französischen Grenze. Zuerst wurde 
die Fortsetzung der französischen Eisenbahn von Döle-Salins nach 
Pontarlier und von dort an die schweizerische Grenze bei Verrieres 
(Neuenburg) einerseits und bei Jougne (gegen Waadt) andererseits 


1) B. B. 1852 III, 1, 77, 82; 1853 I, 619 und B. G. 3/387—392 und 
438—463. 

2) B. B. 1859 1, 85, 88 und B. re 6/203, 204. 
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von Frankreich im Jahre 1857 konzediert, nachdem bezügliche 
Konzessionen auf der schweizerischen Seite schon seit den Jahren 
1854/55 bestanden; der Anschluß bei Jougne kam zwar erst 1871 
zur Ausführung. 1858 folgte die Verbindung der schweizerischen 
Zentralbahn mit der französischen Ostbahn bei Basel!). Die Linie 
Pruntrut-Delle war 1864 französischerseits genehmigt worden?) 
Der zweite Neuenburger Anschluß von Besancon über Morteau 
und den Col des Roches nach Locle und die Genfer Anschlüsse, 
der eine und die anderen auch schon seit 1856/57 anhängig, wurden 
erst durch Verträge von 1881/82 festgestellt. 


c) Bodenseegürtelbahn. Es handelte sich um eine Verbindung 
der Vereinigten Schweizer Bahnen mit der bayerischen Bahn in 
Lindau über das österreichische Bregenz, also um eine Verbindung 
der drei Bodenseeuferstaaten Schweiz, Österreich und Bayern. Nach- 
dem bereits im Frühjahr 1853 vom Kanton St. Gallen mit Bayern 
vorläufige Unterhandlungen gepflogen worden waren und inzwischen 
das Netz der Vereinigten Schweizer Bahnen bis nach Rorschach 
vorgerückt war, kam es im Jahre 1856 zwischen St. Gallen (mit 
Ermächtigung des Bundesrates), Österreich und Bayern zu einer 
Abmachung als Grundlage für die definitiven Verhandlungen. Diese 
machte dann aber (1861) Österreich seinerseits abhängig von der 
Bedingung, daß von der gleichen Gesellschaft, welche die Eisen- 
bahn Rorschach-Bregenz-Lindau übernommen hatte, eine Zweigbahn 
Bregenz-Feldkirch angelegt werde. Nachdem inzwischen die Ver- 
handlungen geruht hatten, änderte Österreich 1863 seine Bedingung 
in die einer Zweigbahn Rüti (im st. gallischen Rheintal)- Feldkirch; 
1864 stellte sich auch Württemberg ein mit dem Gesuch um Fort- 
führung der Bahn von Lindau nach Friedrichshafen, das aber ohne 
weitere Folge blieb. Es kam daun zum Staatsvertrag zwischen 
der Schweiz, Österreich und Bayern vom 5. August 1865, über 
die Herstellung einer Eisenbahn von Lindau über Bregenz nach 
St. Margarethen sowie von Rüti nach Feldkirch®). Aber bevor 
Österreich diesem Vertrag die Ratifikation erteilte, wünschte es 
eine abermalige Änderung der Zweiglinie, nämlich statt Räti- 
Feldkirch die Linie Buchs (oberhalb Rüti)- Feldkirch, und. auf 


1) B. @. 6177. 

2) B. B. 1865 III, 502. 

3) B. B. 1864 I, 21, 29 und B. G. 8/16, 20; B. B. 1865 III, 
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dieser Grundlage wurde ein neuer Vertrag, vom 27. August 1870'), 
zwischen den drei Staaten (von Österreich zugleich für Liechten- 
stein, durch dessen Gebiet die neue Linie Buchs-Feldkirch ging) 
abgeschlossen, der dann perfekt wurde, 


3. Westbahnkonflikt. 


Es ist das ein Konflikt über eine Eisenbahn von Bern über 
Freiburger Gebiet ins Waadtland, der von 1855 bis ins Jahr 1863 
dauerte. Gegenstand und Verlauf des Streites waren kurz fol- 
gende. Private Gesellschaften (die Zentralbahn und die West- 
bahn) hatten für Eisenbahnen von Laupen über Murten bis Pfauen 
(französisch Faoug, in der waadtländischen Enklave Avenches) und 
in Verlängerung dieser Linie von Payerne bis Yverdon und unter 
Umgehung der Stadt Freiburg Konzessionen verlangt, und zwar, 
da dieselben vom Kanton Freiburg freiwillig nicht zu erhalten 
waren, Zwangskonzessionen vom Bund; der Kanton Freiburg hin- 
gegen verlangte die Eisenbahn über seine Hauptstadt und de- 
kretierte zu diesem Behufe den Staatsbau in der Richtung von 
(Bern-) Thörishaus über Freiburg nach Payerne, unter Ausschluß 
jeglicher Konkurrenzlinie auf seinem Gebiet. Die Bundes- 
versammlung wies die Zwangskonzessionsbegehren ab und ge- 
nehmigte den von Freiburg beschlossenen Staatsbau?). Im Anfang 
und bis dahin also war es ein Konflikt Freiburgs mit Privat- 
gesellschaften, speziell mit der Westbahn, daher „Westbahnkonflikt“, 
ein Name, der auch weiterhin blieb. Im folgenden Jahre, 1856, 
gewann Freiburg eine Gesellschaft von Konzessionären, schloß 
mit diesen einen Vertrag über Erstellung einer Eisenbahn von 
Thörishaus über Freiburg und Oron nach Lausanne und verlangte 
vom Bund Genehmigung des Vertrages und Zwangskonzession auf 
waadtländischem Gebiet, da Waadt freiwillig die Konzession nicht 
erteilte, vielmehr seinerseits die Zwangskonzession für die Linie 
über Murten aufs neue verlangte; durch Bundesbeschluß aber 
wurde Freiburg die Genehmigung und Zwangskonzession gegen 
Waadt erteilt®). Damit verwandelte sich der Streit in den 
speziell sogenannten Oronbahnkonflikt, und zwar nun in einen 


1) B. B. 1869 III, 612; 1870 I, 229 und B. G. 10/25 und B. B. 1870 
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Konflikt zwischen den beiden Kantonen Freiburg und Waadt. 
Waadt widersetzt sich der Ausführung der Konzession. Es läßt 
die Bahningenieure gerichtlich verfolgen, untersagt den Gemeinde- 
behörden die nötigen Amtshandlungen bei der Expropriation, ver- 
weigert die Wahl in die Schätzungskommission. Mittlerweile setzt 
die Buudesversammlung die Detailkonzessionsbedingungen !) fest, 
d. h. die in der Zwangskonzession vorbehaltenen näheren Be- 
dingungen auf der waadtländischen Strecke. Als dann Waadt 
seinen Widerstand fortsetzt, weder die Pläne genehmigt noch 
das Expropriationsverfahren bewilligt, auch den Beschluß der 
Arbeitseinstellung gegen die Ingenieure nicht zurücknimmt und 
keine Wahl in die Schätzungskommission trifft, da entsendet der 
Bundesrat Kommissäre nach der Waadt, durch welche eine außer- 
ordentliche Expropriationskommission aufgestellt und das Ent- 
eignungsverfahren in Gang gebracht wird, und nimmt der Bundesrat 
(an Stelle der waadtländischen Regierung) die Ergänzung der 
Schätzungskommission und die Genehmigung der Pläne vor. Darauf 
wird vom Großen Rat des Kantons Waadt der Kompetenzkonflikt 
erhoben, weil durch die Bundesbeschlüsse und durch den Bundes- 
rat die Bundeskompetenzen überschritten und die kantonalen 
Souveränitätsrechte verletzt worden seien; der Konfliktsklage wird 
aber von der Bundesversammlung keine Folge gegeben ?). Damit 
war der Westbahnkonflikt erledigt, und Waadt erklärte auch seine 
Unterwerfung unter den Kompetenzkonfliktsbeschluß. Es blieben 
aber noch einige Differenzen zwischen der Regierung von Waadt 
und der Orongesellschaft; namentlich verlangte Waadt, daß An- 
stände zwischen der Regierung und der Gesellschaft statt durch 
‚den Bundesrat, wie es Artikel 54 der Detailkonzession oder des 
Pflichtenheftes vorsah, durch Schiedsrichter entschieden werden 
sollten, welches Verlangen nicht sowohl beim Bundesrat als 
bei der Gesellschaft, und auch nur wegen des fortgesetzten störrigen 
Benehmens von Waadt gegen die Gesellschaft, Anstoß fand. Als 
der Artikel 54 nicht sofort beseitigt wurde, verweigerte Waadt 
wieder die Vornahme von Amtshandlungen betreffend die Bahn, 
wodurch die Gesellschaft gehemmt wurde, und als der Bundes- 
rat von der Bundesversammlung zur Aufhebung des Artikels 54 
unter der Bedingung, daß Waadt und Gesellschaft damit ein- 
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verstanden wären, ermächtigt worden war), macht Waadt wieder 
der Herausgabe der Kaution an die Gesellschaft ungerechtfatigte 
Schwierigkeiten, worauf die Gesellschaft von Aufhebung des 
Artikels 54 nichts wissen will. Endlich fügt sich Waadt in seine 
amtlichen Obliegenheiten gegen die Bahn, die Kaution wird heraus- 
gegeben ?), und darauf hebt der Bundesrat den Artikel 54 auf, 
womit der letzte Anstand in dieser Angelegenheit erledigt ist. 


4, Die bernische Staatsbahn. 


Der Kanton Bern übernahm im Jahre 1861 von Kantons 
wegen den Ausbau (Vollendung) der Eisenbahnen Biel-Neuenstadt 
und Bern-Langnau und den Neubau der Linie Bern-Biel sowie 
den Betrieb dieser von ihm käuflich erworbenen Linien und er- 
suchte um die eidgenössische Genehmigung der Übernahme. 
Es war der erste Fall, wo der Staatsbau und -betrieb ins 
Leben trat (im Kanton Freiburg, im sogenannten Westbahnkonflikt, 
war dem Staate eine Gesellschaft substituiert worden), und es er- 
hob sich namentlich die Frage, ob es hier, wo der Kanton selbst 
als Unternehmer auftrat, an den allgemeinen Bestimmungen des 
Bundesgesetzes genüge, oder ob nicht eine besondere Bundes- 
aufsicht an Stelle der sonst von den Kantonen über die Unternehmer 
ausgeübten Kontrolle zu treten habe. Der Bundesrat überließ 
daher die Genehmigung, die ihm sonst übertragen war, der Bundes- 
versammlung, und diese genehmigte nach Antrag des Bundesrates 
das Unternehmen unter einfacher Verweisung auf die Vorschriften 
des Bundesgesetzes ?®). 


5. Pferdebahn Genf-Carouge. 


Das war die erste Pferdebahn in der Schweiz, und in diesem 
Falle kam auch zum erstenmal die Konzession bzw. die Ge- 
nehmigung der Konzession durch den Bund in Frage, im Jahre 
1862. Der Bundesrat beantragte bei der Bundesversammlung 
die Genehmigung, von der Ansicht ausgehend, daß die Pferde- 
bahnen gesetzlich der gleichen Behandlung wie die Lokomotiv- 
bahnen unterliegen sollen. Die Bundesversammlung wies den 
Gegenstand zunächst an den Bundesrat zurück zur Prüfung der 
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Frage, ob das Eisenbahngesetz auf derartige Bahnen tberhaupt 
vollständige Anwendung finde und andernfalls mit welchen Ab- 
weichungen von einer sonstigen Genehmigung der spezielle Ge- 
nehmigungsbeschluß zu fassen sei!). Der Bundesrat berichtete, 
daß die „Ausdehnung“ des allgemeinen Eisenbahngesetzes auf die 
Pferdebahnen zwar grundsätzlich gerechtfertigt erscheine, daß aber 
doch noch einige Punkte, wie namentlich die Frage des Rückkaufes, 
einer näheren Aufklärung bedürften, und beantragte, die spezielle 
Konzession für einmal provisorisch zu genehmigen, und so ge- 
schah es?). Die Frage tauchte erst wieder im Jahre 1875 
auf anläßlich neuer Konzessionsgesuche für Pferdebahnen und 
wurde auch nicht gesetzgeberisch, sondern im Konzessionswege, 
von Fall zu Fall, dahin entschieden, wie es schon im ersten Falle 
angenommen war, daß die Pferdebahnen den Lokomotivbahnen 
gleichzustellen seien, immerhin mit Ausnahme einiger Punkte 
(betreffend Frachttransport, Verpfändung und Zwangsliquidation, 
Rückkauf). 


6. Frachtverkehr. 


Infolge von Petitionen von schweizerischen Handelsgesell- 
schaften um Beseitigung von Übelständen im Warentransport auf 
schweizerischen Eisenbahnen (betreffend Aufgabe, Beförderung der 
Güter usw.) wurde ein neues Transportreglement vom 17. März 
1862 erlassen, mit Rücksicht auf welches dann "den Petitionen 
von der Bundesversammlung keine weitere Folge gegeben wurde?). 
Dieses Reglement, und das ist das Wichtige daran, bildet mit 
den bezüglichen Bestimmungen in den Entwürfen für ein schweize- 
risches Handelsgesetzbuch und für ein schweizerisches Obligationen- 
recht die legislative Vorarbeit zum ersten Frachtgesetz der Schweiz 
vom Jahre 1875. 


II. Strafsen und Brücken. 


Der Bund hatte schon damals wie heute noch in Sachen der 
Straßen und Brücken eine doppelte Kompetenz. Erstens das 
Recht der Oberaufsicht gemäß Artikel 35 (neu 37) und zweitens 
das Recht der Errichtung oder Unterstützung nach Artikel 21 


1) B. B. 1862 II, 701; III, 196, 200 und B. G. 7811. 

2) B. B. 1863 I, 45, 455, 458 und B. G. 7/416. 
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(neu 23), indem die Straßen und Brücken auch und voraus als 
öffentliche Werke erscheinen. Für beide Arten der Bundes- 
kompetenz aber ist zur ausdrücklichen Bedingung gemacht, daß 
die Werke im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines größeren 
Teiles derselben liegen, d. h. nicht von bloß lokaler, sondern von 
allgemeiner Bedeutung seien. Und das Verhältnis der beiden 
Kompetenzen zueinander ist das: das Recht der Errichtung oder 
Unterstützung bildet die Konsequenz der Öberaufsicht, insofern 
als, wenn die Oberaufsicht nicht genügt, um das Bedürfnis des 
Bundes zu befriedigen, mit Unterstützung oder Selbsterrichtung 
nachgeholfen werden kann. 

Das Recht des Bundes zur Oberaufsicht über schweizerische 
Straßen und Brücken von der genannten Bedeutung ist alther- 
gebracht, begann schon im 15. Jahrhundert von der Tagsatzung 
geltendgemacht zu werden. Es bezieht sich, seit der Bund das 
Postregal besitzt, hauptsächlich auf die Poststraßen und erschöpft 
sich gewöhnlich in Reklamationen betreffend den Unterhalt in 
einzelnen Fällen, die zwar von jeher ziemlich häufig, aber zu 
unbedeutend sind, um hier weiter verfolgt zu werden. Einmal, 
im Jahre 1867, veranstaltete der Bund durch Experten auch 
eine allgemeine Untersuchung über den Zustand sämtlicher Alpen- 
und Poststraßen in der Schweiz; heute, seit 1870, besitzt er im 
eidgenössischen Oberbauinspektorat eine ständige Stelle für spezielle 
und allgemeine Untersuchungen. Auch knüpften sich gelegentlich 
Rechtsfragen an die Ausübung der Oberaufsicht. In einem Falle 
(1856) wurde erkannt, daß der Bund nach Artikel 35 der Bundes-. 
verfassung nur an den Kanton sich zu halten habe, gleichviel, 
ob die Unterhaltspflicht für die Straße, deren Instandhaltung die 
eidgenössischen Interessen erheischen, dem Kanton, den Korpora- 
tionen oder den Privaten obliege. Zu einer viel wichtigeren 
Rechtsfrage gab der Anstand zwischen dem Bund und Nidwalden 
wegen des Zustandes der Poststraße Beckenried-Buochs-Stans im 
Jahre 1865 Anlaß. Die Regierung von Nidwalden verwahrte 
sich dagegen, daß kraft Artikel 35 der Bundesverfassung neue 
Anlagen oder Korrektionen verlangt werden könnten, zumal bei 
Straßen, für deren Bau der betreffende Kanton keine Bundes- 
subsidien bezogen habe. Der Bundesrat dagegen erklärte, sein 
Aufsichtsrecht nicht nur als eine Oberaufsicht über den Unterhalt der 
Straßen auffassen zu können, hütete sich aber wohl, dem Falle eine 
weitere Folge zu geben und mehr als ein Recht auf „um- 
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fassendere Reparaturen und neue Schutzmaßregeln“ in Anspruch 
zu nehmen. 

Von ganz anderer Bedeutung als diese Oberaufsicht über die 
Unterhaltung von Straßen und Brücken sind die Bundessubven- 
tionen für den Bau von Straßen und Brücken bzw. sind die Straßen 
und Brücken, die mit Bundessubvention erbaut wurden. Solche 
Werke von sich aus auszuführen, kam der Bund nicht in den Fall, 
weil, wie der Bundesrat selbst mit Schmerzen konstatierte (1856), 
sogar der Bau der Eisenbahnen dem Bund entzogen und der 
Privatindustrie überlassen wurde. Um so mehr beteiligte sich 
der Bund durch Subventionen, und zwar erhielten deren bis 1874, 
der Reihe nach aufgezählt, in der sie zur Behandlung durch den 
Bund gelangten, folgende Straßen und Brücken: St. Bernhard, 
Brünigstraße, Achereggbrücke, Bündnerisches Straßennetz, dann 
die sogenannten „Alpenstraßen“, Maggiabrücke, Münstertalstraße 
(nach Martinsbruck), Seedamm Rapperswil, die sogenannten „neuen 
Straßenprojekte“* (Bulle-Boltigen usw.), Lukmanierstraße und 
Klausenstraße. Die subventionierten Straßen sind also alles 
Gebirgsstraßen, und zwar speziell Alpenstraßen, mit Ausnahme 
der sogenannten „neuen Straßenprojekte“, die den Voralpen an- 
gehören, und die Brücken, wie auch die meisten Straßen, sind 
solche, welche zwei oder mehrere Kantone miteinander oder 
(Maggiabrücke, zur Verbindung der Langenseestraße) die Schweiz 
mit einem fremden Staate verbinden, und die einen und die anderen 
sind Werke, welche über die Kräfte von Kantonen hinausgehen. 
Für zwei weitere Objekte kam es zu Gesuchen um DBundes- 
subventionen, aber nicht weiter: für die Brücke Niedergösgen- 
Schönenwerd wurde als für ein bloß lokales Werk die Subvention 
abgelehnt (1861), und ein Gesuch Luzerns um Hilfe für die Gotthard- 
straße (1860) wurde nicht weiter verfolgt, nachdem Luzern im 
Jahre 1863 die Initiative für die Gotthardbahn ergriffen hatte. — 
Über die subventionierten Werke ist im einzelnen folgendes hervor- 
zuheben: 

1. St. Bernhard. Zwischen Wallis und Waadt einerseits 
und Sardinien andererseits war im Jahre 1854 ein Vertrag zu- 
stande gekommen über Herstellung einer Fahrstraße von Martinach 
über den Großen St. Bernhard nach Aosta, deren Kosten auf 
schweizerischem Gebiet auf 940000 Fr. veranschlagt wurden. 
Wallis und Waadt ersuchten um einen Bundesbeitrag und um 
Vermittelung zur Erlangung eines Beitrages auch von Bern und 
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Freiburg. Die Bundesversammlung bewilligte 300 000 Fr.!); auch 
Freiburg sicherte einen Beitrag von 25000 Fr. zu, während Bern 
noch zurückhielt und seine Leistung von der Zustimmung Waadts 
für die Juragewässerkorrektion abhängig machte. Es war ein 
Tunnel durch den Col de Menouve vorgesehen; die Arbeiten an 
demselben hatten bereits begonnen, und auch eine erste Subventions- 
zahlung (12 731 Fr.) war vom Bund erfolgt, als über eine Änderung 
des Traces, wodurch der bereits angefangene Tunnel hätte ver. 
lassen und ein anderer tiefer angelegt werden sollen, Streit aus- 
brach und der Unternehmer die Arbeit niederlegte. Infolgedessen 
wurde im Jahre 1860 das ganze Straßenprojekt aufgegeben ; 
die St. Bernhardstraße hatte auch ihre Bedeutung inzwischen 
zum größten Teil verloren durch die Herstellung der Walliser 
Eisenbahn bis Sitten und die in Aussicht stehende Fortsetzung 
derselben bis Brieg, wodurch die Simplonstraße als Übergang nach 
Italien an Bedeutung gewann, um so mehr, als Sardinien sich 
damals zum Königreich Italien erweiterte. 

2. Brünig. Die Brünigstraße trat im Jahre 1855 als vom 
Bund zu unterstützendes Werk auf. Die Erbauung einer Stralse 
von Brienz über den Brünig nach Luzern bildete schon seit 
einigen Jahren Gegenstand der Verhandlung zwischen Bern und 
Obwalden. Auf einer Konferenz dieser Kantone mit Luzern und 
Nidwalden im Jahre 1855, an der auch der Bund mit Rücksicht 
auf die große postalische und militärische Bedeutung der Strale 
für die Ostschweiz teilnahm, kam eine Einigung über den Bau 
einer Straße von Brienz nach Luzern zustande und wurde ein 
Subventionsgesuch an den Bund beschlossen. Die Bundes- 
versammlung bewilligte (1856) einen Bundesbeitrag von 400 000 Fr., 
und der Bundesrat setzte kraft deren Ermächtigung die Verteilung 
fest und bestimmte als Vollendungstermin für die ganze Straße 
den 1. Oktober 1862 ?). Da die Vollendung sich zu verzögern schien, 
ließ sich die Bundesversammlung vom Bundesrat Bericht erstatten, 
fand sich nachher aber doch vorläufig zu keinen Maßnahmen ver- 
anlaßt®), und es konnte im Frühjahr 1863 auch der letzte Teil 
der Straße, die Strecke auf dem Gebiet des Kantons Bern, vollendet 
werden, wobei erklärt wurde, der Kanton Bern habe sich nicht 


1) B. B. 1854 III, 263 und B. G. 4/65. 
2) B. B. 1856 II, 239 und B. G. 5/886 und 541. 
3) B. G. 6/5783; B. B. 1861 II, 415, 447 und 451. 
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allein des Dankes des Nachbarkantons Unterwalden, sondern der 
ganzen inneren Schweiz für die Eröffnung dieses herrlichen Berg- 
passes verdient gemacht. 

3. Achereggbrücke. Durch Bundesbeschluß vom 19. Januar 
1859*1) wurde Nidwalden für den Bau einer Brücke über die 
Seeenge des Alpnachersees bei Acheregg eine Bundessubvention 
von 20000 Fr. statt eines Brückengeldes bewilligt. Die Brücke 
wurde als Aufzugsbrücke zwecks Durchlasses der Dampfboote und 
ın Eisen konstruiert; das Öffnen und Schließen der Brücke ist 
Sache Nidwaldens. Nidwalden bezieht dafür eine bestimmte Ge- 
bühr von den Schiffen. Die Aufzugsbrücke ist seither (1890?) 
durch eine Drehbrücke ersetzt worden. 

4. Bündner Straßennetz. Im Jahre 1860 ersuchte Grau- 
bünden um einen Bundesbeitrag für Erstellung und Vollendung 
des von Graubünden beschlossenen bündnerischen Straßennetzes. 
Von den projektierten Straßen kam ein Teil als zu lokal für den 
Bund außer Betracht; hingegen wurde durch Bundesbeschluß vom 
26. Juli 1861), zugleich mit Subventionen für die sogenannten 
„Alpenstraßen“ (5) im Gesamtbetrage von 1700000 Fr., eine 
Subvention von 1 Million für folgende bündnerische Straßen be- 
willigt: Schynstraße ('Thusis-Tiefenkasten). Landwasserstraße von 
Vazerol oder Filisurbrücke nach Davos-Platz, Flüelastraße (von 
Davos ins Engadin), Unterengadinstraße von Ardez nach Martins- 
bruck, Berninastraße, Münstertalstraße und Albulastraße, unter 
der Bedingung, daß diese sämtlichen bündnerischen Straßen bis 
Ende 1873 vollendet sein sollten, die Alpenstraßen bis Ende 1864. 
Dem Kanton Graubünden wurde für das bündnerische Straßennetz, 
wie den beteiligten Kantonen für die „Alpenstraßen“, eine Frist 
bis Ende 1861 gegeben zur Annahme der Subvention resp. der 
gestellten Bedingungen, die dann, nach einer Verlängerung der 
Frist?), 1862 erfolgte. Im Jahre 1866 waren von den sieben 
Straßen des bündnerischen Straßennetzes drei (Unterengadinstralie, 
Bernina und Albula) vollendet; 1867 folgte die Flüelastraße, 1369 
der Schyn; 1870 wurden auch die zwei letzten Glieder des Netzes, 
die Landwasserstraße und die Münstertal- oder Ofenbergstraße, 
in Angriff genommen, und bis Ende 1873 war die letzte Strecke, 


1) B. B. 1859 I, 19 und B. G. 6/120. 

2) B. B. 1860 III, 343; 1861 I, 1; II, 189, 463, 487, 505, 557 und 
B. G. 7/70. 

3) B. B. 1862 I, 285, 520 und B. G. 7/165. 
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die Landwasserstraße, und damit das ganze Straßennetz genau 
nach dem Subventionsbeschluß vom Jahre 1861 vollendet. — Für 
die beiden an die österreichische Grenze führenden Straßenstrecken, 
Unterengadinstraße und Münstertalstraße, waren zwecks Anschlusses 
oder Fortführung an der Grenze Unterhandlungen mit Österreich 
notwendig, und solche wurden bereits 1864 vom Bundesrat an- 
geknüpft. Während die Fortführung der Münstertalstraße bei 
Taufers von Öserreich damals noch abgelehnt wurde, da diese 
Straße ihrem Charakter nach niemals geeignet wäre, als eine 
Reichsstraße erklärt und in die „Ärarialregie“* aufgenommen zu 
werden und demzufolge der direkten Verständigung Graubündens 
mit den interessierten tirolischen Nachbargemeinden überlassen 
blieb, wurden die vom Bundesrat eingeleiteten Verhandlungen 
betreffend die untere Engadinstraße noch im gleichen Jahre 1864 
von Österreich angenommen und führten zu dem Vertrag über 
Regulierung der Grenze bei Finstermünz, vom 14. Juli 1868 !), 
durch den in Artikel 6 stipuliert wurde, daß ein Straßenanschluß 
zwischen dem Engadin und Tirol herzustellen sei, eine bloß 
prinzipielle Verständigung über den Anschluß, die weitere Ver- 
handlungen über das 'Trace bedingte. In dieser Beziehung standen 
zwei Projekte einander gegenüber: Graubünden verfocht die Her- 
stellung einer Straße längs des rechten Innufers von Martinsbruck 
nach der Festung Finstermünz, Österreich dagegen vertrat einen 
Straßenanschluß auf dem linksseitigen Ufer, und dieser wurde auch 
vom schweizerischen Militärdepartement aus militärischen Gründen 
unterstützt; man einigte sich aber schließlich auf die Korrektion. 
der Straße Martinsbruck-Nauders, also des auf das rechte Ufer 
hinüber-, aber oberhalb der Festung Finstermünz hinführenden 
Straßenzuges, und dieser wurde 1871/1873 auch auf österreichischer 
Seite ausgeführt und vollendet, womit die Angelegenheit er- 
ledigt war. 

Auf Veranlassung Graubündens wurden 1865 auch mit Italien 
Verhandlungen angeknüpft über eine Straßenverbindung des 
Nünstertals von St. Maria aus über den Umbrail mit der Stilfser- 
iochstraße, blieben aber damals noch erfolglos; die Umbrailstraße 
ist erst 1901 eröffnet worden. Auch die Verhandlung mit Italien 
über eine Straße Astano-Dumenza (an der Grenze zwischen Lu- 
ganer- und Langensee), von Tessin angeregt, wurde von Italien 


1) B. B. 1868 III, 23 und B. G. 9510. 
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abgelehnt, weil die Gemeinde Dumenza die nötigen Mittel zur 
Herstellung fraglicher Straßenstrecke nicht besitze (!). 

5. „Alpenstraßen“. Es handelt sich in erster Linie um 
Verbindungsstraßen zwischen den Kantonen Wallis und Grau- 
bünden durch Uri, als welche in Betracht kamen die Furkastraße 
(von Wallis nach Uri) und die ÖOberalpstraße (von Uri nach 
Graubünden), und sodann, zur Verbindung Uris und dadurch 
dieser beiden Straßen mit der äußeren Schweiz, zunächst mit 
Schwyz und Luzern, um eine Straße zwischen Brunnen und 
Flüelen (bis dahin bestand die Verbindung von Luzern und von 
Brunnen mit Uri nur zu Wasser); das ist die Axenstraße, die 
Straße unter und durch den Axenberg. Die Bundessubrvention 
für die Erbauung dieser drei Straßen wurde zugleich mit der 
Subvention des bündnerischen Straßennetzes, im Jahre 1861, be- 
schlossen !), und zwar wurde für die Herstellung der Furkastraße 
(von Oberwald im Wallis unterhalb Gletsch bis Hospenthal in Uri) 
den Kantonen Uri und Wallis ein Bundesbeitrag bis 800 000 Fr. 
bewilligt, für die Oberalpstraße (von Andermatt bis Dissentis über 
die Oberalp) den Kantonen Uri und Graubünden bis 350000 Fr., 
und für die Axenstraße den Kantonen Uri und Schwyz bis 
600 000 Fr. Während die übrigen Alpenstraßen, auch das bünd- 
nerische Straßennetz, lediglich als Verkehrsstraßen galten und auch 
als solche subventioniert wurden, erschienen die drei vorzugsweise 
so genannten Alpenstraßen, die Furka-, die Oberalp- und die 
Axenstraße, im militärischen Interesse geboten; ihre Subvention 
wurde vom Militärdepartement angeregt und aus militärischen 
Gründen beschlossen; ihr Bau und Unterhalt stand unter der 
Kontrolle, nicht des Departements des Innern wie der übrigen 
vom Bund subventionierten Straßen und der im eidgenössischen 
Interesse liegenden Straßen überhaupt, sondern des eidgenössischen 
Militärdepartements, so ein ganzes Jahrzehnt, bis 1871, wo 
die Kontrolle an. das 1870 errichtete eidgenössische Ober- 
bauinspektorat überging, und erhielten mit der Brünigstraße seit 1873 
den förmlichen Namen „Militärstraßen“. Der Vollendungstermin 
war für alle drei Straßen auf Ende 1864 festgesetzt (für das 
bündnerische Straßennetz aufEnde 1873), und sie wurden vollendet: 
die Oberalpstraße 1864/65 (1864 die bündnerische, 1865 die 
schwierigere Urnerseite), Axenstraße 1865 und 1866 die Furka- 
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straße. Über diese letztere Straße bricht sogar der offizielle 
Bericht, nachdem er konstatierte, daß die Axenstraße gleich nach 
ihrer Eröffnung einer bedeutenden Frequenz sich erfreute, was 
wesentlich der kühnen Anlage und der durch die Wahl des 
oberen Trac&s erreichten prachtvollen Aussicht zuzuschreiben sei, 
in das Lob aus: „Immerhin aber muß die Furkastraße als ganz 
einzig in ihrer Art für Touristen die größte Anziehungskraft aus- 
üben; denn keine andere Fahrstraße gestattet ein so nahes und 
so bequemes Herantreten an die Gletscherwelt und ihre groß- 
artige Gebirgsumgebung!).*“ Zu diesen „Alpenstraßen“ par ex- 
cellence oder Militärstraßen wurde von 1869 an auch die Brünig- 
straße gerechnet, die zwar noch außer direkter Verbindung mit 
ihnen stand und erst durch die Grimselstraße im Jahre 1895 mit 
der Furkastraße verbunden wurde. 

6. Maggiabrücke, zwischen Locarno und Ascona. 
Das Projekt der Maggiabrücke verband sich anfänglich mit an- 
deren Projekten, einerseits und zunächst mit dem Projekt der 
Langenseestraße, die schon im Vertrag Sardieniens vom Jahre 1847 
mit St. Gallen, Graubünden und Tessin betreffend eine Eisenbahn 
über den Lukmanier (oben S. 217) vorgesehen war, andererseits 
mit der Korrektion der Maggia, an die sich zugleich die Frage 
der Korrektion des Tessin und der Moeösa (Nebenfluß des Tessin 
vom Misox her) anschloß, und die Korrektionen der Maggia und 
des Tessin waren wieder bedingt durch das Projekt der Tiefer- 
legung des Langensees — alles Gewässerkorrektionen, von denen 
mit den übrigen unter III. die Rede sein wird. Die Maggia- 
brücke war schließlich das letzte noch fehlende Stück der Langensee- 
straße, und es erschien auch die dafür nötige Korrektion der Aus- 
mündung der Maggia in den Langensee als das dringendste Stück 
des ganzen Korrektionsnetzes, und so kam es schließlich für ein- 
mal zu einer Bundessubvention für diese Brücke mit der Korrektion 
der Ausmündung, bewilligt durch Bundesbeschluß vom 19. Juli 
1869?) bis zu Y/s der Kosten und höchstens 188000 Fr. unter 
Bedingungen. Dem Kanton Tessin war durch den Beschluß 
Frist bis 1. Juli 1870 gegeben, um sich über die Annahme der 
Subvention unter diesen Bedingungen auszusprechen. Die Er- 
klärung Tessins verzögerte sich aber wegen des politischen 
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Konfliktes, der 1870 im Kanton ausbrach und den Kanton fast 
in zwei Halbkantone, das Sopra- und das Sotto-Cenere, getrennt 
hätte, und erfolgte auch nachher nicht, trotz Beschwerde Italiens, 
das sich auf den Vertrag von 1847 berief, und trotz Reklamationen 
des Bundesrates, so daß die Sache schließlich liegen blieb. Erst 
im Jahre 1887 ist sie infolge erneuerter Beschwerde Italiens wieder 
aufgenommen worden, und es wurde dann 1890 eine Bunde;- 
subvention von 50 °/o der Kosten oder 402500 Fr. bewilligt, der 
noch weitere Subventionen folgten, im ganzen etwa 800000 Fr. 
Inzwischen ist Brücke und Korrektion der Ausmündung hergestellt 
bzw. vollendet worden. 

7. Seedamm Rapperswil. Das Projekt, an Stelle der 
früheren hölzernen Brücke von Rapperswil nach Hurden einen 
fahrbaren Chausseedamm herzustellen, bestand schon seit 1866, 
kam aber anfangs nur für allenfalsige Einsprachen in Betracht. Die 
Linthkommission hatte zwar vom Standpunkt des Wasserabflusses 
und des Durchlasses der Schiffe nichts dagegen einzuwenden, wohl 
aber protestierte der Kanton Schwyz wegen Hinderung des Ab- 
flusses und Stauung des Obersees. Die Stadt Rapperswil, welcher 
die Brücke gehörte, scheint sich 1870 darauf besonnen zu haben, 
auf eine Bundessubvention für das Projekt Anspruch machen zu 
können, und auf ein bezügliches Gesuch wurde, nachdem die Zu- 
lässigkeit des Baues hinsichtlich der Abflußverhältnisse experten- 
gemälßß festgestellt war, durch Bundesbeschluß vom 2. August 1873!) 
ein fixer Beitrag von 100000 Fr. bewilligt. Die Frist für den 
technischen und Finanzausweis wurde nachträglich festgesetzt ?), 
und der Bau wurde 1878 vollendet. 

8. „Neue Straßenprojekte.“ Im Jahre 1869 wurden 
miteinander Subsidiengesuche für folgende Straßen eingereicht, 
weshalb sie unter diesem Namen zusammengefaßt wurden: von 
Bulle (Freiburg) über den Schwarzenberg nach Boltigen im Simmen- 
tal, ferner: von Bex über den Col de la croix nach Ormont dessus, 
und endlich Straßenkorrektionen im Walliser Conchestal (südliche 
Fortsetzung der Furkastraße). Das letztere Gesuch wurde ab- 
schlägig beschieden, den beiden ersteren Gesuchen hingegen, die 
beide die Kantone Freiburg und Bern betrafen, durch einen Bundes- 
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beschluß vom 8. Februar 1872!) entsprochen. Die Straße über 
den Col de la croix (Bex-Ormont dessus) ist aber nicht zur Aus- 
führung gelangt. 

9. Lukmanierstraße und Klausenstraße. Im Jahre 
1873 ist für die erstere eine Subvention bewilligt?) und für die 
andere um eine Subvention nachgesucht worden. Das Projekt 
der Klausenstraße blieb liegen bis 1890, wo ein neues Subventions- 
gesuch eingereicht und bewilligt wurde. Die Lukmanierstraße 
ist 1877, der Klausenpaß 1899 eröffnet worden. 


III. Gewässer. 


Die ersten Subventionsgesuche, die überhaupt, gestützt auf 
Artikel 21, an den neuen Bund gestellt wurden, betrafen Ge- 
wässer: den Rhein im St. gallischen Rheintal und die sogenannten 
Juragewässer. Die Subventionsgesuche dafür wurden schon 1853 
gestellt, also noch ein Jahr vor dem ersten Straßensubventions- 
gesuch, das den St. Bernhard betraf (1854). Aber die Straßen 
bilden einen uralten Gegenstand der Sorge des Bundes, wenn 
nicht der Subvention, so der Oberaufsicht, und aus diesem Grunde 
wurden sie als öffentliche Werke den Gewässern vorangestellt. 
Unter den Gewässern gehört aber hinwieder die Linth allen voraus; 
die Linth kam zwar unter dem neuen Bund erst 1854 zur be- 
sonderen Behandlung, stand aber schon von Anfang, seit sie als 
Linthwerk eine besondere öffentliche Angelegenheit bildet, seit 
1804 unter dem Schutz und der Mitwirkung des Bundes. Auf 
die Linth folgen nach der Zeit der Anhängigmachung ihrer An-- 
gelegenheit beim Bund zunächst also Rhein und Juragewässer 
(1853), dann Reuß (1854), Seeabfluß Luzern oder Tieferlegung 
des Vierwaldstättersees (1857), Rhone (1860), Wuhrbauten Tessin 
und Korrektionen im Tessin (Tieferlegung des Langensees und 
Korrektion des Tessin, der Maggia und der Moesa) 1857—1862. 
Diese sind also im folgenden kurz näher zu betrachten. 
Drei weitere Gesuche fielen dahin. Ein Gesuch von Ge- 
meinden der Wuhrkorporationen des Kantons Thurgau um Sub- 
ventionierung für die Korrektion der Thur (1863) wird, weil vom 
thurgauischen Großen Rat uoch nicht behandelt, vom Bundesrat 
vor der Hand abgewiesen und scheint dann nicht wieder gestellt 
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worden zu sein; ein gleiches Gesuch vom Kanton Tessin für die 
Korrektion des Vedeggio im Sotto-Cenere (1865) wird, weil lokaler 
Natur, vom Bundesrat abgelehnt, und endlich wurden über die 
von Baden angeregte Frage der Tieferlegung des Untersees (1871) 
zwar Verhandlungen und Untersuchungen vorgenommen, die aber 
in die Jahre nach 1874 sich hineinzogen und übrigens schließlich 
resultatlos verliefen. 

1. Linth, d. h. Linthwerk. Es handelt sich einerseits 
um die Verwaltung des bestehenden Linthwerkes und andererseits 
um die Fortführung und Vollendung des Linthunternehmens. Be- 
treffend die Verwaltung des bestehenden Linthwerkes, so bestand 
eine Linthwasser-Baupolizeikommission oder kurzweg Linthpolizei- 
kommission, welche einerseits das Linthwerk polizeilich zu über- 
wachen hatte und andererseits die Finanzen des Linthwerkes 
(Verwaltung des Linthdotationsfonds, bestehend aus den Jahres- 
überschüssen des Linthunternehmens, Schenkungen usw.; ferner 
Einzug der Pacht- und Beitragsgelder, Auszahlung der Ausgaben) 
besorgte, und diese Linthpolizeikommission war von der Tag- 
satzung ernannt worden und hatte auch der Tagsatzung jährlich 
Rechnung abzulegen (Linthpolizeiordnung vom 6. Juli 1812, 
Snell I, 277). Diese Linthpolizeikommission war also das Bundes- 
organ der Linthverwaltung. Daneben gab es noch ein kautonales 
Organ, das war die Linthschiffahrtskommission, bestellt von den 
vier Linthkantonen (Zürich, Schwyz, Glarus, St. Gallen) und be- 
auftragt mit der polizeilichen Aufsicht über Schiffahrt und Reckerei 
auf der Linth und mit den Finanzen des Linthschiffahrtswesens 
(speziell mit der Verwaltung des Lintschiffahrtsfonds, gespeist von 
den Linthzöllen, dann von den Linthzollentschädigungen). Neben 
der Bundes- und der kantonalen Verwaltung bestand noch 
eine lokale Verwaltung insofern, als die Linthgenossamen, d. h. 
die Korporationen der durch das Linthwerk geschützten Grund- 
eigentümer der Linthebene, zum Unterhalt der bestehenden Linth- 
werke verpflichtet waren. Mit der Bundesverfassung von 1848 
ging die Ernennung der Linthpolizeikommission und die Über- 
wachung ihrer Tätigkeit, besonders des Rechnungswesens auf den 
Bundesrat über, und dieser begann seine Oberaufsicht damit, daß 
er speziell im Rechnungswesen Verbesserungen einführte (1854— 
1856). Das betraf die Verwaltung. — Im Jahre 1858 erfolgte ein 
Gesuch der vereinigten Linthgenossamen um Vollendung der Linth- 
korrektion bis zum Einfluß in den Zürichsee. Die Behandlung 
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dieses Gesuches wurde aber verschoben mit Rücksicht auf die in 
Aussicht genommene Reorganisation der Linthverwaltung. Diese 
Reorganisation sollte in der Hauptsache bestehen in der Ver- 
einigung der Linthschiffahrts-- mit der Linthpolizeikommission 
und des Linthschiffahrtsfonds mit dem Linthdotationsfonds, 
also in Vereinheitlichung und damit Vereinfachung der Linth- 
verwaltung, und sie wurde auch, nachdem sich die Linthkantone 
damit einverstanden erklärt hatten, durch Bundesbeschluß betreffend 
die Reorganisation der Linthverwaltung vom 27. Januar 1862!) 
in dieser Weise beschlossen; es gibt nun nur mehr eine Kom- 
mission, die „Linthkommission“, für Anlage und Schiffahrt zu- 
gleich, bestellt vom Bundesrat und den vier Kantonen zusammen 
(fünf Mitglieder, von jedem Teil ein Mitglied), und nur einen Fonds, 
den „Linthfonds“ unter der Verwaltung dieser einen Kommission. 
Infolge der Reorganisation wurde auch eine neue Linthschiffahrts- 
und Reckerordnung vom 12. Januar 1865?) erlassen. — ‚Diese 
Vereinheitlichung der Verwaltung betreffend den Schutz der Linth- 
anlagen, deren Benutzung für Schiffahrt und Reckerei und be- 
treffend die Fonds wurde nachher auch auf den Unterhalt der er- 
bauten Anlagen ausgedehnt. Laut der alten Linthpolizeiordnung 
vom Jahre 1812 war der Unterhalt, und zwar nicht nur den Kosten 
nach, sondern die Ausführung selbst, Sache der Genossamen, so 
daß er nach diesen getrennt besorgt wurde. Bei diesem System 
wurde der Unterhalt so verschieden und im allgemeinen so schlecht 
besorgt, daß der Bundesrat im Jahre 1860 die Auszahlung der 
Linthzollentschädigung sistierte. Diese Maßnahme wurde zwar 
im folgenden Jahre wieder aufgehoben, dafür aber die Ver- 
einheitlichung auch des Unterhaltes angestrebt, und durch 
das Bundesgesetz betreffend die Unterhaltung des Linthwerkes, 
vom 6. Dezember 1867®), erreicht in der Weise, daß nun die 
Linthkommission den Unterhalt einheitlich besorgt, nötigenfalls 
(soweit nicht die Linthzollentschädigungen, die Zinsen des Linth- 
fonds und andere Intraden ausreichen) auf Kosten der Genossamen, 
und daß diese selbst nur noch den Unterhalt des Hinterlandes 
besorgen und auch das nach Weisung und unter Aufsicht der 
Linthkommission. An das Gesetz knüpfte der Bundesrat mit der 
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Linthkommission die Hoffnung, es werde die Unterhaltung des 
Linthwerkes und dessen fortschreitende Ausbildung es zu einem 
Meisterwerke der Bautechnik gestalten. Gestützt auf dieses Ge- 
setz, Artikel 11, wurde auch eine neue Verordnung über 
die Linthpolizei, vom 9. Februar 1869!), erlassen. Nach der 
Reorganisation der Verwaltung und noch im gleichen Jahre mit 
dem Bundesbeschluß (1862) wurde die Vollendung des Linth- 
werkes von Grynau abwärts in den Zürichsee in Untersuchung 
und Behandlung gezogen und nach Genehmigung des Korrektions- 
projektes?) in zehn Jahren (1872) ausgeführt. 


2. Rhein, im St. gallischen Rheintal von der Grenze Grau- 
bündens abwärts bis zum Bodensee. Schon die Tagsatzung unter 
dem Bundesvertrag von 1815 hatte sich infolge der Verheerungen 
des Rheines und der Landquart im Jahre 1816 mit der Sache be- 
faßt, indem sie eine Untersuchung über die Ursachen und die vor- 
beugenden Mittel anstellte, sich dann aber damit begnügt, das 
Resultat der Untersuchung „den interessierten Ständen zu an- 
gemessenem Gebrauch mitzuteilen“ (Conclusum vom 10. August 
1818)®). Am 17. Januar 1849 bestellte der Bundesrat eine neue 
Untersuchung, die sich für den Durchstich eines Kanals von Brugg 
nach Fussach (den heute sogenannten Fussachkanal) aussprach, 
überließ dann aber dem Kanton St. Gallen die weiter nötige 
Verhandlung mit Österreich, jedoch bereit zur subsidiären Ver- 
mittlung. Da wandten sich im Jahre 1853 die gallischen Ge- 
meinden des Rheintales direkt an die Bundesversammlung, und 
damit begann die Angelegenheit Bundessache zu werden. Sie er- 
hielten für die neuestens hintereinander stattgehabten Über- 
schwemmungen eine vorläufige Unterstützung von 40 000—50000Fr. 
zugesichert*), und ihr ursprüngliches Gesuch um Verhandlungen 
mit Österreich über eine Korrektion des Rheines und um eine 
ordentliche Bundessubvention an dieselbe wurde dem Bundesrat 
zur Untersuchung und Antragstellung überwiesen. In solchem 
Sinne wurde durch Bundesbeschluß vom 8. Februar 1854°) die 
Rheinkorrektion als Bundessache erklärt. Gestützt auf diesen 
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Beschluß, laut dem weitere Subsidien nur für eine planmäßige 
Korrektion gewährt würden, wurden spätere wiederholte Unter- 
stützungsgesuche St. Gallens für Hilfsbauten abgewiesen. Im 
Januar 1854 hatte auch Graubünden ein Gesuch um Bundes- 
subvention für seine Strecke und auf seiner Seite im st. gallischen 
Rheintal gestellt!), das dann mit demjenigen der st. gallischen 
Rheintalgemeinden zusammen behandelt und später, 1862, auch ge- 
meinschaftlich mit diesem erledigt wurde. Die Verhandlungen 
mit Österreich führten 1856 zu einer gemeinsamen Untersuchung. 
Während aber die schweizerischen Sachverständigen, wie schon die 
vorhergehende schweizerische Untersuchung, den radikaleren 
Fussacher Durchstich vertraten, wollte der österreichische Sach- 
verständige die Korrektion auf eine Ableitung des Rheins vom 
sogenannten Eselsschwanz durch den Rinnsal in den Bodensee 
beschränken, und auch die vorarlbergischen Gemeinden erklärten 
sich gegen den Fussacher Durchstich ; sie fürchteten von demselben 
eine Beeinträchtigung der Abflußverhältnisse der Binnengewässer. 
Auf den schlechten Abfluß des Rheins in den Bodensee, der die 
Überschwemmungen im Rheintal verursachte, wirkten indirekt 
auch die Stauwerke bei Konstanz ein, weil sie den Abfluß des 
Bodensees in den Rhein hemmten, und daher wurde, als diese 
Stauwerke im Mai 1856 abbrannten, der Umstand benutzt, ihre 
Wiederherstellung zu verhindern; es kam darüber zwischen den 
Bodenseeuferstaaten (Baden, Bayern, Österreich, Schweiz und 
Württemberg) die Vereinbarung betreffend die Regulierung des 
Wasserabflusses aus dem Bodensee, vom 31. August 1857 ?), zu- 
stande. DBetreffend das Rheintal selbst aber wollten die Ver- 
handlungen mit Österreich über eine gemeinschaftliche Korrektion 
nicht zum Ziele kommen. Es wurde daher auf Gesuch St. Gallens be- 
schlossen, einseitig vorzugehen und die Korrektion auf der 
schweizerischen Seite von Monstein aufwärts bis an die grau- 
bündnerische Grenze vorzunehmen, um einmal das schweizerische 
Ufer zu schützen und dann durch den Schaden, den das andere, 
österreichische Ufer haben mußte, Österreich um so mehr zu einer 
Verständigung zu bewegen; das ist der Inhalt des Bundes- 
beschlusses betreffend Korrektion des Rheins von Monstein (St. 
St. Gallen) bis zur Tardisbrücke (Graubünden), vom 24. Juli 
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1862 !), durch den die Gesuche der st. gallischen Rheintalgemeinden 
und Graubündens vom Jahre 1853/54 erledigt wurden in der Weise, 
daß St. Gallen einen Bundesbeitrag bis 2800000 Fr. und Grau- 
bünden bis 350000 Fr. zugesichert wurde. Österreich ließ sich 
dann herbei, dem Fussacher Durchstich beizustimmen, verlangte dafür 
aber seinerseits als zweiten Durchstich den Durchstich hinter 
Diepoldsau (den heutigen Diepoldsauer Kanal), der damit zum 
erstenmal auf den Plan trat; dadurch wurde nicht nur öster- 
reichisches Land auf die andere Seite des Flusses verlegt, wie es 
bei dem Fussacher Durchstich der Fall war, sondern auch 
schweizerisches, so daß durch den Diepoldsauer Durchstich wieder 
eine Ausgleichung eintrat (1864). Die Schweiz stimmte dem 
Diepoldsauer Durchstich nur zu für den Fall, daß der Fussacher 
Durchstich für die Abflußverhältnisse nicht genügen sollte, und 
gegen den Fussacher Durchstich erneuerte das Vorarlberg seine 
Opposition, so daß neue Untersuchungen veranstaltet wurden, 
infolge deren endlich zwischen der Schweiz und Österreich das 
Präliminarübereinkommen betreffend die Rheinkorrektion von 
Kriessern am oberen Ende des Diepoldsauer Durchstiches bis 
zum Bodensee, vom 19. September 1871?), zustande kam, das 
beide Durchstiche bei Widnau (Diepoldsau) und bei Fussach 
vorsah. Aber bei der hartnäckigen Opposition Vorarlbergs und 
dem langsamen und gleichgültigen Verhalten Österreichs fehlte 
noch viel zu einem definitiven Vertrag; nach 21 Jahren, 1892, 
kam es dazu®). Der Fussacher Durchstich ist seit 1900 eröffnet, 
der Diepoldsauer hingegen heute noch nicht vollendet. 

3. Juragewässer. Eshandelte sich bei dieser Korrektion um 
Entsumpfung des westschweizerischen Seelandes zwischen Murtner-, 
Neuenburger- und Bielersee und der Aare im Osten, von Aarberg 
bis Büren. — Nachdem namentlich Bern, das dabei zum größten 
Teil beteiligt war, schon seit Jahrhunderten (seit 1674) bezügliche 
Korrektionsarbeiten und wiederholt geplant hatte und es auch 
zu Verhandlungen der interessierten Kantone (Bern, Freiburg, 
Waadt, Neuenburg, Solothurn) seit 1834 gekommen war, machte 
Bern im Namen dieser Kantone im Jahre 1853 die Angelegenheit 
beim Bunde anhängig mit der Bitte um eine entsprechende Sub- 
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vention, falls die Kantone das Korrektionsunternehmen ausführen 
würden. Darauf Konferenzen des Bundes mit den Kantonen. 
Bereits im Jahre 1842 hatte der Kantonsingenieur La Nicca als 
radikale Abhilfe vorgeschlagen, außer der Korrektion der unteren 
Broye (vom Murtnersee in den Neuenburgersee) und der oberen 
Zihl (vom Neuenburgersee in den Bielersee), Ableitung der Aare 
von Aarberg in den Bielersee (am Dorfe Hagneck vorbei) und 
Führung von Aare und unterer Zihl von Nidau nach Büren und 
damit in das Aarebett zurück. Aber auf den Konferenzen mit 
dem Bund erschien die Ausführung dieses Planes zu teuer, auch 
eine Korrektion ohne Ableitung der Aare in den Bielersee ge- 
nüge und erfordere weit geringere Kosten; es wurde beschlossen : 
Korrektion der oberen und der unteren Zihl, Einmündung der- 
selben in die Aare bei Staad (unterhalb Büren), Korrektion der 
Aare von Staad bis Solothurn und von Solothurn bis Attisholz 
mit zweckmäßiger Einmündung der Emme, danach dann die Ge- 
samtkostensumme auf 6525000 Fr. festgesetzt, und es wird nun 
Bern um Übernahme des Gesamtbaues (unter entsprechendem An- 
teil vom Bund und den übrigen Kantonen) angegangen. Es kam 
auch ein Vertrag mit Bern betreffend diese Übernahme zustande, 
dem nur noch die Ratifikationen fehlten. Während aber der Ver- 
trag bei den Kantonen lag, trat die Angelegenheit in ein ganz 
neues Stadium: es tauchte das Projekt einer schwimmenden Eisen- 
bahn von Biel nach Yverdon auf, und Bern anerbietet sich zur 
Ausführung derselben in Verbindung mit der Gewässerkorrektion. 
Als der Bundesrat die Angelegenheit der Bundesversammlung 
vorlegte, beschloß diese durch Bundesbeschluß vom 3. August 1857 1), 
den ersten in Sachen der Juragewässerkorrektion, Vervollständigung 
der Untersuchung und bewilligte dafür einen Kredit von 50 000 Fr. 
In den fortgesetzten Verhandlungen und Untersuchungen trat 
wieder ein neuer Stillstand ein, veranlaßt durch die neuerdings 
aufgetauchte Frage, ob nicht besser statt der Gesamtkorrektion, 
wie sie Bern übernehmen sollte, Partialkorrektionen vorgenommen 
würden, und für diese war nur Bern selbst nebst Waadt und 
Freiburg. Mit diesen Verschleppungen unzufrieden, gab die Bundes- 
versammlung durch Bundesbeschluß vom 8. Februar 1862?) dem 
Bundesrat gemessenen Auftrag zur Beendigung der Unterhandlungen 
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und Bericht darüber bis zur nächsten Session der Bundesversammlung. 
Als dem letztern Teil des Antrages nicht entsprochen wurde, for- 
derte der Nationalrat am 16. Juli 1862 ein neues energisches 
Vorgehen. Es wurde auf den Plan La Niccas zurückgegriffen, 
und auf Antrag des Bundesrates kam es zum Bundesbeschluß 
vom 22. Dezember 1863 !), wonach die Korrektion der Juragewässer 
auf Grundlage dieses Planes als Gesamtunternehmen vom Bund 
unterstützt werden soll, und zwar wird ein Bundesbeitrag von 
einem Drittel der Gesamtkosten bis zum Betrag von 4 670 000 Fr. 
bewilligt; den Kautonen wird für die Annahme eine Frist bis zum 
831. Dezember 1864 gesetzt. Die Frist mußte ein erstes 
Mal?), ein zweites Mal®) und ein drittes Mal*) verlängert werden, 
bis zum 31. Dezember 1867, und inzwischen war ein ganz neues 
Projekt von privater: Seite eingereicht worden (Projekt Fornerod: 
Ableitung aller Juraseen in den Genfersee), das aber von der 
Bundesversammlung ohne weiteres verworfen wurde), und war auch 
der Schlußbericht der Mehrwertschätzungskommission, die bereits 
1865 ihre Tätigkeit für jeden Fall begonnen hatte, eingegangen?). 
Nach Ablauf der letzten Frist wird auf Gesuch der beteiligten 
Kantone ein sachlich neuer Bundesbeschluß vom 25. Juli 1867) 
gefaßt, wodurch die Subvention auf fünf Millionen erhöht und 
statt gemeinschaftlicher Ausführung jedem Kanton die Ausführung 
auf seinem Gebiet überlassen und danach die Subvention verteilt 
wird. Alle Kantone erklärten innerhalb der für Annahme dieses 
Beschlusses neu gesetzten Frist (bis 1. März 1868) ihre Zustimmung, 
so daß endlich dieses großartige nationale Werk gesichert war. 
Für die eidgenössische technische Oberaufsicht wurde La Nicca 
bestellt, und nach den nötigen Vorbereitungen (Festsetzung der 
definitiven Pläne, Expropriation usw.) begann die Ausführung. 
Am 7. Dezember 1869 erfolgte der erste Spatenstich am Nidau- 
Bürenkanal, und im Jahre 1889 war das letzte Kanalstück 
(Meienried-Büren) fertig, somit das ganze Werk nach 20 Jahren 
vollendet. 
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4. Reuß. Im Jahre 1854 kam die Regierung von Uri mit 
einem Unterstützungsgesuch für die Reußkorrektion im dortigen 
Kanton ein unter Bezugnahme auf Artikel 21 der Bundesverfassung, 
und die Bundesversammlung bewilligte einen Beitrag von 
15000 Fr.!), indem sie ausdrücklich von Artikel 21 abzusehen 
erklärte, weil, wie es scheint, die Korrektion bereits begonnen 
hatte und der Plan vom Kanton einseitig, ohne vorherige Ver- 
ständigung mit dem Bund, festgestellt worden war. Es blieb nur die 
Ausführung der Korrektion zu prüfen, bevor die Summe ausbezahlt 
wurde. — Ein weiteres Subventionsgesuch von Uri im Jahre 1860 
wurde vom Bundesrat zurückgewiesen, weil ihm kein eigentliches 
Korrektionsprojekt zugrunde lag. 

5. Seeabfluß Luzern. Von Uri, Schwyz und Nidwalden 
wurde 1857 gegen die in Luzern projektierten Bahnhofbauten 
der Zentralbahn beim Bund protestiert, speziell gegen die Er- 
richtung eines Dammes in den Vierwaldstättersee für den Verkehr 
mit der Schiffahrt, weil dadurch der Seeabfluß beeinträchtigt 
werde. Aus der eidgenössischen Untersuchung ergab sich aber, 
daß der beabsichtigte Dammbau den Seeabfluß in fühlbarer Weise 
nicht hemmen könne, daß hingegen die Stauungen durch die 
unterhalb der Reußbrücke angebrachten Schwellenwuhre bewirkt 
würden, und daß, wenn diese durch ein anderes System ersetzt 
würden, die Hochwasser des Sees um zwei Fuß gesenkt werden 
könnten. Es kam dann zwischen dem. Bund und den Uferkantonen 
des Vierwaldstättersees (Luzern, Uri, Schwyz, Ob- und Nid- 
walden) und der Zentralbahn der Vertrag betreffend Verbesserung 
des Seeabflusses in Luzern, vom 9. Oktober 1858?), zustande, 
ein Vertrag über Herstellung eines neuen Wehres, dessen Kosten 
zu einem Viertel vom Bund (24250 Fr.) und im übrigen von den 
anderen Paziszenten nach Verhältnis übernommen wurden. Das 
neue Reußwehr wurde bereits 1860 vollendet. — Neue Reklamationen 
der übrigen Uferkantone gegen Luzern rief 1869 der Bau der 
neuen Brücke vom Schweizerhof in Luzern zum Bahnhofquai 
hervor, sie wurden aber durch anderweitige Verbesserungen des 
Seeabflusses beschwichtigt; es wurde schon damals die Beseitigung 
der Kapellbrücke vorgeschlagen, aber von Luzern abgelehnt, und 
es ist zu sagen: diese alte, schwarze, gedeckte und krumme Holz- 
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brücke paßt gar nicht mehr zu der ganz modernen Umgebung; 
es ist, wie wenn in einem steinernen Neubau eine alte Hühner- 
stiege stehengelassen worden wäre. 

6. Rhone. Den Anlaß zum Unternehmen der vom Bund 
subventionierten Rhonekorrektion gab die Überschwemmung des 
Rhonetales vom 1.—3. September 1860. Die Walliser Regierung 
wandte sich an den Bund um eine Unterstützung zur Linderung 
der großen Not; aber erst auf ein zweites Gesuch, nun um einen 
Bundesbeitrag an die Kosten der zur Verhütung ähnlicher 
Katastrophen nötigen Korrektionen der Rhone und ihrer Zuflüsse, 
wurde eingetreten — ein Gesuch, das vom Hilfskomitee in Genf 
(Hilfskomitee für die schweizerischen Wasserbeschädigten von 
1860) aufs wärmste und unter Anerbietung eines Beitrages von 
20000 Fr. empfohlen wurde. Während eine eidgenössische Unter- 
suchung im Gange war, wurde auf Veranlassung derselben auch 
die Eisenbahngesellschaft der Ligne d’Italie, die zu dieser Zeit die 
Eisenbahn von Bouveret (am Genfersee) nach Sitten bauen ließ, 
zur Beteiligung an der Korrektion herangezogen; es ergab sich 
nämlich, daß der Bau dieser Eisenbahn die Abflußverhältnisse 
ungünstig beeinflußte, und daher erschien es notwendig, daß 
Fluß- und Eisenbahnbauten Hand in Hand gingen, und so kam 
unter Vermittlung des Bundes eine bezügliche Verständigung 
zwischen dem Kanton und der Eisenbahngesellschaft zustande. 
Inzwischen war die eidgenössische Untersuchung beendigt, und 
darauf gestützt wurde durch Bundesbeschluß vom 28. Juli 1863!) 
dem Kanton Wallis für die Korrektion der Rhone und deren 
Zuflüsse ein Bundesbeitrag von einem Drittel der Gesamtkosten bis 
zu 2640000 Fr. bewilligt. — Der Kanton Waadt verlangte vom 
Bund eine Entschädigung von einer Million Franken für den Schaden, 
der durch die Walliser Korrektionsarbeiten an der unteren Rhone 
dem waadtländischen Ufer zugefügt würde; die Bundesversammlung 
wies durch Beschluß vom 20. Februar 1865?) dieses Begehren 
ab, erklärte sich aber bereit, auch an Waadt für die Korrektions- 
arbeiten auf dessen Seite einen Bundesbeitrag nach gleichem Maß- 
stabe zu gewähren. Nach langen Verhandlungen mit Waadt, das 
durchaus ein ganz anderes Korrektionssystem, als das, welches für 
Wallis genehmigt worden war, für sich begehrte, maßlose For- 
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derungen stellte (seine Forderung von 2500000 Fr. wurde schließlich 
auf 750000 Fr. reduziert) und sich überhaupt gewohntermaßen 
(Westbahnkonflikt!) widerspenstig gegen Bund und Mitkanton 
zeigte, kam es auch zur Bewilligung einer Bundessubvention an 
den Kanton Waadt im Betrage von 300000 Fr. durch Bundes- 
beschluß vom 22. Dezember 18701). Die Rhonekorrektionen 
beiderseits erforderten seither wiederholte Nachsubventionen und 
sind heute noch nicht vollständig. 

7. Wuhrbauten und Korrektionen im Tessin.. In 
den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts hatte sich ein 
eidgenössisches Hilfskomitee zur Unterstützung der schweizerischen 
Wasserbeschädigten von 1834, 1836 und 1839 gebildet. Auf 
Ansuchen dieses Komitees, dessen Aufgabe in der Hauptsache 
beendigt schien, war im Jahre 1857 die Verwaltung der speziell 
für die tessinischen Uferbauten bestimmten Hilfsgelder vom Bund 
übernommen worden. Die Gelder kamen nach Bedürfnis dieser 
Bauten und nach Maßgabe ihrer Ausführung zur Verwendung, 
bis sie im Tahre 1870 aufgebraucht waren. 

Im Jahre 1862 wurde der Bund vom Kanton Tessin auch 
für die Tieferlegung des Langensees und die Korrektion des Tessins 
und der Maggia angegangen. Betreffend den Langensee sollte 
eine Regulierung des Ausflusses des Tessins aus dem Langensee 
stattfinden, um die Überschwemmungen durch den See bei Lo- 
carno, Ascona und Magadino, im Delta des Tessins und der Maggia, 
also auf schweizerischer Seite, wie auch im italienischen Seegebiet 
bei Pallanza, Intra usw., abzustellen. Es kam auch zu Ver- 
handlungen mit Italien und zu einer gemeinschaftlichen Unter- 
suchung. Laut derselben sollten jedenfalls, bis ein weiteres Projekt 
der Tieferlegung reif wäre, die Fischhurden unterhalb Sesto- 
Calende beseitigt werden, wodurch schon eine erhebliche Ver- 
besserung des Seeabflusses erzielt werden könnte (1867). Von 
weiteren Schritten war aber seit der Zeit nichts mehr zu hören. — 
Vom Korrektionsprojekt des Tessins und der Maggia und weiterhin 
der Mo&sa ist nur die Korrektion der Ausmündung der Maggia 
in Verbindung mit dem Bau der Maggiabrücke als das dringlichste 
Stück noch unter der alten Bundesverfassung zum Gegenstand 
eines Bundesbeschlusses geworden (1869), aber auch erst 1887 
unter ganz anderen Voraussetzungen in Angriff genommen worden 


1) B. B. 1870 III, 754 und B. B. 10/324. 
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(oben ’ 8. 235). Die Korrektion des Tessin ist erst 1883 zur Bundes- 
sache geworden, und die der Maggia aufwärts und der Moösa bis- 
her überhaupt nicht. 


IV. Schutzbauten und Aufforstungen im Hochgebirge. 

Durch Bundesbeschluß betreffend die Geschäftsführung des 
Bundesrates für 1856, vom 29. Juli 1857), wurde (Ziffer 3) die 
Forderung erhoben, es sei eine Untersuchung anzustellen darüber, 
ob nicht durch Verbauungen (Schutzbauten) im Hochgebirge den 
Wasserverheerungen vorgebeugt werden könne. Der Bundesrat 
beschloß darauf mit Rücksicht auf frühere Eingaben des schweize- 
rischen Forstvereins, die Untersuchung auch auf den Schutz der 
Hochgebirgswaldungen, also die seither sogenannte Forstpolizei, 
im Hochgebirge auszudehnen, und beschloß eine Untersuchung, 
die von allen beteiligten Kantonen günstig aufgenommen. wurde; 
nur Waadt protestierte wieder gegen die Anordnung als einen 
Eingriff in seine Souveränitätsrechte. Die Untersuchungskommission 
teilte sich in zwei Sektionen, die eine für den forstwirtschaftlichen 
und geologischen Teil, die andere für die Wildbäche; die Unter- 
suchung auf dem Terrain wurde beiderseits im Jahre 1860 be- 
endigt und die Forstsektion (Prof. Landolt) erstattete im folgenden 
Jahre ihren Bericht, die andere (Prof. Culmann) im Jahre 1864. 
Der schweizerische Forstverein begann dann 1866 mit Hilfe der Ge- 
meinden und einzelner Bundesbeiträge Verbauungen und Auf- 
forstungen der gefährlichsten Wildbäche (Brienzer Wildbäche, 
Trübbach, Sionne, Valcava, Schwandenbäche, Cagiallo) zu unter- 
nehmen, und dehnte sie, nach Maßgabe seiner Mittel, immer 
weiter aus, während zugleich für das schweizerische Flußnetz 
ständig hydrometrische Beobachtungen von der schweizerischen 
naturforschenden Gesellschaft eingeführt wurden, für welche sie 
im Jahre 1866 und den folgenden Jahren vom Bund einen Jahres- 
beitrag von 10 000 Fr. erhielt. Im Jahre 1869 wurde weiter von der 
Konferenz für Verteilung der Liebesgaben, die für die Wasser- 
verheerungen des Jahres 1868 zusammengekommen waren, eine 
Million Franken ausgeschieden, um für forstliche Vorkehrungen, 
für Verbauungen, Wuhrungen und ähnliche hydrotechnische Ar- 
beiten in den durch die Überschwemmungen vom September und 
Oktober 1868 betroffenen fünf Kantonen Uri, Graubünden, 
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St. Gallen, Tessin und Wallis verwendet zu werden; das ist der 
kurzweg sogenannte Schutzbautenfonds von einer Million Franken, 
der unter die Verwaltung des Bundes gestellt wurde, und vom 
Bundesrat wurden für die Verwendung ein „Programm“ !) als 
Regulativ erlassen und eine Expertenkommission (Bridel, Coaz u.a.) 
bestellt. Nachdem noch im gleichen Jahre die Bundesversammlung 
durch Postulat?) und der schweizerische Forstverein die erhöhte 
Aufmerksamkeit des Bundesrates für Schutzbauten und Forstpolizei 
im Hochgebirge verlangt hatten, formulierte der schweizerische 
Forstverein im folgenden Jahre 1870 für die begonnene Bundes- 
verfassungsrevision einen Artikel der als Artikel 24 wörtlich in 
die neue Bundesverfassung von 1874 übergegangen ist, laut dem 
der Bund das Recht der Oberaufsicht und Gesetzgebung über die 
Wasserbau- und Forstpolizei im Hochgebirge erhielt. Im Jahre 1871 
wurden durch Bundesbeschluß vom 21. Juli 1871?) die Korrektionen 
und Verbauungen der Wildwasser sowie die Aufforstungen ihrer 
Quellengebiete als öffentliche Werke im eidgenössischen Interesse 
erklärt und dafür, neben dem Schutzbautenfonds von einer Million, 
ein jährlicher Bundesbeitrag von 100000 Fr. ausgesetzt, und 
wurden die hydrometrischen Beobachtungen auf den Bund über- 
nommen und dem durch Bundesbeschluß vom 23. Dezember 1870?) 
für die öffentlichen Werke als Bundessache überhaupt geschaffenen 
Oberbauinspektorat übertragen. Damit war die Verwaltung in 
Sachen, wie sie bisher private Gesellschaften besorgten, völlig an 
den Bund übergegangen, und es brauchte nur noch der Bundes- 
gesetzgebung, wofür dem Bund durch die neue Bundesverfassung 
die Kompetenz zuteil wurde. 


V. Aufserordentliche Hilfsleistungen des neuen Bundes. 


Sie zeigte sich beim Brandunglück von Glarus, durch das in 
der Nacht vom 10./11. Mai 1861 der Hauptort Glarus zum größten 
Teil eingeäschert und ein Schaden von über 10 Millionen Franken 
verursacht wurde. Neben einer großartigen Liebestätigkeit von 
Privaten und Kantonen sprang auch der Bund ein mit einem 
Darlehen von einer Million, das für die ersten zehn Jahre zinsfrei, 


1) B. B. 1869 OL, 848. 

2) B. G. 9/876, Ziffer 4. 

3) B. B. 1871 II, 880 und B. G. 10/517. 
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im weiteren zu 2 °/o Zinsen gewährt wurde und vom fünfzehnten 
Jahre an in Raten von jährlich 200 000 Fr. bis zum zwanzigsten 
Jahre zurückbezahlt werden sollte), also bis 1881, in welchem 
Jahre Glarus von einem neuen Elementarereignis, dem Bergsturz 
von Elm, heimgesucht wurde. 


1) Die freie Tätigkeit des Bundes. 

Freie Tätigkeit ist, im Gegensatz zu rechtlicher Tätigkeit, 
die nicht durch das Recht (Verfassung oder Gesetz) geforderte 
oder bedingte Tätigkeit des Staates und besteht in der weiteren, 
über die Rechtspflicht hinausgehenden Förderung der Volks- 
interessen durch Gewährung voh Unterstützungen, Einrichtung 
und Verwaltung allgemeiner Anstalten usw. Jeder Staat hat das 
Recht der freien Tätigkeit, soweit dadurch nicht die durch das 
Recht vorgeschriebenen Aufgaben verhindert oder verkürzt werden, 
und so hat dieses Recht auch der Bund im Bundesstaat. Im 
schweizerischen Bund seit 1848 richtete sich diese Tätigkeit nach 
und nach auf folgende Gegenstände: Auswanderung, Volkszählung 
und damit verbunden Statistik, Hebung von Wissenschaften, Kunst 
und gemeinnützigen Bestrebungen , Gesundheitswesen, Wasser- 
beschädigte und Fabrikkinder. Diese freien Tätigkeiten waren 
speziell Sache des Departements des Innern, bis dann infolge 
eines Beschlusses der Bundesversammlung vom 21. Juli 1865?) 
die Auswanderung und Unterstützung von schweizerischen Hilis- 
gesellschaften im Auslande, weil zur auswärtigen Verwaltung 
gehörend, vom 1. Januar 1866 an auf das politische Departement 
übergingen. Sachlich ist über die einzelnen Tätigkeiten folgendes 
zu bemerken. © = 


1. Auswanderung. 


Schon unter dem Bundesvertrag von 1815 war die Auf- 
merksamkeit der Tagsatzung auf die immer mehr zunehmende 
Auswanderung gelenkt worden; aber die Tagsatzung hatte erklärt, 
es liege im Wesen des bestehenden Staatenbundes, daß allfällige 
Verfügungen über Auswanderung nicht Sache des Bundes, sondern 
der Kantonsregierungen seien®). Kaum aber war der neue Bund 


1) B. B. 1861 II, 431, 743, 747 und B. G. 7/50. 
2) B. G. 8/474. 
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eingeführt, so konnte dieser nicht umhin, sich des Auswanderungs- 
wesens anzunehmen. Seit Oktober 1848 war mit dem schweize- 
rischen Konsulat in Havre eine Agentur für Auswanderung 
verbunden, aber wegen Mißverhaltens des Agenten bald wieder 
aufgehoben worden. Um dieselbe Zeit (1849) ersuchte der Konsul 
in Brüssel um eine Agentur für die Auswanderung in Antwerpen 
und verwendeten sich auch in der Schweiz selbst verschiedene 
Regierungen und Vereine für die schweizerischen Auswanderer 
in der Meinung, nicht, daß zur Auswanderung aufgemuntert, son- 
dern daß dem arbeitsamen Mitbürger Verdienst, dem Bedürftigen 
Schutz und dem Hilflosen Unterstützung auch im Auslande zuteil 
werde, und mit dem Vorschlag, eine zentrale Leitung des Aus- 
wanderungswesens anzuordnen und zu diesem Zweck in der Schweiz 
ein Auswanderungsbureau einzurichten, mit abhängigen Agenturen 
in den von den Auswanderern am meisten besuchten Plätzen des 
Auslandes. Der Bundesrat beschränkte sich aber darauf, dem 
schweizerischen Konsul in Havre wieder einen Agenten beizu- 
fügen (mit dem Auftrag, das Wohl der Auswanderer wahrzunehmen 
und ihnen mit Rat und Tat an die Hand zu gehen) und dem 
Hilfskomitee in New-York, das von Auswanderern ganz besonders 
in Anspruch genommen wurde, 1000 Fr. Unterstützungen für das 
Jahr 1850 zuzuwenden; der Bundesrat wies dabei auf seine 
‚spärlichen Mittel hin und bezweifelte damals überhaupt, daß von 
Bundes wegen Nachhaltiges in dieser Beziehung geleistet werden 
könne. Von den Kantonen wurde die Errichtung ähnlicher 
Bureaux in Nordamerika und Brasilien und auch in Basel, dem: 
Hauptausgangstor, verlangt und vom Bundesrat auch vorgesehen, 
wenigstens in New-York und New-Orleans und in Basel, und der 
dafür nötige Kredit (18000 Fr.) verlangt‘). Nachdem der Kredit 
von der Bundesversammlung bewilligt war, wurden ihren In- 
tentionen entsprechend die Errichtung eines Konsulates in Ant- 
werpen beschlossen und den Konsulaten in New-York und New- 
Orleans bezügliche Aushilfen beigegeben. Eine gleiche Aushilfe 
erhielt seit 1864, offenbar infolge des Falles Vergueiro, wovon 
unten, auch der Konsul in Rio de Janeiro, so daß auch Süd- 
amerika seine Vertretung in der Auswanderung in dieser Form 
besaß. Weiter aber gingen die Bundesbehörden in der auswärtigen 
Vertretung zugunsten der Auswanderer nicht; so wurde die 


1) B. B. 1853 I, 473. 


959 I. Begründung und Einrichtung des Bundesstaates, 


Petition des schweizerischen Auswanderungsvereins, der sich zum 
Zwecke besserer Organisation der Auswanderung im Herbst 1865 
in Olten gebildet hatte, um Anstellung von Spezialagenten (nicht 
bloße Aushilfen von Konsulaten) auf einigen von der Auswanderung 
hauptsächlich berührten Punkten abgelehnt mit der Begründung, 
daß es nicht angehe, eine polizeiliche Aufsicht und Überwachung 
der Landesangehörigen im Auslande zu unterhalten, und für den 
Fall der Not die konsularische Vertretung genüge!). Auch in 
der Schweiz selbst beschränkte sich der Bundesrat darauf, Kreis- 
schreiben und Publikationen zu erlassen, durch welche Aus- 
wanderungslustige auf drohende Gefahren und Prellereien auf- 
merksam gemacht und ihnen zweckdienlicher Rat erteilt werden 
sollte, und er formulierte zufolge der Ablehnung der Petition des 
schweizerischen Auswanderungsvereins die Bundespolitik betreffend 
die Auswanderung in dem Grundsatze, „daß die Bundesbehörden 
sich jeder direkten Teilnahme zu enthalten und darauf zu be- 
schränken haben, diejenigen schweizerischen Angehörigen, die den 
festen Entschluß kundgeben, auszuwandern, oder die wirklich aus- 
wandern, bestmöglichst zu belehren und zu schützen“ — ein 
Grundsatz, der wörtlich seit der neuen Bundesverfassung, bei An- 
laß des Erlasses des sogenannten Auswanderungsgesetzes, wiederholt 
worden, also gar nicht neu, sondern alt und vielleicht, mit Rück- 
sicht auf den Fortschritt der Verhältnisse auch in diesen Dingen, 
veraltet ist. Der Bund hat denn auch die von Dr. Wilhelm 
Joos in Schaffhausen, dem Vater des heutigen eidgenössischen 
Auswanderungsgesetzes, im Jahre 1863 projektierte Kolonisation 
in Costa-Rica und die definitiv nachgesuchte Bundessubvention 
(100000 Fr.) abgelehnt?) und auch bisher von Kolonisationen 
nie etwas wissen wollen, wiewohl er im Anfang den Kantonen 
vorgeworfen hatte, sie ließen der Auswanderung ihren Lauf und 
kümmerten sich nicht um sie als geeignete Maßregel zur Ver- 
hütung der Übervölkerung und der Überhandnahme des Pauperismus, 
und wiewohl es ihm andererseits doch recht war, wenn eine ohne 
ihn unternommene Kolonisation emporblühte, wie Neu-Helvetia 
in Tennessee. 

Nun der Fall Vergueiro. Das war der schwerste Fall 
von Mißleitung und Ausbeutung von Auswanderern, die zur halben 
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Sklaverei führte. Schon im Jahre 1855 war eine Zunahme der 
Auswanderung nach Brasilien konstatiert worden, während die 
Auswanderung nach Nordamerika und speziell nach New-York 
zurückging, und dann stellte es sich heraus, daß durch Agenten 
in der Schweiz massenhaft Leute vom brasilianischen Pflanzer 
und Senator Vergueiro & Co, in Santos (an der brasilianischen 
Küste, nördlich von Rio de Janeiro) dorthin auf Halbpacht ge- 
lockt worden waren. Die Auswanderer erhielten vorschußweise 
freie Überfahrt und am Bestimmungsort ein Stück Land in Pacht 
und zu dessen Bebauung wieder vorschußweise bares Geld, Lebens- 
mittel, Wohnung usw. Das Pachtgeld bestand in der Hälfte des 
Ertrages (daher der Name Halbpacht), und für die erhaltenen 
Vorschüsse haftete die andere Hälfte, die aber dafür meistens 
nicht ausreichte, so daß der Pächter in die größte Not geriet, 
und dazu konnte er mit samt dem Pachtland vom Gutsherrn be- 
liebig an einen Dritten abgetreten werden. Der schweizerische 
Konsul in Rio de Janeiro erstattete Bericht, und die kantonalen 
Regierungen, die vom Fall betroffen waren und um ihre An- 
gehörigen oder ihr Geld besorgt waren, führten Beschwerde, und 
durch Vermittlung des Bundesrates wurde der Notstand dieser 
Halbpächter dadurch zu erleichtern gesucht, daß einerseits ein 
Teil der Gemeinden in der Schweiz, welche vielfach die Vor- 
schüsse für freie Überfahrt geleistet hatten, zum Verzicht auf ihre 
Forderungen vermocht wurden, und andererseits die brasilianische 
Regierung um ihre Hilfe angegangen wurde, die dann darin be- 
stand, daß ein Teil der Pächter losgekauft und anderswo in 
Brasilien angesiedelt wurde!). Als auch die Bundesversammlung 
(1858) den Bundesrat weiter antrieb, bei der brasilianischen Re- 
gierung kräftig darauf zu dringen, daß die schweizerischen 
Kolonisten in eine bessere Lage versetzt würden ?), wurde im Jahre 
1859 ein außerordentlicher Kommissär (Jakob v. Tschudi von 
Glarus) nach Brasilien abgeordnet, nachdem der Kredit dafür 
(24000 Fr.) von der Bundesversammlung bewilligt war®), und 
diesem gelang es, von der brasilianischen Regierung noch weitere 
Hilfe durch bessere Ansiedlung der bedrängtesten Halbpächter 
zu erlangen; die Zumutung freilich, die Schulden der Halbpächter, 
speziell die nicht nachgelassenen Vorschüsse von Gemeinden 
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(ca. 300000 Fr.) zu übernehmen, lehnte die brasilianische Re- 
gierung ab mit der triftigen Begründung, daß die betreffenden 
. Gemeinden die Folgen ihrer Handlungsweise selbst zu tragen 
hätten !), triftig insofern, als die betreffenden Gemeinden mit 
dem Vorschuß der Überfahrt ihre armen Leute verschacherten, 
wie Vergueiro sie sich zuschachern ließ. So wurde denn be- 
schlossen, diese Forderungen der schweizerischen Gemeinden gegen 
Vergueiro & Co. im Prozeßwege in Brasilien geltendzumachen, 
und der Bundesrat gab sich dazu her, diesen Prozeß namens der 
Gemeinden zu führen. Aber als das Verfahren im besten Zuge 
war, stellten die Beklagten ihre Zahlungen ein (Februar 1865), 
und der Prozeß verlief resultatlos; vom Jahre 1869 an ist davon 
nicht mehr die Rede. — Aus Anlaß des Falles Vergueiro und 
in der löblichen Absicht, eine generelle Maßnahme gegen solche 
Fälle zu gewinnen, hat Dr. W. Joos 1864 im Nationalrat den 
Antrag gestellt auf Untersuchung darüber, ob das Los vieler in 
Brasilien befindlichen schweizerischen Halbpachtkolonisten nicht 
dadurch verbessert werden könnte, daß Strafbestimmängen ge- 
troffen würden gegen alle diejenigen Schweizer, welche Sklaven 
erwerben oder veräußern sollten; der Antrag war vom Nationalrat 
für erheblich erklärt worden, wurde aber auf Bericht des Bundes- 
rates abgelehnt, der fand, daß von der vorgeschlagenen Maßregel 
keine Rückwirkung auf das Los der schweizerischen Halbpächter 
in Brasilien abzusehen sei ?). 


2. Volkszählung und Statistik. 

Das Verhältnis der beiden zur Politik und untereinander ist 
das: beide sind, wenn sie nicht bloße Spielerei sein sollen, um 
der Politik willen da, d. h. dazu, der Gesetzgebung und 
öffentlichen Verwaltung das nötige Material für ihr Verhalten zu 
liefern, und zwar bildet die Volkszählung zu einem Teil eine 
direkte Quelle für die Gesetzgebung, soweit für diese unbedingt 
notwendig und daher durch diese auch direkt veranlaßt, im 
übrigen eine Quelle für die Statistik, die ihrerseits ihr Material nicht 
nur aus der Volkszählung, sondern auch aus anderen Quellen 
(Berichten, Enquöten usw.) zieht, um damit ihrerseits die Politik 
zu fruktifizieren; immerhin bildet die Volkszählung auch für die 
Statistik die Hauptquelle und steht daher in erster Linie. 


1) Vgl. die Berichte des Kommissärs in B.B. 1860 III, 259; 18611 
151; II, 581; IIL, 275. 
2) B. B. 1864 III, 230, 373. 


3. Verfassung, Gesetzgebung u. Verwaltung d. neuen Bundes. 955 


a) Die Volkszählung. Die direkte Veranlassung der 
Volkszählung im schweizerischen Bund bilden von jeher die Mann- 
schafts- und die Geldskala, d.h. die Festsetzung der Beiträge der 
Kantone an Mannschaft und Geld an den Bund, solange es solche 
Skalen gibt, und solche bestehen für die Mannschaftsbeiträge seit 
dem Defensionale (1668) und für die Geldbeiträge seit der Me- 
diation. So lange gibt es also auch Volkszählungen, wenn sie auch, 
je weiter sie zurückgehen, um so weniger diesen Namen ver- 
dienen. Mit der Bundesverfassung von 1848, die ebenfalls noch 
eine Mannschaftsskala (Artikel 19) wie eine Geldskala (Artikel 39, 
neu 42) vorsah, kam noch als dritte direkte Veranlassung 
einer Volkszählung im Bund die Nationalratsrepräsentanz, die sich 
nach der Seelenzahl bemißt (Artikel 61, neu 72), hinzu. Der 
Bundesrat bereitete denn auch schon im ersten Jahre des neuen 
Bundes eine eidgenössische Volkszählung vor, und diese fand am 
18.—23. März 1850 statt!), die erste eidgenössische Volkszählung, 
weil die früheren, wenn auch und soweit von der Tagsatzung 
angeordnet, doch nur kantonale Volkszählungen waren. Dem 
Ergebnis entsprechend wurden alsbald durch bezügliche Bundes- 
gesetze (B. G. 2/210, 369 und 449) die Nationalratsrepräsentanz, 
die eidgenössische Geldskala und die Mannschaftsskala festgesetzt ; 
die Mannschaftsskala hat mit der Bundesverfassung von 1874 über- 
haupt aufgehört, die Geldskala ist nach 20 Jahren neu aufgestellt 
worden und das Nationalratswahlgesetz wird nach jeder neuen 
eidgenössischen Volkszählung revidiert. Nach 10 Jahren, im 
Jahre 1850, nachdem im gleichen Jahre zuvor ein eidgenössisches - 
statistisches Bureau errichtet worden war, fand dann, gestützt auf 
das Bundesgesetz betreffend die Vornahme und periodische Wieder- 
kehr einer neuen eidgenössischen Volkszählung, vom 3. Februar 
1860 ?), durch das die periodische zehnjährige Volkszählung, und 
zwar in den durch zehn teilbaren Kalenderjahren, eingeführt wurde, 
— die zweite eidgenössische Volkszählung statt, diesmal an einem 
einzigen Tage (10. Dezember)®), während die vorige noch über 
sechs Tage sich erstreckt hatte, von den früheren gar nicht zu 
reden (die von 1836/38 nahm zwei Jahre in Anspruch). Beide 
Neuerungen, Periodizität in den durch zehn teilbaren Kalender- 


1) B. G. 1/277;, B. B. 1850 III, 543 und nach 725 und B. G. 2/133. 
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jahren und Vornahme an einem Tage, Neuerungen also betreffend 
die Zeit, entsprachen wie auch die übrige Einrichtung der Volks- 
zählung (Daten und Verfahren) seit der Zeit den Vorschlägen des 
internationalen statistischen Kongresses. Es wurden denn auch 
die Kantone Luzern und St. Gallen, die im Januar zuvor noch 
kantonale Volkszählungen abgehalten hatten, mit ihren Begehren, 
sie von der eidgenössischen zu dispensieren, abgewiesen, weil 
diese kantonalen Volkszählungen den neuesten Anforderungen an 
eine Volkszählung nicht entsprachen, speziell nicht an einem Tage, 
sondern in St. Gallen sechs und in Luzern sogar zehn Tage hin- 
durch abgehalten worden waren!). Die Ergebnisse der eid- 
genössischen Volkszählung wurden wieder durch Bundesbeschluß ?), 
festgestell.e.. Es folgt noch im dieser Periode die Volks- 
zählung für das Jahr 1870; diese wie die folgenden fanden auch 
an einem Tage, aber am 1. Dezember, statt ®). — Durch Bundesgesetz 
betreffend die Vornahme einer schweizerischen Viehzählung, vom 
18. Juli 1865 *), wurde auch eine eidgenössische Viehzählung, und 
zwar auch als alle zehn Jahre wiederkehrend, eingeführt, und die 
erste wurde am 21. April 1866 abgehalten®). Diesem Gesetz 
entsprechend fanden auch 1876, 1886 und 1896 Viehzählungen 
statt; seit der Zeit finden sie alle fünf Jahre statt, laut Gesetz 
betreffend die Förderung der Landwirtschaft, Art. 6 (B. G. XIV, 2). 


b) Statistik. Die Statistik war von Anfang an, schon 
durch das erste Organisationsgesetz betreffend den Bundesrat®), 
dem Departement des Innern zugewiesen worden, und dieses 
hatte sich in der Beziehung (noch ohne besonderes Bureau dafür) 
zuerst mit der Vorbereitung der ersten eidgenössischen Volks- 
zählung zu befassen, und nach stattgefundener Volkszählung 
arbeitete es deren Ergebnisse aus; das war, wie das Departement 
selbst sagte, der erste Versuch eidgenössischer amtlicher statistischer 
Arbeiten. Diese beiden und hauptsächlichsten Tätigkeiten wieder- 
holten sich natürlich bei jeder neuen eidgenössischen Volkszählung. 


1) B. B. 1860 III, 89 und B. G. 6/568. 

2) B. B. 1862 III, 1 und B. G. 77318, 

3) B. B. 1870 II, 549, 561; 1871 II, 1038, nach 1058, II, 131 und 
B. 6. 10515. 

4) B. B. 1865 II, 103 und B. G. 8/464. 

5) B. B. 1865 II, 275. 

6) B. 6. 1/58. 
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In der weiteren Zeit nach Bearbeitung der Ergebnisse einer 
Volkszählung bis zu einer neuen Volkszählung wurde und wird 
die fortdauernde Bevölkerungsbewegung an Hand kantonaler Be- 
richte verfolgt und registriert und wurden neben der Bevölkerungs- 
statistik auch die sogenannte Moral- und die Güterstatistik (Handels- 
und Produktionsstatistik usw.) eingeführt. Auf wiederholtes Po- 
stulat der Bundesversammlung!) wurde durch Bundesgesetz vom 
21. Januar 1860?) ein eidgenössisches statistisches Bureau als be- 
sondere Abteilung des Departements des Innern errichtet, was 
die Ursache wurde zur Vornahme einer neuen eidgenössischen 
Volkszählung im gleichen Jahre und zur Einführung der Periodizität 
der eidgenössischen Volkszählungen seit der Zeit. Der Bestand 
eines eidgenössischen statistischen Bureaus hat also die weiteren 
eidgenössischen Volkszählungen veranlaßt, der Wunsch nach diesen 
aber hat zu seiner Einrichtung geführt; kurz, es mußte zuerst 
ein statistisches Bureau errichtet werden, bevor man sich von 
weiteren Volkszählungen einen vollen Gewinn versprechen konnte. 
Es wurde danach für dieses Bureau ein Reglement?) erlassen, 
das heute noch gilt, und wurde gemäß dem Errichtungsgesetz 
auch ein jährliches Arbeitsprogramm für das Bureau festgesetzt *). 
Durch das Gesetz war dem Bureau eine vollständige Statistik der 
Schweiz zur Aufgabe gemacht worden, und durch spezielle Be- 
schlüsse der Bundesversammlung wurden ihm auch 1867 eine 
Auswanderungstatistik und 1868 eine Eisenbahnstatistik auf- 
getragen®). Zur Lösung der ersten und Hauptaufgabe, die nicht 
nur in einer Bundesstatistik, sondern in einer auch die kantonalen 
Verhältnisse umfassenden Gesamtstatistik der Schweiz besteht, hatte 
sich das Bureau schon 1865 mit dem 1864 gegründeten schweize- 
rischen statistischen Verein in Beziehung gesetzt und mit demselben 
einen umfassenden Plan vereinbart.. Für die Sammlung des 
Materials aber war es durch das Gesetz einfach auf die Kantons- 
regierungen verwiesen, ohne daß diese dafür bundesgesetzlich 
verpflichtet erschienen; das erwies sich als ungenügend, und durch 
eine Abänderung des ursprünglichen Gesetzes®) im Jahre 1870 


1) B. G. 6/55, Ziffer 3 und 296, Zifter 1. 

2) B. B. 1860 I, 265, 393 und B. G. 6/422. 

3) B. G. 7/110. 

4) Vgl. pro 1864: B. B. 1864 I, 9, 87. 

5) B. B. 1868 II, 607; III, 68 und 1869 I, 447. 

6) B. B. 1870 II, 892 und B. G. 10/257. 
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wurden die Kantonsbehörden förmlich zu Vollziehungsorganen des 
Bundes für die Lieferung des nötigen statistischen Materials ge- 
stempelt. Infolge beständiger Klagen der Bundesversammlung 
über die Leistungen des Bureaus nahm dessen Leiter (seit 1864), 
der verdiente schweizerische Statistiker und Nationalökonom Max 
Wirth (vgl. sein großes Werk: „Allgemeine Beschreibung und 
Statistik der Schweiz“), im Jahre 1873 den Abschied !), 


3. Hebung von Wissenschaft, Kunst und gemeinnützigen 
Bestrebungen. 


Unter diesem Titel hatte der Bundesrat schon im ersten 
Jahre seines Bestandes neben Auswanderung und Volkszählung 
und Statistik eine weitere Aufgabe seiner freien Tätigkeit 
begriffen und erfaßt. Zunächst (1850) wurde, veranlaßt durch 
die Sorge für die Auswanderer, dem schweizerischen Hilfs- 
verein in New-York eine Bundesunterstützung (von 1000 Fr.) zu- 
teil. Darauf folgte die Mitwirkung des Bundes bei der Be- 
teiligung der einheimischen Industrie an der allgemeinen Gewerbe- 
ausstellung in London im Jahre 1851, und seither hat der Bund 
bei allen Ausstellungen die Führung der schweizerischen Abteilung 
übernommen. Noch im Jahre 1851 hatte der Bundesrat es ab- 
gelehnt, anderen schweizerischen Hilfsgesellschaften im Auslande 
(außer derjenigen in New-York), so sehr er deren Tätigkeit an- 
erkannte, Beiträge zu gewähren, mangels eines beztglichen Kre- 
dites und in der Befürchtung, es möchten die Kantone dafür ihre 
Beitragsleistungen einstellen; aber vom Jahre 1860 an, nachdem 
die Bundesversammlung einen namhaften Betrag (22 000 Fr.) unter 
der Bedingung der Berichterstattung über die Verwendung?) in 
das jährliche Budget einzustellen begonnen hatte, wird die Unter- 
stützung von gemeinnützigen Vereinen systematisch und nach 
bestimmten Grundsätzen vom Bund betrieben und erscheint ein 
ganzer Katalog von durch den Bund subventionierten Vereinen 
des In- und Auslandes; unter den inländischen figurieren: Verein 
der schweizerischen Landwirte, Schweizer landwirtschaftlicher 
Zentralverein, Landwirtschaftliche Gesellschaft der fünf Kantone 
der romanischen Schweiz, Allgemeine geschichtsforschende Ge- 


1) Vgl. die Widerlegung dieser Klagen im Bericht des Bundes- 
rates: B. B. 1873 II, 1067. 
2) B. G. 6/296, Ziffer 2. 
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sellschaft, schweizerische naturforschende Gesellschaft, schweize- 
rischer Kunstverein, und sogar für den Bau einer reformierten 
Kirche in Luzern wurden 25000 Fr. gespendet (!) — übrigens 
auch schon 1857 an die katholische Kirche in Bern wegen der 
katholischen Mitglieder der Bundesbehörden (!)!). Die aus- 
ländischen sind Hilfsvereine oder Wohltätigkeitsgesellschaften für 
unterstützungsbedürftige Schweizer, und als solche figurieren 
an die 20 auf einmal (außer New-York: Brüssel, Leipzig, Berlin, 
Marseille, Paris, London, Mailand, Rom, Turin, Amsterdam, Triest, 
Barcelona, Moskau, Odessa, St. Petersburg, New-Orleans, Phila- 
delphia, Bahia). Später kommen noch andere hinzu, und wird 
der Bundesbeitrag stetig erhöht; namentlich die Bauernsame ist 
es, die sich der steigenden Zuneigung des Bundes erfreut. Für 
die ausländischen Hilfsvereine speziell beträgt der Bundesbeitrag 
zusammen von 1863 an ständig 10000 Fr. — Aus dieser Zeit 
und von der Förderung gemeinnütziger Vereine her datieren auch 
zwei bleibende Bundeseinrichtungen ?). 1. Vom Verein schweize- 
rischer Landwirte, an dessen Stelle später der Schweizerische 
landwirtschaftliche Verein trat, war durch Petition vom 22. Januar 
1862 die Hebung der schweizerischen Pferdezucht angeregt worden, 
der nach langen Untersuchungen und Verhandlungen durch den 
Bundesbeschuß vom 22. Juli 1868?) in der Form entsprochen 
wurde, daß Zuchthengste vom Bund angekauft und an die Kan- 
tone zugunsten von Genossenschaften unter dem Selbstkostenpreis 
abgegeben werden, so daß insoweit der Bund Subvention leistet, 
eine Einrichtung, die heute einen Teil der Förderung der Land- 
wirtschaft durch den Bund bildet. 2. Auf eine Petition des 
schweizerischen Kunstvereins vom Jahre 1863 um wirksamere 
Unterstützung der einheitlichen Kunstbestrebungen wurde die 
künstlerische Ausschmückung des Bundesrathauses, durch die man 
der Kunst und zugleich dem Bund zu nützen hoffte, in Beratung 
gezogen®); die Sache blieb aber liegen, bis 20 Jahre später, 
1888, eine neue Petition („Petition Buchser“) eingereicht wurde 
und zu dem Bundesbeschluß von 1887 mit einer jährlichen 
Bundessubvention von 100000 Fr. führte, wodurch der „schweize- 


1) B. B. 1857 I, 260 und B. @. 5/570. 
2) B. B. 1867 III, 105; 1868 I, 218, 222, 1, 391; II, 849; II, 147, 
15l und B. G. 91877. 
3) B. B. 1865 III, 699; IV, 79, 103; 1866 II, 715, 724. 
17 * 


260 I. Begründung und Einrichtung des Bundesstaates. 


rische Salon“, eine periodische wandernde Kunstausstellung nach 
dem Vorbild anderer Staaten, speziell Frankreichs, begründet 
wurde. 


4. Gesundheitswesen. 


Es kommt als Gegenstand der freien Tätigkeit des Bundes 
zum wenigsten in Betracht. Nach seiten der Seuchen nämlich 
bildet es eine rechtlich verbindliche, durch Artikel 59 (neu 69) 
der Bundesverfassung vorgesehene Aufgabe des Bundes und ist 
insoweit oben unter „Seuchen“ besprochen worden; im übrigen 
ist es Sache der Kantone, und insoweit es von diesen im Kon- 
kordatswege (Konkordate betreffend Freizügigkeit schweizerischer 
Medizinalpersonen, Viehseuchen usw.) geregelt ist, wird es unten 
(„Verträge und Konkordate“) zur Sprache kommen. Nur einen 
Gegenstand gibt es, für den der Bund kraft seiner freien Tätig- 
keit eingetreten ist, die schweizerische Pharmakopöa. Im Jahre 
1870 hatte der schweizerische Apothekerverein die Herstellung 
einer schweizerischen Pharmakopäa in die Hand genommen, um 
die in der Schweiz herrschenden sechs verschiedenen Pharma- 
kopöen in eine zu verschmelzen und sie für alle Kantone wie 
für den Bund brauchbar zu machen. Nach Vollendung der Arbeit 
ist die Pharmacopoea helvetica vom 1. Januar 1867 an für das 
schweizerische Heer verbindlich erklärt worden!), und danach 
sind ihr auch eine Reihe von Kantonen beigetreten und sind 
vom Bundesrat weiter, um ihr zur verbindlichen Einführung: in 
die Schweiz zu verhelfen, Schritte für ein bezügliches Konkordat 
getan worden, wovon unter „Konkordaten“ Näheres. 


5. Wasserbeschädigte. 


Bei Eintritt der ungeheuren Verheerungen, welche durch die 
Überschwemmungen vom 28. September bis 5. Oktober 1868 in 
den Kantonen Graubünden, St. Gallen, Tessin, Uri und Wallis 
angerichtet wurden, traf der Bund sofort Anstalten zur eid- 
genössischen Hilfeleistung. Diese Hilfstätigkeit bestand allerdings 
nur in der Leitung der kantonalen und privaten Hilfstätigkeit?); 
außer durch Gewährung der Porto- und Zollfreiheit für Liebesgaben 
beteiligte sich der Bund an der finanziellen Unterstützung der 


1) B. B. 1866 III, 411. 
2) B. B. 1868 II. 497, 519, 530. 
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Wasserbeschädigten nicht, mit Rücksicht darauf, daß er später für 
Flußkorrektionen, Verbauungen usw., also für die wirksame Ver- 
hütung künftiger Kalamitäten, das Seine tun werde. Nach der 
gleichen Maxime ist er auch bei späteren Fällen von Wasser- 
verheerungen, deren Umfang und Größe zu eidgenössischem Aufsehen 
rief, verfahren. Von dieser großartigen Sammlung von Liebesgaben 
für die Wasserbeschädigten des Jahres 1868 rührt der Schutzbauten- 
fonds von einer Million Franken her, von dem oben die Rede war. 


6. Fabrikkinder. 


Den Anstoß zur heutigen Fabrikgesetzgebung gab Nationalrat 
Dr. W. Joos von Schaffhausen, wie er auch den Bund zur 
-Auswanderungsgesetzgebung angespornt hat; das sind die unver- 
gänglichen Verdienste dieses viel verlachten „ewigen Motionärs“. 
Am 7. Juli 1868 stellte Dr. Joos im Nationalrat einen Antrag 
zugunsten der Fabrikkinder, der für erlieblich erklärt und einer 
Kommission zur Begutachtung überwiesen wurde. Auf deren An- 
trag erging der Bundesbeschluß vom 24. Juli 1868!) mit dem 
Auftrag an den Bundesrat, über die Arbeit der Fabrikkinder Er- 
hebungen zu veranstalten und Bericht zu erstatten. Nach 
Vollendung dieses Auftrages und veranlaßt durch den erstatteten 
Bericht vervollständigte der Nationalrat den Auftrag der Bundes- 
versammlung vom 24. Juli 1868 am 19. Oktober 1869 dahin, 
daß er den Bundesrat beauftragte, auch die Frage zu untersuchen 
und darüber Bericht zu erstatten, ob nicht für die in Fabriken 
und fabrikähnlichen Etablissements verwendeten Kinder und 
Minderjährigen allgemein schützende Bestimmungen zu treffen 
seien?). Damit wurde die Angelegenheit in ein ganz anderes 
Gesichtsfeld des Bundes gerückt. Hatte der Bundesrat in seinem 
Kreisschreiben, womit er in Vollziehung des Auftrages der Bundes- 
versammlung die Kantone zur Berichterstattuug aufforderte, noch 
erklärt, daß mit der vorzunehmenden Untersuchung kein Präjudiz 
für eine etwa daraus zu folgernde gesetzliche Einmischung des 
Bundes geschaffen werden solle (vgl. Note 2, 1. Zitat), so war 
nun gerade diese „legislatorische Einmischung“ des Bundes als 
ein Bedürfnis erkannt, über das nur noch ein weiterer Bericht 
des Bundesrates abgewartet werden sollte. Mit Botschaft vom 


mm 


1) B. B. 1868 III, 372 und 69. - 
2) B. B. 1868 III, 654; 1869 II, 669 und II, 9. 
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80. November 18701) erklärte sich der Bundesrat für eine bundes- 
gesetzliche Regelung der Angelegenheit und beantragte mit Rück- 
sicht auf die bereits begonnene Revision der Bundesverfassung 
die Aufnahme eines die gesetzliche Regulierung dem Bund über- 
tragenden Artikels mit folgendem Wortlaut: „Der Bund ist be- 
fugt, gesetzliche Bestimmungen über die Verwendung von Kindera 
zur Arbeit in Fabriken zu erlassen.“ Dieser Antrag wurde vom 
Nationalrat der Bundesrevisionskommission zugewiesen, und es 
kam dann in den Bundesverfassungsentwürfen von 1872 ein den’ 
Schutz der Arbeiter überhaupt bezweckender Artikel (32) zu 
stande, der aber mit dem ganzen Bundesverfassungsentwurf vom 
Volke und den Ständen verworfen wurde. In der schließlich an- 
genommenen Bundesverfassung von 1874 ist der Schutz des Bundes 
auf die Arbeiter in Fabriken, aber nicht auf die ERDE EINEN 
beschränkt worden (Artikel 34). 


m) Schutz der individuellen Rechte und Freiheiten. 


Damit beginnt ein ganz anderes Gebiet der Bundespolitik. 
Während es sich bisher (a—1) um Bundesangelegenheiten ge- 
handelt hat, handelt es sich nun hauptsächlich um kantonale An- 
gelegenheiten, in die der Bund eingreift, um einerseits die Rechte 
und Freiheiten der Bürger zu schützen und andererseits die staat- 
liche Ordnung unter den Kantonen aufrecht zu erhalten. Die 
erstere Seite bildet Gegenstand dieses Abschnittes (m), mit der 
anderen wird sich der folgende Abschnitt (n) beschäftigen — der 
letzte betreffend Verfassung, Gesetzgebung und Verwaltung des 
Bundes. 

Es handelt sich hier also um die Volksrechte oder mit dem 
gelehrten Namen um die subjektiven öffentlichen Rechte, wie sie 
durch die Bundesverfassung garantiert sind, speziell um die An- 
wendung, welche davon vom Bund in seiner Aufsichtsstellung über 
die Kantone gemacht worden ist, und zwar nicht sowohl um 
die Anwendung in Fällen, die lediglich rechtliche, die Ausbildung 
des betreffenden Rechtssatzes bestimmende Bedeutung haben — 
diese Anwendung ist Sache des Staatsrechtes — sondern um Fälle, 
die für die Öffentlichkeit, für das politische Leben von Wichtigkeit 
waren; diese Fälle sind insofern Sache der Politik, und auf 
sie beschränkt sich auch die politische Darstellung. 


1) B. B. 1870 II, 878. 
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Diesfalls kommen nach der Reihenfolge der maßgebenden 
Artikel in der Bundesverfassung in Betracht: . Niederlassung 
(Artikel 41), Kultus (44), Presse (45) und Vereine (46). Von 
der Handelesfreiheit, soweit sie eigentliche politische Bedeutung 
gewann, war bereits oben unter „freiem Verkehr“ (S. 117 £.) 
die Rede. | 


1. Niederlassung. 


Unter diesem Titel kommen, als über die rechtliche Aus- 
legung von Artikel 41 (heute 45) der Bundesverfassung hinaus- 
gehend, drei Punkte in Betracht. 


a) Das Bundesgesetz über die Dauer und die Kosten 
der Niederlassungsbewilligung, vom 10. Dezember 1849). Dieses 
Bundesgesetz war vorgesehen durch Ziffer 3 des Artikels 41 der 
Bundesverfassung, und sein Inhalt gehörte also mit Militär, Maß 
und Gewicht usw. unter die Gesetzgebungsgegenstände des Bundes, 
steht aber durchaus im Zusammenhang mit der Niederlassungs- 
freiheit, weil es durch diese bedingt ist. Durch diesen Gesetzes- 
auftrag an den Bund sollten die zu großen kantonalen Be- 
schränkungen und Erschwerungen hinsichtlich Dauer und Kosten 
der Niederlassung erweitert bzw. erleichtert werden, und das ist 
durch das genannte Bundesgesetz geschehen. Es besteht betreffend 
die Kosten heute noch; hinsichtlich der Dauer der. Niederlassung 
hingegen hat die Bundesverfassung von 1874 jede Schranke fallen 
lassen, so daß heute die Niederlassungsbewilligung für Schweizer- 
bürger ganz unbefristet ist. 

b) Die rechtlichen Verhältnisse, der Nieder- 
gelassenen. Es betrifft das nicht das Recht auf Niederlassung, 
sondern die Rechte der Niedergelassenen, und zwar namentlich 
die Zivilrechtsverhältnisse der Niedergelassenen, speziell die Frage, 
welchem Recht und Gerichtsstand ein Schweizerbürger in einem 
anderen Kanton im Personen- und Erbrecht, in Ehesachen und 
im Vormundschäftswesen unterstehe. Ohne daß sich eine be- 
zügliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus der früheren 
Bundesverfassung ableiten ließ, hatte die Bundesversammlung im 
Jahre 1862 dem Bundesrat für eine bundesgesetzliche Ordnung 
dieser Verhältnisse nicht nur, sondern auch und voraus, zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung, für die Ordnung des Steuer- 


1) B. G. 17271. 
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rechtes der Kantone unter sich Auftrag erteilt!); der Bundesrat 
legte im gleichen Jahre einen Gesetzesentwurf vor. Nach reif- 
licher Beratung desselben in den eidgenössischen Räten wurde er 
im folgenden Jahre vom Ständerat verworfen, worauf auch der 
Nationalrat seine Beratungen darüber einstellte?). Nach der 
Meinung des letzteren sollte zwar der Gegenstand gelegentlich 
wieder aufgenommen werden, aber es geschah unter der alten 
Bundesverfassung nicht mehr; hingegen wurden in der neuen 
Bundesverfassung ausdrückliche Gesetzgebungskompetenzen für 
den Bund nach beiden Richtungen aufgestellt (Art. 46, Abs.1 und2); 
aber seither (1891) ist nur über die zivilrechtlichen Verhältnisse 
eine Bundesgesetzgebung zu stande gekommen, ein Bundesgesetz 
über die Doppelbesteuerung gibt es bis heute nicht. 

c) Paßwesen. Der Paß besteht heute noch als Reiseausweis, 
und über die Art und Weise der Ausstellung desselben in der Schweiz 
(Behörde, Formular) gibt es ein Konkordat von 1813/18, das noch 
gilt. Vom Standpuukt der Niederlassungsfreiheit oder Freizügig- 
keit aber kommen in Frage Paßzwang (Pflicht, sich mit einem 
Paß zur Reise zu versehen) und die Paßformalitäten oder Paßvisa 
(Pflicht, den Paß regelmäßig auf der Reise vorzulegen und vi- 
sieren zu lassen). Der Paßzwang, der zuerst in Frankreich nach 
Eintritt der Revolution zu dem politischen Zwecke, regierungs- 
also revolutionsfeindliche Auslandsreisen zu verhindern, eingeführt 
und dann von der Restauration in reaktionärem Sinne gebraucht 
worden war, ist schon seit den dreißiger Jahren überall ab- 
geschaft. Die Paßformalitäten dagegen bestanden bis in die 
zweite Hälfte des vorigen Jahrhunderts hinein fort. Der neue 
Bund bemühte sich nun um Abschaffung derselben, und zwar seit 
1861. In der Schweiz waren von den Kantonen, denen das Pab- 
wesen als ein Teil der gewöhnlichen Fremdenpolizei zusteht, die Pab- 
formalitäten fast überall abgeschafft, und da, wo sie, wie in Wallis, 
noch ausnahmsweise bestanden, wurde vom Bundesrat gütlich aufderen 
Abschaflung hingewirkt. Hingegen waren in allen Kantonen für 
längeren Aufenthalt oder für patentpflichtigen Erwerb Ausweis- 
schriften nötig wie heute noch, und mußten Handwerksgesellen, 
arbeitsuchende Dienstboten, Gewerbsleute, Krämer usw. regel- 





1) B. G. 7/315, Ziffer 2. 
2) B. B. 1862 TIL, 509; 1863 I, 145, 150, 155; 1863 ILL, 1, 17, 89, 
575, 329.) | 
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mäßig Legitimationspapiere vorzeigen!). Es handelte sich nun 
darum, auch vom Auslande die gleiche Paßfreiheit zu erhalten, 
namentlich von Frankreich, das, wie es die Paßformalitäten und 
den Paßzwang zuerst eingeführt hatte, an den Paßformalitäten 
auch noch zuletzt festhielt. Die Bemühungen bei Frankreich, die 
anläßlich der Erneuerung des Handels- und des Niederlassungs- 
vertrages angestellt wurden, waren zunächst ohne Erfolg wegen 
der an den Aufenthalt und die Niederlassung französischer Bürger 
in der Schweiz geknüpften Bedingungen. Inzwischen aber hatten 
andere Staaten (Belgien, Italien, Niederlande, Preußen, Baden, 
Bayern, Österreich, Großbritannien und Spanien) die Paßfreiheit 
gewährt, und mit Rücksicht darauf erließ der Bundesrat ohne 
Bedingung der Reziprozität die allgemeine Verfügung, daß Pässe 
von Fremden, welche in die Schweiz reisen wollten, des Visums 
eines schweizerischen Agenten im Auslande nicht mehr bedürften ?). 
Die Bundesversammlung drang dann 1863 in den Bundesrat zur 
fortgesetzten und nachdrücklichen Verwendung dafür, daß die 
Passvisa auch von Frankreich aufgehoben würden®), und es kam 
zugleich mit den neuen Verträgen über Handel, Niederlassung 
usw. mit Frankreich eine Erklärung betreffend die Reisepässe, 
vom 30. Juni 1864), zustande, des Inhaltes, „daß, wenn der 
Bundesrat, namentlich zugunsten der Arbeiter, erhebliche Er- 
mäßigungen auf den in gewissen schweizerischen Kantonen für 
Aufenthaltsbewilligungen bezogenen hohen Gebühren zu erwirken 
vermag, die Regierung des Kaisers geneigt ist, gegenüber den 
Einwohnern der Schweiz die nämlichen Grundsätze zur Anwendung . 
zu bringen, welche bezüglich des Paßwesens gegenüber England 
und Belgien angenommen worden sind“. Nachdem auf Reklamation 
Frankreichs die Aufenthaltsgebthren in den Kantonen Neuenburg 
und Genf ermäßigt waren, dehnte Frankreich im Jahre 1866 die 
Aufhebung der Paßformalitäten, wie sie gegenüber England und 
Belgien bestand, auch auf die Schweiz aus, womit die Paßfreiheit 
allseitig durchgeführt war. 


m nn un 


1) Vgl. B. B. 1863 II, 93. 
2) B. G. 7/26. 

3) B. G. 7/545, Ziffer 1. 
4) B. G. 8/978. 
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2. Kultus. 


Es handelt sich nicht um die Kultusfreiheit, sondern um 
andere Rechte, die aber zwischen verschiedenen Kulten im Streite 
lagen. In dieser Beziehung kommen in Betracht vor allem die 
paritätische Ehegesetzgebung des Bundes, dann die Haltung der 
Katholiken oder vielmehr Ultramontanen in gewissen Kantonen 
(Freiburg und Wallis), soweit sie den Bund beschäftigt, und die 
Emanzipation der Juden. 

a) Die Ehegesetzgebung. Die Initiative dazu ging 
aus von Dr. Benz, Arzt in Siebnen, Kanton Schwyz. Eine 
erste Eingabe von Benz vom 22. August 1849 nebst zwei an- 
deren Eingaben gleichen Inhaltes aus dem Kanton Schwyz führte 
Beschwerde gegen das Gesetz dieses Kantons vom 3. Mai 1840, 
wodurch gemischte Ehen verboten wurden, und verlangte die 
Aufhebung des Verbotes. Der Bundesrat wies durch Beschluß 
vom 4. März 1850 die Beschwerden ab mangels Kompetenz des 
Bundes zum Einschreiten in die Ehegesetzgebung als kantonale 
Sache!). Darauf wandte sich Benz an die Bundesversammlung 
mit Petition vom 8. April 1850, worin verlangt wird: im erster 
Linie Erlaß eines eidgenössischen Gesetzes, durch welches in der 
ganzen Schweiz Ehen zwischen Katholiken und Reformierten 
garantiert würden; in zweiter Linie Aufhebung des schwyzerischen 
Verbotes gemischter Ehen als bundesverfassungswidrig. Der 
Bundesrat begutachtete die Petition, beantragte aber deren Ablehnung 
aus dem gleichen Grunde, mit der Bemerkung, daß ähnliche Be- 
schwerden auch betreffend die Kantone Wallis und Inner-Rhoden 
eingelaufen seien. Die Kommission des Nationalrates, dem die 
Priorität in der Sache zufiel, nahm sich dagegen in ihrer Mehr- 
heit (die Minderheit stimmte dem Bundesrate bei) der Petition 
an in dem Sinne, daß ein Bundesgesetz, durch welches die un- 
gehinderte Abschließung von gemischten Ehen im ganzen Umfang 
der Eidgenossenschaft möglich gemacht werde, erlassen ‚werden 
solle; die Kommission in ihrer Mehrheit erblickte nämlich die 
Kompetenz des Bundes zu einem solchen Gesetz in Artikel 44 
(heute 50), Absatz 2, wonach der Bund wie die Kantone das 
Recht zu Maßnahmen im Interesse des Friedens unter den Kon- 
fessionen besitzt; das Ehehindernis der Konfession störe den 
Frieden unter den Konfessionen, und daher dürfe nicht nur ein 
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gesetzliches Verbot gemischter Ehen aufgehoben, sondern dieses. 
Hindernis überhaupt durch Ermöglichung derselben beseitigt werden. 
Es kam darauf das Bundesgesetz betreffend die gemischten Ehen, 
vom 3. Dezember 1850), zustande, durch welches die Eingehung 
solcher Ehen in der ganzen Schweiz möglich gemacht wurde. — Im 
Jahre 1862 folgte das Gegenstück dazu als „Nachtragsgesetz betreffend 
die gemischten Ehen“, vom 3. Februar 1862), das die Scheidung 
einer gemischten Ehe dadurch ermöglichte, daß es dieselbe an 
den bürgerlichen Richter, und zwar an den kantonalen Gerichts- 
stand des Ehemannes und eventuell an das Bundesgericht ver- 
wies. Das Gesetz war veranlaßt durch einen Rekurs (Kammen- 
zind) betreffend den Gerichtsstand in Ehescheidungssachen, und 
die Bundesversammlung war es auch hier, welche infolge des 
Rekurses Auftrag zum Gesetz gab, nachdem ein bezüglicher Vor- 
entwurf bereits aus ihrer Mitte hervorgegangen war®). Dieses 
zweite Eihegesetz aber, obschon nur die Konsequenz des ersten, 
war weit bestrittener, weil es nach kanonischem Recht keine völlige 
Scheidung gibt. Die schweizerischen Bischöfe selbst erhoben sich in 
einer Kollektiveingabe an die Bundesbehörden gegen jede gänzliche 
Scheidung. Auch der Bundesrat sah in seinem Entwurfdie gänzliche 
Scheidung nur für den protestantischen Teil vor, die Bundes- 
versammlung aber entschied sich durch das Gesetz für die Zu- 
lassung der Scheidung schlechthin. 

b) Die Katholiken in Freiburg und Wallis. Im 
Kanton Freiburg war nach der Niederlage des ultramontanen 
Sonderbundes und deren schweren moralischen und ökonomischen 
Folgen für die Kantone eine freisinnige Verfassung zustande 
und freisinnige Behörden (Regierungspräsident Schaller) an die 
Spitze gekommen. Gegen Verfassung und Behörden aber lehnten 
sich die Ultramontanen, nachdem sie sich wieder gesammelt und 
erholt hatten, fortgesetzt und systematisch auf, bald in Auf- 
ständen, bald in Petitionen®). 1. Bischof Marilley ging mit 
dem Beispiel voran. Er widersetzte sich der Aufsicht des 
Staates über die Geistlichkeit, inspirierte 1848 einen Aufstand 
des der römischen Kirche ganz ergebenen Greyerzer Volkes (unter 
Weck), um die liberale Regierung zu stürzen; der Aufstand wurde 





1) B. B. 1850 II, 1, 25 und B. G. 2/180. 
2) B. B. 1861 IL, 1; III, 33,40, 197; 1862 I, 325, 354 und B. G. 7/126. 
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aber mit Hilfe bernischer und waadtländischer Truppen unter- 
drückt und Marilley verhaftet und seines Amtes entsetzt. Es 
verwendeten sich dann Petitionen aus Freiburg für seine Frei- 
lassung und Wiedereinsetzung beim Bundesrat; die Freilassung 
war aber von den kantonalen Behörden bereits angeordnet (8. De- 
zember 1848), und die Frage der Wiedereinsetzung betrachtete 
der Bundesrat nicht als seine Sache!). Marilley wurde danach 
aus der Diözese verbannt. Das war der Greyerzer Aufstand. — 
2. Darauf (1850) wurde gegen die Verfassung, die vom 4. März 
1848 datierte und noch von der Tagsatzung die eidgenössische 
Garantie erhalten hatte, in verschiedenen Petitionen beim neuen 
Bund protestiert, weil sie verfassungswidrig und gewalttätig zu- 
stande gekommen sei, und verlangt, daß sie trotz Artikel 4 der 
Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung, der den bereits 
bestehenden Verfassungen die Bedingung des Referendums erließ, 
dem Volke zur Abstimmung vorgelegt werde, in der Voraussicht, 
daß dieses, von der Geistlichkeit wiedergewonnen, die Verfassung 
verwerfen würde; aber die Petitionen wurden verworfen?) und 
auf Beschluß der Bundesversammlung vom Bundesrat eine Pro- 
klamation an das freiburgische Volk®), um es zu beruhigen, er- 
lassen. — 3. Am 21. März 1851 folgte ein zweiter, der nach dem 
Anführer Niklaus Carrard benannte Carrardsche Aufstand in der 
Stadt Freiburg selbst, der aber von der Bürgerschaft nieder- 
geschlagen wurde. — 4. Dann ging wieder eine Petition an den 
Bundesrat, die Massenpetition von Posieux (der 18000 Mann 
starken Volksversammlung vom 24. Mai 1852 zu Posieux im 
Greyerzertal), wurde aber ebenfalls verworfen *), und ebenso 5. eine 
Lausanner Petition vom Jahre 18535). So ruhten die Ultra- 
montanen nicht, bis sie wieder die Oberhand gewonnen hatten, 
und das gelang ihnen bei den Großratswahlen vom Dezember 1856. 
Alsbald kam die neue reaktionäre Verfassung von 1857 zustande, 
die heute noch gilt, und eine neue, ultramontane Regierung, und 
die Wendung des Blattes zeigte sich auch in einer Frage, die 
1862 vor den Bund kam: der Wiedereröffnung des Karthäuser- 


1) Geschäftsbericht pro 1849, S. 113. 

2) B. B. 1850 IH, 775. 

8) B. B. 1851 1, 9. 

4) B. B. 1852 II, 619, 631. 
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Klosters Part-Dieu in Greyerz, das durch die auf die Sonderbunds- 
behörde gefolgte gesetzgebende Behörde des Kantons 1848 auf- 
gehoben worden war. Auf Petitionen aus Freiburg gegen diese 
Wiedereröffnung traten die Bundesbehörden, obschon sie die Maß- 
nahme ausdrücklich als eine solche bezeichneten, die in die 
Sonderbundszeiten zurückführe, nicht ein!); der Artikel 52 der 
heutigen Bundesverfassung, der die Errichtung neuer und die 
Wiederherstellung aufgehobener Klöster m bestand eben 
damals noch nicht! 

Wallis, das wie Freiburg gleich nach dem Sonderbund 
liberal gestimmt war und sich auch eine liberale Verfassung 
gegeben hatte (10. Januar 1848), aber bald wieder klerikal ge- 
worden war (Verfassung vom 23. Dezember 1852), hatte Angehörige 
des Jesuitenordens an öffentlichen Lehranstalten angestellt; der 
Bundesrat untersagte die Maßregel, und die Jesuiten mußten ihrer 
Stellen enthoben werden. Der demalige Jesuitenartikel 58 
richtete sich zwar dem Wortlaut nach nur gegen den „Orden“ 
der Jesuiten; der Bundesrat aber fand damit auch die Wirk- 
samkeit der einzelnen Jesuiten ausgeschlossen, weil Artikel 58 
nur eine spezielle Anwendung des im Artikel 44 ausgesprochenen 
Grundsatzes von der Aufrechterhaltung des konfessionellen Frie- 
dens enthalte, die Wirksamkeit der Jesuiten in der Schweiz aber 
mit dem konfessionellen Frieden unter den Eidgenossen unver- 
träglich sei?). Der Ausschluß auch der Wirksamkeit der einzelnen 
Jesuiten ist dann im Jesuitenartikel der neuen Bundesverfassung 
ausdrücklich ausgesprochen worden. 

c) Die Emanzipation der Juden. Die Juden waren 
bis zur Bundesverfassung von 1848 in der Schweiz allen be- 
liebigen kantonalen Beschränkungen bis zur Rechtlosigkeit preis- 
gegeben. Durch die Bundesverfassung von 1848 wurden Be- 
schränkungen ihnen gegenüber nur noch gestattet betreffend das 
Recht der freien Niederlassung (Artikel 41), die Kultusfreiheit (44). 
und die sogenannte Gleichstellung von Schweizerbürgern mit Kantons- 
bürgern (48), indem diese Rechte, aber nur sie, den Schweizern 
christlicher Konfession bzw. den christlichen Konfessionen vor- 
behalten wurden. Auch soweit die Beschränkungen nicht den 
Kultus betrafen, sind es eben doch, dem Subjekt nach, das ihnen 
unterlag, kultuelle Beschränkungen. Die gleichen Beschränkungen 
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galten aber bis auf weiteres auch für ausländische Juden in 
der Schweiz, weil die Verträge keine Besserstellung der Aus- 
länder vor den eigenen Schweizerbürgern bedingen. In allen 
übrigen Rechten waren die Juden den Christen gleichgestellt; 
das war die erste Emanzipation der Juden von Bundes wegen. — 
Im weiteren erhielten zunächst die französischen Juden das Recht 
der freien Niederlassung in der Schweiz gleich den Christen 
durch den französischen Niederlassungsvertrag von 1864. Infolge 
dieses Vertrages wurde durch die Partialrevision der Bundesverfassung 
von 1866 dieses Recht und das Recht der Gleichstellung auch 
den schweizerischen Juden eingeräumt, in der Weise, daß die.Be- 
schränkungen dieser Rechte auf die Christen fallengelassen wurde; 
die Kultusfreiheit dagegen blieb auf die christlichen Konfessionen 
beschränkt bis zur neuen Bundesverfassung von 1874, wo sie 
‚allen Kulten eingeräumt wurde. — Das ist der verfassungs- und 
vertragsmäßige Gang der Emanzipation; zwischen diesen Etappen 
aber liegen die einzelnen verwaltungsmäßigen Fälle, durch welche 
sich diese Emanzipation betätigte, um von einer Stufe zur an- 
deren zu führen, und das ist Sache der Politik. Diese Fälle 
berühren die Kultusfreiheit nicht, sondern nur die beiden anderen 
den Juden ursprünglich vorenthaltenen Rechte der freien Nieder- 
lassung und der Gleichstellung und darüber hinaus noch das 
Recht der Einbürgerung für eine spezielle Gruppe von Juden, 
die aargauischen, die auch sonst die hauptsächlichste Rolle im 
‚schweizerischen Recht spielen. Die Fälle sind hauptsächlich folgende. 

1. Der erste Fall betraf eine Beschwerde des Kantons 
Aargau gegen den Kanton Luzern, weil aargauische Juden vom 
Marktbesuch in Luzern ausgeschlossen wurden; der Bundesrat 
erkannte, die aargauischen Juden seien auf den luzernischen 
Märkten zuzulassen, und ein Rekurs Luzerns hiergegen an die 
Bundesversammlung wurde abgewiesen (1849/50)!). Da der Aus- 
schluß einfach von Verwaltungs wegen verfügt worden war, erließ 
Luzern darauf 1851 ein Gesetz mit dem gleichen Verbot gegen 
die Juden; auf erneute Beschwerde Aargaus aber wurde die laut 
Bundesverfassung Artikel 29 vorbehaltene bundesrätliche Ge- 
nehmigung dem Gesetz versagt ?). 

2. Im Jahre 1851 reklamierte auch Frankreich, weil 
französische Juden in Basel-Stadt und Basel-Land ausgewiesen 
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worden seien. Die Beschwerde gegen Basel-Stadt erwies sich 
als unbegründet; hingegen waren aus Basel-Land allerdings 
mehrere französische Juden ausgewiesen : worden; aber da 
Basel-Land gleicherweise gegen schweizerische Juden verfuhr, 
Juden überhaupt bei sich nicht duldete, lag keine Vertrags- 
verletzung vor (Niederlassungsvertrag von 1827, Artikel 1 
und 3), und ließ sich daher dagegen nichts tun. Gegenüber der 
französischen Behörde, welche der Schweiz eine rückständige 
Intoleranz vorwarf, machte der Bundesrat die triftige Bemerkung: 
„Die Gesetzgebungen verschiedener Kantone, welche den Juden 
überhaupt die Niederlassung verweigern oder erschweren, be- 
ruhen keineswegs auf intoleranten religiösen Ansichten und 
Verfolgungen, sondern auf vielfachen bitteren Erfahrungen über 
die Art und Weise, wie diese Leute ihre Industriezweige auszuüben 
pflegen, und wie sie es verstanden, zur Verarmung ganzer Ge- 
meinden wesentlich beizutragen (eine Bemerkung, die vielleicht 
heute noch in Rußland ihre Bestätigung findet und vieles von 
den Greueln erklärt, wo nicht entschuldigt). — Ebenfalls von 
Frankreich kamen zwei spätere Beschwerden wegen der Juden, 
die eine gegen Schwyz, die andere wieder gegen Basel-Land. 
Bei Schwyz (1862) handelte es sich um die Verweigerung von 
Hausierpatenten, und eine solche würde gemäß Vertrag so wenig 
zulässig gewesen sein als nach der Bundesverfassung der Ausschluß 
aargauischer Juden vom Markt in Luzern; aber Schwyz war dem 
Vertrag von 1827 nicht beigetreten. Basel-Land seinerseits hatte 
wieder (1865) französischen Juden die Niederlassung verweigert. 
Inzwischen aber war der neue Vertrag mit Frankreich von 1864 
in Kraft getreten, der jeden Unterschied im Niederlassungsrecht 
zwischen Juden und Christen aufgehoben hatte, und Basel-Land 
berief sich vergeblich auf Artikel 18 seiner Verfassung und den 
diesen Unterschied noch statuierenden Artikel 41 der Bundes- 
verfassung; das Vertragsrecht geht den inneren Bestimmungen 
vor!), Immerhin wurde gerade an diesem Falle der Widerspruch 
zwischen dem neuen französischen Vertrag und der bisherigen 
Bundesverfassung fühlbar — der Widerspruch, daß französische 
Juden zur Niederlassung zugelassen werden mußten, während 
schweizerische ausgeschlossen blieben. — Wegen dieser nachgerade 
rückständigen Bestimmung der Bundesverfassung (Art. 41), kraft 
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deren Juden von der Niederlassung ausgeschlossen werden konnten, 
wurde dem von der Schweiz mit den Niederlanden 1863 verein- 
barten Freundschafts-Niederlassungs-- und Handelsvertrag die 
niederländische Ratifikation verweigert!). 

3. Der Fall, wie er 1849/51 in Luzern vorgekommen 
war (1), erneuerte sich in Zürich, Aargau beschwerte sich 
auch hiergegen, und der Fall führte nun, im Jahre 1856, 
zu einer grundsätzlichen Entscheidung über die Rechts- 
verhältnisse der Juden nach der Bundesverfassung. Der Kanton 
Zürich hatte im Jahre 1852 ein Markt- und Hausiergesetz 
mit Bestimmungen gegen die Juden erlassen, und auf die Be- 
schwerde Aargaus erklärte er, sich einer allgemeinen Maßregel 
zugunsten der Juden nicht widersetzen zu wollen, nur wolle er 
die „Kosten und Lasten vereinzelter Emanzipationsversuche“ nicht 
allein tragen, und übrigens sei Aargau selbst anzuhalten, seine 
bezügliche Gesetzgebung mit der Bundesverfassung in Einklang 
zu bringen. Darauf ordnete die Bundesversammlung eine Unter- 
suchung über die in den Kantonen bestehenden und die laut der 
Bundesverfassung zulässigen Beschränkungen der Juden an. Nach 
einem Bericht über den damaligen kantonalen Rechtszustand be- 
treffend die Juden kommt der Bundesrat mit Bezug auf die zweite 
Frage laut den vor der Bundesverfassung zulässigen Beschrän- 
kungen zu folgendem Schluß: Die Juden seien laut Bundes- 
verfassung ausgeschlossen : 1. vom Recht auf Niederlassung und 
2. von der Gleichstellung in einem anderen Kanton mit den 
Kantonsbürgern. Dieser Ausschluß von der Gleichstellung be- 
ziehe sich aber nur auf das Zivilrecht, namentlich auf den Er- 
werb von Liegenschaften und Hypotheken, so daß die Juden 
wohl hierin, wie im Recht auf Niederlassung, hinter den christ- 
lichen Schweizerbürgern zurückgesetzt werden dürften, nicht aber 
sonst. Speziell hätten die Juden gleich anderen Schweizerbürgern 
Anspruch auf die Handelsfreiheit nach Artikel 29, wie bereits 
gegen Luzern erkannt worden war und nun auch gegen Zürich 
zu erkennen war; sie hätten aber auch Anspruch auf die politischen 
Rechte der Schweizerbürger nach Artikel 42, die von Aargau den. 
aargauischen Juden bisher vorenthalten worden waren. Und 
in diesem Sinne beschloß auch die Bundesversammlung: durch 
den Bundesbeschluß betreffend die Rechtsverhältnisse der schweize- 
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rischen Israeliten, vom 24. November 1856'), wurden den Juden 
diese beiden Rechte ausdrücklich garantiert. 

4. Nachdem so auf die Beschwerde Aargaus den aar- 
gauischen Juden zu ihrem Rechte auf Handelsfreiheit gegen andere 
Kantone verholfen worden war, ging es nun gegen den Kanton 
Aargau selbst, um ihnen auch die politischen Rechte zu verschaffen. 
Außer den politischen Rechten fehlte aber den aargauischen Juden 
noch das ihnen laut dem Bundesgesetz betreffend Heimatlosigkeit 
zukommende Bürgerrecht; sie bildeten zwar von alters in Lengnau 
und Ober-Endingen zwei ihnen reservierte Ortschaften (Juden- 
reservationen), wo sie von Aargau geduldet wurden, aber nur dort; 
beide Korporationen besaßen aber weder Ortsbürgerrecht (indem 
sie keine Ortsbürgergemeinden bildeten), noch Kantonsbürgerrecht, 
sie waren einfach Landsassen oder Tolerierte.e Es waren also 
zwei bundesrechtliche Forderungen gegen sie zu erfüllen: die 
Einräumung der politischen Rechte laut Bundesverfassung Artikel 42 
und die Einbürgerung laut dem Heimatlosengesetz. — Die aar- 
gauischen Behörden erließen endlich am 15. Mai 1862 ein 
Gesetz im Sinne beider Forderungen; die beiden Judengemeinden 
sollten dadurch das politische Stimmrecht erhalten und zugleich 
zu eigenen jüdischen Ortsbürgergemeinden erhoben werden, aber 
das aargauische Volk, von jeher von Judenhaß erfüllt und nun 
noch durch die ultramontane Partei aufgehetzt, zog das Gresetz, 
ohne verfassungsmäßige Kompetenz dazu, also auf dem Wege eines 
Staatsstreiches, unter die Volksabstimmung, verwarf es und be- 
rief auch den Großen Rat ab. Daraufhin riefen die beiden 
Judengemeinden die Intervention des Bundesrates an, und dieser 
erklärte gegen die aargauische Regierung, auf der Einräumung 
der politischen Rechte gemäß Bundesbeschluß von 1856 bestehen 
zu müssen, dagegen mit der Forderung der Einbürgerung warten 
zu wollen. Aber der neue Großrat erließ am 27. Juni 1863 ein 
Gesetz, das beide Forderungen des Bundesrechtes unberücksichtigt 
ließ, indem einfach die alten jüdischen Korporationen wieder her- 
gestellt wurden. Darauf der Bundesbeschluß betreffend die 
Israeliten im Kanton Aargau vom 80. Juli 1863 !), wodurch das 
neue aargauische Gesetz sistiert und der Bundesrat beauftragt 
wurde, für Einräumung der politischen Rechte an die beiden 
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Judengemeinden zu sorgen, und ebenso für Einbürgerung, falls 
sie das Bürgerrecht ‚nicht durch das Gesetz vom 15. Mai 1862 
unwiederruflich erworben hätten. Es kam darauf zu einem Großrats- 
beschluß vom 28. August 1863, durch den die Einräumung der 
politischen Rechte erneuert wurde, und es wurde den Juden auch 
das Kantonsbürgerrecht zuerkannt, ein Ortsbürgerrecht aber er- 
langten sie erst nach wiederholten Beschwerden beim Bund im 
Jahre 1877, indem durch Dekret des Großen Rates vom 15. Mai 1877, 
wie es durch den Großratsbeschluß vom 15. Mai 1862 vorgesehen 
worden war, die beiden Judenkorporationen zu besonderen Orts- 
bürgergemeinden erhoben wurden. Inzwischen war, durch die 
Revision der Bundesverfassung von 1874, jede verfassungsmäßige 
Ausnahmestellung der Juden beseitigt worden und damit die 
Emanzipation der Juden von Bundeswegen vollständig. 


3. Presse und Vereine. 


Die beiden wichtigsten Fälle dieses Titels hetreffen be- 
zeichnenderweise den Kanton Bern, der sich als alter Adels- 
und Militärstaat (von den ultramontanen Städtekantonen abgesehen) 
am wenigsten volksrechtsfreundlich und, was hier speziell in Be- 
tracht kommt, am meisten preß- und vereinsfeindlich zeigt. Das 
bewies er im gleichen Jahre 1862 gegen den Grütliverein und 
durch sein Preßgesetz. Wegen der angeblichen sozialistischen 
und staatsfeindlichen Richtung des Vereins wurde er („der so- 
genannte schweizerische Grütliverein“) von der Regierung im 
ganzen Umfange des Kantons aufgehoben und untersagt. Gegen 
diesen Beschluß wurde von allen Seiten, nicht nur von den be- 
troffenen Grütlivereinen im Kanton selbst, sondern auch von 
weiteren Vereinen in der Schweiz und privaten Bürgern beim Bund 
Beschwerde erhoben, und der Beschluß stand auch auf dem Punkte 
von den Bundesbehörden kassiert zu werden), als die Regierung 
selbst ihn aufhob. — Das bernische Preßgesetz war vom Bundesrat 
genehmigt worden, mit Ausnahme einer einzigen der kan- 
tonalen Verfassung widersprechenden Bestimmung; es wurden 
aber auf Rekurs (von Stämpfli, nachmaliger Bundesrat, P. Fedder- 
sen, Verfasser der Geschichte der schweizerischen Regeneration, 
und Ch. Krüsi in Basel) von der Bundesversammlung noch ver- 
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schiedene andere Bestimmungen als im Widerspruch mit dem 
Preßartikel der Bundesverfassung gefunden !). 

Der berühmte Fall Ryniker, der offiziell unter dem Titel 
von der Preßfreiheit rangiert, ist wegen etwas anderem berühmt 
geworden. Ryniker, Buchdrucker von Schinznach, Kanton Aargau, 
der im Kanton Uri wegen ‚Verbreitung einer pantheistischen 
Broschüre im Jahre 1865 mit körperlicher Züchtigung bestraft 
worden war, rekurrierte deswegen an den Bund. Der Rekurs wurde 
zwar vom Bundesrat und von der Bundesversammlung abgewiesen, 
weil die Maßnahme keine Prohibition und daher keinen Ein- 
griff in die Preßfreiheit enthielt, sondern eine rein repressive oder 
Strafmaßnahme war, die. nach ihrer Art allerdings rückständig 
erschien, aber als Strafe den Bund nichts anging?). Der Fall 
gab aber, und deswegen ist er berühmt geworden, den Anlaß 
dazu, daß neben der Todesstrafe auch die körperlichen Strafen 
von Bundesverfassungs wegen verboten wurden, was zwar schon 
anläßlich der Partialrevision von 1866 versucht wurde, aber erst 
bei und mit der Totalrevision von 1874 durchdrang. 


n) Eidgenössisches Recht und eidgenössische Intervention, 


Es handelt sich hier wie auch bei m) um kantonale An- 
gelegenheiten, in die der Bund eingreift, aber nicht zum Schutz 
von Rechten und Freiheiten der Bürger, sondern um die staatliche 
Ordnung in den Kantonen herzustellen. Je nach dem Falle der 
Störung (ob Rechtsstreitigkeit oder Gewalttätigkeit) und je nach 
dem Mittel der Wiederherstellung, ob rechtliche Entscheidung 
oder gewaltmäßiges, militärisches Eingreifen, unterscheidet man 
eidgenössisches Recht und eidgenössische Intervention. 


1. Eidgenössisches Recht. | 


Gegenstand des Folgenden sind nicht alle die Streitigkeiten, 
die vor den Bundesbehörden zum Austrag kamen, sondern nur 
diejenigen von politischer Bedeutung. So fallen außer Betracht 
die von bloßen Privaten mit dem Bund oder den Kantonen statt- 
gehabten Streitigkeiten und auch die Streitigkeiten zwischen 
Bund und Kantonen, weil als solche nur Kompetenzstreitigkeiten 
in Frage kommen. Hingegen gehören hierher Streitigkeiten 


— 





1) B. B. 1853 III, 357, und B. G. 3'397, 4/39. 
2) B. B. 1866 II, 393, III, 383 und 392. 
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zwischen Kantonen, die hauptsächlich Gegenstand des alten eid- 
genössischen Rechtes waren; daher die Bezeichnung „eidgenössisches 
Recht“. Diese haben, wenn es nicht bloß fiskalische, sondern 
hoheitliche, und auch nicht bloße Kompetenzstreitigkeiten sind, 
politische Bedeutung, weil sie in der einen oder anderen Weise 
den kantonalen Staat beeinflussen. Solcher Art sind besonders 
die Grenzstreitigkeiten zwischen Kantonen. Zwei Grenzstreitigkeiten 
hauptsächlich haben die Bundesbehörden beschäftigt, und zwar 
teilweise gleichzeitig” und beide, der eine ein ganzes, 
der andere sogar 1!/s Jahrzehnte lang: der Streit zwischen 
beiden Appenzell betreffend hauptsächlich die enklavierten Ge- 
biete Inner-Rhodens in Außer-Rhoden, von 1855—1870, und 
der Streit zwischen Bern und Wallis betreffend die Pässe Gemmi 
und Sanetsch, von 1861—1871. 

1. Appenzell. Der Grenzstreit, der im Jahre 1855 bei 
den Bundesbehörden anhängig gemacht wurde, datiert von der 
Trennung Appenzells im Jahre 1597 und betraf eine seit damals 
unerledigt gebliebene Grenzberichtigung bei Oberegg, der inner- 
rhodischen Exklave im Gebiete von Außer-Rhoden, gegen das 
außerrhodische Dorf Reute, und zwar war es Außer-Rhoden, 
welches den Streit im Jahre 1855 bei den Bundesbehörden an- 
hängig machte. In dessen Verlauf kamen noch andere Punkte 
hinzu, um den Streit zu verwickeln: die Grenze bei Hirschberg 
gegen Gais; die der St. gallischen Gemeinde Altstätten gehörige 
Waldung Hochaltstätten, die auf appenzellischem Gebiete gelegen, 
von jedem der beiden Landesteile als Steuerobjekt in Anspruch 
genommen wurde; ein Heimwesen (zur Linde) in der außer- 
rhodischen Gemeinde Bühler, das als angebliehes exemptes Ge- 
biet von Inner-Rhoden angesprochen wurde; weitere exempte 
Güter bei Teufen und Walzenhausen (die beiden Inner-Rhodener 
Frauenklöster Wonnenstein und Grimmenstein) usw. Und um 
den Streit auch noch hartnäckig zu machen, wurden dafür, während 
er bisher von den beiden Regierungen direkt vertreten worden 
war, Anwälte bestellt, und der Bundesrat bemerkte darüber mit 
Seufzen: „Seit der Gegenstand von den Parteien in die Hände 
besonderer Rechtsanwälte gelegt wurde und die Beweise für die 
entgegengesetzten Behauptungen und Ansprüche in staubigen 
Archiven und in den Akten mehrerer Jahrhunderte gesucht 
werden, ist die Erledigung des Gebietsstreites nicht mehr zu er- 
warten, bis die Beweismittel beider Parteien in Replik und Duplik 
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(Quadruplik und Quintuplik!) erschöpft sind.“ (Vgl. den Streit 
um den Rhein zwischen Schaffhausen und Zürich von 1894—1897.) 
Der Bundesrat bestellte einen Kommissär (den St, gallischen Land- 
ammann Fels), aber der Kommissär konnte sterben und durch 
einen anderen (den St. gallischen Landammann Aepli, nach- 
maligen schweizerischen Gesandten in Wien) ersetzt werden, und 
auch einer der Rechtsanwälte ging mit dem Tode ab, ehe der Streit 
zum Austrag kam. Dies geschah endlich durch einen förmlichen 
Entscheid der damals für staatsrechtliche Streitigkeiten zuständigen 
Bundesversammlung, durch Bundesbeschluß betreffend die Grenz- 
streitigkeiten im Kanton Appenzell vom 23. Juli 1870). 

2. Bern-Wallis. Dieser Grenzstreit ist weniger kom- 
pliziert und auch kürzer, wiewohl er auch seine zehn Jahre 
gedauert hat. Der Streit wurde im Jahre 1861 bei der Bundes- 
behörde von Bern anhängig gemacht, das auf beiden Pässen als 
Grenze die Wasserscheide ansprach, während die Gebietsansprüche 
von Wallis sich schon seit Jahrhunderten über die Wasserscheide 
hinaus erstreckten. Parteivertreter waren die beiderseitigen Re- 
gierungen resp. Mitglieder von ihnen selbst; nur Wallis hatte 
sich einen Advokaten zugelegt, und Wallis war es auch, das den 
Prozeß so lange verschleppte. Nach jahrelangem Schriftwechsel 
wurde 1870 ein eidgenössischer Kommissär (Ständerat Borel aus 
Neuenburg, nachmaliger Bundesrat) für Schlußaugenschein und . 
Untersuchung bestellt, und diesem gelang es, den Vergleich vom 
11. August 1871) herbeizuführen. 


2. Eidgenössische Interventionen. 


Sie haben, im Gegensatz zum eidgenössischen Recht, nicht 
Rechtsstreitigkeiten, sondern Gewalttätigkeiten (Unruhen, Aufruhr, 
Empörung) zum Gegenstand, und zwar nicht zwischen Kantonen 
oder vom Volk eines Kantos gegen einen anderen Kanton, wie 
es die Freischarenzüge von 1844/45 gewesen waren — solche 
sind seither nicht mehr vorgekommen (außer einem angeblichen 
Zug von Neuenburg gegen Bern im Jahre 1858, unten1) — sondern 
um Unruhen oder Aufstände im Innern eines Kantons, des Volkes 
oder einer Partei gegen die Regierung oder gegen behördliche 
Maßnahmen. Die eidgenössischen Interventionen sind je nach den 


1) B. B. 1869 IT, 365; 1870 III, 317 und B. G. 10/246, 
2) B. G. I, 178. 
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Umständen entweder gütlich oder zwangsmäßig. Im ersteren Falle 
begnügt sich der Bund mit Entsendung eines Kommissärs, der 
aber mit Befehlsgewalt, und zwar, wenn sein Mandat nicht aus- 
drücklich eingeschränkt ist, mit der Gewalt des Bundesrates. 
als dessen Repräsentant, auftritt; im zweiten Falle wird dem 
Kommissär eine kleinere oder größere militärische Macht bei- 
gegeben, die zu seiner Verfügung steht. Das Letztere ist die so- 
genannte bewaffnete eidgenössische Intervention. Zu den Fällen eid- 
genössischer Intervention sind aber auch diejenigen Vorgänge zu 
rechnen, wo es nur zu eidgenössischem Aufsehen kommt, um sich 
für die Intervention bereit zu machen, ohne daß diese wirklich 
nötig würde — wo also gewissermaßen nur die Voraussetzung 
einer eidgenössischen Intervention sich bildet, ohne daß diese 
selbst nachfolgte. Ereignisse dieser Art, ohne oder mit eid- 
genössischer Intervention und mit der einen oder anderen Art eid- 
genössischer Intervention, haben nun zur Zeit der früheren Bundes- 
verfassung in folgenden Kantonen und in nachstehender Zeitfolge 
und Weise stattgefunden. Von dem bedeutendsten, dem roya- 
listischen Aufstand in Neuenburg 1856, wird unter „internationalen 
Verwicklungen“ die Rede sein, und vom letzten Fall dieser Periode, 
dem Züricher Tonhallekravall 1871, beim „Deutsch-französischen 
Krieg“, mit dem er zusammenhängt. 

1. Bern. Infolge einer Ausweisverfügung der Berner Re- 
gierung gegen einen Dr. Bassewitz in St. Immer brachen im 
Januar 1851 dort Unruhen aus, so daß die Regierung unter An- 
zeige an den Bundesrat Truppen aufbot und St. Immer militärisch 
besetzte. Auf weitere Anzeige, daß die Insurgenten aus dem 
Neuenburgischen bewaffneten Zuzug erhalten, sandte der Bundesrat 
einen Kommissär (Oberrichter Migy aus Bern) nach Neuenburg 
zur Untersuchung und Abmahnung. Aus dessen Bericht!) ergab 
sich die Unbegründetheit der Anschuldigung gegen Neuenburg, 
das sich dagegen mit den denkwürdigen Worten verwahrte: „Ob- 
schon die Republik Neuenburg aus einer Volksbewegung hervor- 
gegangen sei, so sei sie dennoch eine Republik der Ordnung und 
wolle dies bleiben, keineswegs aber zu einem Herde des Auf- 
standes und der Verschwörung werden.“ Im gleichen Monat braclı 
auch in Interlaken ein Aufstand aus gegen den dortigen Regierungs- 
statthalter. Beide Erhebungen aber wurden von Bern ohne weitere 
Hilfe des Bundes bald und leicht zur Ruhe gebracht. 


1) B. B. 1851 I, 183. 
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2. Freiburg. Über die klerikalen Unruhen in diesem 
Kanton wegen der ‚neuen antisonderbündlerischen Verfassung und 
Regierung vom Jahre 1848, bestehend in Einzel- und Massen- 
petitionen und zwei Aufständen, in die die Bundesbehörde durch 
Entscheide und eine Proklamation einzugreifen veranlaßt war, 
ist oben 8. 267 f. berichtet worden. | 

3. Wallis. Der Steuerverweigerung einiger Gemeinden 
(Birchen, Eischol, Unterbäch, südlich von Raron) veranlaßte die 
Regierung zu einem 'Truppenaufgebot unter Anzeige an den Bundes- 
rat, worauf die betreffenden Gemeinden zum Gehorsam zurück- 
kehrten. Ä no: 

4. Tessin. In der Zeit von 1848—1874 kam es zu drei 
Interventionsfällen in den Jahren 1855, 1859 und 1871, von 
denen der dritte der wichtigste ist. 

a) 1855. Der Kanton Tessin, von jeher von Parteien nicht 
bloß durchzogen, sondern zerrissen, war in den letzten Jahren 
auch durch die lombardische Grenzsperre ‚in Aufregung versetzt 
worden. An den Nationalratswahlen vom 29. Oktober 1854 waren 
Wahlstörungen vorgekommen, die zur Kassation der Wahlen 
führten ?), und seitdem war die Spannung im Volke aufs höchste 
gestiegen. Der Bundesrat sah sich daher veranlaßt, den eid- 
genössischen Kommissär im Tessin (Oberst Bourgeois), der 
wegen des internationalen Anstandes mit Österreich (oben 8. 80) 
bestellt worden und deswegen dort seither ständig war, von einem 
Urlaub zurückzuberufen, um nun in einem drohenden inneren 
Aufstand im Tessin zu intervenieren, und dieser blieb nicht aus. 
Es standen sich Jungliberale und Ultramontane gegenüber, die 
hinwieder zusammen die Regierungsmehrheit bekämpften. Am 
20. Februar 1855 wurde ein beim Volke beliebter Liberaler, 
Degiorgi, in Locarno ermordet, und infolgedessen bewaffnete 
sich das Volk, trat am 24. Februar in Bellinzona zu einer Volks- 
versammlung zusammen, die eine Petition an die Regierung be- 
schloß, also eine Petition mit den Waffen in der Hand, mit dem 
Begehren: Verfassungsreform und Erneuerung der Behörden, Aus- 
schließung der Geistlichkeit vom Großen Rat und Unterdrückung 
der reaktionären Presse; das ist das sogenannte Pronunciamento. 
Die Regierung schlug sich auf die Seite der Bewegung, berief 
auf den 28. Februar den Großen Rat; dieser genehmigte am 


1) B. G. 5/10, 24. 
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1. März eine radikale Partialrevision der Verfassung, und schon 
am 4. März wurde diese Revision dem Volke vorgelegt und von 
ihm angenommen. Am 11. März fand nach dem neuen Verfassungs- 
dekret die Neuwahl des Großen Rates und zugleich die Wiederholung 
der kassierten Nationalratswahlen statt. Die Intervention des 
Bundesrates durch seinen Kommissär beschränkte sich darauf, zu 
verhüten, daß diese sich so rasch folgenden Staatsakte zu neuen 
Tumulten und Unruhen wurden, daß das Volk noch vor den 
Wahlen entwaffnet wurde, vorgenommene Verhaftungen aufgehoben 
wurden, Hochverratsprozesse gegen die Häupter der Opposition 
unterblieben usw. Die Abstimmungs- und Wahlverhandlungen 
gingen denn ohne weitere Störungen vorüber, wenn auch nicht ohne 
zahlreiche Rekurse an die Bundesbehörden. Die Nationalrats- 
wahlen aber wurden genehmigt!), ebenso die Verfassung, und 
zugleich wurden die Beschwerden wegen der kantonalen Wahlen 
(Großratswahlen) abgewiesen ?), und der Prozeß wegen den Wahl: 
unordnungen vom 29. Oktober 1854 wurde niedergeschlagen °). 
Da mit dem Amtsantritt der neuen Behörden die Ruhe wieder 
hergestellt und ungefähr gleichzeitig der Konflikt mit Österreich 
erledigt war, wurde der eidgenössische Kommissär entlassen. — 
Aus der Mitteilung der Tessiner Regierung auf die Beschwerden 
verdient eine Stelle den ultramontanen Geistlichen in Erinnerung 
gerufen zu werden: „Wenn es nötig wäre, die Ausschließung der 
Geistlichen von der Politik speziell zu rechtfertigen, so würden 
wir aufmerksam machen, daß ihre Abhängigkeit von einer fremden 
Gewalt sie unfähig macht, ihrem eigenen Gewissen und ihrer 
Bürgerpflicht zu folgen.“ 

b) 1859. Gleich bei der nächsten Gesamterneuerung des 
Großen Rates (die Legislatur dauert vier Jahre) kam es wieder 
nicht zu Ruhestörungen und eigentlicher Intervention des Bundes, 
aber zu massenhafter Kassation von Wahlen und Rekursen an 
Bundesrat und Bundesversammlung), und mußten viele Wahlen 
wiederholt werden. 

c) 1870/71. Diesmal war Gegenstand die neu aufgeworfene 
Verfassungsfrage, welche sich bis zur Frage der Trennung des 


1) B. B. 1855, II, 193 und 227. 

2) B. B. 447, 470 und B. G. 133 und 155. 

3) B. B. 1855 II, 478 und B. G. 5/170. 

4) B. B. 1860 I, 363, 377, 391 II, 623 und B. G. 6550. 
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Kantons in zwei Teile, Sotto- und Sopracenere, verschärfte, und 
sie führte zu abermaliger fürmlicher eidgenössischer Intervention 
und hätte fast zu militärischer Besetzung des Kantons Tessin 
geführt. Am 6. Februar 1870 war durch Volksabstimmung die 
Verfassungsrevision beschlossen mit einigen grundsätzlichen Direk- 
tiren für den neu auszuarbeitenden Verfassungsentwurf. Unter 
diesen Direktiven befand sich auch die Bestimmung, daß die laut 
der bisherigen Hauptverfassung (vom Jahre 1830, Art. 15) be- 
stehenden drei Hauptorte Bellinzona, Lugano und Locarno (als 
Sitze für Großrat und Regierungsrat), die alle sechs Jahre mit- 
einander abwechselten, durch einen einzigen, ständigen Hauptort 
ersetzt werden sollten. Welcher das wäre, sollte durch die neue 
auszuarbeitende Verfassung bestimmt werden. Nun erhob sich 
der Kampf um die Frage, welcher der drei bisherigen Hauptorte 
schließlich alleiniger Hauptort werden solle, und dieser Kampf 
um die Residenz führte schließlich zur Trennungsfrage, Locarno 
seinerseits verzichtete zwar auf den Anspruch des Kantons- 
hauptortes, um so wilder entbrannte der Konkurrenzkampf zwischen 
Bellinzona und Lugano. Es sollte am 11. September 1870 ein 
vom Großen Rat beratener Verfassungsentwurf mit Bellinzona als 
Hauptort zur Volksabstimmung kommen. Die Regierung ver- 
weigerte aber den Vollzug der Abstimmung, weil der Entwurf 
erst eine Lesung im Großen Rat passiert hatte, während ver- 
fassungsmäßig zwei vorgeschrieben waren, und rief den Bundesrat 
zu Hilfe. Darauf trat die eidgenössische Intervention ein, indem vom 
Bundesrat zwei Kommissäre (Nationalrat Karrer und Oberst Bur- 
nand)nach dem Kanton Tessin abgeordnet wurden. Es kam zu einer 
zweiten Lesung des Verfassungsentwurfes im Großen Rat; die Haupt- 
abstimmung im Großen Rat, deren Resultat zuungunsten Luganos 
vorauszusehen war, wurde aber von den, Großräten des Sotto- 
cenere dadurch unmöglich gemacht, daß sie vor der Abstimmung die 
Sitzung verließen und ihre Stellen niederlegten. Zu Neuwahlen ließ 
sich das Sottocenere nicht bewegen, sondern verlangte Trennung des 
Kantons, und als der Bundesrat, um die Ordnung zu erzwingen, die 
Kommission zurückberief und die Okkupation des SBottocenere 
vorbereitete, wandte es sich an die Bundesversammlung; diese 
aber beschloß, die Einheit des Kantons unter allen Umständen 
aufrechtzuerhalten, appellierte an den Patriotismus und die eid- 
genössische Gesinnung der entzweiten Bürger und lud den Bundes- 
rat zu einem neuen Vermittelungsversuch zwecks dauernder 
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Pazifikation ein (Bundesbeschluß betreffend die Tessiner An- 
gelegenheit, vom 24. Dezember 1870)'!). Es handelte sich zu- 
nächst um Vervollständigung des Großen Rates durch Erneuerung 
der Vertretung des Sottocenere. Inzwischen aber war die Zeit 
für die Gesamterneuerung des Großen Rates gekommen (Früh- 
jahr 1871), und auf diese wurde mit der partiellen Erneuerung 
gewartet, immerhin auf dieselbe wieder ein eidgenössischer 
Kommissär (Pioda) nach dem Tessin abgesandt. Die Gesant- 
erneuerung kam überall zustande, und vom neuen Großen Rat 
wurden am 11. März 1871 als Hauptorte Bellinzona und Lugano 
wechselweise (mit zwölfjährigem Wechsel) bestimmt und die 
Verfassungsrevision verschoben. So wurde also jene Verfassungs- 
bestimmung von den Hauptorten durch Großratsbeschluß abgeändert: 
konstitutionell war das zwar nicht, eine Verfassungsbestimmung 
durch bloßen Großratsbeschluß abzuändern, aber alles war zu 
frieden, und man fürchtete offenbar, durch eine Volksabstimmung, 
wie sie nötig gewesen wäre, den Streit von neuem anzufachen, 
Damit endigte die eidgenössische Intervention. In den Jahren 
1875/76 ist es zu zwei partiellen Verfassungsrevisionen hinter- 
einander gekommen, zwischen denen wieder der Stabiohandel vorfiel, 
und im Jahre 1878 ist durch weiteres Verfassungsdekret Bellin- 
zona als einziger und ständiger Hauptort des Kantons bestimmt 
worden. 

5. Basel-Land. Durch die Verfassung vom 6. März 1863 
war das Gesetzesreferendum in diesem Kanton eingeführt worden. 
Am 29. Mai 1864 sollte die erste Abstimmung stattfinden ; darüber 
kam es zu Mißhelligkeiten zwischen den alten Gegnern: der 
neuen Regierung mit der radikalen Partei („General“ Rolle) und 
dem „patriotischen Verein‘ der Konservativen, die zu einem be- 
waffneten Zusammenstoß zu führen schienen, so daß sich der 
Bundesrat zur Entsendung eines Kommissärs (Bundesvizepräsident 
Schenk) veranlaßt fand, dem es in kürzester Zeit gelang, die Ge- 
müter zu beruhigen und weitere Störungen zu verhüten. 

6. Genf. Es sind vier Fälle zu notieren, von denen nur 
der erste ein eigentlicher Interventionsfall ist. l 

a) Am 22. August 1864 kam es anläßlich der Wahl eines 
Nationalratsmitgliedes zwischen den „Independenten‘ und den 
Anhängern des alten Genfer Staatsmannes James Fazy, die ihn 


1) B.. B. 1870 III, 768, 1027 und 1871 I, 10, 25, 38. 
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um jeden Preis wieder in die Regierung bringen wollten, und 
der ganz unrechtmäßig als gewählt erklärt wurde, zu einem Straßen- 
kampf und infolgedessen zu eidgenössischer Intervention: Ent- 
sendung zweier Kommissäre (Bundesrat Fornerod, später er- 
setzt durch den aargauischen Landammann, nachmaligen Bundesrat 
Welti und Oberst Barman) und militärische Besetzung der Stadt !), 
die mit Ermächtigung der Bundesversammlung?) vom 23. August 
1864 bis 11. Januar 1865 dauerte und 433 614 Fr. kostete. Diese 
Kosten wurden aber Genf von der Bundesversammlung erlassen ?). 
Der über die Teilnehmer am Auflauf geführte Prozeß, der mit 
allgemeiner Freisprechung endete, gab gerade wegen dieses Frei- 
spruches zur Frage der Abänderung des eidgenössischen Strafrechtes 
Anlaß. Die Freisprechung verletzte das öffentliche Rechtsgefühl, 
schien aber dem mangelhaften Bundesstrafrecht, nach dem zu enut- 
scheiden war, zugeschrieben werden zu müssen. Es wurde daher 
vom Ständerat dem Bundesrat zu einer Abänderung des Bundes- 
strafrechtes in dem Sinne, daß in einem solchen Falle statt des 
eidgenössischen Strafrechtes kantonales zur Anwendung kommen 
sollte, Auftrag gegeben, vom Bundesrat auch ein bezüglicher Ent- 
wurf vorgelegt, dieser aber schließlich wieder an den Bundesrat 
zurückgewiesen, ohne weitere Folge zu erhalten). Ein ähnlicher 
Prozeß, der Stabioprozeß im Jahre 1876, gab von neuem zur 
Frage der Änderung der Bundesverfassung für solche Fälle An- 
laß, aber in ganz anderem Sinne; immerhin blieb die Frage eben- 
falls erfolglos. 

b) Am 11. November 1866 kam es anläßlich der Erneuerungs- 
wahlen des Großen Rates wieder zu einer Volksbewegung, zu 
einem Zusammenstoß der Wähler beim Wahlgebäude der Stadt; 
weitere Folgen wurden durch das entschiedene und schnelle Ein- 
schreiten der Genfer Behörden verhindert. 

c) Die Genfer Verfassungsrevision vom Jahre 1868. Sie 
berührte zwar in keiner Weise das eidgenössische Interventions- 
recht, brachte aber eine andere wichtige politische Frage zur 
Sprache, die mangels einer geeigneteren Verbindung in diesem 
Zusammenhang besprochen werden soll: die einseitige Änderung 


1) B. B. 1864 II, 740 ILL, 228. 

2) B. G. 8/18. | 

3) B. B. 1866 II, 292, 454 und B. G. 8/851. 
4) B. B. 1867 I, 889 II, 735, 740, 743. 
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einer durch die Wiener Kongreßakte dem Kanton Genf auf- 
erlegten Sukzessionsverpflichtung. Es handelte sich um das so- 
genannte Hospitalgesetz, ein Verfassungsgesetz betreffend die Er- 
richtung eines allgemeinen Spitals in Genf. Unter Spital (höpital) 
ist hier nicht eine bauliche Anstalt, sondern eine Vermögensmasse 
zur Unterstützung bedürftiger Genfer Bürger zu verstehen, also 
kurzweg ein Unterstützungsfonds, der von der französischen Re- 
volution her datiert und aus verschiedenen Bestandteilen besteht, 
auch aus Genfer Staatsgut, und im ganzen unter der Aufsicht des 
Staates steht. Laut dem Verfassungsgesetz sollte dieser Unter- 
stützungsfonds auch dem ursprünglichen savoyischen, durch die 
Wiener Kongreßakte an den Kanton Genf abgetretenen Gebiete 
bzw. Volke zugute kommen; dafür verzichtet dieser Volksteil auf 
seine besonderen Rechte aus dem Wiener Vertrag, speziell auf 
die Garantie des katholischen Glaubens. Zugleich wird durch 
das Verfassungsgesetz die Freiheit der Kulte vom Kanton Genf 
garantiert: es sollen durch das Verfassungsgesetz Unterstützungs- 
fonds und Kultusfreiheit dem Genfer Volke ohne Unterschied ge- 
meinsam zuteil werden. Es fragte sich, ob in dieser Weise 
der Kanton Genf sich einseitig von der vertraglichen Sukzessions- 
verpflichtung lossagen könne, und mit Rücksicht darauf, daß die 
Wiener Garantie die an Genf abgetretenen savoyischen Katholiken 
vor Vergewaltigung durch das kalvinistische Genf schützen wollte, 
dieser Schutz aber dadurch überflüssig wurde, daß der katholischen 
Konfession der gleiche Schutz wie der protestantischen durch das 
Verfassungsgesetz zugesichert wird, bejahten die Bundesbehörden, 
als ihnen das Verfassungsgesetz zur Genehmigung vorgelegt wurde, 
die Frage und erteilten demselben ohne weiteres die Ge- 
nehmigung !). 

d) Im März 1870 war die öffentliche Ruhe und Ordnung in 
der Stadt Genf durch Arbeiterunruhen gefährdet; durch kluge 
und zugleich feste, durchaus gerechte Haltung der Regierung 
konnten die Differenzen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern zu 
allgemeiner Befriedigung gehoben werden, ohne daß es einer 
Intervention des Bundes bedurfte. 


1) B. B. 1868 III, 942, 956, 957 und B. G. 9/524. 
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Es handelt sich um die auswärtige Verwaltung des Bundes 
und der Kantone, soweit letztere der Aufsicht des Bundes unter- 
liegt. Sie erschöpft sich allerdings nicht in Verträgen oder Kon- 
kordaten als Verträgen zwischen Kantonen, hat aber doch die 
Verträge zum Hauptgegenstand, daher der Titel, der auch das 
Gegenstück zum vorigen bildet, 


Auswärtige Verwaltung ist die Verwaltung der Beziehungen 
zu anderen Staaten oder das Recht, der Inbegriff der Rechtssätze 
von diesen Beziehungen, Das Recht der auswärtigen Verwaltung 
umfaßt das Vertragsrecht, d. h. das Recht oder die Fähigkeit, 
Verträge mit anderen Staaten abzuschließen, und das Verkehrsrecht 
oder das Recht des Verkehrs mit anderen Staaten zwecks Ab- 
schlusses oder Vollziehung von Verträgen oder sonstigen Verkehrs. 
Inwieweit die Schweiz das Vertragsrecht mit auswärtigen Staaten. 
überhaupt besitzt, bestimmt sich nach dem Völkerrecht, und in 
dieser Beziehung kommen für sie beschränkend in Betracht die 
durch die Wiener Verträge ihr auferlegte Neutralität, und ihre 
Eigenschaft als Kleinstaat; die Eigenschaft als Kleinstaat wirkt be- 
schränkend nicht nach bestimmten völkerrechtlichen Verträgen, son- 
dern nach allgemein völkerrechtlichen Grundsätzen, wie denn auch 
diese Eigenschaft durch das allgemeine Völkerrecht bestimmt wird. 
Zufolge ihrer Neutralität ist die Schweiz beschränkt im Kriegs- und 
Bündnisrecht, insofern, als sie sich am Kriege dritter Staaten nicht 
beteiligen, auch keine Bündnisse oder Garantieverträge (d. h, Ver- 
träge, durch die der Bestand dritter Staaten garantiert wird) ab- 
schließen darf, weil solche sie in Kriege zwischen dritten Staaten 
hineinziehen könnten. So ist es wenigstens rechtlich, nach dem 
Recht der Wiener Verträge, soweit diese noch bestehen, also auch 
der Schweiz gegenüber gehalten werden. Wegen ihrer Eigen- 
schaft als Kleinstaat andererseits ist die Schweiz im Rechte der 
politischen Verträge beschränkt; sie hat seit 1815 bzw. schon 
seit-1798 kein Recht mehr zur Teilnahme an sogenannten Gleich- 
gewichtsverträgen, durch welche das Gleichgewicht unter den 
Staaten, speziell das europäische Gleichgewicht hergestellt wird, 
und zwar deswegen nicht, weil diese Verträge die Eigenschaft 
als Großmacht voraussetzen (der Frieden von Ryswik, einem 
Dorfe beim Haag, von 1697, zur Beendigung des Koalitionskrieges 
gegen Ludwig XIV. ist der letzte Gleichgewichtsvertrag, den die 
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Schweiz mitunterzeichnete), sondern die Schweiz hat nur noch 
das Recht zur Teilnahme an sekundären politischen Verträgen 
(Genfer Konvention usw.) und zu Rechts- speziell Verkehrs- 
verträgen. 

Soweit aber die Schweiz das Vertrags- und Verkehrsrecht 
besitzt, bestimmt sich die Frage, wer dasselbe in der Schweiz 
besitze: der Bund oder die Kantone, durch die Bundesverfassung, 
Artikel 7—10. Es ist zu unterscheiden zwischen interkantonaler 
Verwaltung und internationaler Verwaltung. Im interkantonalen 
Verhältnis kommen natürlich nur die Kantone als Rechtsinhaber 
in Frage, und zwar besitzen die Kantone das Verkehrsrecht un- 
beschränkt und unbedingt, d. h. sie können ganz frei mitein- 
ander verkehren; das Vertragsrecht dagegen besitzen sie nur be- 
schränkt und bedingt: Bündnisse und politische Verträge unter- 
einander verbietet ihnen die Bundesverfassung gänzlich, im Gegen: 
satz zum Bundesvertrag von 1815, der sie ihnen nur verbot (Art.Ö) 
soweit sie dem allgemeinen Bund oder den Rechten anderer 
Kantone nachteilig wären, so daß der Sonderbund vom Jahre 1845 
abgeschlossen werden konnte, den dann freilich die 'Tagsatzung 
als mit dem allgemeinen Bund unverträglich erklärte; sonstige 
Verträge hingegen gestattet die Bundesverfassung den Kantonen 
unbeschränkt, aber unter der gleichen Bedingung wie der Bundes- 
vertrag die Bündnisse und politischen Verträge; insofern stehen 
also bloße Rechts- oder Verkehrsverträge der Kantone unter sich, 
sogenannte Konkordate, unter Aufsicht des Bundes. Im inter- 
nationalen Verhältnis dagegen besitzt der Bund seit 1848 das 
Vertragsrecht in der Hauptsache, die Kantone nur ausnahmsweise 
und für ganz unbedeutende Gegenstände, während es nach dem 
Bundesvertrag umgekehrt war, dem Bund nur Krieg und Frieden, 
Bündnisse und Handelsverträge vorbehalten waren. Während 
die Kantone daher unter dem Bundesvertrag gerade die häufigsten 
und hauptsächlichsten Verkehrsverträge, außer den Handelsverträgen 
nämlich Freizügigkeits-, Niederlassungs- und Auslieferungsverträge 
abschlossen, sind die von ihnen seit dem neuen Bund alb- 
geschlossenen Verträge von ganz geringer Zahl und untergeordneter 
Bedeutung, jedenfalls ohne politische Bedeutung, so daß sie im 
folgenden ganz außer Betracht bleiben. Und das Verkehrsrecht, 
d. h. das diplomatische Verkehrsrecht, das Recht, mit fremden 
Regierungen (nicht bloß mit untergeordneten Behörden) zu ver- 
kehren, ist ganz ausschließlich dem Bund verbehalten und den 
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Kantonen im Interesse der Einheit der Schweiz nach außen 
völlig entzogen, so daß sie sogar mit Bezug auf Gegenstände, über 
welche sie Verträge mit anderen Staaten eingehen können, nicht 
mit fremden Regierungen verkehren: dürfen; auch dieser Verkehr 
geht nur durch den Bund. Unter. dem Bundesvertrag war das 
anders, und daher gewöhnten sich die Kantone so schwer an den 
Ausschluß vom diplomatischen Verkehr, daß sie im Anfang des 
Bundesstaates und gelegentlich auch noch später von diesem Ver- 
kehr durch den Bund zurückgewiesen werden mußten !). 

So viel über das rechtliche Verhältnis der auswärtigen Ver- 
waltung zwischen Bund und Kantonen, und nun die Verträge und 
die Konkordate, jede Gruppe für sich nach ihrer politischen Seite. 


I. Verträge. 


In Betracht kommen also nicht die „Verträge“ von Kantonen 
mit auswärtigen Staaten, sondern nur die des Bundes. Die aus- 
wärtige Verwaltung des Bundes fällt aber unter den gegenwärtigen 
Titel nur, soweit sie nicht Weltereignisse zu unmittelbarem An- 
laß oder Gegenstand hat; diese sind dem folgenden besonderen 
Abschnitte vorbehalten. Hier kommt nur die ordentliche aus- 
wärtige Verwaltung des Bundes zur Behandlung. Diese aber 
nicht nur, soweit sie in Rechts- bzw. Verkehrsverträgen besteht, 
sondern auch betreffs politischer Verträge; ja, die letzteren bilden, 
wo es sich speziell um die Politik, Staatspolitik handelt, den 
eigentlichen Gegenstand der Darstellung, während die Rechts- und 
Verkehrsverträge wenigstens im Detail, nach den einzelnen Zweigen 
und Staaten, in denen und mit denen sie abgeschlossen worden 
sind, der speziellen Politik dieser Zweige (der Handels-, Zoll-, 
Auslieferungspolitik usw.) überlassen werden müssen und nur im 
allgemeinen oder in besonders hervorstechenden Punkten in Be- 
tracht kommen. Von den politischen Verträgen sind wieder als 
besonders wichtig und umfangreich auszuscheiden und für sich zu 
behandeln die Militärkapitulationen und die kirchenrechtlichen 
Verträge bzw. die bezügliche auswärtige Verwaltung. Allen Ver- 
trägen voraus aber gehen die speziellen Organe der auswärtigen 
Verwaltung: die diplomatische und konsularische Vertretung 
oder kurzweg Gesandte und Konsuln. Danach gliedert sich die 
folgende Darstellung 





1) Vgl. B. B. 1851 II, 438 und 1863 II, 21. 
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1. Gesandte und Konsuln. 

Gesandtschaften, Bestand und Frage der Gesetzgebung. 
Vor 1798 gab es nur gelegentliche, kasuelle Gesandtschaften 
seitens der Schweiz; bei besonderen Gelegenheiten wurden 
diplomatische Agenten an fremde Höfe von der Tagsatzung ent- 
sandt. Seit der Helvetik besitzt die Schweiz ständige Gesandt- 
schaften, und zwar während Helvetik und Mediation, also von 
1798—1813, deren drei, je eine in Paris, Wien und Mailand, 
letztere zuerst bei der zisalpinischen Republik und später (seit 
1805) beim napoleonischen Königreich Italien, dem die zis- 
alpinische Republik 1805 einverleibt worden war, ging aber mit 
der Rückgabe der Lombardei an Österreich im Jahre 1814 ein, 
so daß von da nur noch zwei existierten, die in Paris und in 
Wien. Das war auch der ganze Bestand bei Anfang des Bundes- 
staates im Jahre 1848. Die Bundesversammlung regte dann 1853 die 
Frage nach Vervollständiguug und zugleich gesetzlicher Regelung 
des schweizerischen Gesandtschaftswesens an. Der Bundesrat er- 
klärte aber in seinem vorläufigen Bericht vom folgenden Jahre 
die bestehende diplomatische Vertretung für genügend, was er 
auch noch in seinem eigentlichen Bericht von 1856 bestätigte, 
und eine gesetzliche Regelung des Gesandtschaftswesens nicht 
für zweckmäßig. Der Bestand der schweizerischen Gesandtschaften 
hat sich aber seither erweitert. Mit Wiederaufrichtung des König- 
reichs Italien im Jahre 1861 (17. März) wurde auch wieder eine 
diplomatische Agentschaft in Italien eingerichtet!), zunächst in 
Turin als am Sitz der italienischen Regierung, dann, mit dieser 
den Sitz wechselnd, 1865 in Florenz und seit 1871 in Rom. 
Dann folgte mit Errichtung des Norddeutschen Bundes 1867 die 
schweizerische Gesandtschaft in Deutschland, und zwar von Anfang 
an in Berlin?). Damit waren es vier Gesandtschaften, und zwar 
hatte es der Bundesrat bei Empfehlung der Gesandtschaft in 
Deutschland, wobei er sich über das Ganze der diplomatischen 
Vertretung aussprach, als Grundsatz bezeichnet, in jedem der 
großen Länder, welche die Grenze der Schweiz berühren, eine 
Gesandtschaft zu besitzen. Seither ist er von diesem Grundsatz 
buchstäblich weit, abgekommen, indem die Schweiz nun nieht nur 
im weiteren Europa (London, Petersburg) Gesandtschaften besitzt, 


1) B. B. 1860 III, 69 und B. G. 6,549. 
2) B. B. 1867 II, 313, und 645 und B. G. 9/70. 
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sondern auch außerhalb Europas, it New-York und sogär in 
Büenos-Aires und Tokio. 8o viel zür Vervollständigurig des Be- 
standes, — Betreffend die gesetzliche Regelung des Gesandtschafts- 
wesens stellte die Bundesversammlung im Jahre 1869 ein teues 
Postulat?); Es blieb bis! ins Jahr 1877 unerledigt und wurde 
dann, nachdem die Bundesrersammlung auf endliche Bericht- 
erstattung gedrungeti hatte, auf Antrag des Bündesrates falleiı- 
gelassen 2). Der Bundesrat fand, und wohl mit Recht, daß die 
Natür der Saehe tind des Dienstes, den die Diplomatie überhaupt 
zu leisten habe, keine gesetzliche Festlegung und Offenbaruiig 
desselben zulasse; Trotzdem scheint die Frage, wenn atıch offiziell 
nicht ttiehr gestellt, doch nicht zur Ruhe gekommen zu sein, 
weder in deti Räteh noch in der öffentlichen Meintng. 
Konsulate, Bestand tnd Regelung. Betreffend Bestand, 
so gibt &s sehweizerische Konsul, Handelskonsuln, seit 1808, 
vorher, wie es seheint, überhaupt nicht; die Kotstln waren aber 
von Anfang ari, entsprechend ihrer vori den Gesatidten verschiedeiien 
Stellung — nicht als Vertreter bei eitier auswärtigen Regierung 
und an deren Sitz, sondern als Vertreter der bürgerlichen uild 
Handelsinteressen ihrer Landsleute im Auslande, da, wo sich diese 
in größerer Zahl befinden, also namentlich an Handelsplätzeii — 
viel 2ahlreiehet. Bis zum Anfang des teteri Bundesstaates 
gab es bereits 92 atı ebenso vielen verschiedenen Orten des Aüs- 
landes, und wie sie ron ihrer Einführung bis dahin mit Ausdehnung 
des schweizetiseheti Verkehrs zügeriommeti hatteh, so auch seit dem 
Jahre 1848, seit dieser Zeit nätentlich auch infolge der wachsenden 
Auswählderutig (wovon oben). Solche körmen atıch fast immer tiberäll 
da bestellt werden, wo es der absetdenden Regierung wünschens- 
wert erscheint. Itimerkin bleibt der Regierung des anderen Stäates, in 
den der Koüsul geschickt wird, des sogeniännten Emipfangsstaates, das 
Recht vorbehalten, nicht nur eine bestimmtePersönlichkeit als Konsil, 
wenn sie ihr ilicht geriehm erscheint, zurückzuweisen, sonderü von 
einem bestimmten Orte Koisuln überhaupt auszuschließen; von 
letzterem Rechte wird ntır ganz ausnahmsweise Gebrauch gemacht. 
Dieser Austiahmefäll trat im Jahre 1850 für Mailänd®) ein, das 


1) B. G. 9875, Ziffer 1. 
2) B. G. II, 382, Ziffer 2 und B. B. 1877 IV, 8t. 
3) B. B. 1851 II, 445. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 19 
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die österreichische Regierung vor Konsuln ganz abschloß, so daß 
die bestehenden Konsulate — auch die Schweiz besaß dort seit 
1835 ein solches — aufgehoben werden mußten, und die österreichische 
Regierung griff zu dieser Maßnahme offenbar mit Rücksicht auf 
ihre kaum wiederhergestellte Fremdherrschaft in der Lombardei, 
um die Fremden als ein beunruhigendes Element von Mailand 
abzuziehen und sich die Herrschaft zu sichern. — Andererseits 
die Regelung des Konsulatswesens. Auch darin ist dieses dem 
Gesandtschaftswesen ungleich. Während das Gesandtschaftswesen 
nach außen bloß durch das allgemeine Völkerrecht und nach 
innen durch die Diskretion der absendenden Regierung bestimmt 
wird, also weder durch Staatsverträge noch durch Gesetz geregelt 
ist, findet beim Konsulatswesen beides statt. Gegenüber anderen 
Staaten ist es durch besondere Konsularverträge oder in Handels- 
oder Niederlassungsverträgen geregelt, und zwar speziell dahin, 
das Recht zur Aufstellung von Konsulaten im anderen Lande fest- 
zusetzen und willkürliche Ausnahmen von diesem Recht, ‘wie im 
Falle Mailand, auszuschließen. Nach Innen aber (betreffend Wahl, 
Rechte und Pflichten, Besoldung) ist das Konsulatswesen durch die- 
jenige Behörde, der nicht nur die Wahl der Person des Konsuls, 
sondern auch die Schaffung der Konsulatsstelle zusteht, allgemein 
und bleibend geordnet. So in der Schweiz zuerst durch Tagsatzungs- 
beschluß vom 8. August 1816'), dann im neuen Bund, als durch 
diesen die bezügliche Kompetenz an den Bundesrat übergegangen 
war, durch vom Bundesrat erlassene Konsularreglemente. Das 
erste datierte vom 1. Mai 1851), und seine Ersetzung durch das 
heute noch gültige vom 26. Mai 1875®) hat seine besondere Ver- 
anlassung, die weit in die hier behandelte Periode zurückreicht, 
und von welcher hier zu reden ist, wie auch. von der dadurch 
herbeigeführten Abänderung des Reglements. Diese Veranlassung 
war die Veruntreuung von privaten, dem Konsul anvertrauten 
Geldern. Schon im Jahre 1859 war ein solcher Fall, an einer 
Walliser Familie Claivaz in Algier begangen, Forsakonmen; die 
Bundesversammlung beschloß eine Unterstützung für dieselbe wegen 
ihrer bedrängten Lage *), also keinen Ersatz aus Rechtspflicht, sondern 


1) Repertorium der Abschiede II, 17. 
2) B. G. 2/293. 
3) B. . I, 528. 
4) B. G. 6/309. 
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eine Zuwendung aus Billigkeit, speziell Mitleid. Der Fall wieder- 
holte sich im Jahre 1871 in weit größerem Umfang beim General- 
konsulat St. Petersburg (Generalkonsul Glinz und Geschädigte: 
Palmi aus Graubünden, der seine ganzen Ersparnisse von 15426 Fr. 
im Konkurs Glinz verlor, und Frau Veillard aus Waadt). Der 
Bundesrat erklärte, der Bund sei nicht haftbar für die Schädigung 
Dritter durch die Nachlässigkeit der eidgenössischen Beamten in 
Erfüllung ihrer Amtspflichten .oder durch verübte Vergehen — eine 
Anschauung, die allerdings der allgemeinen Theorie und Spruch- 
praxis von der Verantwortlichkeit der Beamten entspricht, aber 
grundfalsch ist;. und der daher nicht beigetreten werden kann, nur 
daß hier zu weiterem nicht der Ort ist!).. Die Bundesversammlung 
beauftragte den Bundesrat, Vorkehrungen gegen die Wiederholung 
solcher Vorkommnisse bei Konsulaten zu treffen ?), lehnte aber, 
wie der Bundesrat, eine Haftpflicht gegenüber den Geschädigten 
ab, wiederholte aber den früheren Auftrag 5). Diesem Auftrag 
a der Bundesrat dadurch nach, daß er im Jahre 1875 ein neues, 
das heute noch gültige Konsularreglement) erließ, und die Vor- 
kehrung, durch die speziell solchen Fällen, wie der Petersburger, 
entgegengetreten werden soll, würde Artikel 35 bilden, des In- 
halts, dat den Konsuln untersagt wird, in ihrer amtlichen Eigen- 
schaft, Geldhinterlagen anzunehmen oder die Verwaltung, Über- 
mittlung, Einkassierung usw. von Wertbeträgen, Hinterlagen oder 
Darlehen zu übernehmen (außer betreffend Hinterlassenschaften, 
amtliche Liquidationen u. ä.). . Damit wird allerdings der Fall 
einer solchen Übergabe von Geldern und Wertpapieren an den 
Konsul außerhalb seines Amtskreises gestellt und damit jeder 
Verantwortlichkeit: der Bundeskasse dafür entrückt! 

Für die andere Seite, die fremden Gesandten in der 
Schweiz, kommt namentlich das Recht der Exterritorialität in 
Frage, und über dessen Umfang hat sich der Bundesrat in einem 
speziellen Fall in Übereinstimmung wohl mit der völkerrechtlichen 
Lehre dahin ausgesprochen: das Recht der Exterritorialität komme 
außer dem Gesandten und seiner Familie nur dem Gesandtschafts- 
personal und dem Gefolge und der Dienerschaft des Gesandten, 


1) B. B. 1872 II, 78 fi. - 

2) B. G. 10/936, Ziffer 1. EEE 
3) B. B. 1873 III, 369, 507, 515. | 

4) B. G. I, 528 und B. B. 1875 IH, 779. 
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keineswegs aber dem Dienstpersonal aller bei einer Gesandtschaft 
angestellten Sekretäre oder Atiachös zu). 


3. Rechts+ und Verkehrsvorträge. 


Die Rechtsverträge im weiteren Sinne setzen einfach eine 
rechtliche Ordnung fest, im Gegensatz zu den. politischen Verträgen, 
welche die Machtverliältnisse der Staaten zueinander bestimmen, 
und zwar entweder eine rechtliche Ordnung zwischen den Staaten 
selbst, sind also den Staat betreffende Verträge, Staatsverträge i. e. 
Sinne, wie Grenzverträge und die Verträge betreffend staatliche 
Verkehrsanstalten (Posten, Telegtaphen usw.), oder sie schäffen eine 
rechtliche Ordıung zwischen den Staatsangehörigen, das sitid die 
Verkehrsrerträge (Handels-, Niederlassungs-, Auslieferungsverträge); 
die Verkehrsverträge bilden also einen Teil, allerdings den Hauptteil, 
der Rechtsverträge. Die Verträge betreffend Verkehrsmaße sind 
teils Staatsverttäge im engeren Sinne, insofern sie die Herstellung 
bestimmter Maße durch den Staat bezwecken (so insbesondere 
die Müinzverträge), teils Verkehrsverträge, soweit die Maße für 
den Staatsbürger verbindlich erklärt werden, Hier karh es sich, 
wie in der Eitleitung zu „Verträgen und Konkordaten“ bemerkt, 
nicht darum handelt, alle einzelnen Verträge nach Eittstehung 
und Vollziehung aufzuführen, sondert nur einige allgemeine Ge- 
sichtspunkte hervorzuheben. 

Betreffend die Grenzverträge, d. h. die die Grenzlinien 
festsetzenden Verträge, genauer also die Grenztegulierungsverträge 
(im Gegetisatz zu anderen Grehzverträgen, welche Handels:, Schul- 
kirchliche Verhältnisse an der Grenze, d. h. der Grenzbewohner, 
festsetzen), so ist bemerkenswert, daß anläßlich der Ratifikation 
des ersten Grenzvertragss itt heuen Bund, des Greimzvertrages 
mit Baden, am 20. Dezember 1854 die Bundesvetsammhing dem 
Bundesrat Auftrag gab, auf eitte vollständige Grenzberichtigung 
rings um die Schweiz, soweit die Grenzen noch streitig waren, 
hinzuwirken 2); der neue Bund wollte auch in dieser Beziehung 
vollständige Ordnung haben und wissen, woran er sei. "Es folgen 
denn auch weitere Grenzverträge, und noch innerhalb dieser Periode 
war die Grenzbereinigung in der Hauptsache vollendet. 

Die Handelsverträge bzw. Zollverträge haben seit 


1) B. B. 1867 I, 770. 
2) B. G. 5/69, Ziffer 3, Absatz 2. 
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dem Bund von 1848 formell und materiell gewonnen — formell 
dadurch, daß die Schweiz seitdem ein einheitliches Zollgebiet 
geworden und damit der Abschluß von Handelsverträgen leichter 
geworden ist, ein Vorteil, der um so mehr ins Gewicht fällt 
im Hinblick auf die Schwierigkeiten, welche vorher einzelne 
Kantone den Zollverständigungen mit den Nachbarstaaten durch 
Retorsionen usw. bereiteten. Pie ersten Handelsverträge des 
neuen Bundes waren die mit Sardinien (1851) und Großbritannien 
und Nordamerika (beide vom Jahre 1855). Nachher tritt der 
materielle Vorteil der Zoellerleichterungen ein durch allmähliche 
Aufgabe des bisherigen Schutzzollsystems seiteng der auswärtigen 
Staaten. Noch bis zum Jahre 1860 bestanden in Neapel (König- 
reich beider Sizilien) Differenzialzölle, d. h. Zuschlagzölle zum 
autonomen Zolltarif, also das Gegenteil von Konventionalzöllen, 
und erst im genannten Jahre erlangte die Schweiz einen Meist- 
begünstigungsvertrag mit diesem Königreich!), also noch kurz 
vor dessen Einverleibung in das Königreich Italien (1861). Vom 
Jahre 1860 an datiert aber auch der Beginn der positiven Zoll- 
erleichterungen, und zwar erfolgen sie in zwei Staatsakten, von 
denen der erste der Schweiz indirekt einige Zollerleichterung bringt, 
der zweite direkt und eine noch größere, Der erste Staatsakt 
ist der Handelsvertrag zwischen Frankreich und England vom 
Jahre 1860, und an den Vergünstigungen dieses Vertrages nimmt 
die Schweiz indirekt durch die Meistbegünstigungsklausel teil. 
Im Jahre 1864 folgt dann ein neuer Handelsvertrag der Schweiz 
mit Frankreich direkt?) mit weiteren Zollreduktionen, von dem 
der Bundesrat erklärte, er bilde unstreitig das wichtigste Ereignis 
des Jahres im Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten und auch 
einen epochemachenden Vorgang für die schweizerische Volks- 
wirtschaft im allgemeinen, Dieser Vertrag zog andere von 
gleicher, dem Freihandel zugekehrter Richtung nach sich mit 
Italien, Deutschland, Holland, Dänemark. So optimistisch der 
Bundesrat infolgedessen gestimmt war, meinte er doch, von einem 
völligen Übergang zum Freihandel werde wohl nicht die Rede 
sein ohne eine große sozialpolitische Revolution! Und er hat 
nur zu sehr recht behalten. Der Wind ist im weiteren Laufe der 
Jahre abgefallen und hat sich vollständig gedreht. 


1) B. G. 6/528. 
2) B. G. 8/215. 
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Der Handelsvertrag mit Frankreich vom Jahre 1864 bildete 
aber nur einen, allerdings den Hauptteil eines ganzen Komplexes 
von Verkehrsverträgen mit Frankreich !), alle vom gleichen Tage 
(30. Juni 1864), und die anderen, außer dem Handelsvertrag, 
betrafen Niederlassung, literarisches, künstlerisches und gewerbliches 
Eigentum und nachbarliche Verhältnisse und Grenzwaldungen 
und haben auch (abgesehen von letzteren), wie der Handelsvertrag, 
um ihrer fortschrittlichen Richtung willen für Verträge mit anderen 
Staaten initiativ und vorbildlich gewirkt. So namentlich der 
Niederlassungsvertrag mit seiner Niederlassungsfreiheit 
auch für die Juden, der nicht nur eine Änderung der Bundes- 
verfassung in dieser Beziehung bewirkte, sondern auch andere 
Staaten zu gleichen Verträgen mit der Schweiz bewog. Schon 
der Staatsvertrag mit Nordamerika?) hatte u. a. wegen der be- 
schränkten Niederlassungsfreiheit der Juden in der Schweiz dort 
Anstoß gefunden, war dann aber doch auf Grund gegenseitigen 
Vorbehaltes der konstitutionellen Rechte auch dort ratifiziert 
worden. Auch die Niederlande hatten 1863 noch einen Nieder- 
lassungsvertrag mit der Schweiz abgelehnt, weil die Juden in 
der Schweiz damals noch kein Recht auf Niederlassung besaßen, 
beeilten sich aber nach Abschluß des Niederlassungsvertrages 
der Schweiz mit Frankreich, sich zu einem gleichen Vertrage mit 
der Schweiz zu erbieten; es kam freilich wieder zu keinem Ver- 
trag, und zwar wegen der Juden, weil diese, wenn sie auch durch 
die Änderung der Bundesverfassung von 1866 in der Schweiz 
die Niederlassungsfreiheit erlangt hatten, doch immer noch der 
Kultusfreiheit entbehrten, und erst nachdem ihnen durch die neue 
Bundesverfassung von 1874 auch diese zuteil geworden war, 
kam der Handels- und Niederlassungsvertrag mit den Niederlanden 
zustande, 1875®), also erst nach zwölf Jahren. 

Kollektiv- oder gar Weltverträge als Rechtsverträge gibt es 
in dieser Periode noch nicht, außer der lateinischen Münzunion 
von 1865. Politische Verträge dieser Art gab es von jeher seit 
dem westphälischen Frieden und früher, und auch in dieser Periode 
gab es verschiedene politische Kollektivverträge, denen auch die 


1) B. B. 1864 II, 253, 577, 635, 679 und B. G. 8/160—163, 215-379, 
2) B. B. 1850 III, 727; 1855 II, 39, 423 und B. G. 5/200, 201. 
3) Vgl. B. B. 1878 II, 1065 ff. und B. G. III, 522. 
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Schweiz beitrat, und zum Teil noch vor der Münzunion (Pariser 
Seerechtsdeklaration 1856, Genfer Konvention 1864 und Spreng- 
geschosse 1868); aber kollektive Rechtsverträge, durch welche 
eine gemeinsame rechtliche Ordnung geschaffen wird, setzen eine 
entsprechend vorgerückte konzentrische Entwicklung des Rechtes 
und Verkehrs voraus und kommen daher außer der Münzunion 
erst seit den siebenziger Jahren auf und bemerkenswerterweise 
erst seit der neuen Bundesverfassung; der erste Vertrag dieser 
Art ist der Weltpostvertrag vom 9. Oktober 1874. Die Münz- 
union, zwischen der Schweiz, Belgien, Frankreich und Italien am 
23. Dezember 1865 abgeschlossen !), der am 21. Dezember 1868 
auch Griechenland beitrat?), und die bisher auf diese fünf Staaten 
beschränkt geblieben ist, verdient auch eine eingehende sachliche 
Behandlung, die jedoch erst vom neuesten Stand derselben, von 
dem speziell die italienischen Machenschaften sich überblicken 
lassen, interessant wird und daher auf die folgende Periode zurück- 
zulegen ist. 

Am Schlusse der Rechts- und ee weil auf n 
selben, namentlich auf die Niederlassungsverträge bezüglich , is 
der Grundsatz für diplomatische Interventionen zugunsten von 
Landsleuten im Auslande zu erwähnen, den der Bundesrat von 
Anfang aufgestellt hat®), und der wohl dem allgemeinen Völker- 
recht entsprechen wird. Bei derartigen Geschäften sei er, sagt 
der Bundesrat, im allgemeinen von dem Grundsatze ausgegangen, 
seine Verwendung für jeden Schweizerbürger eintreten zu lassen, 
dessen Rechte durch Maßnahmen ausländischer Behörden auf eine 
den internationalen Grundsätzen oder bestehenden Verträgen zu- 
widerlaufende Weise bedroht waren, hingegen dann nicht zu 
intervenieren,' wenn schweizerische Angehörige mit ausländischen 
Privaten Differenzen haben, die zuerst dem Entscheide der dortigen 
kompetenten Behörden unterstellt werden müssen. Auf gleiche 
Weise verfahre er im umgekehrten Falle, indem er voreilige 
diplomatische Verwendungen zurückweise, wenn die betreffenden 
fremden Privaten zu deren Gunsten interveniert wird, zuerst vor 
den kompetenten schweizerischen Behörden Recht zu suchen haben. 


1) B. G. 8/825. 
2) B. G. 9/530. 
3) Vgl. Geschäftsbericht pro 1849, S. 4. 
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8. Politisehe Verträge und bezügliche Fragen im allgemeinen. 


Als Gegenstand politischer Verträge und Fragen, welche die 
Schweiz betreffen, ader hei denen die Schweiz beteiligt ist, kommen 
in Betracht einerseits die durch die Wiener Kongreßakte fest- 
gesetzte Neutralität, die in dieser Zeit wiederholt Anwendung fand, 
und andererseits die Art und Weise der Kriegführung, üher 
welche drei Verträge geschlossen wurden. Daneben wurde die 
Schweiz speziell noch vor eine andere politische Frage gestellt, 
betreffend nämlich die Führung der Flagge zur See. Die 
politischen Verträge im ganzen betreffen also das Verhalten der 
Schweiz im Kriege, die weitere politische Frage dagegen ihr 
Verhalten oder ihre Stellung im Frieden nach einer bestimmten 
Seite. 

Einmal die Neutralität. Seit der Revolutionszeit 1848/52 
kam die Neutralität der Schweiz zuerst in Frage beim Ausbruch 
des orientalischen Krieges im Jahre 1854, des nachher sogenannten, 
nach dem letzten Kriegsschauplatz benannten Krimkrieges. Der 
Kriegsschauplatz — „wenn hinten weit in der Türkei die Völker 
auf einanderschlagen“ — lag zwar zu weit entfernt, als daß die 
Schweiz unmittelbar in den Krieg verwickelt zu werden befürchten 
mußte, zu einer Grenzbesetzung war also kein Anlaß; aber die Lücken 
im Personellen und Materiellen der Kontingente des Bundesheeres 
zu ergänzen, wurde den Kantonen aufgegeben !), um für alle Fälle 
gerüstet zu sein, die „vertragsmäßige“ Neutralität zu wahren — 
ihnen auch zur Pflicht gemacht, keinen Handel mit Kriegs 
gegenständen nach dem Auslande?) und keine Unterstützung der 
russischen Kriegsanleihe?®) zuzulassen, und der Bund voraus hielt 
sich streng neutral, enthielt sich speziell jeder Propaganda zugunsten 
Rußlands gegen die christenmordende Türkei, wie sie ihm von 
gewissen Heißspornen zugemutet wurde. — Von ganz anderer, 
direkter Bedeutung für die Schweiz und ihre Neutralität waren 
die nachfolgenden europäischen Kriege der Jahre 1859, 1866 und 
1870/71; diese stellten der Schweiz aber noch andere politische 
Fragen, von denen die Neutralitätsfrage nur einen Teil bildet, 
und von denen sie daher nicht getrennt werden kann. 


1) B. 1854 I, 621. 
2) B. B. 1854 II, 341. 
3) B. B. 1854 III, 34. 
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Zum zweiten die drej Verträge betreffend die Krieg- 
führung, die in dieser Zeit geschlossen worden sind. Es sind: 
1. Erklärung betreffend das europäische Beerseht in Kriegszeiten, 
vom 16. April 1856), unterzeichnet von Österreich, Frankreich, 
Großbritannien, Preußen, Rußland, Sardinien und der Pforte, 
der dann auch die ßBchweiz beitrat, oder die nach dem Orte 
des Abschlusses (sie bildet einen Anhang zum dritten Pariser 
Frieden zur Beendigung des Krimkrieges, vom 30. März 1856) 
und ihrem Inhalt benannte „Pariser Seerechtsdeklaration“ oder 
das kurzweg sogenannte Seerecht. 2. Übereinkunft zur Ver- 
besserung des Loses der im Kriege verwundeten Militärs®), ab- 
geschlossen von der Schweiz, Baden, Belgien, Dänemark, Spanien, 
Frankreich, Italien, den Niederlanden und Preußen den 22. August 
1864 zu Genf, die daher sogenannten Genfer Konvention, der 
nachher alle Kulturstaaten beitraten. 8. Erklärung betreffend 
Nichtanwendung der Sprenggeschosse im Kriege, vom 29. November 
bis 11. Dezember 1868), zwischen fast allen Kulturstaaten (fehlt 
Japan), die sogenannte Petersburger Konvention. — Alle drei 
Verträge sind durch unmittelbar vorangegangene Kriege und dabei 
gemachte Erfahrungen veranlaßt, nämlich das Seerecht durch den 
Krimkrieg, die Genfer Konvention durch den Rückblick auf die 
entsetzlichen Leiden der bei Solferino im französisch-sardinisch- 
österreichischen Kriege 1859 verwundeten Soldaten, und Spreng- 
geschosse waren im indischen Aufstande, '1857—1858, und im 
nordamerikanischen Sezessionskriege u. a. zur Verwendung ge- 
kommen, daher das Verbot für Handfeuerwaffen. 

Über die einzelnen Verträge ist nach Entstehung, Inhalt und 
Erweiterung kurz folgendes zu sagen. Das Seerecht bezweckt 
die Abschaffung der Kaperei und den größeren Schutz des neu- 
tralen Handels; damit ist auch sein Inhalt bezeichnet. Die Schweiz 
erschien nun bei dieser Frage insofern nicht beteiligt, als sie keine 
Marine und keine eigene Schiffahrt besitzt; dagegen betreibt sie 
einen starken überseeischen Handel, und weil das Seerecht diesem 
Handel in Kriegszeiten zugute kommt, war es auch ihr erwünscht 
und wurde daher auch von ihr unterzeichnet. Neben dem See- 


— 


1) B. G. 6/848, B. B. 1856 II, 357, und B. G. 5/837. 

2) B. G. 8/520; B. B. 1864 II, 725, 846 und B. G. 8/164; vgl. auch 
B. B. 1865 I, 17. 

3) B. G. 9/597. 
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recht kamen auf dem Pariser Kongreß noch zwei andere Vor- 
schläge zur Sprache, die für die Schweiz von Wichtigkeit waren, 
ohne für sie verbindlich zu werden. Der eine Vorschlag ging 
dahin, es sollen bei künftigen Konflikten die streitenden Mächte, 
bevor sie zu den Waffen greifen, die Vermittelung einer dritten 
Macht begehren. Die Schweiz lehnte den Vorschlag ab, weil ihre 
neutrale Stellung den Fall eines Krieges mit einer anderen Macht 
auszuschließen scheine, und weil, was mit dem Vorschlag der 
Vermittelung etwa weiter gemeint sein könnte, die Einmischung 
auch in die inneren Landesangelegenheiten, von der Schweiz ab- 
gelehnt werden müßte. Der andere Vorschlag war eine Anregung 
Preußens, die Neuenburger Frage auch unter die Zahl der vom 
Pariser Kongreß zu behandelnden Angelegenheiten aufzunehmen; 
der Kongreß gab jedoch der Anregung keine Folge. — Die Genfer 
Konvention. Die Anregung zur Verbesserung des Loses der im 
Kriege verwundeten Militärs ging bekanntlich vom Genfer Henri 
Dunant aus, durch seine Schrift: „Un souvenir de Solferino“. 
Der Anregung nahm sich zuerst die genferische gemeinnützige 
Gesellschaft und dann ein weiteres zur Verwirklichung der Idee 
gebildetes internationales Komitee an. Auf Wunsch dieses Komitees 
und mit Zustimmung der französischen Regierung, an die sich das 
Komitee zur Unterstützung seines Wunsches gewandt hatte, berief 
der Bundesrat einen Kongreß nach Genf ein, der am 8. August 
1864 zusammentrat und am 22. gleichen Monats mit der Unter- 
zeichnung dieser Konvention schloß. Dufour, einer der drei 
Abgeordneten der Schweiz auf. diesem Kongreß, war Präsident. 
Der Konvention waren auf dem Kongreß acht Staaten beigetreten; 
der preußisch-österreichische Krieg von 1866 veranlaßte dann fünf 
weitere Beitritte, und bis zum Jahre 1868 waren alle Staaten 
Europas beigetreten mit Ausnahme des Kirchenstaates, der als 
eine „Macht des Friedens“ dem Vertrage fernblieb. Im Jahre 
1868 sodann wurde auf einer neuen Genfer Konferenz eine Er- 
weiterung der Konvention, bestehend in sanitätstechnischen Einzel- 
heiten und dann aber auch in Ausdehnung der ganzen Konvention 
auf den Seekrieg beschlossen !), kam aber mangels verschiedener 
Ratifikationen nicht zustande. Die Ausdehnung auf den Seekrieg 
bildet eine der Konventionen im Haag vom Jahre 1900, und 
seither sind die Vertragsstaaten auch in eine allgemeine Revision 


l) B. B. 1868 III, 1065; 1869 I, 179 und 183. 
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der Genfer Konvention eingetreten, deren Bedürfnis schon 1868 
fühlbar geworden war. — Sprenggeschosse. Dartber bleibt nichts 
weiter zu sagen. 

Flagge zur See. Im allgemeinen: das Meer, das öffene 
Meer (im Gegensatz zum Küsten- und Binnenmeer, welches zum 
angrenzenden oder umschließenden Staate gehört) ist frei — mare 
liberum! Es gilt daher auch jeder selbständige Staat, und jeder 
wirkliche Staat ist selbständig, als berechtigt, für seine Schiffe, 
d. h. Schiffe seiner Staatsangehörigen, die eigene Landesflagge zu 
führen, d. h. solehen Schiffen die Führung der Landesflagge zu 
bewilligen; das ist das Recht der Führung der Flagge zur See 
oder kurzweg die Flagge zur See. Dieses Recht hat seinen Vorteil 
besonders in Kriegszeiten, und der Vorteil bestand von jeher darin, 
daß die Schiffe von nicht im Kriege stehenden neutralen Staaten 
geschützt waren und auch das mitgeführte Gut nicht nur :des 
eigenen Staates, sondern auch von anderen neutralen Staaten ge- 
schützt war, und seit der Pariser Seerechtsdeklaration besteht der 
Vorteil weiter darin, daß die neutrale Flagge sogar das feindliche, 
einem der kriegführenden Staaten selbst angehörige Gut deckt, 
sofern es nicht in Kontrebande (d. h. Gegenständen, die zur Ver- 
wendung durch Streitkräfte der Kriegführenden bestimmt sind) 
besteht. — Für die Schweiz handelte es sich darum, ob sie bei 
ihrem großen überseeischen Handel nicht auch ihre eigene Flagge 
zur See entfalten sollte, und diese Frage kam im Jahre 1864 im 
Bund zur offiziellen Behandlung. Schon bisher waren hier und 
dort Schiffe unter eidgenössischer Flagge gefahren, ohne dazu von 
den Bundesbehörden autorisiert zu sein, und doch war die Flagge 
respektiert worden. Im Jahre 1862 war die Frage der Zu- 
lässigkeit der schweizerischen Flagge auf dem Meere durch eine 
Gesellschaft, welche sich mit Kolonisationsplänen beschäftigte, 
angeregt worden, und im Jahre 1864 wurde um die Bewilligung 
der Führung der eidgenössischen Flagge zur See förmlich petitioniert, 
von drei Seiten zumal, von Schweizern in Triest, in Smyrna und 
in St. Petersburg — im Jahre des nordamerikanischen und des 
dänisch-deutschen Krieges und der drohenden Kriegseventualitäten 
im Süden der Schweiz, also in einer Zeit der Kriege, in der ja 
die Flagge: zur See besondere Bedeutung gewinnt. Mit diesen 
Petitionen trafen denn auch Gesuche gleichen Inhalts von Schweizern 
aus den Kriegsländern zusammen, zwei äus Bremen und eines 
aus Nordamerika, wo ein Schiff mit: schweizerischer Flagge weg- 
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genommen worden war, weil die Flagge nicht autorisiert war. 
Der Bundesrat beantragte hei der Bundesversammlung dan Ge- 
brauch der schweizerischen Flagge auf dem Meere an schweige- 
rische Schiffe zu bewilligen!). Daß die Schweiz keine Kriegs- 
marine, welche nötigenfalls die schweizerische Flagge zur See 
schützen könnte, besitzt, schien dem Bundesrat mit Recht kein 
Hindernis, weil auch andere Staaten, wie Hamburg, Lübeck, Bremen, 
der Kirchenstaat eine eigene Flagge zur See olıne Kriegsmarine 
geführt haben, und so heute noch Belgien, und die Erlaubnis zur 
Zulassung der Schiffe in den. Seehäfen der Küstenstaaten schien 
ilım von den Seemächten damals noch unschwer zu erlangen. Die 
Aufhissnng der Flagge zur See schien dem Bundesrat aber nieht 
bloß wie für andere Staaten von Vorteil, sondern für die Schweiz 
geradezu als Notwendigkeit, weil sie einer Erweiterung des Stamm- 
gebietes auf das Meer gleichkommt, die Schweiz aber für ihre 
größere Bewegungsfreiheit und damit für ihre Existenz einer Aus- 
dehnung bedarf und diese doch nicht mehr zu Land, wo der Ring 
der Großstaaten um sie sich mehr und mehr schloß, zu erlangen 
hoffen kann. Und die Aufhissung der Flagge schien auch not- 
wendig als Ausweg für die Betätigung der einzelnen Schweizer- 
bürger, der Volkskraft, nachdem diese durch das Verbot der 
Militärkapitulationen seit der neuen Bundesverfassung keinen Ab- 
gang mehr in fremde Dienste finden konnte; dieser Ausweg der 
Volkskraft ist das Loch, das die Schweiz haben muß, früher in 
den Militärkapitulationen besaß (schon Landammann Rudolf 
Reding 1492 bezeichnete sie als solches) und nun im schweize- 
rischen Seedienst wieder finden sollte. Aber die Nationalrats- 
kommission, an welche die Sache gelangte, beantragte wegen der 
„Wichtigkeit der Sache* Verschiebung, und so beschloß auch die 
Bundesversammlung?). Der Nationalrat und die Bundesversammlung 
hatten einfach Angst vor allfüllig möglichen Verwicklungen, und 
dabei haben sie sich vom schweizerischen Gesandten Pr. Kern 
bestimmen lassen, und dieser seinerseits ließ sich beraten vom 
französischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten, damals 
der famose Drouyn de }’Hnys, der auch der Schweiz das Dappental 
abgedrückt hatte; der hatte natürlich ein Interesse daran, der 
Schweiz die Katze den Buckel hinauf zy jagen, um sich einen 


1) B. B. 1864 III, 123. 
2) BR. B. 1865 I, 99 und B. G. 8204. 
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Mitkonkuürrenten auf dem Meere von Leibe zu halten. Ja, wenn 
die schweizerisehe Politik vott äuswärtigen Mitisteriet gemacht 
wird, dann ist allerdings niehts Besseres für die Schweiz zu er- 
wärten, und das wurde sie gerade unter dem Gesatidten Kern, 
und zwar von Fratikreich. Erinhern wir uns, daß wir die größten 
Einbußen an Frankreich und zur Zeit Kerns erlitten: Chablais 
und Faucigny, Dappental, Elsaß usw., und daß Kern nicht im- 
stande war, uts eine eitizige derselben zu ersparen ünd noch 
weniger uns einett Gewiiin zu verschaffen, und das alles Keien- 
über Frankreich, wo er Gesandter war. Kern wird gertihmt wegen 
seines Ängehens, das er am französischen Hofe, speziell bei 
Napoleon IH. genoß; aber es ist leicht, sich beliebt zu machen, 
wenn man alle Vorteile aus der Hand gibt. Seit richtiges Lebens- 
bild ist noeh nicht gezeichtiet, es wird aber immer ıtit positiven 
Verlusten der Sehweiz gegenüber Fratikreich verbunden bleiben. 
Was von der Bundesversämmlung verschoben wurde, war damit 
atfgehoben — quod differtur, saepe auffertur, itan kani auf die 
Saehe nicht mehr zurtick, es kamen ja dann auch die &roßen 
Kriege 1866, 1870/71, die der Lösung der Frage allerdings un- 
günstig waren, aber um so mehr bedauertt ließen, daß sie nicht 
gelöst war. Zwar wurde die Frage durch Petition 1889 noch 
einmal angeregt, würde aber verneint. 25 Jahre später wär 
es wohl wirklich zu spät. 8o gehört die Flagge zur See mit 
allen anderen Expatisionsfraßen der Schweiz zu den verpaßten 
Gelegenleiteti ! | 

In diesem Zusammenhatig zum Schluß noch von der Alabama- 
frage, in det die Schweiz bei Vollziehung eities freitden politischen 
Verträges zur Mitwirkutig berufen war. Im nördametikarischeti 
Senessionskriege 1861/65 hätte Eingland #eduldet, daß Kreuzer 
der Stidstaaten in englischeti Häfen ausgerüstet wurden, ünd da: 
dureh die Pflicht als tieutraler Staat in diesem Kriege verletzt. 
Darüber kam es ztı eitiem langjährigen, nach dem berühmtesten 
dieser Kreuzer, „Alabanıa“, benannteti Streit zwischen Nordämerika 
und Eitgland, über dessen Erledigung sich die Parteien endlich 
im Washitigtonet Vertrage vom 25. Mai 1871 einigten. Artikel 1 
dieses Vertrages stellte ein Schiedsgericht für die Entscheidutig 
aller beztiglichen Streitfragen auf, und von det fünf Mitgliederh 
dieses Geitehtes sollte eines durch den schweizerischen Butides- 
pißsidenten ertiannt werdeti. Der Bundespräsidetit ernannte dazu 
Nationalrat $tämpfli, den frtiheren Bundesrat, und die Ver- 
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handlungen des Gerichtshofes fanden in Genf statt. Stämpfli 
erfüllte seine Aufgabe in hervorragender, von beiden Parteien 
gleich sehr anerkannter Weise, die nicht nur ihm, sondern auch 
der Schweiz zur hohen Ehre gereichte. Bekanntlich wurde England 
zu 15'/s Millionen Dollars Schadensersatz verurteilt. 


4. Militärkapitulationen. 


Es handelt sich um den militärischen Fremdendienst oder 
Fremdendienst schlechthin. Beim Fremdendienst kann der Staat 
selbst beteiligt sein dadurch, daß er sich zur Lieferung von Sol- 
daten an einen anderen Staat verpflichtet; dann ist der Fremden- 
dienst eine staatliche Institution, und die betreffenden Verträge 
sind die sogenannten Militärkapitulationen. Die Stellung von 
Soldaten seitens des Staates kann darin bestehen, daß er sein 
eigenes Militär als Hilfskorps dem anderen Staate in dessen Kriege 
zuführt, oder daß er selbst Soldaten im Lande für den anderen 
Staat anwirbt oder aber den anderen Staat bei sich solche an- 
werben läßt. Andererseits der Dienst des Soldaten, der sich an- 
werben läßt. Wenn die Anwerbung auf Grund einer staatlichen 
Militärkapitulation stattfindet, ist es kapitulierter Dienst; im 
anderen Falle, wenn der Soldat auf eigene Faust Dienst nimmt, 
ist es das früher sogenannte Reislaufen. — In der Schweiz datiert 
der Fremdendienst von alters her, als staatliche Institution seit den 
Burgunderkriegen, und als freies Reislaufen ist er noch älter. Die 
erste Militärkapitulation ist der „Bündnis- und Subsidienvertrag“ 
der Schweiz mit Frankreich vom 26. Oktober 1474, abgeschlossen 
also vor den Burgunderkriegen und auch auf diese hin, und seit 
den Burgunderkriegen begann auch das Reislaufen in Masse. 
Nachher wurden Militärkapitulationen mit Frankreich noch viel- 
mals und auch mit vielen anderen Staaten von der Schweiz ab- 
geschlossen. Die erste Lieferung von Soldaten an Frankreich 
war ein Hilfszug unter Waldmann im Jahre 1480, es war der 
erste, aber auch der letzte offizielle Hilfszug der Schweizer; im 
übrigen gingen die beiden anderen Formen der Kapitulation 
durcheinander. In der Regel wurde dem fremden Staate einfach 
die Werbung in der Schweiz gestattet; wenn aber diese kein 
genügendes Resultat lieferte, wurde, namentlich von Frankreich, 
Stellung durch die Schweiz selbst verlangt. Die Militärkapitulationen 
standen in der alten Zeit den Kantonen frei, wurden aber ge- 
wöhnlich gemeinsam durch die Tagsatzung beschlossen ; unter der 
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Mediation hatte diese, also der Bund überhaupt, allein das Recht 
zum Abschluß, während der Bundesvertrag von 1815 die Militär- 
kapitulationen wieder den Kantonen freigab. Kurz, bis 1848 waren 
Militärkapitulationen von Bundes wegen erlaubt und wurden auch 
vom Bund oder den’Kantonen mit fremden Staaten abgeschlossen. 

Nun kommt die Bundesverfassung von 1848. Nachdem schon 
die meisten Kantonsverfassungen seit 1830 die Militärkapitulationen 
als der Schweiz unwürdig und dem nationalen Interesse nach- 
teilig. verboten hatten, geht das Verbot in die Bundesverfassung 
über. Durch Artikel 11 werden Militärkapitulationen schlechthin 
dem Bunde wie den Kantonen verboten. Es erwächst nun dem 
Bund eine doppelte Aufgabe: einerseits die Durchführung dieses 
Verbotes, daß keine neuen Kapitulationen abgeschlossen werden, 
und andererseits die Liquidation der Guthaben aus den ab- 
gelaufenen Kapitulationen oder sonstigen Fremdendiensten bzw. 
seine Vermittlung für diese Liquidation, das ist die Liquidation 
der Pensionen. Wie aber mit den Militärkapitulationen und dem 
Fremdendienst im weiteren auch nachher noch fortdauernde Vor- 
teile und Auszeichnungen (Pensionen, Titel, Orden) verbunden zu 
sein pflegten, so wurden zugleich mit den Militärkapitulationen. 
auch diese Vorteile im Interesse der Unabhängigkeit des Bundes 
für die Mitglieder der Bundesverwaltung verboten a 12). 
Davon zum dritten noch ein Wort. 

a) Das Verbot der Militärkapitulationen, seine 
Durchführung. An sich war nur verboten, neueMilitärkapitulationen 
abzuschließen; die Durchführung des Verbotes brachte es aber 
mit sich, daß auch die bestehenden Kapitulationen, also die staat- 
liche Institution des Fremdendienstes ganz abgestellt wurde, und 
führte weiterhin dahin, daß auch der Fremdendienst sonst, zu- 
nächst die Werbung für Fremdendienst, sodann auch der Eintritt 
in fremde Dienste, verboten wurde, und das alles in folgender 
Entwicklung: bei Erlaß der Bundesverfassung von 1848 und 
damit des Verbotes waren die von gewissen Kantonen für Neapel 
(mit dem Königreich beider Sizilien) abgeschlossenen Kapitulationen 
noch die einzigen, welche bestanden. Die Rekrutentransporte, 
welche infolge derselben 1848/49 an die absolutistische neapoli- 
tanische Regierung stattfanden, während das übrige Italien in 
Revolution stand, erregten hier den größten Unwillen gegen die 
Schweiz (oben 8. 46), und in der Schweiz selbst gingen 
von allen Seiten Petitionen um Auf hebung dieser Kapitulationen 
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an den Bundesrat; dieser aber fand den Bund nicht kempe- 
tent!), ein Standpunkt; den er auch gegenüber den italienischen 
Demonstrationen eingenommen hatte; immerhin tat er dieseri noch 
bestehenden Kapitulationen mögliehst Abbruch. Dem Kanton Uri 
wurde der Abschluß eines Vertrages mit Neapel über Verlegung 
des Werbedepsts untersagt mit der formalen Ausrede, daß Ver- 
träge mit auswärtigen Staaten nieht mehr von einzelnen Kantonen 
abgeschlossen werden dürften, und die mit Neapel in Kapitulation 
stehenden Kantone itberhaupt mächte er darauf aufmerksam, dab 
die Rekrutierungen ftir Neapel ohne Verletzung der Verträge ein- 
gestellt werden dürften, angeblich, weil der Transport (wegen der 
Revolution in Italien und der dortigen Stimmung gegen die Sehweiz) 
nicht sicher sei, Der Bundesrat suchte aueh bereite den Werbunigei 
entgegenzutreten, doch nur den unbefugten Werbürigen, d. h. 
von seinem Standpunkt denjenigen, die nieht speziell für die nun 
einmal noch bestehenden neapolitanischen Rapitulationeti und in 
den kapitulierten Kantonen selbst stattfanden, und zwär durch 
eineh Gesetzesvorsehlag für unbefuagte Werbungen ?), den er det 
Bundesversammlung einreichte in Ausführung des Artikels 11 det 
Bundesverfassung, aber in Berticksichtigung der bestelienden 
Kapitulationen. Von der Bundesversammlang aber erging atıf 
jene Petitionen und diesen Gesetzesrorschlag der Bundesbeschluß 
vom 20. Juni 1849®), es sei mit Neapel in Utiterhandlutig zu 
treten zum Zweck der Auflösung der noch bestehenden Militär- 
kapitulationen tind seien alle Anwerbungen ftr auswärtige Miltär- 
dienste im Gebiet der ganzen Eidgenossensehaft „für einstweilen“ 
untersagt, d. h, also auch die Anwerbungen für Neäpel in Ge- 
wärtigung der Auflösung der Kapitulatioten. Der weapolitänische 
Gesandte in der Schweiz brauste gegen diesen Beschluß sofort 
auf, bevor er noeh offizielle Mitteilang davon erhälten hatte; et 
wurde aber vom Bundesrat zur Ruhe verwiesen*). Die Ver- 
hanrdlungen mit Neapel über die Auflösung der Kapittlationen 
blieben allerdings erfolgles; das hatte aber nur zur Folge, daß 
die Schweiz sich einseitig von den Kapitulationen lossagte, wnd 
damit war die erste, von der Bundesversammmltung gestellte Auf- 
gäbe gelöst: der Fremdendienst war als staatliche Institution it 


1) B. B. 1849 I, nach S. 72. 

2) B. B. 1849 I, 563/65. 

3) B. B. 1849 IH, 17, 87, 84, 147 und B. &. 11482. 
4) B. B. 1849 HI, 167/169. 
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der Schweiz ganz abgeschafft. Die zweite Aufgabe, die Abstellung der 
Werbungen in der Schweiz, ließ sich schwerer durchführen mangels 
einer Strafbestimmung, und weil auch die Kantone keine oder 
ungenügende Werbestrafen besaßen. Der Bundesrat beantragte 
daher unter Vorlage eines bezüglichen Entwurfes Erlaß eines 
Strafgesetzes gegen Werbungen wie schon einmal im Jahre vor- 
her, nur daß alle Werbungen ohne Unterschied verboten und be- 
straft werden sollten, aber das Gesetz kam in der Bundesversammlung 
nicht zustande !). Die Lücke wurde ausgefüllt durch das Bundes- 
gesetz über die Strafrechtspflege für die eidgenössischen Truppen 
vom 27. August 1851), Artikel 98, und das Bundesgesetz über 
das Bundesstrafrecht vom 4. Februar 18533), Artikel 65, welche 
beiden Strafbestimmungen das einstweilige Werbeverbot vom 
Jahre 1849 definitiv machten und zugleich unter Strafe stellten ; 
die erstere Strafbestimmung bestrafte zwar nur das Falschwerben, 
d.h. das Anwerben von dienstpflichtigen Bürgern, durch die andere 
Bestimmung dagegen wurde das Anwerben von Einwohnern der 
Schweiz überhaupt bei Strafe verboten. Damit war auch die 
Werbung vollständig verpönt; es fehlte zwar noch viel, daß diese 
vollständig aufgehört hätte: es wurde für ein neues Bataillon in 
Neapel geworben, auch für römische Dienste. Die eidgenössischen 
Werbeverbote taten um so weniger ihre Wirkung, als gewisse 
Kantone sich nachlässig, ja renitent zeigten, so daß die Bundes- 
versammlung eine Untersuchung verlangte und auf Bericht des 
Bundesrates den Kantonen einen strengen Vollzug anbefahl‘). 
Trotzdem wurden die Werbungen in der Schweiz fortgesetzt, 
namentlich für Neapel, dann auch für französische, englische und 
holländische Dienste, und als den Werbebureaus der schweizerische 
Boden selbst zu heiß wurde, pflanzten sie sich an den Grenzen, 
in Frankreich, Österreich, Baden auf, wurden aber auch hier durch 
diplomatische Verhandlungen vertrieben (1859). Der Bestand 
aber von Schweizerregimentern in Rom und Neapel, diesen ab- 
solutistischen Staaten Italiens, erregte im Jahre 1859 im übrigen 
Italien, als es gegen die österreichische Fremdherrschaft und für 
seine Einheit in Kampf getreten war, wieder wie im Revolutions- 


1) B. B. 1850 III, 499, 519 und 1851 I, 151, 195, 251. 

2) B. G. 2/606. 

3) B. G. 3/404. 

4) B. B. 1855 UI, 317, 369 und B. G. 5/168. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 20 
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jahre 1848/49 die schweizerischen Rekrutentransporte nach Neapel, 
die größte Erbitterung gegen die Schweiz, so daß diese den letzten 
Schritt tat, um den Fremdendienst auszurotten. Durch Bundes- 
gesetz vom 30. Juli 1859!) wurde nicht nur die Werbung, son- 
dern auch der Eintritt in fremde Dienste verboten, wenigstens 
der Eintritt in fremde Schweizerregimenter oder schweizerische 
Fremdenlegionen, die hauptsächlich verhaßt und verachtet ge- 
worden waren, und nur der Eintritt in die Nationaltruppen eines 
fremden Staätes blieb frei, wie er auch von anderen Ländern aus 
und von jeher ohne Anstoß praktiziert worden war. Im Jahre 
1859 wurden auch die Schweizertruppen in Neapel aufgelöst. Da 
nämlich die letzten neapolitanischen Militärkapitulationen mit der 
Schweiz am 15. Juli 1859 zu Ende gingen, sollten auf Reklamation 
des Bundesrates den schweizerischen 'Iruppen dort — die damit zu 
bloßen Fremdenregimentern, ohne weiteren Verband als solcher 
mehr mit der Schweiz, wurden — die schweizerischen Wappen ab- 
genommen werden, worauf die 'T'ruppen revoltierten, so daß sie 
aufgelöst werden mußten. Die Rückkehr derselben in Masse, 
wie sie geschah, bereitete der Schweiz wegen der Unsicherheit 
der Herkunft der einzelnen und wegen ihres vielfach verkommenen 
moralischen und physischen Zustandes noch eine große Arbeit. 
Im Jahre 1861 konstatierte der Bundesrat mit Befriedigung, daß 
die Werbung ganz oder jedenfalls nahezu aufgehört habe: Der 
Eintritt in Fremdendienste hörte damit nicht auf, und im gleichen 
Jahre (1861) wurden zwei gleichzeitige Motionen in der Bundes- 
versammlung auf Amnestie der wegen Eintrittes in Fremdendienst 
gemäß Artikel 1 des letzten Gesetzes verfolgten Schweizer von 
beiden Räten auf Antrag des Bundesrates, weil geeignet, die ganze 
Wirksamkeit des Gesetzes aufzuheben, von beiden Räten ab- 
gelehnt?), und auch die darauf angerufene Generalbegnadigung 
der Verfolgten wurde von der Vereinigten Bundesversammlung 
verweigert®). Im Jahre 1870 kam endlich das Ende des „Söldner- 
dienstes“, da infolge des Überganges des Restes des Kirchen- 
staates an Italien die im Dienste des Papstes gestandenen fremden 
Truppen aufgelöst und in ihre Heimat entlassen wurden — 
auch die päpstliche Schweizergarde, das letzte schweizerische 
Fremdenregiment. 


1) B. B. 1859 II, 217, 449, 460, 467, 476 und B. G. 6/312. 
2) B. B. 1861 IL, 371, 707. 
3) Ebenda 718 und 721. 
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.b) Die Liquidation von Pensionen für Fremden- 
dienste. Wenn Schweizern aus kapitulierten Diensten oder ihren 
Hinterlassenen Pensionen, also Pensionen kraft früherer Militär- 
kapitulationen, zustanden, ließ der Bundesrat auf deren Verlangen 
seine Vermittlung bei der schuldpflichtigen Regierung eintreten. 
So zuerst bei Spanien, das sich besonders zahlungsflüchtig zeigte. 
Die spanische Pensionsangelegenheit gab dem Bundesrat von 1848 an 
und durch Jahrzehnte zu schaffen und ist, wenn überhaupt, man weiß 
nicht wann, erledigt worden. Dann 1851 die römische Pensions- 
angelegenheit, 1862 die neapolitanische und weiter noch andere, 
die aber alle keine Schwierigkeiten gefunden zu haben schienen. 

c) Das Verbot von fremden Pensionen, Orden 
und Titeln für die Bundesverwaltung. Wie schon die kan- 
tonalen Verfassungen der dreißiger Jahre, also der regenerierten 
Kantone, das Verbot der Militärkapitulationen statuierten, so auch 
zugleich das Verbot solcher Vorteile und Auszeichnungen aus 
fremden Diensten, und mit jenem ist zugleich auch dieses in die 
Bundesverfassung übergegangen (Artikel 12) in dem Sinne, daß 
keine solchen Vorteile oder Auszeichnungen von Mitgliedern der 
Bundesbehörden angenommen werden dürfen, oder wenn schon 
im Besitz, während der Amtsdauer darauf verzichtet werden muß. 
Das Verbot kam unter der Bundesverfassung von 1848 in zwei 
Fällen in Frage: bei General Dufour, der, nachdem er schon 
40 Jahre dem Orden der französischen Ehrenlegion angehört hatte, 
im Jahre 1852 zu dessen Großofhizier ernannt wurde. Die An- 
nahme des Ordens bzw. der Beförderung wurde vom Bundesrat 
nicht beanstandet, prinzipiell mit Rücksicht darauf, daß Dufour 
nicht Militärbeamter, sondern Offizier war und für Offiziere das 
Verbot damals noch nicht galt (anders seit 1874). Im zweiten 
Falle, im Jahre 1860, dagegen wurde das Verbot zur Anwendung 
gebracht. Der Fall betraf Oberst Letter in Zug, der eine Militär- 
pension von Holland bezog, auf dieselbe aber, als er zum Mit- 
gliede des Nationalrates gewählt wurde, nicht verzichtete, weshalb 
der Nationalrat die Wahl kassierte. 


5. Kirchenrechtliche Verträge und sonstige auswärtige 
Kirchenpolitik des Bundes 
(speziell betreffend katholische Kircheneinrichtungen). 
a) Zunächst das Collegium Borromäum,. Im Jahre 1579, 


zur Zeit der Gegenreformation und im Dienste derselben, wurde 
| 20 * 
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von Karl Borromäus, Kardinal und Erzbischof von Mailand, da- 
selbst ein Kollegium zur Heranbildung von schweizerischen Priestern 
gegründet, das daher sogen. Collegium Borromäum. Nachdem das- 
selbe 1797 mit Errichtung der zisalpinischen Republik aufgehoben 
war, wurde es auf Reklamation der Schweiz von Österreich, dem 
damaligen Herrn der Lombardei und Mailands, durch Vertrag 
vom 22. Juli 1842?) wiederhergestellt in Form von 24 Freiplätzen, 
welche am Diözesanseminar in Mailand zugunsten von Priester- 
zöglingen der katholischen Schweiz eingeräumt wurden. Dieses 
Institut war im Revolutionsjahre 1848 geschlossen worden, und 
während des bald danach ausgebrochenen österreichisch-tessinischen 
Konfliktes waren Unterhandlungen über Wiedereröffnung nicht 
möglich. Nach Beendigung des Konfliktes aber, 1855, begann 
der Bundesrat die Unterhandlungen, indem er die Wiedereinräumung 
der Freiplätze oder eine entsprechende Abfindungssumme und in 
jedem Falle eine Vergütung für die Unterbrechung der Besetzung 
seit 1848 verlangte. Von Österreich wurde die Wiederbesetzung 
der Plätze von 1856 an zugestanden, die Entschädigung für die 
Unterbrechung aber abgelehnt, weil die Aufnahme von einheimischen 
wie fremden Zöglingen in diesen außerordentlichen Zeitverhältnissen 
notorisch unmöglich gewesen sei. Die Bundesversammlung be- 
auftragte im gleichen Jahre noch durch Beschluß vom 25. Juli 
1856?) den Bundesrat mit Unterhandlungen zur Ablösung der 
bestehenden Rechte, kam dann aber, da Österreich und nachher 
auch und noch mehr Italien dazu nicht geneigt waren, im Jahre 
1860 von ihrem Beschluß zurück ®). Da im weiteren Verlauf diesen 
Freiplätzen von der italienischen Regierung wiederholt Schwierig- 
keiten bereitet worden waren (so war die Dotation der Freiplätze 
während des Anstandes mit Italien über die Lostrennung Tessins 
und der Gemeinden Poschiavo und Brusio von den lombardischen 
Bistümern Como und Mailand mit Beschlag belegt worden) und 
andererseits die schweizerischen Kantone wünschten, die Nutzung 
dieser Stiftung in inländischen Anstalten zu ermöglichen, griff 
der Bundesrat die Ablösungsfrage gegen Italien wieder auf, kam 
aber zu keinem Ziel, was um so mehr zu bedauern, als es im 
Jahre 1880 zu einem neuen Anstand vonseiten Italiens gegen 


1) Alte offizielle Sammlung III, 232. 
2) B. G. 5/3718, Ziffer 3. 
3) B. B. 1860 II, 563 III, 1,7, 17 und B. G. 6/533. 
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die Benutzung der Freiplätze kam, der indes noch nicht hierher 
gehört. 

b) LostrennungdesKantonsTessin und der bünd- 
nerischen Gemeinden Puschlaw und Brusio von den 
lombardischen Bistümern. Zunächst ein Wort von den 
Bischofsverhältnissen der Schweiz im allgemeinen. Es gab 
ursprünglich einerseits schweizerische Bistümer, die ihre Herr- 
schaft über die Schweiz hinaus auf ausländisches Gebiet erstreckten: 
Basel betreffend das ganze nicht schweizerische Bistum Basel, 
Chur betreffend Liechtenstein, und’ andererseits ausländische Bis- 
tümer, die ihre Herrschaft in die Schweiz hinein erstreckten. So 
standen alle schweizerischen Bistümer unter ausländischen Erz- 
bistümern (Lausanne-Genf und Basel unter Besancon, Chur wie 
Konstanz unter Mainz, Sitten unter Tarantaise), und gab es auch aus- 
ländische Bistümer, die sich auf schweizerische Gebiete erstreckten 
(Konstanz betreffend einen großen Teil der Ostschweiz, Como 
und das Erzbistum Mailand betreffend Tessin und graubündnerische 
Gemeinden). So kreuzten sich die Bistümer mit Bezug auf die 
Schweiz. Es trat aber allmählich eine Abgrenzung der Bistums- 
sprengel nach den politischen Grenzen ein. Durch die französische 
Revolution wurden die französischen Erzbistümer überhaupt auf- 
gehoben und damit der Matropolitanverband zwischen Besangon 
und Tarantaise und der Schweiz gelöst; ferner wurde vom Fürst- 
bistum Basel, was nicht schweizerisch war, Frankreich einverleibt 
und so das Bistum auf schweizerisches Gebiet beschränkt. Damit 
war die westliche Grenze von Basel bis Wallis bereinigt. Als 
dann 1815 Genf savoyische Gebietsteile erhielt, die unter dem 
savoyischen Bistum Chambery standen, und damit die bereits 
vollzogene Abgrenzung in diesem Punkte wieder gestört worden 
wäre, erlangte Genf vom Heil. Stuhl im Jahre 1819 die Lostrennung 
seiner neuerworbenen Gemeinden von der Diözese Ohambery und 
ihre Einverleibung in das Bistum Lausanne, wodurch die Be- 
schränkung der Bistümer auf die politischen Grenzen nach dieser 
Seite der Schweiz wiederhergestellt war. Im Jahre 1815 wurde 
die Schweiz vom Bistum Konstanz und damit vom Erzbistum 
Mainz losgetrennt, und zwar durch den Heil. Stuhl selbst, um auch 
diesen Teil der Schweiz unmittelbar unter die päpstliche Gewalt, 
die sogenannte Immediatgewalt, zu bringen. So war auch die 
Nordgrenze der Schweiz bis Graubünden festgestellt. Es blieben 
also nur das Bistum Chur mit seiner nach Liechtenstein hinüber 
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sich erstreckenden Herrschaft, was aber die Schweiz weniger an- 
geht als das andere Verhältnis (wenn sich ausländische Gebiete 
die Unterstellung unter ein schweizerisches Bistum gefallen lassen, 
so ist das ihre Sache), und der Kanton Tessin und grau- 
bündnerische Gemeinden als Herrschaftsgebiete fremder Bistümer, 
von Como und Mailand, und dieses Verhältnis allerdings bedrückte 
die Schweiz, bis sie sich dieser fremden Bischofsherrschaft und 
der damit verbundenen indirekten Herrschaft des betreffenden 
ausländischen Staates entzogen hatte. Das ist die Frage der Los- 
trennung dieser schweizerischen Gebietsteile von den genannten 
lombardischen Bistümern, die nun im weiteren speziell zu be- 
trachten ist. 

Das Verhältnis war folgendes. Der Kanton Tessin stand in 
seinen kirchlichen Beziehungen teils unter dem Bischof von Como, 
teils direkt unter dem Erzbischof von Mailand. Die zwei bünd- 
nerischen Gemeinden Puschlaw und Brusio gehörten zum Bistum 
Como. Der Bischof von Como besaß bedeutende Liegenschaften 
im Kanton Tessin, von denen er Gefälle bezog, und hatte beim 
Staate ein vom Zehntenloskauf herrührendes Kapital stehen, das 
ihm vom Staate jährlich verzinst werden mußte; der Kapitalwert 
dieses im Kanton Tessin befindlichen beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens des Bischofs betrug zirka 500 000 Fr. Dem Erzbischof 
von Mailand dagegen stand kein auf Schweizergebiet befindliches 
Vermögen zu, wohl aber lagen in seiner Verwaltung die 
Kapitalien für Freiplätze im Institut von Pollegio bei Biasca 
(zirka 44000 Fr.), die hier weiter nicht in Betracht kommen, 
und für die schweizerischen Freiplätze am Seminar in Mailand 
(Borromäische Stiftung). 

Nun die Lostrennung. Die Initiative dazu ergriff der Kanton 
Tessin. Schon im Jahre 1803, kaum durch die Mediationsakte 
zu einem eigenen Kanton erhoben, sprach er der Tagsatzung den 
Wunsch nach einem eigenen Bischof und einem eigenen Bistum 
aus. Die Tagsatzung nahm die Frage der schweizerischen Bistums- 
einrichtung überhaupt in die Hand, ließ aber die Frage, nachdem sie 
wiederholt in Anregung gebracht worden war, wegen Inopportunität 
auf sich beruhen. In den Jahren 1819/20 kam die Lostrennungs- 
frage des Kantons Tessin speziell auf einen neuen Anstoß Tessins 
wieder zur Behandlung. Tessin verlangte Verwendung des Vor- 
ortes zu Rom und Wien wegen Dotation eines neuen Bistums aus 
den dem Bischof von Como zuständigen Gütern im Kanton Tessin; 
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darauf kam von Wien die Antwort: es habe zwar jeder freie Staat 
das Recht, sein Gebiet einer auswärtigen Episkopaljurisdiktion 
zu entziehen, das betreffende Bistum bleibe aber nach allgemein 
anerkannten staatsrechtlichen Grundsätzen im vollen Besitz und 
Eigentumsrecht seiner Güter und ihrer Einkünfte, auch wenn sie 
im abgetrennten Teile lägen. Nach weiteren, aber erfolglosen 
Schritten, namentlich bei den kirchlichen Oberbehörden, faßte der 
Große Rat des Kantons Tessin im März 1855 den Beschluß: es 
sei sein fester Wille, den Kanton Tessin von den Diözesen Mai- 
land und Como zu trennen und mit einem der schweizerischen 
Bistümer Chur oder Solothurn (Basel) zu vereinigen, und sei der 
Staatsrat mit den nötigen Schritten zu diesem Zweck beauftragt. 
Infolgedessen kam die Sache an den Bundesrat. Dem Kanton 
Tessin schloß sich auch der Kanton Graubünden mit Bezug auf 
seine Gemeinden Puschlaw und Brusio an. Der Bundesrat nahm 
die Angelegenheit wegen ihres hohen staatspolitischen Charakters 
auf und wandte sich zunächst an den Heil. Stuhl wegen der geist- 
lichen Abkurung, um dann, wenn diese erreicht, mit Österreich 
wegen der Temporalien (d. h. Einkünfte, hier speziell die aus 
dem Kanton Tessin fließenden Einkünfte der beiden lombardischen 
Bistümer), soweit es an dieser Frage beteiligt schien, zu ver- 
handeln. Die Schweiz hatte die Temporalien in der Hand (die 
Einkünfte des Bistums Como lagen im Tessin), daher wollte sie 
zuerst die Spiritualien, die geistlichen Verhältnisse, geordnet wissen, 
während Italien, der Papst und die italienische Regierung das 
umgekehrte Interesse hatten. Als der Heil. Stuhl seine Einwilligung 
zur Lostrennung davon abhängig machte, daß der Kanton Tessin 
seine kirchenfeindlichen Gesetze (gemeint ist das tessinische Kirchen- 
gesetz vom 24. Mai 1855, das die Kirche dem Staat unterwarf; 
daneben noch nicht weniger als fünf andere Gesetze über Literatur- 
und Gymnasialschulen, Novizengesetz, über Säkularisation des 
Unterrichtes, Gemeindegesetz und über Ehehindernisse und Zivil- 
ehen) aufhebe und die abtrünnig gewordenen Geistlichen zum 
kirchlichen Gehorsam zurückkehrten, beantragte Tessin, daß nun 
durch ein Bundesgesetz bestimmt werden möge, alle Gerichtsbarkeit 
ausländischer Bischöfe habe von jetzt an auf dem ganzen Gebiete 
der schweizerischen Eidgenossenschaft aufzuhören, und die Bundes- 
versammlung unterstützte dieses Vorgehen durch Postulat!) im 


l) B. G. 5/377, Ziffer 2. 
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gleichen Beschluß, durch den die Ablösung der schweizerischen 
Rechte am Collegium Borromäum in Mailand verlangt wurde. 
. Nachdem vom Bund noch weitere Schritte bei der Kurie getan 
worden waren und der Kanton Tessin sich auch zu einer Ab- 
änderung des Kirchengesetzes anerboten hatte, aber alles ohne 
Erfolg, da erging auf Antrag des Bundesrates der Bundes- 
beschluß betreffend die Lostrennung schweizerischer Landesteile 
von auswärtigen Bistumsverbänden vom 22. Juli 18591), wodurch 
jede auswärtige Episkopaljurisdiktion auf Schweizergebiet auf- 
gehoben und der Bundesrat mit den zur Durchführung dieses 
Beschlusses nötigen Verhandlungen beauftragt wurde. Bei Durch- 
führung ergab es sich, daß auch die wallisische Gemeinde 
St. Gingolph noch unter ausländischer Episkopaljurisdiktion stand; 
sie war nämlich die einzige Gemeinde des Kantons Wallis, welche 
nicht zum Sprengel von Sitten, sondern zum savoyischen Bistum 
Annecy gehörte. Von einer Lostrennung dieser Gemeinde vom 
Bistum Annecy ist aber nicht weiter die Rede; sie war nicht 
gewünscht und hatte auch keine weitere Bedeutung. Es blieb 
also als Gegenstand der Lostrennung nur das Verhältnis des Kantons 
Tessin und der beiden bündnerischen Gemeinden zu den Bis- 
tümern Como und Mailand, von dem der Bundesbeschluß aus- 
gegangen war. Diese Bistümer waren inzwischen durch den Frieden 
von Zürich (10. November 1859) definitiv unter sardinische bzw. 
italienische Botmäßigkeit gelangt. Zur Durchführung des Bundes- 
beschlusses wurden zunächst die früheren Verhandlungen mit dem 
Heil. Stuhl fortgesetzt, da es, nachdem durch den Bundesbeschluß 
die schweizerischen Gebietsteile von den auswärtigen Bistümern 
absolut abgeschnitten waren, in erster Linie notwenig schien, 
diese Gebietsteile geistlich, also mit einem anderen Bistum zu 
versorgen, und zwar sollten sie an ein bestehendes schweizerisches 
Bistum angeschlossen werden, als welches für die bündnerischen 
Gemeinden das Bistum Chur gegeben schien und auch für Tessin 
vorzugsweise in Betracht kam; bis zum definitiven Anschluß aber 
sollte ein Generalvikar für Tessin bestellt werden. Das war der 
Standpunkt der Schweiz, des Kantons Tessin und auch des Bundes, 
bei den Verhandlungen mit dem Heil. Stuhl; dieser aber wollte 
nicht vorwärts. Da nahm Tessin im Einverständnis mit dem Bund 
lie Verwaltung der im Kanton gelegenen Güter des Bischofs von 


1) B. B. 1859 II, 81, 281, 287, 322, 328 und B. G. 6/300. 
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Como (sogenannte Tafelgüter, weil für die Tafel, d. h. für den 
Unterhalt des Bischofs und des Kapitels bestimmt) zu Handen des 
Staates und stellte die Zinszahlungen ein. Das bestimmte den 
Heil. Stuhl, sich für die Trennung bereit zu erklären, und zwar in 
dem Sinne, daß die bündnerischen Gemeinden dem Bistum Chur 
angeschlossen würden, Tessin aber zu einem eigenen Bistum ge- 
macht würde; vor allem aber, also vor der geistlichen Angelegenheit 
der Bistumseinrichtung, müsse die Frage mit den Tafelgütern 
von Como entschieden werden. Und als die Schweiz nicht nach- 
gab, speziell die Beschlagnahme der Tafelgüter durch Tessin nicht 
aufgehoben wurde, wandte sich der Heil. Stuhl an die sardinische 
Regierung und diese, obschon ihre Beziehung zum Heil. Stuhl von 
Anfang an äußerst gespannt war, unterstützte dessen Forderungen 
mit Bezug auf die Tafelgüter, weil sie eben für den Ausfall im 
Unterhalt des Bischofs selbst aufzukommen hatte, und verlangte 
von der Schweiz zuallererst, bevor sie überhaupt in weitere Ver- 
handlungen sich einlasse, Aufhebung der Beschlagnahme der Tafel- 
güter, ansonst als Repressalie die Einstellung der Freiplätze am 
Collegium Helveticum in Mailand erfolge, und sodann vindizierte 
sie, wie der Heil. Stuhl, als ersten Verhandlungsgegenstand die 
Frage der Tafelgüter, weil diese einmal Privateigentum des Bischofs 
seien und sodann nach allgemein staatsrechtlichen Grundsätzen 
(also wie schon Österreich es behauptet hatte) dem bisherigen 
Bistum ganz verblieben und der abgetrennte Sprengelteil für seine 
Bedürfnisse selbst zu sorgen habe. Demgegenüber machte der 
Bundesrat geltend, daß die Tafelgüter Eigentum nicht des je- 
weiligen Bischofs, sondern des Bistums resp. der dasselbe bildenden 
Gläubigen seien, und daß es daher nur gerecht sei, daß bei Ab- 
trennung eines Teiles der Gläubigen diesen auch ein entsprechender 
Teil der Güter zufalle für das neue Bistum, unter das sie gestellt 
oder mit dem sie verbunden würden. 

Damit kommen die Verhandlungen über den materiellen Teil 
und mit der sardinischen bzw. italienischen Regierung in Gang, 
trotzdem die Schweiz den geistlichen Teil, die Bistumsfrage, in 
erste Linie gestellt hatte, weil dieser eben nur mit der Kurie 
verhandelt werden konnte und diese nicht wollte. Vor den weiteren 
Verhandlungen legte die sardinische Regierung ihrerseits Beschlag 
auf die Dotation der Freiplätze im Collegium Borromäum in Mailand, 
wie die tessinische Regierung auf das bischöfliche Vermögen im 
Kanton Tessin Beschlag gelegt hatte, angeblich,. um die Gleichheit 
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beider Staaten für die beginnenden Verhandlungen herzustellen. 
Bei diesen Verhandlungen wurden schweizerischerseits folgende 
Forderungen gestellt: ein der Bevölkerungszahl der ehemaligen 
schweizerischen Sprengelteile entsprechender Anteil am Bistums- 
vermögen, Ausfolge der speziell für diese Gebietsteile bestimmten 
Stiftungen und angemessene Ablösung des an den allgemeinen 
Stiftungen entfallenden Anteils, während Italien verlangte, es sollte 
die Übereinkunft über das Materielle nun wieder erst in Wirk- 
samkeit treten, wenn die Spiritualien (die Unterstellung der 
schweizerischen Gebietsteile unter ein anderes, schweizerisches 
Bistum) mit dem Heil. Stuhl ins reine gebracht sein würden, uud 
die Güter der erzbischöflichen Tafel von Mailand (die insofern 
auch in Frage kommen konnten, als sich eben auch dieses Erz- 
bistum auf die schweizerischen Gebietsteile erstreckt hatte) sollten, 
von jeder Teilung ausgeschlossen, gar nicht in den Bereich der 
Verhandlungen gezogen werden. Es kam dann mit Italien zum 
Vertrag betreffend die Ausscheidung der Bistumsgüter, vom 
30. November 1862), von der Bundesversammlung den 31. Juli 
1863 ratifiziert?). Infolge dieses Vertrages hatte Tessin an die 
italienische Regierung zu Handen der bischöflichen Tafel zu Como 
und des dortigen Kapitels 159399 Fr. zu bezahlen. Inzwischen 
waren auch die Freiplätze am Collegium Borromäum in Mailand 
wieder freigegeben worden. Es verblieben nur noch zwei Punkte 
zu erledigen: 1. Nach Artikel 10 des genannten Vertrages sollte 
über ein kleineres dem Kapitel von Como im Tessin noch zu- 
stehendes Kapital, über dessen Feststellung und Ausscheidung die 
Parteien nicht einig geworden waren, später entschieden werden, 
und sollten noch dem schweizerischen Teil an verschiedenen An- 
stalten (abgesehen vom Collegium Borromäum, das hier gar nicht 
in Betracht fällt) zukommende Freiplätze italienischerseits ab- 
gelöst werden. Über diesen Punkt kam es mit Italien zur nach- 
träglichen Übereinkunft betreffend die Ausscheidung der Bistums- 
güter vom 30. November 1867®). 2. Es war noch der Anteil 
der beiden bündnerischen Gemeinden Poschiavo und Brusio an 
dem der schweizerischen Seite verbleibenden Bistumsvermögen 
zu bestimmen, und er wurde im Jahre 1869 durch schieds- 


1) B. G. 27/609. 
2) B. B. 1863 III, 197, 204, 239, 252 und B. G. 7/607. 
3) B. G. 9347. 
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gerichtliches Urteil (Nationalrat Hungerbühler in St. Gallen) 
auf 7200 Fr. festgestellt !). 

Über den kirchlichen Teil der Bistumsfrage kam es nach 
Erledigung des materiellen Teiles zwischen dem Bundesrat und 
dem Heil. Stuhl zur Übereinkunft betreffend die Einverleibung der 
bündnerischen Gemeinden Poschiavo und Brusio in das Bistum 
Chur, vom 29. August 1870 ?), eine Einverleibung, die von Anfang 
gegeben war und keine Schwierigkeiten hatte. Der Kanton Tessin 
dagegen stand noch weitere zwölf Jahre außer jedem geregelten 
Bistumsverband. Die Frage wurde zwar danach, nach Regelung 
der bündnerischen Gemeinden, um so dringender, und wurde 
auch bald nach dieser, im Jahre 1872, durch Petitionen der 
tessinischen Geistlichkeit vor die Behörden gebracht, gelangte aber 
erst zur Erledigung durch den Vertrag mit dem Heil. Stuhl vom 
Jahre 1884, und zwar in dem Sinne, daß ein bischöfliches Vikariat 
für den Kanton Tessin speziell geschaffen wurde. Auch das war 
nur eine vorläufige Erledigung, und 1888 kam es zur endgültigen 
Erledigung dahin, daß Tessin mit dem Bistum Basel zu einem 
Doppelbistum zusammengeschlossen wurde, ein Zusammenschluß, 
dem aber heute noch die Zustimmung der Diözesanstände 
Basels fehlt. 

c) Sonstige Geschäfte mit dem Heil. Stuhl. Ab- 
gesehen vom Falle der Auflösung der päpstlichen Schweizergarde 
und der Liquidation des daherigen Massenguthabens, wovon oben 
bei Militärkapitulationen die Rede war, und abgesehen auch von 
gelegentlicher Einmischung des Nuntius in priesterliche An- 
gelegenheiten (Beispiel Fall Perucchi in Stabio 1862), betrafen 
die Geschäfte hauptsächlich folgende Gegenstände: 

1. Placetum regium. Gegen das von Graubünden geltend- 
gemachte placetum regium war im Jahre 1851 vom Nuntius die 
Intervention des Bundesrates nachgesucht, von diesem aber ab- 
gelehnt worden, weil es ein kantonales Recht betraf und der Bund 
gegen dessen Geltendmachung nicht nur nichts einzuwenden habe, 
sondern immer mit Vergnügen wahrnehme, wenn die Kantone an 
diesem hergebrachten Rechte festhielten. 

2. Aufnahme des altbernischen Kantonsteiles in das Bistum 
Basel. Laut der Übereinkunft wegen der Wiederherstellung und 


1) B. B. 1869 I, 201. 
2) B. G. 10/289. 
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neuen Umschreibung des Bistums Basel zwischen den Kantonen 
Luzern, Bern, Solothurn und Zug einerseits und dem Heil. Stuhl 
andererseits, vom 26. März 1828 (dem sogenannten Luzerner 
Vertrag, zum Unterschied vom „Langenthalter Vertrag“ vom 28. 
gleichen Monats, der gleichen Stände unter sich zur Wahrung 
der staatlichen Hoheitsrechte über das Bistum, des jus inspectionis 
et cavendi und des placetum regium), Artikel 1, gehörte vom 
Kanton Bern nur der katholische Jura zum Bistum Basel (Snell I, 
588), während die Katholiken des alten Kantonsteiles faktisch noch 
unter dem Bischof von Lausanne verblieben, dessen Diözese nach 
wie vor der Reformation kirchlich als bis zur Aare reichend galt. 
Die Regierung von Bern hatte schon damals, im Jahre 1828, im 
Gegensatz zum Großen Rat auch den alten Kantonsteil mit seinen 
Katholiken in das Bistum Basel einbezogen wissen wollen im 
Interesse der kirchlichen Einheit des Kantons und betrieb im 
Jahre 1862 diese Aufnahme aufs neue. Dein entsprechend kam 
durch Vermittlung des Bundesrates zwischen Bern und dem Heil. 
Stuhl die Übereinkunft betreffend die Einverleibung des alten 
Kantonsteiles Bern in das Bistum Basel, vom 11. Juni 1864), 
zustande. 

3. Aufhebung des Klosters Rheinau im Jahre 1862. Die 
vom Nuntius gegen sie verlangte Intervention wurde vom Bundesrat 
abgelehnt, weil sie nicht gegen Bundesrecht verstoße: der Fort- 
bestand des Klosters sei weder in der Bundes- noch in der Kantons- 
verfassung gewährleistet, auch die Garantie der freien Ausübung 
der katholischen Konfession schließe die Gewährleistung der Klöster 
nicht in sich. | 

4. Einführung der Zivilehe im Kanton Genf durch dortiges 
Gesetz von 1861. Der Nuntius protestierte dagegen beim Bundes- 
rat als eine Verletzung des Wiener Vertrages, wonach die katho- 
lischen Einwohner der an Genf abgetretenen savoyischen Gebiets- 
teile bei ihrer Religion geschützt sein sollen. Der Bundesrat 
legte den Protest ad acta, weil die Frage als eine „staats- 
rechtliche“ (?) den Nuntius nichts angehe, und weil übrigens durch 
die Abtretung Savoyens an Frankreich durch den Turiner Zessions- 
vertrag vom 24. März 1860 das französische Zivilgesetzbuch 
und infolgedessen auch die Zivilehe für ganz Savoyen eingeführt 
worden sei, ohne daß der Heil. Stuhl dagegen protestiert hätte. 


1) B. G. 8/6083. 
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Der Bundesrat hatte damit die prinzipielle Frage umgangen. Der 
Wiener Vertrag hatte diesfalls zur Voraussetzung die Gefahr, daß 
die Katholiken der ehemaligen savoyischen Gebietsteile durch 
das kalvinistische Genf vergewaltigt werden könnten; vor dieser 
Gefahr sollten sie durch den Wiener Vertrag bei der Abtretung an 
Genf geschützt werden. — Diese Voraussetzung tiel aber dahin 
und damit jene Bestimmung des Wiener Vertrages, wenn das 
Recht ohne Rücksicht auf den Glauben für alle gleich gemacht 
wurde. Das war beim Zivilehegesetz der Fall, und daher war der 
Protest des Nuntius dagegen sachlich unbegründet, und das hat 
dann auch beim Verfassungsgesetz des Kantons Genf vom 26. März 
1868, wodurch die christlichen Kulte einander gleichgestellt wurden, 
zugetroffen, und bei diesem Anlaß ist auch der Grund, warum danach 
der Vorbehalt für die ehemaligen savoyischen und katholischen 
Einwohner im Wiener Vertrag nicht mehr gilt, richtig erkannt 
worden !). 

Das im Dezember 1869 eröffnete vatikanische Konzil ist in 
einem andern Zusammenhang. zu besprechen, weil es nicht nur die 
Schweiz stark beschäftigte, sondern für sie ein Ereignis war, das 
die neue Bundesverfassung beeinflußte. 


II. Konkordate. 


Konkordate sind Rechts- oder Verkehrsverträge der Kantone 
unter einander (oben $. 286). Es ist zu unterscheiden zwischen 
eidgenössischen Konkordaten und besonderen oder Partikular- 
konkordaten. Laut der Legaldefinition im Tagsatzungsbeschluß 
vom 25. Juli 1836 (Snell I, 173) ist eidgenössisches Konkordat 
ein solches Konkordat, welches die Mehrheit der eidgenössischen 
Stände im Schoße der Tagsatzung unter sich abschlossen, während. 
die besonderen Konkordate nur zwischen einzelnen Kantonen und 
bei sich abgeschlossen wurden, und wenn auch das formale Merkmal 
des Abschlusses im Schoße der Tagsatznng seit 1848 nicht mehr 
vorkommt, so besteht der Unterschied doch nach der materiellen, 
inhaltlichen Seite fort, insofern als eidgenössische Konkordate ' 
solche in Sachen von allgemeinem, alle oder die Mehrheit der 
Kantone betreffendem Interesse sind, besondere Konkordate da- 
gegen diejenigen von bloß lokalem, bestimmten einzelnen Kantonen 


l) B. B. 1868 III, 953. 
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eigentümlichem Interesse, namentlich Grenzverträge (Berichtigung 
der Kantonsgrenzen oder von sonstigen Verhältnissen, Schul- und 
und Kirchenverhältnissen usw., an der Grenze zwischen Kantonen). 
Für die Bundespolitik kommen nur die eidgenössischen Konkordate 
in Betracht. 


Zunächst der Bestand der eidgenössischen Konkordate. 
Sie sind weit weniger zahlreich als die ausländischen Verträge einer- 
seits und die besonderen Konkordate andererseits, naturgemäß, weil 
sie, zum Unterschied von den besonderen Konkordaten, nur die 
großen öffentlichen Interessen betreffen, diese aber nach innen zum 
Teil Bundessache sind, während nach außen alles dem Vertrags- 
recht überlassen ist. Während es daher ausländische Verträge in 
großer Zahl, besondere Konkordate sogar zu Hunderten in nicht 
übersehbarer Menge gibt, sind es der eidgenössischen Konkordate, 
die unter der Bundesverfassung von 1848 abgeschlossen worden 
sind, dem Gegenstande nach in der Hauptsache gerade ein 
Dutzend, und zwar in der Zeitfolge des Abschlussas folgende. 
Das erste ist das Doppelkonkordat betreffend Viehseuchen und 
Viehhauptmängel (1852), die weiteren haben zum Gegenstand: 
Heimatscheine (1854), Mitteilung von Geburts-, Kopulations- und 
Todesscheinen (1855), literarisches und künstlerisches Eigentum 
(1856), Geistliche (1862), Geometer (1864), Verpflegung und Be- 
erdigung armer Angehöriger anderer Kantone (1865), Freizügigkeit 
des Medizinalpersonals (1867), Jagd und Fischerei (verschiedeneKon- 
kordate aus denJahren 1866— 1870), Maikäfer (1870). Daneben gibt 
es allerdings noch eine annähernd so große Zahl (9) von unfertigen 
eidgenössischen Konkordaten, die entweder schon in der Anregung 
oder im Projekt stecken geblieben oder jedenfalls nicht über den 
Entwurf hinausgekommen sind. Diese gehen nicht vor 1862 
zurück und betreffen: Handelsrecht, Brandversicherung, Lotterien 
und Glücksspiele, Straf- und Besserungsanstalten für jugendliche 
Verbrecher, Pharmakopöe, Geheimmittel, Vogelschutz, Huudswut, 
Heiraten von Schweizern im In- und Auslande. 


Für das Wesen dieser Konkordate kommen vom Standpunkt 
der Bundespolititik drei Seiten in Betracht: 


1. und vor allem der Gegenstand im Verhältnis zum Gegen- 
stand der Bundesgesetzgebung. Die eidgenössischen Konkordate 
dienen seit 1848 wie von jeher als Ergänzungen der Bundes- 
gesetzgebung. Soweit ein Gegenstand von allgemeinem Interesse 
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ist und auch seine gemeinschaftliche Regelung zum allgemeinen 
Bedürfnisse wird, die Bundesgesetzgebungskompetenz sich aber 
noch nicht darauf erstreckt, bietet sich der Konkordatsweg als 
Aushilfe und wird die Sache zu einem Gegenstande des Kon- 
kordates. Die eidgenössischen Konkordate sind also dem Gegen- 
stande nach durch zwei Faktoren bedingt, durch das Bedürfnis 
nach gemeinschaftlicher Regelung und durch den Bereich der 
Bundesgesetzgebung, und zwar in entgegengesetztem Sinn. Wenn 
das Bedürfnis nach gemeinschaftlicher Regelung allgemein und 
stark genug geworden ist, erzeugt es Konkordate; die Bundes- 
gesetzgebung aber verzehrt Konkordate und um so mehr, je mehr 
sie wächst. Mit wachsender Bundesgesetzgebung wachsen aber 
auch die öffentlichen Interessen und erzeugen aufs neue das Be- 
dürfnis nach gemeinschaftlicher Regelung und dadurch neue Kon- 
kordate usw. Das ist sozusagen das Gesetz des Konkordatsrechtes. 
Es äußert sich in folgenden Tatsachen. Die polizeilichen Kon- 
kordate der Mediation sind bis heute bestehen geblieben, weil 
die Bundesgesetzgebung sich noch nicht auf ihr Gebiet, die Fremden- 
und Bettelpolizei, erstreckt, während sämtliche Konkordate des 
Bundesvertrages von 1815 und zum größten Teil schon durch 
die Bundesgesetzgebung der Bundesverfassung von 1848 wie weg- 
gewischt sind, weil sich eben diese mit den betreffenden Gegen- 
ständen befaßt (Münzen, Posten, gemischte Ehen usw.). Auch 
die unter der Bundesverfassung von 1848 entstandenen Konkordate 
haben einer späteren Bundesgesetzgebung weichen müssen. Schon 
durch die Partialrevision von1866, dieunter anderem auch ein Bundes- 
gesetz für literarisches und künstlerisches Eigentum vorsah, wäre 
das betreffende Konkordat in Wegfall gekommen, wenn die Re- 
vision nicht in diesem wie in allen anderen Punkten, außer einem, 
abgelehnt worden wäre. Sodann aber ist das unter der Bundes- 
verfassung von 1848 selbst und zuerst entstandene Konkordat 
betreffend die Viehseuchen noch unter der gleichen Bundes- 
verfassung durch ein Bundesgesetz ersetzt worden, und mehrere 
der anderen (Mitteilung, Verpflegung und Beerdigung, Medizinal- 
personal, Jagd und Fischerei) sind jedenfalls durch die neue 
Bundesverfassung mit ihren auf diese Gegenstände sich aus- 
dehnenden Bundesgesetzgebungskompetenzen aufgelöst worden. 
Auch die Gegenstände der unter der Bundesverfassung von 1848 
weiter projektierten Konkordate (Handelsrecht, Lotterien und 
Glücksspiele usw.) sind, obschon das Bedürfnis nach gemeinsamer 
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Regelung im Konkordatswege noch nicht allgemein und stark ge- 
nug war, durch die Bundesverfassung von 1874 und spätere Partial- 
revisionen auf einmal zu Sachen der Bundesgesetzgebung erhoben 
worden. DBetreffend speziell das Handelsrecht, so ist interessant, 
wie das Projekt, das 1862 nur über Handelsrecht und als Kon- 
kordat gedacht war, im Jahre 1867 seinen Gegenstand zum 
Obligationenrecht, verbunden mit Schuldbetreibung und Konkurs, 
erweitert und sich zugleich zu einem Postulat der Bundesgesetz- 
gebung erhebt, sich weiter 1869 zum eidgenössischen Zivilrecht 
erweitert und als bezüglicher Bundesgesetzgebungsauftrag in 
die erste Revision von 1872 eingestellt wird, um dann nachher 
1874 wieder auf das Obligationenrecht beschränkt zu werden. — 
Andererseits aber hat die Zahl der Konkordate, trotzdem, daß eins 
ums andere von der Bundesgesetzgebung aufgezehrt worden ist, 
doch nicht eigentlich abgenommen, weil immer neue enstanden 
sind, aus neuen öffentlichen Interessen hervorgegangen. 

2. Das Zustandekommen der Konkordate. Die eidgenössischen 
Konkordate, von allgemeinerem schweizerischen Interesse wie sie 
als solche sind, kamen auch seit 1848 gewöhnlich unter Leitung 
des Bundesrates und das eine und andere auch während der Bundes- 
versammlung durch der Bundesversammlung angehörende Ver- 
treter der kantonalen Regierungen zustande (Verpflegung und 
Beerdigung; auch das Geheimmittelkonkordat ist so eingeleitet 
worden), so daß selbst die formale frühere Bedingung eines eid- 
genössischen Konkordates, daß es im Schoße der Tagsatzung ab- 
geschlossen worden sei, gewissermaßen erfüllt schien. Ja, mit 
Bezug auf gewisse Konkordate (Medizinalpersonal) hat die Bundes- 
versammlung die Initiative ergriffen, und das projektierte Kon- 
kordat über Handelsrecht wurde sogar von Bundes wegen und auf 
Bundeskosten vollständig vorbereitet, bis der Gegenstand vom 
Konkordatsweg auf die höhere Stufe der Bundesgesetzgebung über- 
tragen wurde, | 

3. Der Inhalt der Konkordate. Dieser erscheint vom 
Standpunkt der Bundespolitik nur erheblich im Vergleich zur 
Bundesgesetzgebung, also auch nur erheblich mit Bezug auf Kon- 
kordate, die in Bundesgesetze übergegangen sind, und in dieser 
Beziehung ist zu konstatieren, daß die Bundesgesetze den Gegen- 
stand des Konkordates jeweilen gewöhnlich erweitert und zugleich 
seine Ordnung verbessert haben. Nach der ersteren Seite kam 
zwar gelegentlich auch das umgekehrte vor, wie beim eid- 
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senössischen Viehseuchengesetz, das spezielle Bestimmungen nur 
für die wichtigsten und gemeinschädlichen Tierseuchen aufstellte, 
während das Konkordat noch für weitere (Schafpocken, Räude). 
Und mit Bezug auf die Verbesserung der Ordnung sei nur an 
das Bundesgesetz betreffend Verpflegung und Beerdigung erinnert, 
das den zu Weiterungen und Streitigkeiten Anlaß gebenden 
Grundsatz des Konkordates, wonach die Kantone sich die für ihre 
respektiven armen Angehörigen aufgewendeten Kosten gegenseitig 
zu vergüten hatten, also den kurzweg sogenannten Grundsatz der 
gegenseitigen Vergütung, aufgab und durch den Grundsatz der 
gegenseitigen Unentgeltlichkeit ersetzte. 


Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 2 


Il. Neue Weltereignisse und internationale 
Verwicklungen, 1856—1866. 


1. Der Neuenburger Handel, 1856—1857. 


Die Lostrennung Neuenburgs von Preußen war, nachdem der 
erste Aufstand mit dem gleichen Ziel vom Jahre 1831 unterdrückt 
worden war, durch den zweiten Aufstand tatsächlich gelungen. 
Infolgedessen hatte sich Neuenburg am 30. April eine republika- 
nische Verfassung gegeben, die von der Tagsatzung am 10. Juli 
gleichen Jahres genehmigt und auch durch die neue Bundes- 
verfassung, Art. 6, insofern garantiert wurde, als nun die re- 
publikanische Staatsform zur Bedingung jedes Gliedstaates der 
Schweiz gemacht war (vgl. oben S. 24f.). Damit war die Los- 
trennung auch rechtlich besiegelt, aber erst einseitig von Neuen- 
burg und vom Bund, also von seiten der Schweiz. Preußen war 
damals noch weit entfernt, damit einverstanden zu sein, seine 
Zustimmung wurde erst nach einem Konflikt erlangt, zu dem 
sich dieser Gegensatz zwischen der Schweiz und Preußen im 
Jahre 1856 zuspitzte; dieser Konflikt ist der sogenannte Neuen- 
burger Handel, und jener seit der Lostrennung bestehende Gegen- 
satz, der sich in stetigen Reklamationen und Repressalien Preußens 
von 1848 an äußerte, bildet die Vorgeschichte dazu. 

Zunächst die Vorgeschichte. Gleich beim Ausbruch des 
zweiten Aufstandes hatte Preußen durch die Noten seines Ge- 
sandten vom 1. und 3. März 1848 beim Vorort protestiert; die 
Protestationen waren aber vom Vorort unter näherer Begründung 
abgelehnt worden, und Preußen war wegen der Märzrevolution in 
seinem eigenen Lande nicht in der Lage, sich gewaltsam ein- 
zumischen, so daß sich der Neuenburger Umsturz ungestört voll- 
ziehen und verfassungsmäßig konsolidieren konnte. Den ersten 
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Anlaß aber, der sich bot, benutzte Preußen zu neuer Verwahrung. 
Als nämlich nach Errichtung und Konstituierung des neuen Bundes 
im Jahre 1848 der Bundesrat davon den auswärtigen Regierungen 
Mitteilung machte, fügte Preußen seiner Anerkennungserklärung 
die Bemerkung bei, daß die Fortdauer der bisherigen Beziehungen 
der rechtlichen Stellung des Königs zum Kanton Neuenburg nicht 
präjudizierlich sein könne, worauf der Bundesrat sich einfach auf 
die Antworten bezog, welche vorher der Vorort auf die gleichen 
Verwahrungen erteilt hatte. Die preußische Gesandtschaft ging 
dann im Jahre 1849 zu Repressalien über, indem sie die Unterschrift 
des eidgenössischen Kanzlers in Pässen oder anderen Urkunden, 
die von neuenburgischen Behörden ausgestellt oder beglaubigt 
waren, zu legalisieren sich weigerte; der Bundesrat wies ver- 
geblich darauf hin, daß es sich nicht um Anerkennung der Unter- 
schrift einer Kantonalbehörde, sondern einer Bundesbehörde handle, 
und daß diese Frage überhaupt die Stellung der Schweiz zu 
Preußen angehe, während die Neuenburger Frage nur das Ver- 
hältnis dieses Kantons zum königlichen Hause betreffe. Mit Be- 
zug auf die Neuenburger Frage erklärte sich der Bundesrat schon 
bei diesem Anlasse bereit, sie einer freundschaftlichen Erledigung 
entgegenzuführen, wobei er die Erwartung aussprach, daß Preußen 
das große Gewicht nicht verkennen werde, welches vollendeten 
Tatsachen im öffentlichen Recht müsse eingeräumt werden, und 
welches auch an Deutschlands neuer Gestaltung nicht spurlos 
vorübergehen könne; aber die preußische Regierung wollte nun 
einmal, wie von den damaligen Neuenburgischen Behörden, so 
vom damaligen Zustand in Neuenburg überhaupt als rechtswidrig 
nichts wissen. Im Jahre 1850 trieb Preußen zu Konferenzen der 
Mächte zwecks einer Kollektivaktion gegen die Schweiz wegen 
der Flüchtlingsangelegenheit, weniger, weil es bei dieser Sache 
interessiert gewesen wäre, sondern weil es in den Konferenzen 
eine gute Gelegenheit sah, seine Stimmung gegen die Schweiz in 
der Neuenburger Frage auszulassen und vielleicht diese selbst 
vor das Forum der Mächte zu bringen (oben S. 69); zu Kon- 
ferenzen kam es zwar, aber zu keiner Kollektivaktion gegen die 
Schweiz. Dann wieder anläßlich der Beratung des sogenannten 
Londoner Protokolles (d. h. Vertrages) vom 8. Mai 1852, das die 
Ordnung der schleswig-holsteinischen Frage nach dem Aufstand 
Schleswig-Holsteins gegen Dänemark zum Zweck hatte; auch 
da wollte der König von Preußen (Friedrich Wilhelm IV.) die 
21 * 
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Aufmerksamkeit des Kongresses auf die Neuenburger Frage richten; 
für das nächstliegende Schleswig-Holstein hatte er kein Interesse, 
hingegen alles für sein entlegenes „Schweizerhäuschen“ Neuen- 
burg, erfüllt von einer förmlichen fixen Idee der Bekämpfung der 
Revolution in diesem Ländchen. Immerhin wurden im Londoner 
Protokoll in Bestätigung des Wiener Vertrages die Rechte des 
Königs von Preußen auf Neuenburg von den Großmächten formell 
anerkannt. Und noch auf dem Pariser Kongreß, vom 25. Februar 
bis 27. April 1856, dessen Resultat der Dritte Pariser Friede zur 
Beilegung des Krimkrieges war, verlangte Preußen, daß die 
Neuenburger Frage unter die Zahl der zu behandelnden An- 
gelegenheiten aufgenommen werde: dieses Fürstentum sei der 
einzige Punkt in Europa, wo, im Widerspruch mit den Verträgen 
und dem, was durch alle Großmächte förmlich anerkannt worden, 
eine revolutionäre Gewalt herrsche, welche die Rechte des Landes- 
herrn mißachtete; der Kongreß gab jedoch der Anregung keine 
Folge. Die Sache wurde dann anders angefaßt. Auf die Klagen 
der Neuenburger Royalisten erwiderte man in Berlin, sie 
hätten ihre Treue noch nicht tatsächlich bewiesen, und diese 
‘verstanden den Wink (Jäger); es bricht der royalistische Aufstand 
in Neuenburg aus, und damit beginnt der Konflikt. 

Nun dieser Konflikt. In der Nacht vom 2. auf den 3. No- 
vember 1856 brach die royalistische Insurrektion in Neuenburg 
aus. Die Insurgenten bemächtigten sich in jener Nacht des 
Schlosses Neuenburg und setzten die Mehrzahl der Mitglieder des 
Staatsrates gefangen; auch rückten sie mit einer Kolonne gegen 
Locle und besetzten diese ‚Ortschaft. Sie suchten eine Proklamation 
über das Land zu verbreiten mit der Devise: „Vive le roi! Aux 
armes, les fideles!“ und der Aufforderung an die Gemeinden 
zum Anschluß!). Obgleich während etwa 24 Stunden die be- 
stehende Staatsgewalt suspendiert war und keine Macht die Ge- 
meinden an der freien Kundgebung ihres Willens hinderte, langte 
von keiner einzigen eine Zustimmung für die Insurrektion ein. 
Wohl aber erhoben sich auf die erste Kunde von dem ausgeführten 
Handstreich die republikanisch gesinnten Bürger wie ein Mann 
und ergriffen die Waffen, um die bedrohte Republik aufrecht- 
zuerhalten. Eine Kolonne von 450 Mann marschierte von La- 
Chaux-de-fonds aus, trieb die Insurgenten aus Locle und ver- 
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folgte sie nach Neuenburg. Mit ihr vereinigte sich eine Kolonne 
aus dem altfreiheitlichen Traverstale und sogar die Mannschaften 
aus dem früher königstreuen Val de Ruz stießen zu ihr. Bei 
2000 Mann stark war der republikanische Heereszug früh am 
Abend des 3. November in der Nähe von Neuenburg eingetroffen. 
Am 4. November morgens um 6 Uhr erstürmten sie das Schloß. 
Mehrere hundert Insurgenten, darunter die Chefs, wurden ge- 
fangen genommen. Die übrigen fanden Zuflucht in Frankreich, 
von wo aus sie die Neuenburgische Grenzbevölkerung aufreizten, 
bis die Schweiz bei Frankreich deswegen reklamierte. — Damit 
war der Aufstand bewältigt, also von Neuenburg selbst, und es 
folgten nun die eidgenössische Intervention und die diplo- 
matischen Verhandlungen und die kriegerischen Vorbereitungen. 

Der Bundesrat hatte zwar auf die erste Kunde vom Aufstand 
sofort die nötigen militärischen Maßnahmen angeordnet, um die 
verfassungsmäßigen Behörden und Zustände im Kanton wieder- 
herzustellen, und zwei Kommissarien aus seiner Mitte (Fornerod 
und Frey-Herose) mit den nötigen Vollmachten an Ort und Stelle 
gesandt. Bevor jedoch eidgenössische Truppen den Boden des 
Kantons Neuenburg betraten, war von den Republikanern des 
Landes das Schloß bereits genommen worden, und die verfassungs- 
mäßigen Behörden hatten ihre Funktionen wieder begonnen. Die 
eidgenössischen Truppen hielten den Kanton noch einige Zeit 
besetzt, wurden aber bald bis auf eine Truppe, die zur Bewachung 
der Gefangenen nötig war, zurückgezogen. Der Bundesrat be- 
schloß auch sofort, die Insurgenten wegen des von ihnen verübten 
Landfriedensbruches auf Grund der eidgenössischen Gesetzgebung 
strafrechtlich zu verfolgen und sie zu diesem Ende den verfassungs- 
mäßigen eidgenössischen Gerichten zu überweisen, und die Unter- 
suchung nahm unmittelbar darauf ihren Anfang. Auf den Be- 
richt des Bundesrates über den bisherigen Verlauf beschloß die 
Bundesversammlung durch den Beschluß vom 26. November 1856 !), 
die Neuenburger haben sich um das Vaterland verdient gemacht 
und das vom Bundesrat beobachtete Verfahren werde gutgeheißen 
und er eingeladen, auf der von ihm eingeschlagenen Bahn fort- 
zuwandeln. 

Gleich nachdem der Bundesrat seine Maßnahmen getroffen 
hatte, trat der preußische Gesandte bei der schweizerischen Eid- 
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genossenschaft, der in Sigmaringen, seiner Residenz, wie auf der 
Lauer gelegen hatte, wie die Sache ausgehen möchte, zugunsten 
der besiegten Neuenburger Royalisten mit seinem Begehren hervor: 
augenblickliche und unbedingte Freilassung der Gefangenen und 
sodann Suspension des Prozesses. Über die Behandlung der Ge- 
fangenen waren böswillige Gerüchte im Umlauf, die durch Be- 
richte des Generalanwaltes und des eidgenössischen Untersuchungs- 
richters!) vollständig widerlegt wurden. Das Begehren um 
Freilassung der Gefangenen wurde von Frankreich befürwortet, 
und zwar auch im Sinne einer Befreiung von allen vermögens- 
rechtlichen Ansprüchen, und dem damals, nach dem Krimkrieg, 
allmächtigen Frankreich folgten die anderen Großmächte : Öster- 
reich, Rußland, auch der Deutsche Bund, sie alle empfahlen der 
Schweiz nicht das Begehren Preußens, sondern die Wünsche des 
Kaisers der Franzosen; nur England stellte die Frage der Frei- 
lassung von Anfang an und ohne erst auf die Stimme Frankreichs 
zu warten, in das freie souveräne Ermessen der Schweiz. Der Bundes- 
rat erklärte sich den vermittelnden Mächten gegenüber bereit, der 
Bundesversammlung die Amnestierung und Freilassung der Ge- 
fangenen vorzuschlagen, wenn gleichzeitig der Verzicht Preußens 
auf seine Ansprüche an Neuenburg erfolge oder mindestens ge- 
sichertsei; eine vorgängige(vor der Amnestierung)und unbedingteFrei- 
lassung dagegen wies er von der Hand. Frankreich suchte dann der 
Schweiz allein auf vertraulichem Wege beizukommen. Napoleon IIl., 
geheimtuerisch wie er immer war, teilt seinem alten Lehrer, dem 
General Dufour, mit, daß er einen wichtigen Vorschlag zu machen 
hätte, und als dieser zur Entgegennahme nach Paris geschickt wird, 
bringt er nichts weiter heim, als daß Frankreich für den Fall der 
Freilassung der Gefangenen alle Anstrengungen machen würde, um 
den König von Preußen zu einem Verzicht auf seine Ansprüche zu 
bewegen (Note des französischen Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten vom 26. November 1856). Das war der ganze 
geheimnisvolle Vorschlag, mehr eine Falle, jedenfalls für Preußen 
zu nichts verbindlich, so daß der Bundesrat nicht darauf einging. 

Von da nahm die Sache eine ernste Wendung. Preußen 
brach am 16. Dezember 1856 den diplomatischen Verkehr 
mit der Schweiz ab, stellte seine Angehörigen in der Schweiz 
unter den Schutz der französischen Gesandtschaft und begann 
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mit Rüstungen, wobei es speziell auf eine schnelle Besetzung der 
jenseits des Rheines gelegenen Gebietsteile an der nördlichen 
Grenze der Schweiz, mit anderen Worten auf einen Handstreich 
abgesehen war. Der Bundesrat, der schon früher die Vorbereitungen 
für ein allfällig nötiges Aufgebot getroffen hatte, berief am 20. De- 
zember zwei Divisionen unter die Waffen und stellte den ganzen 
Auszug und die Reserve auf Piket; gleichzeitig berief er die Bundes- 
versammlung auf den 27. Dezember ein. Unmittelbar nach dem 
schweizerischen 'Truppenaufgebot, am 21. Dezember, taten die Ge- 
sandten der fremden Mächte in der Schweiz auf Initiative der 
britischen und der nordamerikanischen Gesandtschaft noch einen 
gemeinsamen Schritt beim Bundesrat: es wurde eine Kollektivnote 
in Aussicht gestellt, „worin auf den Fall der Niederschlagung des 
Prozesses gegen die Neuenburger Insurgenten die Mächte ins- 
gesamt die Zusicherung geben würden, ihre dringendsten Ver- 
wendungen beim König von Preußen eintreten zu lassen, um eine 
Verständigung herbeizuführen, deren Ergebnis die Anerkennung 
der vollständigen Unabhängigkeit Neuenburgs von jedem aus- 
wärtigen Verband sein würde.“ Der Bundesrat erklärte sich be- 
reit, auf eine solche gemeinschaftliche Zusicherung hin und unter 
der Bedingung, daß die Gefangenen den Kanton Neuenburg bis 
zum Abschlusse des definitiven Arrangements zu verlassen hätten, 
der Bundesversammlung die Niederschlagung des Prozesses vor- 
zuschlagen. Die Kollektivnote kam jedoch nicht zustande, weil 
mehrere Vertreter die dazu vorbehaltene Ermächtigung ihrer Re- 
gierungen nicht erhielten. — Da trat die Bundesversammlung am 
27.Dezember zusammen und faßte am 30. Dezember einmütig folgen- 
den Beschluß?!): der Bundesrat werde zum Zweck einer friedlichen 
Ausgleichung der Neuenburger Frage in gleicher Weise wie bisher 
zu allen Mitteln die Hand bieten, welche mit der Ehre und Würde 
der Schweiz verträglich und welche die Anerkennung der Unab- 
hängigkeit Neuenburgs von jedem auswärtigen Verbande herbei- 
zuführen geeignet seien; die vom Bundesrat erlassenen militärischen 
Aufgebote usw. seien genehmigt; er sei beauftragt, alle weiteren 
Anordnungen zu treffen, um, im Falle eine ehrenhafte friedliche 
Ausgleichung nicht erzielt würde, zur Verteidigung des Vater- 
landes auf das äußerste gerüstet zu sein. Zu diesem Zwecke werde 
ihm ein unbeschränkter Kredit eröffnet und sei er ermächtigt, 
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die erforderlichen Anleihen aufzunehmen. Gleichzeitig wurden von 
der Bundesversammlung Dufour zum General und Frey-Heros 
zum Generalstabschef, also die gleichen Männer und in der gleichen 
Eigenschaft wie im Sonderbundskriege, ernannt und am nämlichen 
Tage noch feierlich beeidigt. Mit dem 1. Januar 1857 trat der 
eidgenössische Oberbefehlshaber in Aktivität. Auf dessen Befehl 
wurde das Öbservationskorps auf ungefähr 29000 Mann und 
1600 Pferde verstärkt. Neue Truppen wurden ausgehoben, und 
diejenigen welche schon ausgehoben waren, wurden am Rhein 
konzentriert. Bedeutende Befestigungen erstanden in Basel, Schaf- 
hausen und Eglisau. Militärische Zurüstungen aller Art fanden 
während jener Zeit statt. Bereitwillig kamen die Kantone allen 
an sie gestellten Anforderungen entgegen, und überall zeigte das 
Schweizervolk die größte Begeisterung. Damit war der Kriegs- 
zustand zwischen Preußen und der Schweiz vollständig. 
Währenddessen hatte aber eine neue Vermittlungsaktion be- 
gonnen. Frankreich nämlich nahm den Versuch wieder auf, allein 
bei der Schweiz für Preußen zu vermitteln. Das französische 
Kabinett erklärte dem schweizerischen Gesandten in Paris (Barman), 
daß es geneigt sei, zu einer friedlichen Ausgleichung das Mög- 
lichste beizutragen, und schickt ihn nach Hause, um dort die 
letzten Bedingungen der Schweiz zu holen. Dem Gesandten, der 
während der oben erwähnten Tagung der Bundesversammlung in 
Bern eintrifft, wird vom Bundesrat als zweiter Abgeordneter 
nach Paris Dr. Kern beigegeben und ihnen die letzte Instruktion, 
vom 31. Dezember 1856, erteilt, dahingehend: die Zusicherungen 
Frankreichs im Namen Preußens hätten bestimmter zu lauten als 
in der Note vom 26. November; dafür macht die Schweiz in der 
Hauptsache die Vorschläge, die sie schon beim letzten Kollektiv- 
schritt der ausländischen Gesandten gemacht hatte mit noch einigen 
Details und Eventualpunkten von sekundärer Bedeutung, und 
jedenfalls habe auch die englische Regierung sich bei jenen Zu- 
sicherungen zu beteiligen. In der Antwort verpflichtet sich Frank- 
reich in einer Note vom 5. Januar 1857, alle Anstrengungen zu 
machen (de faire tous ses efforts), um einen Vergleich herbei- 
zuführen, wodurch die vollständige Unabhängigkeit Neuenburgs 
gesichert würde; eine gleiche Erklärung gibt England ab mit Note 
vom 7. Januar, und es folgen mit ähnlichen Erklärungen Öster- 
reich am 9. und Rußland am 11. Januar. Der Bundesrat sieht 
darin einen Schritt der Mächte gleich der beabsichtigten Kollektiv- 
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note vom 21. Dezember, und er beruft zum zweitenmal außer; 
ordentlicherweise die Bundesversammlung ein, um ihr das vor- 
zuschlagen, was er auch für den Fall jener Kollektivnote ver- 
sprochen hatte. Es erfolgt infolgedessen der Bundesbeschluß vom 
16. Januar 1857), laut dem der Prozeß gegen die Neuenburger 
Insurgenten niedergeschlagen wird, diese aber das Gebiet der Schweiz 
bis zur vollständigen Erledigung der Neuenburger Angelegenheit zu 
verlassen haben. Es wurde nicht nur dieser Beschluß vollzogen, 
sondern auch die im Felde stehenden Truppen entlassen und 
die Befestigungsarbeiten eingestellt?), kurz der Kriegszustand auf- 
gehoben. Am 1. Februar traten die letzten Truppen den Abmarsch 
an, und mit dem 10. Februar war auch der Generalstab aufgelöst. 
Die Schweiz hatte damit das Ihrige und noch mehr zum Entgegen- 
kommen getan, und nun war es an Preußen oder an den Mächten, 
die von der Schweiz gestellte Bedingung der Anerkennung der 
Unabhängigkeit Neuenburgs ihrerseits zu erfüllen. Als die Mächte 
mit den Verhandlungen zur Herbeiführung dieser Lösung zögerten, 
wurde die öffentliche Meinung in der Schweiz von Mißtrauen er- 
füllt und zeigte sich schließlich erbittert gegen die Bundesbehörden 
wegen ihrer voreiligen Amnestie und Abrüstung. Es kam aber 
schließlich doch auch von der anderen Seite die Abmachung zum 
Vollzug. Zuerst wollten die Parteien von den Mächten, speziell 
von Frankreich, auf den Weg der direkten Verhandlung miteinander 
gewiesen werden; aber Preußen verlangte eine schweizerische 
Abordnung nach Berlin, was, nachdem die Schweiz bereits so weit 
entgegengekommen war, eine neue Konzession ihrerseits gewesen 
und damit einer Demütigung gleichgekommen wäre, der sich die 
Schweiz denn doch nicht aussetzen konnte. Es blieb also nur 
die Vermittlung der Mächte, die zunächst zu Konferenzen führte, 
aus denen der schließliche Vertrag betreffend Neuenburg, der 
sogenannte Pariser Vertrag, hervorging. 

Die Konferenzen und der Vertrag. Als Ort der 
Konferenzen kamen Paris und London in Betracht, mit Rücksicht 
darauf, daß Frankreich und England die Hauptvermittler waren, 
jenes wohl zugunsten Preußens, dieses zugunsten der Schweiz; 
es wurde Paris dazu bestimmt. Die Konferenzen begannen am 
d. März 1857, nachdem Frankreich und England über die Haupt- 
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punkte sich verständigt hatten, und endigten am 20. Juni; im 
ganzen fanden sieben Konferenzen und eine achte zur Unter- 
zeichnung des Vertrages statt. Vertreten auf der Konferenz waren 
die vier unbeteiligten Großmächte Frankreich, England, Österreich 
und Rußland; von der zweiten Konferenz an wurde Preußen und 
von der vierten an auch die Schweiz zugelassen, die letztere 
vertreten durch den Spezialabgeordneten Dr. Kern, der nach- 
her und offenbar dank seiner Tätigkeit dabei zum Gesandten 
in Paris an Stelle Barmans befördert wurde. Die gleichmäßige 
Zulassung der beiden Parteien entsprach auch dem Standpunkte 
der Konferenz, wonach diese bloß die Vermittlung und kein 
Schiedsrichteramt zu übernehmen hatte. Der Gegenstand der 
Konferenz beschränkte sich durchaus auf die Neuenburger Frage, 
mit anderen inneren Angelegenheiten der Schweiz sollte sich die 
Konferenz nicht befassen. Mit Bezug auf die Neuenburger Frage 
aber lehnte es die Schweiz ab, daß vom Londoner Protokoll vom 
24. März 1852 (worin die Rechte des Königs von Preußen auf 
Neuenburg noch formell anerkannt worden waren) ausgegangen 
werde, und die Leiter der Konferenz, Frankreich und England, 
hatten sich auch über den Grundsatz gänzlicher Unabhängigkeit 
Neuenburgs schon vor der Konferenz geeinigt. Damit war die 
Hauptfrage bereits zugunsten der Schweiz so gut wie entschieden. 
Es gab aber noch eine Reihe von anderen, mit der Lostrennung 
Neuenburgs von Preußen zusammenhängenden Fragen, die für die 
Konferenz ernstlich zu erörtern blieben; unter diesen ihrerseits 
waren die Hauptfragen: Beibehaltung des Fürstentitels (der König 
von Preußen beanspruchte wenigstens den Titel eines Fürsten von 
Neuenburg und Valangin und hielt daran am längsten fest), Ent- 
schädigung an den König (für die bisherigen jährlichen Einkünfte 
aus Neuenburg), Erhaltung der Kirchengüter und milden Stiftungen 
bei ihrem Zweck und Wiederherstellung der ehemaligen vier 
Bourgeoisien. Mit diesen vier Bourgeoisien verhält es sich folgender- 
maßen: es betraf die vier Gemeinden Stadt Neuenburg, Valangin, 
Boudry und Landeron; diese bildeten vier corps d’Etat, also eigent- 
liche Stände mit souveränen Rechten, wozu auch bisweilen die 
Geistlichkeit (la ven&rable classe) als fünfter Stand gerechnet 
wurde, während die übrigen Gemeinden des Fürstentums bloße 
communautes, also eigentliche Gemeinden waren. Diese vier 
Bourgeoisien bestanden bis zur republikanischen Verfassung von 
1848, durch die sie in die Reihe der Gemeinden zurückgesetzt 
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wurden. Diese Bourgeoisien sollten also wiederhergestellt werden 
im Widerspruch nicht nur mit der republikanischen Kantons- 
verfassung, sondern auch der Bundesverfassung, die alle Vorrechte 
des Ortes (Art. 4) abgeschafft hatte. Mit Bezug auf diese weiteren 
Fragen wie mit Bezug auf die erste und Hauptfrage, ging der 
Bundesrat bei der Instruktion seines Abgesandten an die Konferenz 
vom folgenden Standpunkt aus: „Überzeugt, daß ein Hinneigen 
zum Nachgeben in Punkten, die in den aufzustellenden Be- 
stimmungen erscheinen konnten, nichts anderes gewesen wäre als 
ein allmähliches Weichen in allem und eine Selbstschwächung, 
wodurch leicht Verwirrung in die Unterhandlung hätte gebracht 
werden können, so haben wir stetsfort unser politisches Feld als 
das einzige, was zur Grundlage einer Ausgleichung dienen konnte, 
unverletzt erhalten. Statt Zugeständnisse zu machen, verlangten 
wir, daß der König vor allem seine Absichten vollständig kund- 
gebe.“ | 

Da die Bevollmächtigten die Unmöglichkeit einsahen, die 
beiden streitenden Parteien zu einem Einverständnisse zu bringen, 
legten sie ihnen in der letzten Konferenz, am 20. April, einen 
Entwurf zur Ausgleichung vor, in dem Sinne jedoch, daß beide 
Teile sich frei entschließen könnten; die vermittelnden Mächte 
empfahlen aber die Annahme des Vorschlages sowohl in Berlin 
als in Bern. Der Bundesrat, obwohl vom Entwurf, namentlich 
vom Vorschlag einer Entschädigung von einer Million Franken an 
den König von Preußen, nicht befriedigt, beeilte sich, seinen Ab- 
geordneten zur Unterzeichnung des Vertrages zu ermächtigen, um 
Abänderungsbegehren Preußens, das noch weniger befriedigt schien, 
zuvorzukommen, und den Mächten in diesem Entschlusse der 
einen Partei eine Handhabe zu geben, damit auf die Unterzeichnung 
auch seitens der anderen Partei zu drücken. Der König von 
Preußen ermächtigte dann ebenfalls seinen Vollmachtträger zur 
Unterzeichnung, und am 26. Mai, in der achten Konferenz, erfolgte 
die Unterzeichnung des Vertrages durch die sämtlichen Bevoll- 
mächtigten der vier unbeteiligten Großstaaten und der beiden 
Parteien, und von diesem Tage datiert auch der Vertrag. Nach- 
dem der Vertrag vom König einerseits und von der Bundes- 
versammlung in einer dritten außerordentlichen Sitzung vom 
12. April andererseits und auch von den vermittelnden Mächten 
ratifiziert war, kam die Konferenz von neuem zusammen, um die 
Auswechslung der Ratifikationen vorzunehmen, welche am 16. April 
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zu Paris erfolgte. — Das Resultat der Konferenzen ist der Ver- 
trag betreffend die Erledigung der Neuenburger Angelegenheit), 
vom 26. Mai 1857. Der Inhalt des Vertrages betrifft teils die 
vorübergegangenen Septemberereignisse und ihre Folgen, teils die 
Lostrennung, und enthält danach teils vorübergehende, teils bleibende 
Bestimmungen, kurz folgende: 1. In ersterer Beziehung betreffen die 
Bestimmungen die Kosten und Amnestie: die Eidgenossenschaft hat 
die ihr erwachsenem Kosten zu tragen, ohne sie auf den Kanton 
Neuenburg abwälzen zu können; volle und gänzliche Amnestie für alle 
politischen und militärischen Vergehen, welche zu den September- 
ereignissen in Beziehung stehen; 2. betreffend die Lostrennung: 
Verzicht des Königs von Preußen auf ewige Zeiten für sich, seine 
Erben und Nachfolger auf die ihm durch Artikel 23 des Wiener 
Schlußprotokolles eingeräumten Souveränitätsrechte und damit Auf- 
hebung dieses Artikels; Erhaltung der Kirchengüter und milden 
Stiftungen bei ihren Zwecken. Vom Titel eines Fürsten von 
Neuenburg und Grafen von Valangin ist im Vertrag selbst nichts 
gesagt, der König aber behält ihn für sich, seine Erben und Naecı- 
folger bei; immerhin dürfen daraus gemäß dem von der Schweiz 
gemachten Vorbehalt weder gegenüber dem Kanton Neuenburg 
noch gegenüber der Schweiz irgendwelche Rechtsansprüche her- 
geleitet werden, so wenig als vom Kaiser von Österreich aus dem 
von ihm geführten Titel eines gefürsteten Grafen von Habsburg. 
Entschädigung wurde dem König von Preußen durch die Konferenz 
im Betrage von einer Million (Preußen hatte zwei Millionen ver- 
langt) zugesprochen, der König aber, zufrieden damit, daß seine 
Forderung im Grundsatz von der Konferenz anerkannt worden 
war, verzichtete bei Unterzeichnung des Vertrages freiwillig auf 
dieselbe, weshalb die Bestimmung im ratifizierten Vertrag weg- 
blieb. Die Ansprüche auf Wiedereinführung der ehemaligen 
Bourgeoisien war von der Konferenz abgelehnt worden. — Nach 
Abschluß kam der Vertrag in zwei Fällen und in zwei Punkten 
in Frage, betreffend die Kosten und betreffend die milden Stiftungen. 
Der erste Fall betraf eine Entschädigungsforderung des Buch- 
druckers Wolfrath in Neuenburg von zirka 46 000 Fr. für Zer- 
störung seiner Druckerei durch die Republikaner bei Wieder- 
einnahme der Stadt. Die bezügliche Petition aber wurde ab- 
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gewiesen!): Artikel 3 beziehe sich auf die Kosten für Nieder- 
werfung des Aufstandes und Beruhigung des Landes, nicht für 
private Einbußen, und übrigens habe Wolfrath den Schaden durch 
seine royalistische Hetzpresse selbst verschuldet. Andererseits 
der Artikel 7 von den milden Stiftungen; er ist nachträglich in- 
folge Erlasses des Neuenburger Gesetzes über die Gründungen 
vom 16. Februar 1876 im Streite zwischen einer der betreffenden 
milden Stiftungen (Irrenanstalt zu Pr&fargier) und dem Staate in 
Frage gekommen, vom Bundesgericht aber geschützt worden ?). 

Finanzielles. Vom Bundesrat waren bereits am 22. De- 
zember 1857 im Hinblick auf den Neuenburger Konflikt Unter- 
handlungen für Aufnahme eines Anlehens beschlossen worden, und 
als ihm durch Bundesbeschluß vom 30. Dezember von der Bundes- 
versammlung unbedingter Kredit zu diesem Zwecke gewährt worden 
war, kontrahierte er ein Anlehen von zwölf Millionen. Als nicht 
lange nach dem Anlehensabschlusse die Aussicht auf eine fried- 
liche Lösung des Neuenburger Konfliktes eintrat, ließ er eine 
Million zurückkaufen; von den verbleibenden elf Millionen gingen 
zirka drei Millionen für Kriegskosten darauf, der Rest wurde 
provisorisch in der Schweiz bis zur Rückzahlung des Anlehens 
angelegt ?). 

Die infolge der Neuenburger Angelegenheit bei Basel, Eglisau, 
Schaffhausen und anderen Punkten der Nordgrenze errichteten 
Befestigungen wurden teils sofort nach beendigtem Feldzug, teils 
in Vollziehung der Bundesbeschlüsse vom 5. August 1857) und 
12. Juli 1862°) wieder beseitigt. 


2. Das Orsini-Attentat im Jahre 1858. 


‚Am Abend des 14. Januar 1858 war in Parisgegen Napoleon III., 
als er sich auf dem Wege zur Großen Oper befand, eine „Höllen- 
maschine“ (d. h. ein explodierbares Geschoß mit Kugeln, Eisen- 
stücken oder Sprengstoffen gefüllt, eine seither sogenannte „Orsini- 


1) B. B. 1860 II, 531 und B. G. 6/539. 
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bombe“) geworfen worden, die eine schreckliche Verheerung auf 
der Straße anrichtete, auch den Attentäter selbst verwundete, den 
Kaiser aber nicht traf. Attentäter war der Graf von Orsini aus 
der Romagna, 39 Jahre alt, ein 48er Revolutionär und Partei- 
günger Mazzinis, der, für die Einheit und Freiheit Italiens fanatisiert, 
an Napoleon, den er für ihren Widersacher ansah, Rache nelımen 
wollte. Und mit seiner Ansicht hatte er offenbar nicht unrecht: 
Napoleon war sein Staatsstreich nur mit Hilfe der Ultramontaneu 
gelungen; diese Hilfe verpflichtete ihn aber zur Unterstützung 
von Rom und dem Kirchenstaat und der ganzen italienischen 
Klerisei und damit zum Widerstand gegen Sardinien, dessen Plan 
der Einigung Italiens und der Befreiung von der romfreundlichen 
österreichischen Fremdherrschaft die Klerikalen und Rom selbst 
bedrohte; übrigens erschien auch ein einiges Italien für Frank- 
reich nicht unbedenklich, und obschon Cavour, um Frankreich 
und England für den Plan Sardiniens zu gewinnen, dieses an der 
Seite der beiden Großstaaten am Krimkrieg hatte teilnehmen 
lassen, hatte er doch Frankreich noch nicht auf seine Seite ge- 
bracht. Da geschah das Attentat. Der Urheber aber richtete, 
bevor er hingerichtet wurde (23. März 1858), an Napoleon einen 
Brief, worin er ihn beschwor, für die Befreiung Italiens einzutreten; 
das ist das „Testament“ Orsinis, und hatte man vom Attentat die 
Rache Napoleons gegen Sardinien und seine Pläne gefürchtet, so 
bewirkte umgekehrt das „Testament“, was alle Politik Cavours 
und auch die Anteilnahme Sardiniens am Krimkriege bisher nicht 
erreicht hatten: Napoleon ging das Bündnis mit Sardinien gegen 
Österreich ein, infolgedessen dann Österreich durch den französisch- 
italienisch-österreichischen Krieg im Jahre 1859 die Lombardei 
verlor und die Herrscher von Toscana, Modena und Parma ver- 
trieben wurden. Der italienische Krieg ist die Vollstreckung des 
Testamentes Orsinis. Dabei hatte Napoleon allerdings nur an ein 
einiges Oberitalien unter der Herrschaft Sardiniens gedacht und 
nicht die Absicht gehabt, ein ganzes und großes Italien herstellen 
zu helfen. Er glaubte zu schieben und wurde geschoben — zu- 
erst von Cavour, dann von Bismarck! 

Die erste und natürliche Folge des Attentates war, dal 
reaktionäre Maßnahmen gegen eine solche revolutionäre Propaganda 
der Tat getroffen wurden, und zwar nicht nur in Frankreich, 
sondern auch in anderen Ländern, wo man aus Freundschaft oder 
aus Furcht sich Napoleon gefällig. zeigen wollte. In Sardinien, 
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das mit Rücksicht auf seine eigenen eigenstüchtigen italienischen 
Pläne ein besonderes Interesse hatte, bei Napoleon einerseits 
den schlimmen Eindruck des Attentates, weil von einem freiheit- 
lichen Italiener ausgegangen, wettzumachen und andererseits den 
günstigen Eindruck des „Testamentes“ Orsinis zu unterstützen, 
setzte Cavour ein Gesetz durch, das die Presse, sofern sie den 
Fürstenmord predige, nicht vor die Geschworenen, sondern vor die 
ordentlichen Gerichte wies. In Belgien sah sich sogar das damals 
liberale Kabinett unter dem Drucke Frankreichs zu einer ähnlichen 
Maßregel veranlaßt: Beleidigung fremder Monarchen war dort 
bisher nur verfolgt worden auf Antrag der Beleidigten, von nun 
an sollte es ohne solchen Antrag nach dem Ermessen des Justiz- 
ministers geschehen — eine Maßregel, die ganz an die neueste 
„Silvestrelli-Novelle“ in der Schweiz erinnert, durch die das eid- 
genössische Bundesstrafrecht Italien zu Gefallen in gleichem Sinne 
abgeändert worden is. Auch in England brachte Palmerston 
eine Bill zur Verschärfung der Gesetzgebung gegen politische 
Mörder ein, aber sein Vorgehen wurde vom Haus der Gemeinen 
gemißbilligt, und er mußte seine Entlassung nehmen. 

Das Attentat äußerte auch gegen die Schweiz seine Folgen 
in zwei Richtungen: einerseits durch die Einsprache Frankreichs 
gegen den Aufenthalt italienischer Flüchtlinge in der Nähe der 
französischen Grenze, wodurch eine neue sogenannte Flüchtlings- 
angelegenheit entstand, und andererseits durch Einführung ver- 
schärfter französischer Paßverordnungen und durch die damit 
unmittelbar verbundene Frage der Vermelırung der französischen 
Konsulate in der Schweiz. 

a) Die Flüchtlingsangelegenheit. Die französische 
Gesandtschaft hatte schon im November 1857, also zwei Monate vor 
dem Attentat, dem Bundesrat die Eröffnung gemacht, daß in 
Genf eine bedeutende Zahl italienischer Flüchtlinge sich aufhalte, 
welche als politische Verbindung organisiert seien, in ihren Ver- 
einen heftige Drohungen gegen den Kaiser ausstoßen und laut 
erklären, daß dessen T'od das sicherste Mittel sei, Italien zu 
befreien. Als daher das Attentat eintrat, kam die französische 
Regierung sofort auf jene früheren Eröffnungen zurück und ver- 
langte mit Verbalnote vom 20. Januar 1858, daß die italienischen 
Emigrierten von der Grenze entfernt würden. Nach Untersuchung 
über die Gesellschaft der italienischen Flüchtlinge in Genf und 
infolge des Resultates erließ? der Bundesrat ein Dekret über 
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Internierung italienischer und französischer Flüchtlinge vom 
15. Februar 1858, wonach alle italienischen und französischen 
Flüchtlinge, welche an politischen Verbindungen und Ünter- 
nehmungen sich beteiligen, die mit den Prinzipien über das 
Asylrecht nicht vereinbar sind, aus dem Kanton Genf entfernt 
werden sollen, und zur Durchführung desselben wurden zwei 
Kommissäre (Regierungspräsident Dubs von Zürich und Polizei- 
direktor Bischoff von Basel) nach Genf abgeordnet!) und von 
beidem der französischen Gesandtschaft Kenntnis gegeben. Hiermit 
war die Angelegenheit Frankreich gegenüber erledigt, indem 
Frankreich durch den Internierungsbeschluß befriedigt schien. 
Nun aber fing Genf wegen dieses Beschlusses Streit mit dem 
Bundesrat an, und als dieser auf der Vollziehung bestand, re- 
kurrierte Genf an die Bundesversammlung. Schon während der 
ersten französischen Flüchtlingsangelegenheit von 1849—1852 (oben 
S. 73) hatten sich die Genfer Behörden gegen bezügliche Be- 
schlüsse des Bundesrates, namentlich Internierungs- und Aus- 
weisungsbeschlüsse, wiederholt renitent gezeigt, da sie einerseits 
Flüchtlinge in Schutz nahmen, namentlich wenn es Franzosen 
oder Italiener waren, während sie die Deutschen gern los waren, 
und andererseits die Verfügungen des Bundesrates für einen Ein- 
griff in die kantonale Souveränität hielten und die Entsendung 
von eidgenössischen Kommissären als eine Demütigung empfanden. 
Nach der erstern Seite wollten sie unter den Fremden überhaupt 
keine Flüchtlinge sehen, stritten sich mit der Bundesbehörde 
über den Begriff Flüchtlinge, so dass dieser bei Gelegenheit be- 
sonders festgestellt wurde. Danach wäre Flüchtling ein Aus 
länder ohne Ausweispapiere, der nicht nachweisen kann, daß 
seiner Anwesenheit kein anderer Grund als ein politisches Motiv 
unterliegt, oder auch ein Ausländer, der zwar mit regelrechten 
Papieren versehen ist, auf dem jedoch ein Urteil lastet. — So 
kam es auch 1858 wegen der italienischen Flüchtlinge in Genf 
zum Streit mit dem Bundesrat und sogar zum Rekurs an die 
Bundesversammlung. In diesem Rekurs bestritten die Genfer 
Behörden zu gunsten einer ganzen Anzahl Personen, welche 
interniert und ausgewiesen werden sollten, daß Art. 57 (heute 70) 
der Bundesverfassung überhaupt auf sie anwendbar sei, und be- 
haupteten prinzipiell auch eine Überschreitung der Kompetenz 
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durch den Bundesrat, insofern als er, wenn die kantonalen Polizei- 
behörden gegen eine Ausweisung Einsprache erhöben, die Sache 
entweder vor das Bundesgericht (!) oder vor die Bundesver- 
sammlung bringen müsse. Auf den Bericht des Bundesrates über 
den Rekurs entschied der Ständerat zugunsten des Bundesrates 
(Beschluß vom 27. Juli 1858), und als der Bundesrat, nachdem 
der Nationalrat im Juli 1857 auseinandergegangen war, ohne 
seinerseits sich über den Konflikt ausgesprochen zu haben, in- 
zwischen den Vollzug seiner Beschlüsse durchsetzte, faßte die. 
Bundesversammlung am 15. Januar 1859 den Beschluß, dem: 
Rekurs von Genf sei keine Folge zu geben, weil die tatsächliche 
Frage, welche zum Konflikt Anlaß gegeben habe, gelöst worden 
sei und übrigens im vorliegenden Fall der Bundesrat seine 
Kompetenz nicht überschritten habe?). 

Am 16. August 1859 (am sogenannten Napoleonstag, dem 
Geburtstag Napoleons I., nach Beendigung des italienischen 
Krieges und Vollstreckung des „Testamentes“ Orsinis) erließ 
Napoleon zugunsten aller politischen Verbrecher und Verfolgten, 
also speziell zugunsten der Genossen ÖOrsinis, eine vollständige 
und gänzliche Amnestie; infolge derselben wurden auch die 
Flüchtlinge wieder frei und hörte damit nicht nur der aus- 
ländische und inländische Streit um die Flüchtlingsangelegenheit, 
sondern diese selbst auf. 

b) Die Paß- und Konsulatsfrage. Die zweite Folge 
des Orsini-Attentates bestand in einer außerordentlichen Ver- 
schärfung der französischen Paßverordnung — darin nämlich, 
daß das für Pässe nach Frankreich nötige Visum der französischen 
Gesandtschaft oder eines französischen Konsuls nur erteilt wurde, 
wenn der '[räger des Passes sich persönlich dem französischen 
Agenten stellte. Die Schweiz fand sich zur Reklamation um so 
mehr veranlaßt, als diese Bedingung gegenüber anderen Ländern 
gar nicht oder nur ausnahmsweise gehandhabt wurde, und auf 
ihre wiederholte Reklamation hin wurde die französische Paß- 
verordnung dahin gemildert, daß wenigstens den Landes- 
angehörigen, in der Schweiz also den Schweizern, die persönliche 
Stellung zur Einholung des Visums erlassen wurde; für alle 
Fremden aber, also namentlich auch für die zahlreichen in der 
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Schweiz sich aufhaltenden Franzosen, blieb die Bedingung der 
persönlichen Stellung fortbestehen, und dadurch fand sich die 
französische Regierung veranlaßt, in der Schweiz, wie dies in 
anderen Ländern auch geschah, ihre Konsulate zu vermehren. 
Damit kam es zur zweiten Frage, der Konsulatsfrage. 

Die Vermehrung der Konsulate war von Frankreich beabsich- 
tigt, um den Fremden, speziell den Franzosen im anderen Lande die 
persönliche Stellung zu erleichtern, ohne die Bedingung dieser selbst 
aufgeben zu müssen; Frankreich wollte lieber mehr Konsulate 
einrichten, als auf die Bedingung der persönlichen Stellung der 
Paßinhaber verzichten. In der Schweiz handelte es sich zwar 
bloß um zwei weitere französische Konsulate, die in Basel und 
Chaux-de-fonds errichtet werden sollten; aber wegen des Grundes 
begegnete die Vermehrung einem allgemeinen Mißtrauen in der 
Schweiz und voraus in den zunächst beteiligten Kantonen Basel 
und Neuenburg. Mit Rücksicht auf diese Stimmung versuchte 
der Bundesrat zunächst, Frankreich von der Vermehrung der 
Konsulate überhaupt abzubringen; als dies aber nicht gelang, 
fragte es sich, ob der Bundesrat diesen zwei weiteren Konsulaten 
bezw. ihren Titularen nicht das Exequatur verweigern solle. 
Die Konsulatsfrage wurde damit zur Frage des Exequatur auf 
seiten des Bundesrates. Der Bundesrat glaubte das Exequatur 
prinzipiell nicht verweigern zu dürfen und gab darüber in seinem 
Geschäftsbericht öffentlich folgende Rechenschaft. Eine förmliche 
Rechtspflicht, fremde Konsulate auf dem Gebiete eines Staates 
zu bewilligen, bestehe zwar nicht (vgl. oben pag. 289), daher finde 
man diesen Gegenstand vielfach durch Staatsverträge reguliert. 
Allein neben diesem Grundsatz bestehe ein anderer, der Grund- 
satz freier Zulassung der Konsulate, wie er bisher von der Schweiz 
gegenüber anderen Staaten und von Frankreich gegenüber der 
Schweiz ausgeübt worden sei. Von diesem Grundsatz dürfe ohne 
ganz besonderen Grund nicht abgegangen werden, wenn man 
sich nicht Repressalien aussetzen wolle. Ein solcher Grund wäre, 
wenn das Konsulat einen politischen oder gar staatsfeindlichen 
Charakter gegen die Schweiz erhalten sollte, wie das im Jahre 
1821 von Preußen in der Schweiz verlangte Konsulat, das daher 
zurückgewiesen worden sei. Die Ausstattung eines Konsulats 
mit bloß polizeilichen Funktionen genüge zur Abweisung nicht, 
Die Konsulate hätten sowieso polizeiliche Funktionen mit 
Bezug auf ihre Landesangehörigen (Paßpolizei usw.), und wenn 
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auch im speziellen Fall die beabsichtigten Konsulate den Haupt- 
zweck hätten, besonders die politischen Gesinnungen der Fremden 
gegen Frankreich, namentlich der Franzosen gegen ihr Vaterland 
auszukundschaften, so geschehe das vielfach sowieso, und für 
Mißbrauch seien die Konsuln immerhin dem Inlande verantwortlich, 
da sie dessen Gerichtsbarkeit unterworfen und nicht wie die 
Gesandten exterritorial seien. Wenn die fremde Regierung aber, 
in specie Frankreich, spionieren wolle und ihr das, durch Kon- 
sulate zu tun, verwehrt würde, so stelle sie nur dafür eine geheime 
Polizei an, die, weil von unbekannten Personen ausgeübt, un- 
kontrollierbar und daher viel schlimmer und gefährlicher sei. 
Es nütze also nichts die beiden Konsulate zu verweigern, und 
die französische Regierung habe auch guten Grund sie zu 
fordern, da Basel und Chaux-de-fonds unbestreitbar wichtige 
Handelsplätze seien. Wenn die Konsulate aber trotzdem, also 
gegen die bisherige allgemeine Übung und gegen die guten 
Gründe Frankreichs, verweigert würden, was würde die Folge 
sein? Aufhebung der schweizerischen Konsulate in Frankreich und 
Wiederherstellung der früheren, noch strengeren Paßverordnung! 
So wurde vom Bundesrat die Zulassung der beiden Konsulate 
beschlossen ; die eine von den beiden als Konsuln präsentierten 
Personen aber wurde, weil gerade im speziellen Sinne bereits 
berüchtigt, zurückgewiesen und mußte durch eine andere ersetzt 
werden. 


d. Der italienische Krieg und die Savoyerfrage, 
1859/60. | 


Der italienisehe Krieg von 1859 ist einer der verschiedenen 
seit Napoleon I. in Italien und um italienische Herrschaftsrechte 
geführten Kriege. Von den Kriegen in Italien zur Zeit Napo- 
leon I. selbst (1813/14 und 1815) abgesehen, handelt es sich um 
einen Kampf gegen die österreichische Fremdherrschaft in Italien, 
nachdem durch den Wiener Kongreß Venetien und die Lombardei 
an Österreich gekommen waren. Es sind Kriege speziell Sardiniens, 
dann des vereinigten Italiens gegen Österreich. Der erste. war 
der Krieg Sardiniens und der aufständischen Lombardei gegen 
Österreich von 1848/49, in dem Österreich seine bisherige Herr- 


schaft in Italien behauptete (oben pag. 37); der zweite: der 
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Krieg Sardiniens mit Hilfe Frankreichs im Jahr 1859, wodurch 
Österreich die Lombardei verlor und im dritten, vom nun ver- 
einigten Italien und zugleich von Preußen gegen Österreich ge- 
führten Krieg im Jahr 1866, verlor Österreich auch noch 
Venetien, so daß seitdem Italien, so wie es heute besteht, ge- 
einigt ist. 

Der italienische Krieg von 1859, um den es sich hier 
speziell handelt, für sich betrachtet, war ein Krieg Frankreichs 
für und mit Sardinien zur Ausdehnung der sardinischen Herr- 
schaft über die Lombardei; er war das Testament Orsiuis. Für 
die Schweiz kam bei diesem Kriege nur in Frage: die Wahrung 
der Neutralität der Schweiz und die tatsächliche Neutralisierung 
Savoyens seitens der Schweiz kraft der Wiener Verträge, beides 
Fragen wie schon im italienischen Kriege von 1848/49. Die 
letztere Frage, die Besetzung Savoyens durch die Schweiz 
während des Krieges, bildete bereits eine so zu nennende 
Savoyerfrage. Die Folge des Krieges aber war die bleibende 
Abtretung Savoyens von Sardinien an Frankreich, und die Frage, 
ob diese Abtretung die Rechte der Schweiz auf Savoyen verletzte, 
was eigentlich keine Frage ist, und ob es von der Schweiz recht- 
mäßig und für sie zweckmäßig gewesen wäre, sich der Abtretung 
durch Besetzung zu widersetzen, das ist die weitere, die eigentliche 
Savoyerfrage. Beide Savoyerfragen, die Frage der Besetzung 
während des Krieges durch die Schweiz, um ihr vertragsmäßiges 
Recht geltendzumachen, und die Frage der Besetzung nach 
dem Kriege, um sich ihr Recht nicht nehmen zu lassen, sind 
also, obschon sie einander bedingen, speziell die letztere durch 
die erstere bedingt erschien, wohl voneinander zu unterscheiden. 
Alle drei Akte oder Fragen: Wahrung der Neutralität der 
Schweiz, Neutralisierung und Abtretung Savoyens bilden aber 
zeitlich und gegenständlich einen Komplex, der mit der Ab- 
tretung Savoyens abschneide. — Nach vollzogener Abtretung 
trat das Projekt eines europäischen Kongresses zur Regelung 
dieser und anderer Fragen auf, und im deutsch-französischen 
Kriege von 1870/71 erhebt sich die Savoyerfrage in der einen 
und anderen Bedeutung noch einmal, um dann für immer zu 
verschwinden. Danach teilt sich die folgende Darstellung. 
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a) Die Neutralität der Schweiz und die Neutralisierung 
und Abtretung Savoyens. 


Es ist zunächst der geschichtliche Verlauf der betreffenden 
Handlungen und Verhandlungen anzugeben; derselbe fordert 
dann aber zu einer besonderen Kritik auf. 


I. Verlauf. 


Die Scheidung innerhalb desselben liegt rechtlich und 
politisch zwischen den während des Krieges von der Schweiz 
zu treffenden Maßnahmen: Grenzbesetzung der Schweiz und 
Frage der Besetzung Savoyens einerseits, und der Abtretung 
Savoyens nach dem Kriege, der eigentlichen Savoyerfrage, 
andererseits. 

1. Das Signal eines bevorstehenden neuen italienischen 
Krieges gab die Neujahrsanrede des Kaisers der Franzosen an 
den österreichischen Gesandten (Baron Hübner) vom 1. Januar 
1859 anläßlich des Empfanges des diplomatischen Korps. „Ich 
bedaure sehr, daß unsere Beziehungen zu Ihrer Regierung nicht 
mehr so gut sind wie früher; ich bitte Sie aber dem Kaiser zu 
sagen, daß meine persönlichen Gefühle für ihn immer diesselben 
sind“, so lautete die Anrede. Das war deutlich genug, um auch 
die Schweiz auf den Anzug eines Ereignisses aufmerksam zu 
machen, an dem auch sie und zwar nicht bloß als Grenznachbar, 
sondern auch in ihrer besonderen Stellung zu Savoyen mit- 
beteiligt erschien. Der Bundesrat zog denn auch alsbald die 
eine und die andere Seite der Beteiligung der Schweiz an einem all- 
fälligen neuen italienischen Kriege in Erwägung. Schon am 28, 
Januar 1859 machte er die schweizerischen Gesandten in Paris und 
Wien auf die Frage und Lage des neutralisierten Savoyens auf- 
merksam, und am 9. Februar ermächtigte er den Gesandten Kern 
in Paris vertraulich zu erklären, daß bei einem allfällig aus- 
brechenden Kriege die Schweiz jedenfalls ihre neutrale Stellung 
behaupten werde. Am 5. März stellte der Bundesrat für sein weiteres 
Verfahren förmliche Grundsätze auf, von denen die zwei ersten und 
hauptsächlichsten die waren: 1. Handhabung der Neutralität des 
eigenen Gebietes („bei einem ausbrechenden oder nahe bevor- 
stehenden Kriege soll die Schweiz mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Kräften die Integrität ihres Gebietes und ihre 
Neutralität verteidigen“); 2. Besetzung der durch die Wiener 
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Verträge rechtlich neutralisierten Gebietsteille von Savoyen 
während des Krieges, aber nur bedingungsweise: „soweit es im 
Interesse der Sicherung und Verteidigung der schweizerischen 
Neutralität und der Integrität des schweizerischen Gebietes liegt“. 
Bei Feststellung dieser Grundsätze wurde zwar angenommen, 
daß die Handhabung der Neutralität des eigenen Gebietes keine 
Pflicht der Schweiz sei (?), aber sich im Interesse der Schweiz 
von selbst verstehe; auch die Besetzung des neutralisierten 
Savoyens während des Krieges sei keine Pflicht, sondern lediglich 
ein Recht der Schweiz, und das Interesse der Schweiz spreche 
hier vorderhand nicht für Besetzung. Kritisch schien die 
Frage der Besetzung besonders mit Bezug auf die südwestliche 
Ecke des neutralisierten Gebietes, weil durch diese Ecke sich 
die Eisenbahn von Lyon nach dem Mont Cenis zieht und bei einem 
Kriege Frankreichs gegen Österreich offenbar gerade mittelst 
dieser Bahn die französischen Truppen nach Italien geworfen 
werden sollten, während die Verträge bestimmten, daß in einem 
solchen Kriegsfall keine anderen als schweizerische Truppen sich 
in den neutralisierten Gebieten aufhalten und durchziehen 
könnten. Also hätten die französischen Truppen die Bahn durch 
jenes Gebiet nicht benutzen dürfen. Der Bundesrat. aber nahm 
bei Feststellung der Grundsätze an, daß wie z. Z. der Wiener 
Verträge die Straße von Lyon nach dem Mont Cenis, die um 
das neutralisierte Gebiet herumführte und daher frei war, nun 
'auch die an ihre Stelle getretene Bahn, obschon sie durch das 
neutralisierte Gebiet führt, frei sei, so daß die Schweiz nicht 
einmal ein Recht besäße, der Benutzung dieser Bahn durch 
französische Truppen sich zu widersetzen. — Von diesen Grund- 
sätzen und den dabei eingenommenen Standpunkten, speziell 
auch betreffend die Bahn Lyon—Mont Cenis, machte der Bundes 
rat durch förmliche Notifikation vom 14. März 1859 an alle 
Unterzeichner der Verträge von 1815, sowie an die Nachbar- 
staaten Sardinien, Bayern, Württemberg und Baden Mitteilung, 
und durch Kreisschreiben auch an die Kantonsregierungen'), 
und als in der Zeit vom 23. März bis 29. April die Antworten 
der Mächte auf die Notifikation eintrafen, nimmt der Bundesrat, 
indem er jede einzelne im ganzen Umfang und in aller Form 
zum Abdruck bringt ?}), mit Genugtuung davon Notiz, daß alle 
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Mächte dem festen Entschluß der Schweiz, die Neutralität zu 
wahren, ihre Anerkennung und Befriedigung ausgedrückt hätten. 
Mit den späteren Notifikationen, als die Schweiz eine nach der 
anderen folgen läßt und sonst nichts zu tun weiß, halten es die 
Mächte dann anders, worüber der Bundesrat aber je und je sich 
zu trösten weiß. Von Sardinien insbesondere wurde dieses erste- 
mal die Bereitwilligkeit ausgesprochen, in Verhandlungen zur 
Regelung des Verhältnisses betr. die neutralisierten Provinzen 
bei einer allenfallsigen Besetzung durch eidgenössische Truppen, 
zu treten. Aber freilich die Unterhandlungen, die späterhin 
wirklich eröffnet wurden, führten, wie der Bnndesrat selbst be- 
stätigte, zu keinem Abschlusse, weil über gewisse prinzipielle 
Auffassungen man sich nicht habe einigen können und die schnelle 
Beendigung des Krieges, sowie die spätere Entwicklung in der 
Savoyerfrage (infolge der Abtretung) die ÖOpportunität dieser 
Verhandlungen in den Hintergrund gedrängt habe. Zu einer 
Besetzung Savoyens durch die Schweiz während d..ı Kriegszeit 
kam es also nicht. 

Hingegen wurden, als am 23./24. April das Ultimatum 
Österreichs an Sardinien feststand, vom Bundesrat Truppen- 
aufstellungen an der schweizerischen Grenze vorgenommen und 
zwar im Kanton Tessin (2000 Mann), und als die Österreicher den 
Tessin überschritten hatten, auch in Wallis am Simplon’ (ein 
Bataillon). Nachdem diese Maßnahmen getroffen sind, wird die 
Bundesversammlung einberufen, ‚und auf Antrag des Bundesrates 
wird durch Bundesbeschluß vom 5. Mai 1859 die Notifikation 
an die Mächte („daß die schweizerische Eidgenossenschaft bei 
dem bevorstehenden Kriege zwischen benachbarten Mächten 
neutral verbleiben und ihre Neutralität, sowie die Integrität ihres 
Gebietes mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln verteidigen 
werde“) bestätigt (der Bundesrat hatte beantragt: „feierlich be- 
stätigt“), werden die erlassenen Truppenaufgebote genehmigt 
und wird der Bundesrat für die Neutralität und Integrität des 
schweizerischen Gebietes zu den allenfallsigen weiter nötigen 
Truppenaufgeboten und sonstigen Verteidigungsmaßregeln er- 
mächtigt!). Von der Besetzung Savoyens noch kein Wort! — 
Trotz der Emphase, mit der diese „Verteidigungsanstalten“ ins 
Werk gesetzt wurden, waren sie, speziell die Truppenaufstelluugen, 
wie der Bundesrat selbst erklärt, weniger hervorgerufen durch 
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die Besorgnis eines direkten Angriffs auf die schweizerische 
Neutralität von der einen oder anderen der kriegführenden 
Parteien, sondern hatten lediglich den Zweck, an der Grenze 
gegen den Kriegsschauplatz die Ordnung aufrechtzuerhalten, 
daß einerseits vom Schweizergebiet aus keine neutralitätswidrigen 
Akte, wie Waffenzufuhr (die überhaupt nicht zu befürchten war, 
da essich nicht wie zum Teil 1848 um einen ungenügend oder 
schlecht bewaffneten Volksaufstand, sondern um den Kampf 
regulärer Armeen handelte usw.) stattfinden und andererseits 
flüchtige Personen, zersprengte und auf Schweizergebiet gedrängte 
Militärkorps der kriegführenden Parteien zurückgewiesen oder 
neutralisiert werden konnten — waren diese Anstalten also über- 
haupt kein Verteidigungszustand gegen eine fremde Kriegsmacht, 
sondern einfache Ordnungsmaßnahmen gegen einzelne Bürger 
oder Militärs. In gleichem Sinn wie die Truppenaufstellungen 
angeordnet waren, wurde vom Bundesrat zur Einschärfung der 
schweizerischen Neutralität eine förmliche Verordnung!) erlassen, 
die aus den angegebenen Gründen schon ihrem Inhalt nach 
zum Teil ziemlich überflüssig war (Verbot der Ausfuhr von 
Waffen und des Auszugs waffenfähiger Mannschaft nach Italien). 
Im weiteren Verlaufe des Krieges erfolgten noch einige weitere 
Truppenaufgebote: im Kanton Tessin infolge der Bewegungen des 
Garibaldischen Korps gegen die tessinische Grenze und anfangs 
Juni, nachdem die Österreicher durch die Schlacht bei Magenta 
(4. Juni) zum Rückzuge gezwungen waren, auch an der Grenze 
Graubündens gegen Veltlin und Tirol (eine besondere Brigade). 
Auf der Seite Graubündens kamen für die Besetzung einige 
bestrittene Grenzstriche in Frage, und es wurde mit der öster- 
reichischen Regierung zuerst wieder förmlich verhandelt und 
deren Erlaubnis eingeholt, während eine momentane Besetzung 
kriegsrechtlich sich von selbst verstanden und auch, weil dadurch 
der Rechtsfrage, wem das Gebiet eigentlich gehöre, gar nicht 
präjudiziert werden konnte, um so weniger auf sich hatte. Nur 
immer nicht nur korrekt, sondern auch möglichst feierlich! 
Die Frucht der Grenzbesetzung war: am 2. Juni wurden ganze 
sieben Soldaten des Garibaldischen Korps abgefangen und am 
9. Juni allerdings die abgeschnittene österreichische Besatzung 
von Laveno, die 650 Mann stark auf schweizerisches Gebiet über- 
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getreten war, interniert. Die Internierten wurden dann, nachdem 
sie bei Empfang selbstverständlicherweise entwaffnet worden 
waren, noch während des Krieges (am 27. Juni und 4. Juli) 
gegen die offizielle Erklärung der respektiven Regierung (von 
Österreich und von Sardinien), daß sie während des Krieges 
nicht mehr gegen den Feind verwendet würden, in ihre Heimat 
entlassen. Der Bundesrat hatte gewiß mit seiner Anschauung 
recht, wie diese auch von den kriegführenden Regierungen ohne 
weiteres anerkannt wurde, daß nämlich dem neutralen Staat 
nicht zugemutet werden könne, wie eine kriegführende Partei 
die Internierten während des ganzen Verlaufes des Krieges in 
Verwahrung nach Art der Kriegsgefangenschaft zu behalten, um 
so weniger als er solche Truppen ja von vornherein dem Kriegs- 
lose überlassen, d. h. in die Hände der Sieger zurückweisen 
könnte; aber er hat den Erfolg der Rückgabe der Internierten 
während des Krieges an ihre Heimatstaaten wieder zu einem 
unverhältnismäßigen Verdienst aufgebauscht, wenn er sagt: „Hier- 
mit war ein modus vivendi zur Geltung gebracht, der für die 
Schweiz bei ihrer internationalen Stellung in der Zukunft von 
Bedeutung werden kann.“ Gleicherweise wie mit den über die 
Schweizergrenze getretenen Mannschaften wurde mit den fünf 
sardinischen Schiffen auf dem Langensee, welche nach dem 
Vorrücken der Österreicher über den Tessin in den schweizerischen 
Gewässern (des Langensees) eine Zuflucht gesucht und gefunden 
hatten, verfahren; sie wurden nach Zurückwerfung der Öster- 
reicher noch während des Krieges an Sardinien zurückgegeben 
gegen die offizielle Erklärung Sardiniens (ebenfalls vom 4. Juli), 
daß sie während des gegenwärtigen Krieges zu keinen Kriegs- 
zwecken gebraucht werden sollten. Die drei österreichischen 
Schiffe hingegen, auf denen die österreichische Besatzung von 
Laveno nach Magadino übergetreten war, wurden Österreich 
nach dem Frieden, nachdem es die Lombardei und damit seinen 
Anteil am Langensee abgetreten, von der Schweiz abgekauft 
(um 400000 Fr.) und dann an Sardinien zunächst vermietet und 
schließlich verkauft). 

Während des Krieges herrschte in Oberitalien wieder, 
wie 1848, gegen die dortigen Schweizer eine sehr erregte 
Stimmung, die zu Bedrohungen und Tüätlichkeiten führte, 
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und hauptsächlich auch aus dem gleichen Grunde, wegen der in 
neapolitanischen und römischen, also in Sardinien feindlichen 
Diensten stehenden schweizerischen Fremdenregimenter, und 
wieder mußte der Schutz der anderseitigen Regierung angerufen!) 
und auf die italienische Volksstimmung durch beruhigende Auf- 
klärung seitens der schweizerischen Konsuln eingewirkt werden. 
— Am 11. Juli 1859 kam zwischen Frankreich und Österreich 
der vorläufige Friede von Villafranca zustande und setzte dem 
Krieg ein Ziel, so daß die Grenzbesetzungen aufgehoben werden 
konnten; die Rückkehr der Truppen erfolgte zwischen dem 13. 
und 22. Juli. Inzwischen war anfangs Juli die Bundes- 
versammlung zur ordentlichen Sitzung zusammengetreten und 
hatte ihr der Bundesrat über die seitherigen Ereignisse Bericht 
erstattet, und durch Bundesbeschluß vom 21. Juli 1859 ?) wurde, 
unter Genehmigung des seitherigen Verfahrens, der Verteidigungs- 
zustand aufgehoben. Damit war der erste und mindest gefährliche 
Akt, die Wahrung der Neutralität in diesem regulären Kriege, 
zu Ende, und es folgte dann der zweite Akt, die Abtretung 
Savoyens an Frankreich, wobei der Mut der Schweiz auf eine 
ganz andere Probe gestellt wurde, ohne sie aber zu bestehen. 

Inzwischen tat sich der Bundesrat am Gefühl der erfüllten 
Neutralitätspflicht genug und sonnte sich an der diesfälligen 
Anerkennung der Mächte und besonders an der Tatsache, daß 
die definitive Friedenskonferenz auf schweizerischem Boden, in 
Zürich, tagte (vom 26. August bis 15. November 1859; Friede 
von Zürich vom 10. November 1859). Er sagt: „Am Schlusse 
dieser zwar kurzen, aber an folgenschweren (für die Schweiz?) 
Ereignissen reichen Kriegsperiode durfte die Schweiz sich ge- 
stehen, gegen alle Beteiligten eine durchaus gleichmäßige, un- 
parteiische, ebenso strenge als aufrichtige Neutralität beobachtet 
zu haben. Sie durfte in dieser Beziehung auf Anerkennung 
rechnen, und es ist ihr diese auch vielfach zuteil geworden. 
Es wurde selbst erklärt, daß in Würdigung der von der Schweiz 
eingehaltenen Stellung ihr die Ehre zuteil werden solle, die 
Friedenskonferenz bei sich aufzunehmen.“ Die züricherische 
Regierung habe dann mit großer Zuvorkommenheit alle Anstalten 
getroffen, um die hohen Gäste würdig und ihrem Range gemäß 
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zu empfangen. Es wird auch zu vermerken nicht unterlassen, 
daß dieselben auf Einladung des Bundesrates auch die Bundes- 
stadt mit ihrem Besuch beehrten. „Sowohl bei diesem Anlaß, 
als später gegenüber ihren hohen Regierungen sprachen die 
Abgeordneten ihre volle Anerkennung aus für die ihnen zuteil, 
gewordenen Beweise der Gastfreundschaft.“ — Daran, daß bei 
diesem Zürcher Frieden, durch den doch von Österreich die 
Abtretung der Lombardei erklärt wurde, die Schweiz Jahrhunderte 
alte und durch die Wiener Verträge für diesen Fall vorbehaltene 
Ansprüche an Chiavenna, Veltlin und das Bormio habe, daran 
dachte niemand und davon ist auch in den offiziellen Akten mit 
keinem Wort die Rede; das war freilich die Schuld der Schweiz. 
Aber wie diese hohen Gäste, speziell Frankreich und Sardinien, 
der Schweiz gegenüber gesinnt waren, wenn es wirklich etwas 
galt, das sollte sich alsbald bei der Abtretung Savoyens zeigen. 
An ihren Werken werdet ihr sie erkennen! 

2. Nun diese Abtretung und die damit verknüpfte eigentliche 
Savoyerfrage für die Schweiz. Schon ein Jahr vorher, am 
21. Juli 1858, hatte in Plombieres, dem Badeort in den Vogesen, 
das Abkommen zwischen Napoleon III. und Cavour stattgefunden, 
wonach Frankreich dem Königreich Sardinien die Lombardei er- 
obern helfen und dafür als Preis Savoyen erhalten sollte; das steht 
geschichtlich fest, das übrige gehört nicht hierher. Daher dann die 
Drohung Napoleons gegen den österreichischen Gesandten am Neu- 
jahrstag 1859 und der darauffolgende italienische Krieg. Die Even- 
tualität einer Abtretung Savoyens an Frankreich war auch dem 
Bundesrat frühzeitig bekannt. Schon in seiner Note vom 
28. Januar 1859 an die schweizerischen Gesandten in Paris und 
Wien, von der oben die Rede war, machte er darauf aufmerksam ; 
er’befürchtete, wie er selbst sagt, weniger eine Verletzung der 
Neutralität des schweizerischen Gebietes, als eben, daß infolge 
einer kriegerischen Lösung der italienischen Frage Savoyen an 
Frankreich abgetreten werden „dürfte“, „wodurch Genf sehr ge- 
fährdet würde“. Er bereitete auch bereits eine Denkschrift über 
die Verhältnisse der Schweiz zu Savoyen zu Handen der Garantie- 
mächte vor, und zwar nicht nur, um das Recht der Schweiz zur 
Besetzung Savoyens (d. h. der neutralisierten Teile desselben) 
während des bevorstehenden Krieges zu rechtfertigen, sondern 
mit Rücksicht auf dieses Recht gegen eine allfällige Abtretung 
Savoyens an Frankreich zu protestieren. Zunächst kam freilich 
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das Recht der Schweiz, Savoyen während des Krieges zu be- 
setzen, in Betracht. In seiner Zirkularnote an die Mächte vom 
14. März 1859, in der er sich zur Handhabung der Neutralität 
der Schweiz entschlossen erklärt, postuliert der Bundesrat auch 
des Weiteren und Breiteren das Recht zur Besetzung Savoyens 
während des Krieges und behält sich Verhandlungen mit 
Sardinien tiber die Modalitäten einer Besetzung vor; Sardinien 
erklärt sich auch in seiner Antwortnote auf das Zirkularschreiben 
des Bundesrates zu bezüglichen Verhandlungen bereit und läßt 
dem Bundesrat zwischen Turin, Genf und Bern als Ort derselben 
die Wahl. Der Bundesrat entscheidet sich für Bern, es kommt 
auch zu mehreren Konferenzen mit Sardinien, aber Sardinien 
zieht die Verhandlung hin und inzwischen geht der Krieg zu Ende. 
Damit wird das Recht zur Besetzung, als Recht der Besetzung 
während des Krieges, gegenstandslos, und die beste Gelegenheit, in 
Savoyen Fuß zu fassen, um bei der Abtretung seine Karten in 
der Hand zu haben, ist verpaßt. Die Schweiz ist, durch eigene 
Schuld, kaltgestellt, und nun geht das Jammern an, sowie die 
Abtretung in Sicht kommt, und dies ist ganz naturgemäß der 
Fall, nachdem die Voraussetzung, die Eröberung der Lombardei, 
sich erfüllt hat: als Sardinien seiner Lombardei sicher ist, will 
 Frapkreich seinen Preis. Bald, sagt der Buudesrat, traten be- 
stimmtere Anzeichen hervor, daß der Anschluß Savoyens an 
Frankreich: in Frage kommen dürfte, und am 29. Juni 1859 — 
am 24. zuvor war die zweite Hauptschlacht, bei Solferino, ge- 
schlagen worden und damit der Krieg gegen Österreich entschieden 
— ließ der Bundesrat durch Minister Kern in Paris gegen die Ab- 
tretung Vorstellungen machen, gestützt auf alte und neue Ver- 
träge, weil die darin festgesetzten schützenden Bestimmungen 
für die Schweiz durch die Vereinigung Savoyens mit Frankreich 
illusorisch würden, die Schweiz faktisch keine militärischen 
Rechte mehr in Savoyen besitzen würde; eventuell, wenn denn 
doch eine Abtretung stattfinde, wird das Verlangen gestellt, daß 
der obere Teil Savoyens nicht mit Frankreich, sondern mit der 
Schweiz vereinigt werde. Noch wäre es Zeit gewesen, die äußerste 
Zeit, dem Verlangen durch unmittelbare tatsächliche Besetzung Nach- 
druck zu geben; noch war der Krieg nicht förmlich beendet, so daß die 
Schweiz zur Besetzung immer noch das formellste Recht hatte, 
und noch wehrte sich Österreich mit letzter Kraft, so daß Frank- 
reich dort noch nicht degagiert genug war, um überlegene Kräfte 
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gegen die Schweiz frei zu haben, um so weniger, als auch 
Preußen und der Deutsche Bund gegen Frankreich mobil zu 
machen auf dem Punkte standen. Aber auch dieser letzte 
Moment ging unbenutzt vorüber, und so mußte es kommen, wie 
es kam. Am 6, Juli bietet Napoleon Österreich den Frieden 
an, und am 11. kommen die Friedenspräliminarien von Villafranca 
zustande, womit für die Schweiz, wie sie mit diesem Tage 
die Grenzbesetzungen aufhob, auch das kriegsrechtliche Recht 
zur Besetzung Savoyens aufhörte. 

Diese Friedenspräliminarien brachten eine kurze Ablenkung 
von der Abtretungsfrage, schienen aber die Rechte der Schweiz 
auf Savoyen von einer anderen Seite zu berühren. In den 
Friedenspräliminarien war nämlich die Bildung einer italienischen 
Konföderation, statt des nachmaligen Einheitsstaates vorgesehen, 
in welche laut den Präliminarien auch Venetien, obschon es 
noch Österreich zuerkannt blieb, eintreten sollte, und so erwog 
der Bundesrat wieder die Frage, ob nicht das Recht der Schweiz 
auf Neutralisierung Savoyens durch den Beitritt Sardiniens zur 
Konföderation erschwert würde, insofern als auch konföderierte 
Truppen dahin verlegt werden wollten und im Kriegsfall den 
Rückzug durch das Wallis beanspruchen würden. Der Bundesrat 
fragte darüber bei den Garantiemächten an, weil er deswegen even- 
tuell auch auf der Friedenskonferenz vertreten zu sein wünschte, 
und glaubte damit, welche Aufmerksamkeit auf die savoyische 
Frage bewiesen zu haben; er kam aber wieder zu früh und 
mußte sich von den Mächten sagen lassen, daß die Frage bei 
den Friedensverhandlungen nicht zur Sprache kommen könne und 
die Schweiz immer noch Gelegenheit haben werde, ihre dies- 
fälligen Rechte durch eine Erklärung zu wahren, wenn einmal 
die beteiligten italienischen Regierungen zu Unterhandlungen 
über die Konföderation zusammentreten würden. Überhaupt 
hat die ganze Sorge wieder eine ganz andere Voraussetzung, als 
die der Abtretung, nämlich die, daß Savoyen bei Sardinien 
bleiben, dieses aber in die Konföderation eintreten werde. Dann 
aber tritt wieder die Abtretungsfrage in den Vordergrund. 

Noch am 6. August 1859, dem Tage der Eröffnung der 
Zürcher Konferenzen, soll Sardinien, laut Mitteilung des sardini- 
schen Gesandten in Bern an den Bundespräsidenten, in einem 
Memorial an die Mächte die Absicht der Abtretung Savoyens 
an Frankreich geleugnet haben. Also die erste offizielle Er- 
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klärung von seiten der beiden Paziszenten über die Frage der 
Abtretung wäre eine Verneinung in aller Form gewesen. Statt 
die sardinische Regierung bei dieser Mitteilung festzuhalten, 
läßt der Bundesrat, „unbeirrt durch diese Erklärungen“, wie er 
sagt, die bereits im Januar, seit der ersten Kunde von einer 
möglichen Abtretung, vorbereitete Denkschrift gegen die Ab- 
tretung am 30. September 1859 vom Stapel, worin namentlich 
auf die Verpflichtung Savoyens in den alten Verträgen, Chablais 
und Faucigny und Genevois an keinen dritten Herrn zu veräußern, 
hingewiesen wird. Warum das? weil die Denkschrift einmal 
vorbereitet war und die Schweiz ihre Kenntnis von den alten 
Verträgen leuchten lassen wollte? Jedenfalls strafte die Tat- 
sache der Denkschrift jene Mitteilung Savoyens Lügen und gab 
damit Savoyen förmlich das Recht, das wirklich zu unternehmen, 
was ihm trotz seiner Erklärung seitens der Schweiz imputiert 
wurde. Mitte Oktober folgte dann die zuverlässige Nachricht, 
daß schon vor dem Einmarsch des französischen Heeres in Italien 
ein Vertag unterzeichnet worden sei (das Abkommen von Plom- 
bieres war erst mündlich), in welchem Sardinien einwilligte, 
Savoyen und Nizza an Frankreich abzutreten, wenn die Ver- 
größerung Sardiniens auf den Besitz von 11 Millionen italienischer 
Untertanen gestiegen sein werde, und in Savoyen selbst, vor- 
zugsweise im südlichen, nach Frankreich abfallenden Teil, begann 
die Agitation für eine Annexion an Frankreich. Frankreich 
hatte sich also, noch bevor es in den Krieg für Sardinien zog, 
von diesem den Preis dafür schriftlich zusichern lassen. 

Nach dem Frieden von Zürich vom 10. November 1859, an 
dem von den Rechten der Schweiz auf das Veltlin usw. keine Rede 
war, trat eine Änderung der Situation in Italien ein. Laut dem 
Frieden von Zürich hätten die früheren Beherrscher der italieni- 
schen Staaten Toscana, Parma und Modena wieder eingesetzt werden 
sollen, die Landstände dieser Staaten aber wollten die früheren 
Dynastien unter keinen Umständen wieder aufnehmen und 
schlossen sich zwecks gemeinsamen Widerstandes zu einer Liga 
zusammen. Zur Regelung dieser italienischen Herrschaftsfragen 
scheinen die Beteiligten, Frankreich und Sardinien, an die Ein- 
berufung eines europäischen Kongresses gedacht zu haben; jeden- 
falls hatte der Bundesrat davon kaum vernommen, so richtete er 
eine Note an die Mächte vom 18. November!), in welcher er 


1) B. B. 1860 I, 491. Wie täppisch ist schon der Eingang. 





3. Der italienische Krieg und die Savoyerfrage, 1859/60. : 351 


für den allfälligen Kongreß nun wieder den anderen Standpunkt 
hervorkehrt, daß eine italienische Konföderation zutande käme, 
Sardinien mit Savoyen in dieselbe eintrete und dadurch die 
Rechte der Schweiz auf Savoyen erschwert würden; zugleich 
aber wird der Note die Denkschrift vom 30. September beigelegt, 
die auf den ganz anderen Standpunkt der Abtretungsfrage ein- 
gerichtet ist, wie sie auch von diesem Standpunkte aus zur Aus- 
arbeitung aufgegeben worden war. So geht’s beim Bundesrat 
durcheinander; auf alle möglichen Fälle hin werden Noten an 
die Mächte erlassen, ohne die Fälle selbst abzuwarten. Die 
Note ist von den Mächten nicht beantwortet worden, außer 
von Österreich und England, und auch von diesen spät genug 
(von Österreich am 7. Dezember, von England am 12. Januar 
folgenden Jahres), allerdings in dem Sinne, daß sie sich der 
schweizerischen Rechte kräftig annehmen werden. Vielleicht 
hätte Österreich sich auch der Rechte der Schweiz auf das 
Veltlin kräftig angenommen und jedenfalls dasselbe lieber an 
die Schweiz als an Italien abgetreten, wenn diese Abtretung 
von der Schweiz überhaupt verlangt worden wäre. — Speziell 
. Frankreich schwieg ; dieses Frankreich, das die Abtretung Savoyens 
angestiftet hatte und das speziell die Rechte der Schweiz auf 
Savoyen verschlingen sollte — es hat in der Savoyerfrage bisher 
noch keinen Laut von sich gegeben! 

So ging es bis in das neue Jahr 1860 hinein; die Gerüchte 
von einer Abtretung gewinnen immer mehr Bestand, die 
Annexionsbewegung zugunsten Frankreichs nimmt zu, die 
französische Presse fängt an, in die gleiche Trompete zu stoßen 
— kurz die Geschichte wird immer unheimlicher und der Bundes- 
rat immer nervöser, bis er sich nicht mehr enthalten kann, 
Frankreich direkt darüber zu interpellieren. Da kann Frank- 
reich nicht mehr anders als aus sich heraustreten, übrigens war 
es dazu auch sonst bereits Zeit geworden, wenn es seinen Preis 
für die Lombardei erlangen wollte; aber es ist sehr interessant 
zu beobachten, wie allmählich dieses Heraustreten geschieht, wie 
der Schweiz zuerst alle Konzessionen gemacht werden, um ihr 
eine nach der anderen zu nehmen, bis sie schließlich nichts mehr 
in der Hand behält und Frankreich sich Savoyen ganz und frei 
angeeignet hat. Der Verlauf ist folgender. — 1. Die Ver- 
handlung mit Frankreich beginnt mit der Audienz, welche 
der schweizerische Gesandte am 31. Januar 1860 bei dem Kaiser 
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persönlich hat. Kern vertritt auftragsgemäß den Standpunkt, 
daß die Schweiz in erster Linie die Aufrechterhaltung der be- 
stehenden Verhältnisse wünsche, für den Fall der Abtretung 
Savoyens aber darauf dringe müsse, daß ihr eine für ihre Ver- 
teidigung möglichst günstige Grenze zugewiesen werde, d. h. die 
Provinzen Chablais und Faucigny und der nördlich vom Fltßchen 
les Usses liegende Teil des Genevois. Damit glaubte der Bundes- 
rat offenbar welch gescheiten Zug zu tun und hat den aller- 
bedenklichsten getan: er kehrt selbst den Wiener Verträgen den 
Rücken, macht mit den Räubern, wie Frankreich und Sardinien 
vor diesen Verträgen erscheinen, gemeinsame Sache, um dann 
von ihnen schließlich um seinen Anteil betrogen zu werden. 
Statt sich durch die Stellung des klugen Englands, das sich 
jeder Abtretung widersetzte, warnen zu lassen, setzt die Schweiz 
durch ihren Vorschlag an Napoleon die Unterstützung des besten, 
weil an der Sache selbst mit Rücksicht auf die Frage der Ver- 
größerung Frankreichs interessierten Freundes aufs Spiel. — 
Napoleon natürlich sah nur auf den eventuellen Vorschlag der 
Schweiz und nahm ihn offenbar mit Befriedigung entgegen: er 
könne zwar keine bestimmte Zusage geben, da die Abtretung 
Savoyens noch nicht entschieden sei, will aber den Vorschlag, 
den eventuellen Vorschlag, in Erwägung ziehen. — 2. Auf diesen 
Vorschlag eingehend, vertröstet die Antwort des französischen 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten (von Thouvenel) an 
Kern vom 6. Februar die Schweiz zunächst auf den Ausgang 
der staatlichen Ordnung Mittelitaliens: die Annexion Savoyens 
hänge vom Ausgang der Abstimmung über den Anschluß Mittel- 
italiens an Sardinien ab. Es sollten also Toscana, Parma und 
Modena nicht nur nicht wieder als Fürstentimer eingerichtet 
werden, sondern es sollte auch keine Konföderation dieser Staaten 
mit Sardinien gebildet, vielmehr diese Staaten einfach Sardinien 
einverleibt werden, wie es Sardinien und die Landstände dieser 
Staaten selbst wünschten und über diese Einverleibungsfrage 
sollte das Volk dieser Staaten durch Volksabstimmung entscheiden. 
Wenn dann die Volksabstimmung sich für die Einverleibung 
entschied und dadurch Sardinien um so viel größer wurde, schien 
die Bedingung der Abtretung Savoyens an Frankreich erfüllt 
und war also Savoyen an Frankreich abzutreten. Für diesen 
Fall aber, wenn also die Annexion Savoyens durch Frankreich 
erfolge, erklärte der französische Minister in seiner Antwort vom 
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6. Februar dem schweizerischen Gesandten, sollen der Schweiz 
als eigenes Gebiet und als Teil der Eidgenossenschaft die Pro- 
vinzen Chablais und Faucigny abgetreten werden; auch wegen 
des nördlich des Usses liegenden Teils von Genevois werde man 
sich leicht verständigen. Eine gleiche Erklärung erfolgt an 
demselben 6. Februar vom französischen Gesandten in Bern an 
den Bundespräsidenten und am 7. Februar vom französischen 
Konsul in Genf an deu dortigen Regierungspräsidenten. Am 
19. Februar bestätigte auch der Kaiser persönlich dem Gesandten 
Kern die diesem vom französischen Minister gemachte Mitteilung. 
Gleiche Erklärungen wurden von Frankreich in Turin abgegeben, 
wo seit 30. Januar 1860 mit Rücksicht auf die durch Einver- 
leibung der Lombardei veränderte bezw. vergrößerte Stellung 
Sardiniens im allgemeinen und mit Rücksicht auf die Savoyer- 
frage speziell an Stelle des bloßen Konsuls ein schweizerischer 
Gesandter (Tourte) akkrediert war. — 3. Noch bevor aber die 
Abstimmung in Mittelitalien erfolgt ist, tritt Frankreich mit 
seinem Anspruch auf Savoyen hervor, und je bestimmter es damit 
hervortritt, um so mehr verwischt es die der Schweiz für diesen 
Fall gemachten Konzessionen. Schon am 24. Februar läßt der 
französische Minister in Turin erklären, daß bei der Annexion 
der Staaten Mittelitaliens an Sardinien der Besitz Savoyens sich 
als eine geographische Notwendigkeit für die Sicherung der 
französischen Grenzen darstelle; betreffend den Anteil der Schweiz 
aber an dieser Abtretung spricht er sich nur noch im allgemeinen 
dahin aus, daß dabei die Interessen der Schweiz, welche Frank- 
reich immer zu berücksichtigen wünsche, gewahrt werden sollten. 
Und am 1. März, in der Thronrede zur Eröffnung der Parlaments- 
session, spricht der Kaiser selbst von diesem Anspruch bereits 
als einer vollendeten Tatsache: Angesichts der Umgestaltung 
Norditaliens, welche einem mächtigen Staate (dem nicht nur um 
die Lombardei, sondern auch um Toscana, Parma, Modena usw. 
vergrößerten Sardinien) alle Alpenpässe überliefere, sei es die 
Pflicht Frankreichs gewesen, zur Sicherung seiner Grenzen die 
französischen Gebirgsabhänge zurückzuverlangen; von der Schweiz 
aber kein Wort. Mit Rücksicht auf dieses Schweigen, das noch 
beredter dadurch wurde, daß eine schriftliche Bestätigung der 
gemachten mündlichen Zusagen betreffend Chablais und Faucigny 
und Genevois, wie sie die Schweiz verlangt hatte, nicht gegeben 
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und am 6. von Cavour gegen Tourte abgelehnt wurde, erließ 
der Bundesrat am 9. März zwei Noten an die schweizerischen 
Gesandten in Paris und Turin!), worin er von Frankreich und 
Sardinien Zulassung bei der Verhandlung über die Abtretung 
Savoyens und voraus positive Zusicherungen mit Bezug auf den 
Anteil der Schweiz verlangt. Die Noten fanden keine spezielle 
Antwort, wohl aber eine Zurückweisung durch die weiteren Tat- 
sachen. — 4. Es folgt die Frage der Abstimmung in Savoyen 
über die Abtretung an Frankreich. Wie in Mittelitalien über 
die Annexion dieser Staaten durch Sardinien zur Bemäntelung 
eine Volksabstimmung stattgefunden hatte, so sollte in Savoyen 
über dessen Abtretung an Frankreich eine Volksabstimmung 
stattfinden, und die führte zu Verhandlungen, durch die der 
Schweiz nicht nur die gemachten Konzessionen eines Anteils an 
der Abtretung genommen, sondern auch noch ihre bisherigen 
formellen Rechte auf Savoyen abgesprochen wurden. Am 8. und 
9. März verkündigten nämlich die Gouverneure von Annecy und 
Chambery der savoyischen Bevölkerung, daß sie demnächst be- 
rufen sein werde, darüber abzustimmen, ob Savoyen bei Sardinien 
verbleiben oder sich Frankreich anschließen wolle; von einer 
dritten Alternative zugunsten der Schweiz, daß nämlich Chab- 
lais und Faucigny Gelegenheit erhalten sollten, sich auch für 
die Schweiz zu erklären — davon kein Wort. Gegen diese 
Art der Abstimmung wurde vom Bundesrat durch die Noten 
von Tourte vom 14. März und von Kern vom 15. März?) bei 
Sardinien und: Frankreich Protest eingelegt und auch von den 
neutralisierten Provinzen Savoyens selbst demonstriert, indem 
Adressen von einem durch die Bevölkerung bestellten Komitee 
an den Bundesrat, Sardinien, Frankreich und die Garantiemächte 
und eine Massenpetition mit 12000 Unterschriften ergingen, alle 
für Anschluß dieser Provinzen an die Schweiz®). Bei Übergabe 
der Note von Kern an den französischen Minister, am 15. März, 
bemerkte dieser, über Zeit und Art der Abstimmung sei noch 
nichts Näheres festgesetzt, es müsse zuerst die Abtretung Savoyens 
an Frankreich erfolgen — allerdings von ganz Savoyen; wenn 
es dann möglich werde, Chablais und Faucigny der Schweiz zu 
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überlassen, ohne daß Frankreich riskiere, die Annexion der 
übrigen Provinzen an Frankreich zu vereiteln (das savoyische 
Volk wolle von einer Zerstücklung nichts wissen und könnte, 
wenn sie doch beabsichtigt wäre, leicht gegen jede Annexion 
von Savoyen an Frankreich stimmen), so werde sich die fran- 
zösische Regierung stets geneigt finden, auf die frühere Kom- 
bination einzutreten. Die eigentliche Antwort des französischen 
Ministers vom 17. März!) auf den Protest gegen die Art der 
savoyischen Abstimmung geht dann dazu vor, die schweizerischen 
Rechtstitel auf Savoyen überhaupt für nichtig zu erklären, speziell 
zu behaupten, der Vertrag von 1564, wonach Savoyen an keinen 
anderen Herrn als an die Schweiz abgetreten werden dürfe, sei 
erloschen und das Recht der Schweiz zur Besetzung Savoyens 
laut den Verträgen von 1815 und 16 sei lediglich im Interesse 
Sardiniens, zu dessen Schutz vor Frankreich statuiert worden; 
wenn Sardinien also Savoyen abtreten und damit auf den Schutz der 
Schweiz verzichten wolle, so sei das sein Recht. Und im gleichen Sinn 
lautete die Antwort Cavours vom 21. März. Der Bundesrat er- 
ließ dann noch Widerlegungen dieses Standpunktes, diejenige an 
Kern gerade am Tag der Abtretung Savoyens an Frankreich, am 
24. März®), die andere ganz post festum, am 80. Märzt), — 
Inzwischen, am 13. März, hatte Napoleon durch Zirkularnote 
auch die Großmächte von der bevorstehenden Abtretung ver- 
ständigt, worauf der Bundesrat am 19. März eine Gegennote?) 
an dieselben erließ, voraus auch ein Kreisschreiben an sämtliche 
Kantone, ®) worin er ihnen von der ernsten Wendung, welche 
die Savoyerfrage genommen habe, Kenntnis gibt und ihre 
energische Unterstützung anruft. Die Kantone erklärten sich in 
ihren Antworten’) dazu „mit Gut und Blut“ bereit, aber es kam nicht 
so weit, und die Antworten derjenigen Mächte®), die überhaupt 
sich vernehmen ließen, waren nicht mehr als formelle Empfangs- 
anzeigen, außer der Antwort von Österreich, in der einerseits 
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die österreichische Freundschaft des Leidensgefährten für die 
Schweiz gegen Sardinien und Frankreich sich kundgibt, eine 
Freundschaft, die sich wohl auch bei einem schweizerischen An- 
spruch auf das Veltlin erwiesen hätte — in der anderseits aber 
auch das Bedauern durchschlägt, daß nicht in der Zeit, als 
Österreich mit Sardinien und Frankreich um die Lombardei rang, 
auch die Schweiz für ihre Rechte tätlich eingegriffen habe 
(— „Von dieser Überzeugung durchdrungen, haben wir nie auf- 
gehört, hervorzuheben, daß ein Begünstigen oder Zugestehen der 
von Piemont in Mittelitalien eingeführten Einverleibungen eine 
Gebietsveränderung auch auf Seite der Alpen vorbereiten heiße 
und daß, wenn man diese Wirkung vermeiden wolle, man vor allem 
die Ursache bekämpfen müsse,*) Übrigens erfolgten diese Ant- 
worten erst in der Zeit vom 26. März bis 8. April, also nachdem 
die Abtretung bereits perfekt war. Nach Anrufung der Inter- 
vention der Garantiemächte wendet sich der Bundesrat wieder 
an die Großmut Napoleons und schickt zu diesem Zweck. wie 
im Neuenburger Handel den alten Dufour an seinen kaiserlichen 
Schüler; am 22., zwei T’age vor der Abtretung, findet die Audienz 
statt. „Der Erfolg war jedoch nicht günstiger.“ Hatte v. 'Thouvenel 
noch am 15. gegenüber Kern die Abtretung von Chablais und 
Faucigny an die Schweiz nur bedingungsweise wegen der Ab- 
stimmung über die. Annexion für unmöglich erklärt, so stellt 
Napoleon sie nun Dufour als unbedingt ausgeschlossen hin: ohne 
die Annexion Savoyens an Frankreich aufs Spiel zu setzen, 
könnte die früher gegebene Zusicherung der Abtretung von 
Chablais und Faucigny nicht zur Ausführung gebracht werden, 
Damit also war es vorbei. 

Am 24. März wurde Savoyen von Sardinien an Frankreich 
in- aller Form und öffentlich abgetreten und damit das geheime, 
zuerst mündlich in Plombieres und dann schriftlich ver dem Ein- 
marsch der Franzosen in Italien gegebene Versprechen erfüllt, 

Gegen die nun vollzogene Abtretung wiederholte der Bundes- 
rat bei Sardinien und Frankreich und bei den Garantiemächten 
noch den Protest, den er schon gegen das Projekt der Abtretung 
so vielmal erhoben hatte. Er empfing darauf noch eine Note 
der französischen Regierung!) vom 26. März, die er wiederum 
mit einer Zirkularnote an die Garantiemächte, vom 27. März, 
beantwortete. In der französischen Note wird, um die Schweiz 
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zu beruhigen, auf Art. 2 des Abtretungsvertrages hingewiesen, 
wonach Frankreich tiber die Neutralitätsrechte der Schweiz mit 
den Garantiemächten und der Schweiz sich zu verständigen habe; 
in der schweizerischen Zirkularnote dagegen wird jener Vorbehalt 
für ungenügend erklärt und gegen jede Besitzergreifung des 
neutralisierten Savoyens durch Frankreich ohne vorherige Ver- 
ständigung mit den Mächten und der Schweiz protestiert. Der 
Bundesrat entsendet am 24. März auch noch, um England für 
Erhaltung des status quo bis zu einer rechtmäßigen Lösung der 
Frage zu gewinnen, einen außerordentlichen Agenten (De la Rive 
von Genf) am 24. März nach London, der gute Aufnahme ge- 
funden hat, auch zu einem Schützenfest! eingeladen wird, aber 
nichts ausrichtet, so wenig als der später noch nach Berlin (!) 
und Petersburg gesandte außerordentliche Agent Dapples. Dann 
findet sich der Bundesrat am Rande seiner Mittel, richtet am 
28. März eine Botschaft!) an die Bundesversammlung und beruft 
diese auf den 29. März ein, um ihr die weiteren Verfügungen 
anheimzugeben. Die zu diesem Zweck außerordentlich zusammen- 
getretenen Räte werden am 29. März eröffnet?, wählen gleichen 
Tages je eine neungliedrige Kommission, mit Escher als Prä- 
sidenten derjenigen des Nationalrates und Dubs als Präsidenten 
der Ständeratskommission®; diese Kommissionen erstatten am 
2. und 3. April ihre Berichte*, und die Bundesversammlung faßt 
am 4. Beschluß® und löst sich nach Schlußreden der Präsidien ® 
gleichen Tages auf. Und der Inhalt der Verhandlungen in der 
Bundesversammlung? Der Antrag des Bundesrates wird wörtlich 
von beiden Kommissionen angenommen und wörtlich auch 
von der Bundesversammlung zum Beschluß erhoben, und so 
lautet der Bundesbeschluß in der Savoyerfrage, vom 4. April 
1860, der entscheidende Bundesbeschluß, dahin: die vom Bundes- 
rat bis dahin getroffenen Maßregeln seien genehmigt; der Bundes- 
rat werde fortfahren, die Rechte und Interessen der Schweiz in 
Beziehung auf die neutralisierten Provinzen kräftig zu wahren 
und insbesondere dahin zu wirken, daß bis zur erfolgten Ver- 
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ständigung der Status quo nicht verändert werde (!), zur Anwendung 
aller dazu erforderlichen Mittel werde ihm Vollmacht erteilt: 
sollten weitere militärische Aufgebote stattfinden oder andere 
ernste Umstände eintreten (ein Angriff der Schweiz auf Savoyen? — 
ein Angriff auf die Schweiz war jedenfalls nicht zu befürchten!), so 
sei die Bundesversamınlung unverzüglich wieder einzuberufen. 
Das Motiv aber zu diesem Schluß? Escher dominierte in der 
Kommission wie im Nationalrat, beherrschte auch den Präsidenten 
der andern Kommission, Dubs, und den Präsidenten des Stände- 
rates, Welti, u. a., und Escher war mit Bahn und Börse liiert: 
er war Begründer der schweizerischen Nordostbahn und der 
schweizerischen Kreditanstalt, und diese Institute sind äußerst 
empfindlich gegen jede Eventualität eines Krieges; daher sind 
Leiter von Privatbahnen oder Börsenmänner oder gar, wenn sie 
beides sind, weder uneigennützige noch mutige Staatsmänner, sie 
sorgen und fürchten zu sehr für den Privatvorteil. In der 
Bundesversammlung erhob sich zwar gegen Escher und seine 
Partei als Friedenspartei & tout prix die Kriegspartei von Stämpfli, 
damaligem Vorsteher des Militärdepartements und Bundes- 
präsidenten vom vorigen Jahr, und seinen Anhängern, standen 
also wieder wie in der Eisenbahnfrage im Jahr 1852, ob Staatsbau 
oder Privatbau, Escher und Stämpfli gegeneinander; aber die Kriegs- 
partei unterlag, „die Bundesversammlung hatte nicht den Mut“ — 

Die diplomatische Kampagne war gescheitert, nach Ein- 
geständnis des Bundesrates selbst; nun würde, sollte man meinen, 
die militärische Aktion die Konsequenz gewesen sein. Und dieser 
Meinung war auch der Bundesrat, wenigstens traf er gleich nach 
der Abtretung Savoyens und vor Einberufung der Bundes- 
versammlung, am 26. März, militärische Maßnahmen. Aber 
erstens weiß man nicht einmal, zu welchem Zweck, und der 
Bundesrat scheint es selbst nicht gewußt zu haben: ob für Vor- 
bereitung einer Besetzung des neutralisierten Savoyens oder bloß 
zur Bewachung der Schweizergrenze. Einerseits nämlich heißt 
es: „Die fortwährend eingelangten höchst allarmierenden Berichte 
und die dadurch verursachte Beunruhigung ließen es ratsam 
erscheinen, nicht länger damit (mit den militärischen Maßnahmen) 
zuzuwarten und die Angelegenheit in eidgenössische Leitung zu 
nehmen.“ Andersereits: auch sei es wohl außer Zweifel, daß die 
französische Armee ihren Rückzug aus Italien nach Frankreich 
über Savoyen bewerkstelligen werde; unter solchen Umständen 
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könne es der Schweiz in keiner Weise verdacht(!) werden, wenn 
sie im Interesse ihrer Sicherheit und zur Beruhigung der Be- 
völkerung zu einigen(!) militärischen Vorkehrungen geschritten 
sei. Und zweitens, wie schwächlich waren diese Maßnahmen! 
Schon der letzte Satz beweist es, und der Bundesrat selbst sagt, 
er habe sie nur in ganz beschränktem Umfange treffen zu sollen 
geglaubt. Und warum? Aus Furcht! „Wir wünschten dabei 
ausdrücklich alles unnötige Aufsehen zu vermeiden und von vorn- 
herein den Einwurf zu beseitigen, daß die Schweiz zu kriege- 
rischen Rüstungen und zu militärischen Provokationen über- 
gegangen sei!® In dieser Absicht sei keine Piketstellung der 
Armee verfügt, nur einzelne Truppenteile der Kantone Bern, 
Glarus, Freiburg, Waadt und Wallis und Neuenburg etwas früher 
als sonst zu einem Wiederholungskurs einberufen worden usw. usw. 
Das waren die militärischen Aufgebote(!), welche der Bundes- 
beschluß vom 4. April voraussetzt, und die ganze Parade wurde 
am 12. April wieder eingestellt, indem an diesem Tage sämt- 
liche Truppen entlassen wurden. Nur die Wiederholungskurse 
in Genf hatten den Charakter einer militärischen Besetzung Genfs 
angenommen und dauerten noch fort, weil am 30. März eine An- 
zahl Bewaffneter von Genf aus einen Handstreich gegen das 
sardinische Ufer unternommen hatten, ein Unternelimen, das nur 
bezweckte, was die Schweiz selbst hätte tun sollen, das aber dem 
Bundesrat als ein Wagnis erschien, das für die Schweiz von den 
schwersten Folgen hätte sein können. Und wegen dieses Unter- 
nehmens richtete der Bundesrat nun gegen Genf die Besetzung, 
nicht gegen Savoyen, und setzte über Genf deswegen auch ein 
eidgenössisches Kommissariat (die Landammänner Aepli von 
St. Gallen und Welti von Aargau), das erst am 20. August 
wieder aufgehoben wurde. Mit dem Bundesbeschluß vom 4. April 
aber war jede militärische Aktion der Schweiz endgültig auf- 
gegeben. 

Was aber sollte nun, nach dem 4. April, geschehen? Der 
Bundesrat wendet sich wieder zur diplomatischen Aktion und an 
die Mächte, nachdem er im Separatspiel mit Frankreich und 
Sardinien mattgesetzt worden war, und zwar verlangte er nun 
eine Konferenz der Garantiemächte, einen europäischen Kongreß, 
der sich der schweizerischen Rechte auf Savoyen annehmen sollte. 
Hatte der Bundesrat nach dem Frieden von Zürich nur verlangt, 
daß von einem Kongreß, der sonstwie und wegen der italienischen 
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Angelegenheit zusammentreten sollte, auch die Savoyerfrage be- 
handelt werde, so beantragt er nun selbst den Kongreß und wegen 
der Savoyerfrage speziell. Schon am folgenden Tage nach dem 
entscheidenden Bundesbeschluß, am 5. April, richtet der Bundesrat 
eine Zirkularnote!) in diesem Sinn an die Mächte, indem er sich 
auf das Aachener Kongreßprotokoll vom 15. Oktober 1818, 
Art. 4, berief und dabei die ausdrückliche Bedingung (!) stellte, 
daß die Schweiz zur Teilnahme an den Verhandlungen berufen 
werde. Der Aachener Kongreß ist der vom 30. September bis 
21. November 1818 abgehaltene der fünf Großstaaten Preußen, 
Österreich, Rußland, England und Frankreich, welche den 
zweiten Pariser Frieden unterzeichnet hatten, und das Aachener 
Protokoll vom genannten Tage enthält in der Hauptsache den 
Beschluß dieses Kongresses, das Okkupationsheer aus Frankreich, 
das laut dem Pariser Frieden dort für drei bis fünf Jahre auf 
Kosten Frankreichs stehen gelassen worden war, zurückzuziehen 
und Frankreich in den Bund der Großmächte wieder aufzunehmen; 
Art. 4 des Protokolls bestimmte, daß fernere Zusammen- 
künfte wie die Aachener stattfinden sollten, wenn eine Störung 
des allgemeinen Friedens eine Verständigung wünschenswert 
erscheinen lasse. Auf diesen Artikel berief sich der Bundesrat 
in seiner. Note für das Verlangen nach einem Kongreß, weil 
er die Abtretung Savoyens an Frankreich nicht nur als Ver- 
letzung der schweizerischen Rechte auf Savoyen, sondern auch 
für eine solche allgemeine Störaäng hielt, wie denn die Neutrali- 
sierung in der T'at im Interesse des europäischen Friedens, besonders 
gegen eine Wiederholung der Störung desselben durch Frankreich 
erfolgt war. Ein verbrieftes Recht auf Zulassung freilich besaß 
die Schweiz nicht, es waren Zusammenkünfte in solchem Fall 
eben nur als Zusammenkünfte der Großstaaten vorgesehen; die 
Schweiz hätte also die Initiative der einen oder andern Groß- 
macht für sich gewinnen müssen, und das wäre wohl durch eine 
militärische Aktion bewirkt worden wie im Neuenburgerhandel, 
und wie im Neuenburgerhandel würde die Schweiz dann tatsäch- 
lich zur Konferenz der Großstaaten zugelassen worden sein. — 
In einer Gegennote vom 7. April?) an die Mächte bestreitet 
Frankreich, wie schon in seiner Note vom 26. März an die 
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Schweiz, prinzipiell deren Rechte auf Savoyen. Antworten auf 
die schweizerische Note erfolgten nur von Preußen, vom 14. April!), 
von Österreich, vom 18. April?), und von Spanien, vom 20. April?) 
und waren sehr formell: sie drückten die Geneigtheit zu einer 
Konferenz aus, auch zur Zulassung der Schweiz auf der Konferenz, 
aber. keine der Mächte ergriff, worauf es ankam, die Initiative 
zur Einberufung der Konferenz. Zur persönlichen Unterstützung 
seiner Note sandte der Bundesrat auch noch Nationalrat Dapples 
von Lausanne nach Berlin(!) und Petersburg, wie er bereits vor 
dem Bundesbeschluß De la Rive nach London geschickt hatte — 
alles umsonst; einem, der sich durch sein Doppelspiel und durch 
seinen Mangel an Mut der Hilfe Dritter so wenig würdig zeigt 
hilft niemand. In Petersburg war zudem der Einfluß Frankreichs 
vorherrschend. Frankreich selbst gab keine schriftliche Antwort, 
es ließ sich nur in mündlichen, unverbindlichen Audienzen des 
auswärtigen Ministers mit dem schweizerischen Gesandten über 
die Konferenz vernehmen ; danach zeigte es sich „dieser Konferenz 
nicht geradezu abgeneigt“ (Bundesrat), aber es machte den Zu- 
sammentritt derselben von dem vorausgehenden Votum der 
sardinischen Kammer tiber den Zessionsvertrag vom 24. März 
abhängig. Man beachte die sichernde, vorgreifende Politik Frank- 
reichs: vor der Abstimmung in Savoyen Abschluß des Abtretungs- 
vertrages, um das savoyische Volk vor die vollendete "Tatsache 
zu stellen, und nun soll vor dem Kongreß die Abtretung, nachdem 
sie abgeschlossen und vom Volk gutgeheißen, auch noch vom 
gesetzgebenden Körper ratifiziert werden. damit ja sich daran 
nichts mehr ändern lasse! Ä 

Seiner Note vom 5. April läßt der Bundesrat am 11. April 
eine zweite*) an die Mächte folgen, nun mit Rücksicht darauf, 
daß am kommenden 22. April die Volksabstimmung in Savoyen 
stattfinden sollte, und zwar lediglich über die Frage, ob Anschluß 
an Frankreich oder nicht. Darin wird wieder, wie in den Noten 
vom 19. und 27. März, gegen eine einseitige Abstimmung in 
Savoyen ohne vorherige Verständigung mit der Schweiz pro- 
'testiert. Auf diese Note antwortet nur Portugal mit Note vom 
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5. Mai!), das zwar zu den Wiener Garantiemächten gehört hatte, 
aber längst wie Spanien, seit ihrer beider Zurücksetzung als 
Kolonialmächte, aus dem Kreise der Großmächte ausgeschieden 
war, nichtsdestoweniger aber von der Schweiz in der Savoyer- 
frage mit den übrigen immer angesprochen worden war, und 
Portugal quittierte bei dieser Gelegenheit die Noten vom 19. und 
27. März und 5. und 11. April — vier schweizerische Noten auf 
einmal! Die Großmächte beantworteten die letztere Note über- 
haupt nicht mehr, nachdem Frankreich am 16. April noch eine 
Gegennote?) an die Mächte erlassen hatte; sie wurde auch von 
zwei neuen Noten der Schweiz überholt, und die Abstimmung 
in Savoyen ging am 22. April ungestört vor sich — ganz zu- 
gunsten der vereinbarten Abtretung und unter gänzlicher Nicht- 
achtung der schweizerischen Ansprüche. 

Am 23. Mai neue Note der Schweiz an die Mächte®). Der 
Bundesrat hatte erfahren, daß Frankreich den Mächten zur Be- 
ruhigung der Schweiz den Vorschlag gemacht hatte, der Schweiz 
die Berglinie von Meillerie bei St. Gingolph am Genfer See bis 
zum Col de Ferret an der Südwestecke von Wallis zu überlassen 
(also im ganzen mehr nur eine Grenzberichtigung), keine be- 
waffneten Schiffe auf dem Genfer See zu halten und keine 
Festungswerke innerhalb des durch die Berge Vuache, Sion und 
Saleve umgrenzten 'Talkessels von Genf zu errichten, und diesen 
Vorschlag wies der Bundesrat als ungenügend zurück. Zwei Tage 
darauf, am 25. Mai, eine weitere Note des Bundesrates an die 
Mächte*), als nachträgliche Zurückweisung der französischen 
Zirkularnoten vom 7. und 16. April mit deren Behauptungen, 
die älteren Verträge seien nichtig, und die Neutralisierung Savoyens 
sei lediglich im Interesse Sardiniens erfolgt — Behauptungen, 
die, wie bereits früher aufgestellt, auch schon widerlegt worden 
waren; der Note waren Auszüge aus Briefen von Charles Pictet 
de Rochemont (dem Genfer Abgeordneten auf dem Wiener Kongreß) 
über die Entstehung der Neutralisierung Savoyens, eine Denk- 
schrift W. v. Humboldts (auf dem Wiener Kongreß als Vertreter 
Preußens Mitglied der Kommission für die schweizerischen An- 
gelegenheiten) über die Grenzen der Schweiz im Südwesten, und 


1) B. B. 1860 II, 9. 

2) ibid. nach S. 442, S. 23. 
3) ibid. 275. 

4) ibid. nach S. 442. 


3. Der italienische Krieg und die Savoyerfrage, 1858/60. 363 


eine Denkschrift gleichen Inhalts und aus der gleichen Zeit von 
seiten der Minister von England, Rußland und Österreich!) 
beigelegt, Aktenstücke, auf die sich der Bundesrat noch viel zugut 
tat, und von denen er sich noch viel versprach. Aber einzig 
Österreich antwortete noch auf die beiden Noten des Bundes- 
rates vom 23. und 25. Mai am 7. Juni?), und auch Österreich, 
wenn schon es sich zu einem Kongreß bereiterklärte, lehnte die 
Initiative zur Einberufung ab. 

Die Savoyerfrage ging nun rasch ihrem Einde entgegen: der 
Zessionsvertrag wurde in Sardinien von der Deputiertenkammer 
am 30. Mai, vom Senat am 10. Juni genehmigt und erhielt am 
11. Juni die königliche Sanktion, und der letzte Akt, die Besitz- 
ergreifung durch Frankreich, fand am 14. Juni statt. Gegen die 
vollendete Tatsache erließ der Bundesrat noch einen kurzen 
Protest an die Mächte, vom 18. Juni®), die letzte schweizerische 
Note in der Savoyersache! Schweden hat noch deren Empfang 
mit Antwortnote vom 18. Juli*) bescheinigt. 

Über alle diese Vorgänge seit Ende März erstattete der 
Bundesrat der Bundesversammlung noch einen zweiten, letzten 
Bericht vom 25. Juni®) und ließ sich von ihr die unterm 4. April 
erteilten Vollmachten (zur Wahrung der Rechte der Schweiz auf 
Savoyen und eventuell zu militärischen Aufgeboten) erneuern ®) — 
wozu?! Und noch im Jahre 1861 wird durch Postulat der 
Bundesrat eingeladen, der Savoyerangelegenheit, als einer noch 
offenen Frage(!), fortwährend seine volle Aufmerksamkeit zu- 
zuwenden und die Verhandlungen im Sinn einer kräftigen (!) 
Wahrung der Rechte und Interessen der Schweiz zu geeigneter 
Zeit wieder aufzunehmen’. Damit verschwindet die Savoyer- 
frage von der Geschäftsliste. 

Noch aber gab es ein paar üble Nachklänge: Händel 
savoyischer Grenzbewohner mit Schweizern (Vorfall im Ville-la- 
Grande, 1860, und in Moillesulaz, 1863) und die Radamontade 
des Generals Bixio in der italienischen Kammer 1862, der die 
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Annexion Tessins’ verlangte!), bei denen allen der Bundesrat 
den gleichen Mut zeigte wie in der Hauptfrage selbst. 


II. Kritik. 


Die ganze Savoyerfrage, einschließlich des sie bedingenden 
militärischen Ereignisses des italienischen Krieges von 1859, 
war für die Schweiz die komplizierteste und schwierigste politische 
Frage der neuesten Zeit seit den Wiener Verträgen. Die große 
Flüchtlingsangelegenheit der Revolutionsjahre 1848 ff., der Neuen- 
burgerhandel vom Jahre 1856/57, wie schon derjenige vom Jahre 
1831, die nachherige Dappentalfrage 1862 u. a. betrafen immer 
mehr nur einen (Gegenstand, der zwar, wie die Flüchtlings- 
angelegenheit, die verschiedensten Seiten bieten mochte, im 
Grunde aber einfach, ein und derselbe war, und betrafen, worauf 
es für die Schwierigkeit der Lösung hauptsächlich ankommt, nur 
das schweizerische Gebiet. Die Savoyerfrage dagegen schloß 
von Anfang an, wie eingangs bemerkt, drei 'Hauptfragen:: die 
Grenzbesetzung, die Besetzung Savoyens zum Zweck der Neu- 
tralisierung und die Abtretung, in sich, die sich miteinander ver- 
banden und verquickten, und von denen namentlich die dritte 
wieder zwei ganz verschiedene, einander entgegengesetzte Stand- 
punkte: absolute Ablehnung der Abtretung oder gemeinschaft- 
liches Geschäft, zuließ, und Besetzung und Abtretung Savoyens 
betrafen fremdes, außerhalb der Schweiz liegendes Gebiet, 
forderten also u. U. einen Akt schweizerischer Expansionspolitik 
über die Grenzen der Schweiz hinaus, Zwar hatte auch die 
nachherige Dappentalfrage ein Gebiet zum Gegenstand, das 
trotz der Wiener Verträge im französischen Besitz war, also ein 
der Schweiz wenigstens tatsächlich fremdes Gebiet, aber doch 
ein Gebiet, das ihr unzweifelhaft rechtlich gehörte, während 
Savoyen rechtlich wie tatsächlich fremdes Land war, auf das die 
Schweiz nur Drittmannsrechte besaß. Das alles machte die 
Savoyerfrage so kompliziert und schwierig. Wie kompliziert 
dieser Abschnitt der Schweizergeschichte ist, ersieht man aus 
den bisherigen Darstellungen desselben, von denen keine, soweit 
sie überhaupt sich in das Detail einlassen, ein klares Bild der 
sich kreuzenden Fragen bietet, und sogar aus den (Geschäfts- 
berichten des Bundesrats gewinnt man dieses Bild nicht, so daß 
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ihm selbst, der die Geschichte nicht nur darstellen, sondern mit- 
zuerzeugen hatte, die Sache nicht klar sein konnte und ihm 
daher auch deren Beherrschung um so schwieriger werden mußte. 
Darin liegt schon ein Urteil, und es ist auch im ganzen zu sagen, 
daß die Behörden sich dieser wichtigsten politischen Frage der 
Schweiz nicht gewachsen zeigten, wie auch der Erfolg bewies. 
Überhaupt fing von da die äußere eidgenössische Politik an, 
schlecht und schwach zu werden. Mangelte Druey? der stolze, 
kraftvolle Druey, der am 29. März 1855 gestorben war. — Nun 
aber die schweizerische Aktion näher betrachtet. 

Vor allem fällt der Unterschied auf zwischen den Worten 
und der Tat. Man macht große Worte und um so mehr, je 
weiter vom Feuer oder je weniger man zu leisten entschlossen 
ist. So widerhallt schon die erste Note an die Mächte vom 
14. März 1859 von Ehre und Unabhängigkeit der Schweiz und 
dem festen Entschluß, sie zu wahren, und so geht es fort bis zu 
„Gut und Blut“, das man den Rechten auf Savoyen zu opfern 
bereit sei, und was ist schließlich geschehen? Und immer 
möglichst feierlich und wichtigtuerisch, die nichtssagendste Antwort 
der Mächte wird mit Selbstgefühl notiert, das kleinste Entgegen- 
kommen zu einem Erfolg der schweizerischen Diplomatie auf- 
gebauscht und den Gesandten und Kommissären gedankt, bevor 
oder auch ohne daß sie etwas ausgerichtet haben, während es 
nirgends so sehr als in der staatsmännischen Kunst berechtigt 
ist, den Mann nach dem Erfolg zu beurteilen — das Vaterland 
hat nichts von gutem Willen! Und dann dieses vorlaute, nicht 
nur ganz undiplomatische, sondern auch sonst unpassende Wesen. 
Die schweizerische Note vom 14. März 1859 ist überhaupt die 
erste öffentliche Notifikation vom italienischen Krieg, sechs 
Wochen vor dem österreichischen Ultimatum! Es folgen sich 
dann Note auf Note, so daß, wie bemerkt, Portugal einmal deren 
vier auf einmal quittiert und die Großmächte, auf die es ankam, 
schließlich gar nicht mehr reagierten. Man wartet die Fälle 
nicht ab, sondern auf die bloße Eventualität eines Ereignisses, 
ja auf bloßes Hörensagen von dieser Eventualität hin, wird wieder 
eine Note vom Stapel gelassen, und so kommt es, daß die 
Schweiz sich wiederholt den Vorwurf der Voreiligkeit zuzieht. 
Endlich die Gelehrsamkeit, welche der Bundesrat namentlich in 
der eigentlichen Savoyerfrage aufbietet, als ob damit je ein 
pelitischer Erfolg erzielt worden wäre; es ist ja schon gut, wenn 
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man das Recht und die Wissenschaft für sich hat, aber je mehr 
dies der Fall, um so weniger braucht es sie, um so mehr genügt 
es, einfach darauf zu verweisen, und ‘wenn man trotzdem, wie der 
Bundesrat im speziellen Fall, alle alten Sprüche hervorkramt 
und, sobald man einen neuen entdeckt hat, wieder eine neue 
Note abläßt, wird es einfach lächerlich. Denkschriften sind 
überzeugend, soweit es auf das Recht, aber nicht, wo es auf 
die Macht ankommt; da ist der letzte schweizerische Scharf- 
schütz: besser. 

Immerhin macht sich ein Unterschied im Auftreten des 
Bundesrates bemerkbar zwischen der Frage der Grenzbesetzung 
und der Savoyerfrage, und wieder nicht zu seinen Grunsten. 
Dort, wo die Schweiz auf ihrem eigenen Boden stand und auch 
von niemandem etwas zu fürchten hatte, trat der Bundesrat fest 
und entschieden auf, und es ist zuzugeben, daß der Vollzug der 
Grenzbesetzung auch in jeder Beziehung korrekt war. Nur 
hätte es nicht, da das Recht zur Grenzbesetzung im Kriegsfall 
ganz selbstverständlich ist, dieser Präkonisation um Wochen 
voraus bedurft und auch sonst etwas stiller nnd einfacher, weniger 
gesucht und feierlich zugehen dürfen, wenn nicht damit das 
Verhalten in der Savoyerfrage um so mehr kontrastieren mußte. 
Hier Worte, nichts als Worte, und zwar nicht etwa Warnungen 
oder gar Drohungen, sondern Vorstellungen, dann Bitten, bei 
den Mächten, bei Napoleon, und schließlich, als alles nichts nützte, 
ein Jammern bei den Mächten um das gebrochene Recht. Kein 
Mann überschritt die Grenze, im Gegenteil, als andere von Genf 
aus den Fuß hinübersetzen wollen, um für die schweizerischen 
Rechte in Savoyen zu demonstrieren, werden sie militärisch 
zurückgehalten und gemaßregelt. Dazu war das schweizerische 
Militär gut, und wie hat der Bundesrat noch die ganze Auf- 
stellung an der Westgrenze bemäntelt; um nicht noch den Zorn 
Frankreichs herauszufordern! Schwächlich, schmähblich! Was 
mußten die guten Freunde von der Schweiz denken — England 
und Österreich? und was konnten sie tun, wenn die Schweiz 
selbst nichts tat? 

Im einzelnen bleibt an der schweizerischen Aktion folgendes 
auszusetzen: — an der Grenzbesetzung während des Krieges 
zwar nichts, soweit es nicht bereits oben geschehen, diese Auf- 
gabe war einfach genug; um so mehr aber in der Savoyerfrage. 
Schon der erste Schritt war entschieden falsch und bekundete 
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ein diplomatisches Geschick, wie es jeder Bauer besser besitzt. 
Statt von vornherein die Südwestecke des neutralisierten Savoyens 
preiszugeben, damit die Franzosen unwidersprochen durchziehen 
konnten und diese Preisgabe des eigenen Rechtes und damit 
das Interesse Frankreichs vor den Mächten noch zu befürworten, 
hätte die Schweiz bei Sardinien als dem Besitzer Savoyens mit 
diesem Rechte wuchern sollen, um die beiden Verbündeten für 
die Rechte der Schweiz auf das übrige neutralisierte Gebiet um 
so gefügiger zu machen. Aber man wollte offenbar durch diese 
Preisgabe der eigenen Rechte zugunsten Frankreichs dieses 
von vornherein gewinnen (steckte Kern dahinter?), ohne die 
ganz banale Lebensweisheit zu bedenken, daß es töricht ist, das 
Mittel zu fordern aus der Hand zu geben, um von der Güte 
etwas zu erwarten. Die bezügliche Erklärung der Schweiz zu 
Gunsten eines Durchmarsches der Franzosen durch das neutrali- 
sierte Gebiet hat denn auch Österreich arg verstimmt, es pro- 
testierte dagegen und hat nachher, als die Schweiz mit ihren 
Klagen wegen der Abtretung Savoyens kam, ihr die Demütigung 
nicht erspart, sie an ihren Fehler zu erinnern. Jedenfalls hätte 
das übrige neutralisierte Gebiet Savoyens durch die Schweiz be- 
setzt werden sollen, und zwar gleich nach Ausbruch des Krieges 
oder mindestens noch während des Krieges; daß es nicht geschah, 
ist der zweite und Hauptfehler. Über das Recht der Schweiz 
zur Besetzung braucht es nicht viele Worte und hätte auch der 
Bundesrat nicht viele zu machen gebraucht, wenn bei ihm nicht 
‘ die Worte hätten die Tat ersetzen sollen. Auf dem Wiener 
Kongreß war Savoyen neutralisiert worden, allerdings auf Antrag 
Sardiniens, das diesen Schutz im Kriegsfalle als Gegenleistung 
für die an Genf abgetretenen Gebietsteile verlangte — aber nicht 
allein im Interesse Sardiniens, sondern auch der Schweiz, be- 
sonders Genfs und der Simplonstraße, der Verbindung zwischen 
Genf und Wallis. Genf bedurfte dieses Schutzes ebensowohl wie 
Sardinien ; dieser Schutz Genfs war auch schon seit Jahrhunderten, 
wennschon in anderer Form (Abtretung Savoyens an die Schweiz 
bezw. Nichtabtretung an eine andere Macht), vorgesehen und 
daß die Neutralisierung Savoyens auch im Interesse Genfs vor- 
genommen wurde, geht zur Evidenz aus der schließlichen Be- 
grenzung des neutralisierten Gebietes hervor: im Interesse Sar- 
diniens lag die Neutralisierung des ganzen Savoyens, im Interesse 
Genfs dagegen nur die Neutralisierung des nördlichsten, leicht zu 
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verteidigenden Teiles; jeder der beiden Interessenten verlangte 
denn auch eine andere Begrenzung; diese aber wurde schließlich 
im Mittel zwischen beiden Ansprüchen festgesetzt. Zum Überfluß 
hat im italienischen Kriege Sardinien selbst, das die Sache da- 
mals noch allein anging, das Recht der Schweiz zur Besetzung 
des neutralisierten Savoyens anerkannt, indem es sich auf Ver- 
handlungen über diese Besetzung mit der Schweiz einließ, ja 
auf diese Verhandlungen antrug. Das Recht der Besetzung 
während des Krieges, und darum handelt es sich hier allein, 
stand also durchaus fest. Die Besetzung zu dieser Zeit hätte auch 
ohne Schwierigkeit und Gefahr vorgenommen werden können — 
Sardinien war ja prinzipiell einverstanden — und Frankreich hätte 
sich damit wohl auch zufrieden gegeben, wenn mit dem Recht, 
ihm sogar den Durchmarsch seiner Truppen zu verweigern, ge- 
wuchert worden wäre, und war jedenfalls zur tatsächlichen Ver- 
hinderung der Besetzung damals nicht in der Lage, wie oben 
gezeigt. Daß aber eine Besetzung Savoyens für die Schweiz 
zweckmäßig, ja notwendig gewesen wäre, ist heute keine Frage 
und konnte schon damals keine Frage sein; ja, von der Be- 
setzung zu dieser Zeit hing alles Weitere ab; das war der 
kritische Zeitpunkt, und ihre Unterlassung ist der Wendepunkt 
in der ganzen Savoyerfrage für die Schweiz. Wenn mit Rück- 
sicht bloß auf den Kriegsfall die Schweiz von einer Besetzung 
ohne Schaden für ihre Rechte absehen konnte, wie es bisher 
immer geschehen war, noch im Revolutionsjahr 1848/49 — so 
mußte sie diesmal mit Rücksicht auf das Abtretungsprojekt zur 
Besetzung greifen, und dieses Projekt war ihr ja so gut und so 
früh bekannt wie der dasselbe bedingende bevorstehende Krieg. 
Die Schweiz mußte sich sagen, daß sie nur durch eine Besetzung 
während des Krieges, die ihr volles und noch unbestrittenes 
Recht war, eine nachherige Abtretung verhindern oder als beatus 
possidens bei einer Abtretung nicht ohne einen gehörigen Anteil 
gelassen werden könnte. Warum hat sie trotzdem die Besetzung 
unterlassen? Und warum hat sie sich durch Verhandlungen über 
die Besetzung, bis der Krieg beendigt und damit ihr formelles 
Recht zur Besetzung erloschen war, hinziehen lassen, ohne recht- 
zeitig durch einen Coup diese Verschleppungstaktik Sardiniens 
zu durchbrechen? Man gewinnt aus den gedruckten Akten den 
Eindruck, nicht daß sie eigentlich düpiert worden wäre, sondern 
daß sie sich gerne hinziehen ließ, nur um einen Vorwand zu 
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haben, den Kelch der Besetzung an sich vorübergehen lassen zu 
können, freilich um später einen um so bittereren leeren zu müssen. 
Es tönt förmlich wie ein Aufatmen darüber, daß von einer Be- 
setzung nicht mehr die Rede sein könne, wenn der Bundesrat 
berichtet, die schnelle Beendigung des Krieges sowie die spätere 
Entwicklung der Savoyerfrage habe die Opportunität dieser Ver- 
handlungen in den Hintergrund gedrängt. Aber was spielte da 
mit? Jedenfalls die Rücksicht auf Frankreich. Aber Furcht, 
die damals kaum begründet war, oder vielmehr Liebedienerei, 
die sich nach alter Erfahrung und mit Recht immer schlecht be- 
zahlt? Etwa gar der Zauber der Persönlichkeit Eugeniens, der 
im Falle des Krimkrieges auch einen Hübner, den österreichischen 
Gesandten in Paris, berückt hatte und, wie aller Welt be- 
kannt, viel mehr in der französischen Politik tat als die ganze 
französische Diplomatie; was dieser nicht gelang, vermochte jener. 
Nur die ungedruckten Akten werden darüber Aufschluß geben 
können, zwar über letzteres wohl auch sie nicht. Genug, mit 
der Besetzung während des Krieges, dem wirksamsten und dazu 
damals noch ganz unbedenklichen Mittel zur Wahrung der Rechte 
der Schweiz, war es vorbei. 

Zum Schluß die Abtretung. Daß die Abtretung Savoyens 
an Frankreich die Rechte der Schweiz in Savoyen aufheben und 
damit den Schutz Genfs vernichten mußte, war klar und sah 
der Bundesrat auch von Anfang an ein; um so mehr hätte man 
erwarten können, daß er zur Besetzung, solange die Schweiz 
dazu das formelle Recht besaß, d. h. während des Krieges, 
schreiten würde. Aber diese Gelegenheit ging vorüber, der 
Krieg kam zum Schluß, und nun stand die Abtretungsfrage für 
sich allein und waren die Verbündeten militärisch frei, welche 
beiden Umstände die Sache für die Schweiz um so schwieriger 
machten — so schwierig, daß die Sache eigentlich bereits 
für die Schweiz verloren war. In dem aber, was noch geschehen 
konnte, griffen die schweizerischen Behörden wieder fehl und 
begingen eine völlige Unterlassung. Schon der erste Schritt, 
als die Abtretungsfrage für sich zum erstenmal verbündeter- 
seits offiziell zur Sprache kam, war wieder falsch, wenn es auch 
weiter nichts auf sich hatte. Als Sardinien zuerst jede Ab- 
tretungspolitik leugnete, warum mußte ihm da die Schweiz wider- 
sprechen? Diese Erklärung, so verlogen sie war, konnte der 


Schweiz nur recht sein, um die Gegner dabei festzuhalten. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. 24 
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Statt dessen stellte die Schweiz die Wahrheit der Erklärung 
förmlich in Abrede, und sie ging dann, wieder vorwitziger 
Weise, dazu vor, auf die Abtretungsfrage zu drücken, statt 
wenigstens die Vorbereitungen zu ihrer Verwirklichung von der 
anderen Seite abzuwarten und dann danach zu handeln. Und in 
diesem nervösen Eifer, von dem Alp der Abtretungsfrage befreit 
zu werden, gerät die Schweiz auf einen fatalen Abweg. Das 
einzig richtige war wie immer die Konsequenz, und diese ver- 
langte Festhaltung an den Wiener Verträgen, also Ablehnung 
jeder Abtretung; dabei konnte die Schweiz der jedenfalls 
moralischen Unterstützung der Mächte gewiß sein, wie ja 
namentlich England immer gegen die Abtretung protestiert hat. 
und wenn die Schweiz auch lieber sich an der Abtretung beteiligt 
hätte, so mußte sie doch ein Anerbieten von der anderen Seite 
abwarten und konnte darauf um so eher rechnen, je fester sie 
auf der Ablehnung jeder Abtretung mit Unterstützung der Mächte 
beharrte. Da macht sie selbst den Vorschlag, ihr ein Stück ab- 
zutreten, dann könne das übrige an Frankreich abgetreten 
werden, wendet sich damit von den Wiener Verträgen und den 
Garantiemächten ab, auf die Gefahr hin, von den Verbündeten 
abgewiesen zu werden und so zwischen Stühle und Bänke zu 
fallen. Das war in der Audienz Kerns mit Napoleon vom 
31. Januar 1860, dem verhängnisvollsten Akt im Abtretungsdrama, 
wenn für die Schweiz überhaupt noch etwas zu gewinnen war. 
Napoleon mag gelächelt haben, als ihm diese Eröffnung gemacht 
wurde. Die Schweiz hatte sich gefangen. Sie wurde natürlich 
in diesem Bunde bewillkommnet und mit Versprechungen hin- 
gehalten, bis es mit der Abtretung Ernst wurde und die Schweiz 
sich inzwischen vor den Mächten genügend bloßgestellt hatte. 
um bei ihnen kein Gehör mehr zu finden; dann wurde sie von 
den Verbündeten fallengelassen und saß nun am Boden. 

Das war tatsächlich bereits bei der Vorbereitung der Ab- 
stimmung in Savoyen über die Abtretung der Fall, wodurch die 
Schweiz als Sukzessionskandidat schlechthin ausgeschlossen wurde. 
und hier zeigte sich auch die verzwickte Lage, in die sie das 
Techtelmechtel mit den Verbündeten gebracht hatte: sie konnte 
sich nun nur über die Art und Weise der Abstimmungsfrage und 
nur bei den Verbündeten beschweren, weil das Verfahren den 
Separatverhandlungen mit den Verbündeten über die Abtretung 
zuwider war; während die Schweiz sonst bei den Mächten und 
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gegen jede Abstimmung hätte protestieren müssen, weil die Wiener 
Verträge und die darin garantierten Rechte der Schweiz auf 
Savoyen von keiner Volksabstimmung in diesem Lande abhängig 
sein konnten. Die Schweiz war also bei der Vorbereitung dieser 
Abstimmung von den Verbündeten bereits fallengelassen, und 
die darauffolgende Abtretung unter ihnen allein, mit jeglichem 
Ausschluß der Schweiz, war nur die Konsequenz. Bei den 
diplomatischen Verhandlungen zwischen den drei Interessenten 
über die Vorbereitung der Abstimmung war der Schweiz auch 
bereits jedes Recht auf Savoyen abgesprochen worden, neben 
dem Recht auf Besetzung gegen den Willen Sardiniens auch 
und voraus das Recht darauf, daß Savoyen an keinen anderen 
Herrn als die Schweiz abgetreten werden dürfe. Die Gültigkeit 
des ersteren Rechtes ist oben nachgewiesen worden, nicht minder 
sicher ist das zweite. Es ist zwar in einem alten Vertrage von 
1564 enthalten, und dieser Vertrag ist im Turiner Vertrag von 
1816, Art. 23, nicht ausdrücklich angeführt, aber es ist in letz- 
terem von alten 'Traktaten überhaupt die Rede, und der Vertrag 
von 1564 gehört um so mehr dazu, als er genau in der Richtung 
des 'Turiner Vertrages liegt: wenn, wie nachgewiesen, das durch 
den 'l'uriner Vertrag bestätigte Recht der Schweiz zur Besetzung 
Savoyens ebensowohl im Interesse der Schweiz wie Savoyens 
statuiert ist, so würde jede Abtretung Savoyens an eine andere 
Macht, speziell an Frankreich, dieses Recht der Schweiz verletzen 
bezw. vernichten und erscheint daher, um dieses Recht nicht zu 
verletzen, jede Abtretung Savoyens an eine andere Macht als 
an die Schweiz ausgeschlossen, gerade wie es der alte Vertrag 
festsetzt. Ja, dieser Ausschluß versteht sich aus dem Recht 
der Besetzung Savoyens durch die Schweiz insoweit von selbst, 
als die Schweiz berechtigt wäre, auch ohne den Vertrag von 
1564 jede Abtretung an eine andere Macht zu inhibieren, weil 
eben durch eine solche Abtretung ihr Recht auf Besetzung ver- 
letzt oder vernichtet würde. —?!Soviel über die Vorbereitung der 
Abstimmung in Savoyen, durch die die Schweiz bereits fallen- 
gelassen war und bei deren Anlaß ihr auch noch alle Rechte an 
Savoyen abgesprochen wurden. 

Nachdem aber die Abtretung erfolgt war und alle diplo- 
matischen Schritte sie nicht hatten verhindern können, blieb 
noch die Frage der Gewalt — die Frage, ob die Schweiz sich 
nicht mit Gewalt der Abtretung widersetzen solle. Das ist 

24. * 
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die kritische Frage, die von allen Schriftstellern in Sachen für 
oder wider erörtert wird — die letzte kritische Frage, die aber 
vielfach allein erörtert wird, als ob es auch die einzige kritische 
Frage wäre, die es in der ganzen Savoyerangelegenheit gibt, 
Und war diese Frage doch eigentlich gar keine Frage mehr — 
längst präjudiziert durch alles, was vorher geschehen, oder 
vielmehr durch das, was nicht geschehen war. Der Bundesrat 
hatte freilich gleich nach vollzogener Abtretung eine Gewalt- 
aktion eingeleitet, aber wie? davon war oben die Rede, und sie 
dann selbst wieder bemäntelt, so daß man nur wünschen könnte, 
auch diese Einleitung wäre unterblieben, um der Schweiz den 
Schmerz zu ersparen, zum Schaden auch noch den Spott zu haben. 
Und dann die Frage der Gewaltaktion in der Bundesversammlung, 
der parlamentarische Kampf Escher-Stämpfli. Darum namentlich 
dreht sich auch heute noch der Streit der Meinungen in der 
Savoyerfrage. Es ist ja wohl zuzugeben, daß die Sache der Schweiz 
in diesem Moment sehr viel schlechter stand als früher, daß die 
Besetzung gefährlicher erschien als im Anfang oder während des 
Krieges, wo nicht nur die Schweiz noch das formellste Recht 
zur Besetzung besaß, sondern auch Frankreich und Sardinien 
militärisch anderweitig engagiert waren, und daß es daher zur 
Besetzung in diesem Moment auch einen ganz anderen Mut 
brauchte, einen Mut, der manchem als Vermessenheit oder Toll- 
kühnheit vorkommen mochte. Und wenn die Escher und Kon- 
sorten bloß gegen die Zeitgemäßheit einer Besetzung sich er- 
hoben hätten, wenn sie der Kriegspartei ein Zu spät! entgegen- 
gerufen hätten, so wäre dagegen weiter nichts zu sagen. Aber 
sie waren grundsätzlich und von Anfang an gegen jede Besetzung, 
und unter ihrem Einfluß offenbar ist auch die rechtzeitige Be- 
setzung unterlassen worden. Das ist der Fehler dieser Partei 
und politischen Richtung und der Grund ihrer Verantwortlichkeit 
für den schweren Verlust der Schweiz in der Savoyerfrage. Es 
schien aber selbst in diesem Moment für eine Besetzung noch 
nicht jede Chance eines Gewinnes von vornherein verloren; die 
Besetzung konnte sich auf eine ihr günstige, sie ersehnende Be- 
völkerung stützen, konnte die vorgesehene einheitliche Abstimmung 
sprengen, und wenn die Schweiz sich schließlich mit dem Tal- 
kessel um Genf und seiner Umwallung (Vuache, Sion, Saleve) 
begnügt hätte, so konnte sie auf ein Entgegenkommen von 
Frankreich rechnen um so mehr, als Napoleon selbst bis zu 
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diesem Augenblick und darüber hinaus noch der Schweiz Rechte 
in diesem Talkessel konzedieren wollte, und die Schweiz hätte 
wenigstens das notwendigste Stück von Savoyen gerettet, den 
unmittelbaren Schutz für Genf. Und dieser Zuwachs ihres Ge- 
bietes wäre jedenfalls mehr wert gewesen als die fortgesetzte 
Prätension des Besetzungsrechtes über das ganze neutralisierte 
Savoyen; er wäre überhaupt etwas wert gewesen, während das 
Besetzungsrecht seither vollständig imaginär und also wertlos ist. 
Aber stellen mußte sie sich, die hohe Politik gibt nichts umsonst! 
Aber auch wenn nichts mit einer verspäteten Besetzung mehr zu 
gewinnen war, so hätte die Schweiz dadurch auch sicher nichts 
verloren; dafür hätte sie, mit der Waffe in der Hand, sich im: 
Ansehen der Mächte, das sie mit ihrer Politik verscherzt hatte, 
rehabilitiert; sie hätte sich den Ruf zurückgewonnen, daß, wenn 
sie ihre Rechte auch nicht auf dem diplomatischen Felde zu be- 
haupten verstand, sie doch für dieselben mit der Tat einzustehen 
bereit ist — heute wie zu Väter Zeiten. Und .der gute Ruf ist 
auch in der hohen Politik von Wert. Es sollte nicht sein. Der 
Rest war Schweigen. Die Schweiz aber notifizierte fort... 


b) Das Projekt eines europäischen Kongresses. 


Die Schweiz hatte schon 1860 während der Verhandlungen 
über die Savoyerfrage, nachdem ihre Unterhandlung mit Frank- 
reich zu nichts geführt hatte und der Abtretungsvertrag zwischen 
Frankreich und Sardinien abgeschlossen war, gestützt auf das 
Aachener Protokoll, nach einem europäischen Kongreß gerufen, 
um von ihm sich ihre Rechte auf Savoyen anerkennen zu lassen, 
aber ohne Erfolg; es fand sich keine Großmacht, welche seine 
Einberufung betrieben hätte. 

Nun, Ende 1863, ergreift Frankreich die Initiative zu einem 
europäischen Kongreß, mit Rücksicht auf die auf verschiedenen 
Punkten auftretenden kriegerischen Gärungen, die den Ausbruch 
eines allgemeinen großen Krieges befürchten ließen, wie denn 
auch der nordamerikanische Krieg fortdauert und im folgenden 
Jahr 1864 der dänisch-deutsche Krieg erfolgt, und zum Zwecke, 
diesem Ausbruch vorzubeugen. Napoleon fühlte sich als Oberherr 
und wollte sich zum Mittler aufwerfen. Auch die Schweiz erhielt 
eine Einladung!) und erachtete sich deswegen schon den Groß- 


1) B. B. 1863 III, 804, 881. 
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mächten gleich !), stellte auch sofort die Bedingungen für ihre 
Annalıme der Einladung fest, worunter natürlich die, „daß die 
noch hängende Frage(!) wegen des neutralisierten Savoyens zur 
Sprache gebracht werde‘, und erklärte die Annahme in der 
feierlichen Form von zwei besonderen Schreiben, das eine an 
Napoleon persönlich gerichtet, von dem auch die Einladung aus- 
gegangen war, und das 'andere an das französische Ministerium ?); 
sie beschloß auch gleich die Abfassung einer Denkschrift über 
ihre Rechte zu Handen des Kongresses. Der Kongreß aber kam 
nicht zustande; England, das zu stolz war, den Schildhalter 
Napoleons zu machen, lehnte ab. Napoleon nahm dann einen 
beschränkten Kongreß, nämlich der zustimmenden Mächte unter 
sich, in Aussicht, ließ aber die Idee nachher wohlweislich, da 
dadurch nichts allgemein Gültiges zu erreichen war, wieder fallen, 
und so ging das Projekt vollständig in die Brüche und damit 
auch die wiederbelebte Erwartung der Schweiz mit Bezug auf 
die Savoyerfrage. 


c) Die Savoyerfrage im deutsch-französischen Kriege. 


Eine bis heute wenigstens letzte Gelegenheit, wieder zu 
ihrem Rechte zu kommen, bot sich der Schweiz in diesem Kriege, 
aber auch sie ging unbenutzt vorüber. Es sei einfach das be- 
zügliche Vorgehen der Schweiz hier wiedergegeben: die Sache 
ist zu stark, um sie zutreffend taxieren zu können, ohne den 
guten 'IT'on zu verletzten, und übrigens ergibt sich das Urteil aus 
der Kritik der Savoyerfrage vom Jahr 1859 selbst. 

In seiner Neutralitätserklärung vom 18. Juli 1870?) (die 
Kriegserklärung Frankreichs an Deutschland erfolgte am 19. Juli 
darauf) beanspruchte der Bundesrat das Recht der Schweiz auf 
die Besetzung der neutralisierten Provinzen Savoyens, anerbot 
sich der französischen Regierung auch, als die deutsche Armee 
gegen den Süden Frankreichs anmarschierte, zu Verhandlungen 
über den Exekutionsmodus der Besetzung und erklärte sich zu- 
gleich zu einer späteren (!) Neuregulierung dieses Verhältnisses im 
Wege freundschaftlicher Verständigung bereit. Der Bundesrat 


1) Vgl. die Stelle im Geschäftsbericht pro 1863: B. B. 1864 I, 
NS. 285 auf 286. 

2) B. B. 1863 III, 3833 und 8x4. 
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war aber von Anfang an entschlossen, von dem schweizerischen : 
Besetzungsrechte nur dann Gebrauch zu machen, wenn es im 
eigenen schweizerischen Interesse lag, und ein solches Interesse 
sah er während des ganzen Krieges nicht, so daß ihm die 
Okkupation nicht geboten erschien. Auch zu einer Verständigung 
mit Frankreich über das Rechtsverhältnis für die Zukunft kam 
es nicht: während des Krieges wollte die Schweiz nicht — aus 
Zartgefühl, um das Unglück Frankreichs nicht zu einer einseitigen 
Lösung dieser Frage zu benutzen, und nach dem Kriege wollte 
Frankreich nicht mehr. Die Schweiz getröstete sich damit, daß 
sie durch ihr Verhalten an Savoyen einen guten Nachbar ge- 
wonnen habe, und daß Frankreich eigentlich an der Regulierung 
das größere Interesse gehabt hätte: die Schweiz könne am Ende 
auch ohne Schaden warten, ihr Recht sei klar und neu gekräftigt 
und könne, als auf dem Boden des Nachbarlandes ruhend, nicht 
untergehen; dagegen sei Frankreichs Besitztum von einer Last 
belegt, welche unter Umständen dem Gesamtbesitz sehr bedrohlich 
werden könne, es habe daher das Hauptinteresse an einer besseren 
Regulierung, und daher auch sei um so eher eine Verständigung 
mit ihm zu erwarten —! Frankreich aber scheint dieses Inter- 
esse nicht eingesehen und die Sache überhaupt anders angesehen 
zu haben und lehnte nach dem Kriege, nachdem es wieder Luft 
bekommen, eine Verständigung förmlich ab. 


4. Das Dappental, 1862, 


Vorgeschichte des Vertrages von 1862. Das Dappental 
gehörte seit der Eroberung der Waadt durch Bern von 1586 
zur Schweiz, und auch laut dem Lausanner Vertrag von 1564, 
durch den die Eroberungen Berns südlich des Genfersees und um 
Genf herum bis auf die Waadt an Savoyen zurückgegeben wurden, 
verblieb das Dappental dem Kanton Bern bezw. der Schweiz. 
Im Jahre 1802 mußte, weil Frankreich eine Militärstraße durch 
das Dappental nach Versoix und über den Genfersee ins Wallis 
und von da über den Simplon nach dem unterworfenen Italien 
gewinnen wollte, das Dappental an Frankreich abgetreten werden 
(Vertrag vom 11. August 1802). Durch die Erklärung des 
Wiener Kongresses vom 20. März 1815, Art. 2, wurde das „vor- 
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mals zum Kanton Waadt gehörige Dappental demselben zurück- 
gegeben“, und die Rückgabe wurde auch in der Schlußakte des 
Wiener Kongresses vom 9. Juni 1815, Art. 75, bestätigt. Diese 
Akte sind von Frankreich mitunterzeichnet worden, und damit 
hatte die Schweiz das Tal in aller Form Rechtens wieder- 
erworben. Hinterdrein machten sich allerdings die vier alliierten 
Hauptmächte (Preußen, Rußland, Österreich und auch England) 
durch Note vom 19. November 1815 (Repert. Il, 234) gegen 
Frankreich verbindlich, bei der Eidgenossenschaft in kräftigster 
Weise sich dafür zu verwenden, daß sie auf der Rückforderung 
des Dappentals nicht bestehe. Die Mächte gaben gegenüber der 
Schweiz ihrer Note keine weitere Folge, aber als die Schweiz 
bald danach die Rückgabe verlangte, wurde sie von Frankreich 
gestützt auf die Note verweigert, und so entstand der Zwitter- 
zustand, wonach Frankreich den tatsächlichen Besitz des Tales 
behielt, während es rechtlich der Schweiz gehörte. Es begannen, 
um dieses widersprechende Verhältnis zu lösen, die Verhand- 
lungen zwischen der Schweiz und Frankreich, die fast ein halbes 
Jahrhundert lang ohne Erfolg dauerten, bis schließlich die Schweiz 
1862 nach- und das Tal preisgab. Aus diesen Verhandlungen 
sei kurz folgendes hervorgehoben. 

Um die Schweiz zu einem rechtlichen Verzicht auf das 
Gebiet zu vermögen, stellte Frankreich der Schweiz Er- 
leichterungen in den Niederlassungs- und Handelsverhältnissen, 
sogar Zollermäßigungen auf Schweizerkäse in Aussicht und 
rieten nun 1818 auch die vier Mächte auf Verwenden F'rank- 
reichs der Schweiz zu; die Schweiz aber blieb fest. Inzwischen 
fanden mit Bezug auf die übrigen Grenzbestimmungen der 
Wiener Verträge Verhandlungen zwischen der Schweiz und 
Frankreich statt; speziell die Grenze zwischen Waadt und Frank- 
reich wurde durch die Grenzbeschreibung (Marchverbal) vom 
16. September 1825!) endgültig festgestellt — unter Vorbehalt 
der Grenzberichtigung auf der Linie des Dappentales. Im Jahr 
1828 wurde der Gedanke einer Teilung des Tales, von dritter 
Seite angeregt, in der Schweiz beraten, ohne aber noch Frank- 
reich das Anerbieten zu machen, bis im Jahr 1835 Waadt das 
Teilungsprojekt bei Frankreich angetragen wünschte, was geschah: 
aber Frankreich ging nicht darauf ein. Damit hatte die Schweiz 
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bereits eine Nachgiebigkeit gezeigt, durch die sie sich nur bloß- 
stellte. So machte denn die Schweiz wieder bei jeder sich dar- 
bietenden Gelegenheit ihre Rechtsansprüche im diplomatischen 
Wege geltend, aber ohne Erfolg. Inzwischen behauptete Frank- 
reich den Besitz des Tales, wenn auch Waadt darin die nötigen 
Verwaltungsmaßnahmen, namentlich in bezug auf Forsten und 
Gesundheitspolizei (in betreff des Viehs), und gelegentlich auch 
Jurisdiktionshandlungen vornehmen konnte, ohne auf Opposition 
zu stoßen. Nur mit Bezug auf die beiden Straßen, welche vom 
nordwestlich gelegenen französischen Dorfe Les Rousses her das 
Tal durchschneiden, indem die eine südwärts mitten durch das 
Dappental an Les Dappes (einem Gehöft, von dem das ganze 
Tal den Namen hat) vorbei nach dem französischen Dorfe La 
Faucille (weshalb diese Straße selbst La Faucille genannt wird), 
weiter nach Gex und Genf, die andere ostwärts nach dem waadt- 
ländischen Dorfe St. Cergues und Nyon führt — war die Ver- 
waltung in der Weise geteilt, daß Frankreich diejenige von La 
Faucille unterhielt, während Waadt die andere von St. Cergues 
bearbeitete. Im Jahr 1846, als Waadt diese Straße korrek- 
tionieren wollte, mußte es damit aufhören, weil Frankreich 
protestierte und erklärte, die Korrektion selbst fortsetzen zu 
wollen. Das war der erste Fall, wo Frankreich sich der Aus- 
übung schweizerischer Hoheitsrechte im Dappental widersetzte. 
Vom Jahre 1851 an dehnte Frankreich systematisch seinen 
Widerstand auf alle amtlichen Handlungen der Schweiz im 
Dappental aus, speziell auch auf Jurisdiktionsakte (spezieller 
Fall: Betreibung des im Dappental ansässigen Schuldners Janin 
durch die Ersparniskasse von Nyon). Um so mehr drängte seit- 
dem die Schweiz auf Anerkennung der Rechtsfrage, aber um so 
weniger ließ Frankreich sich darauf ein; auch einem von der 
Schweiz vorgeschlagenen modus vivendi zur Feststellung eines 
Provisoriums widerstrebte es. Hingegen nahm Frankreich im 
Jahr 1857 den früheren Teilungsvorschlag der Schweiz auf, 
dahingehend, daß der westliche und Hauptteil des Tales mit der 
Straße La Faucille an Frankreich fallen, der übrige dagegen der 
Schweiz verbleiben solle. Noch erhob Major Girard von Renan 
im bernischen St. Immertal seine Stimme gegen jeden Fuß breit 
Abtretung in einer Denkschrift an die Bundesversammlung, 
worauf zufolge Auftrages des Ständerates der Bundesrat einen 
ausführlichen geschichtlichen, politischen und militärischen Bericht 


378 II. Neue Weltereignisse u. intern. Verwicklungen, 1856—1866. 


erstattete!). Aber im Jahre 1862 erfolgte im Sinne des fran- 
zösischen und ursprünglich schweizerischen Vorschlages die Ab- 
tretung. 

Der Vertrag ?), Abschluß, Inhalt und Beurteilung. Der Ver- 
trag wurde am 8. Dezember '1862 abgeschlossen und von Frank- 
reich am 27. gleichen Monats und von der Schweiz am 2. Februar 
1863 ratifiziert; in Waadt, dem der abgeschlossene Vertrag zur 
Genehmigung mitgeteilt wurde, war diese bereits am 18. Dezember 
durch den Großen Rat erfolgt — mit allen Stimmen gegen eine, 
wie der Bundesrat mit deutlicher Absicht konstatierte.. Der 
wesentliche Inhalt des Vertrages ist folgender: 1. Die Schweiz 
überläßt Frankreich den westlichen ‚Teil des Dappentales mit 
Inbegriff der Straße nach La Faucille; Frankreich tritt dagegen 
der Schweiz ein gleich großes Gebietsstück am westlichen Ab- 
hang des Noirmont von La Cure in der Richtung gegen Bois 
d’Amont hin ab. 2. Auf den wechselseitig abgetretenen Gebiets- 
teilen sollen keine militärischen Werke errichtet werden. 3. Die 
Bewohner der abgetretenen Gebietsteile folgen der Nationalität 
ihres neuen Staates, wenn sie binnen Jahresfrist nicht erklären, 
ihre bisherige Nationalität beibehalten zu wollen. 4. Für das 
(weiter nördlich gelegene, von der übrigen Waadt durch den 
Jura abgeschlossene) Jouxtal soll zollfreie Handels- und freie 
Postverbindung auf der Straße von Bois d’Amont nach St. Cergues 
(und damit nach der übrigen Waadt) bestehen. — In einem 
Separatprotokoll, ebenfalls vom 8. Dezember, behielt sich unter 
Zustimmung Frankreichs die Schweiz vor, den Vertrag zur 
Kenntnis der Wiener Kongreßmächte zu bringen, um ihn, weil 
er eine Änderung oder vielmehr Aufhebung des Artikel 75 der 
Wiener Schlußakte enthielt, nachträglich von den Garanten ge- 
nehmigen zu lassen. — Daß der Vertrag einen weiteren Verlust 
für die Schweiz bedeutet, daß er speziell die schon infolge des 
Ausgangs der Savoyerfrage ungünstige Lage der Westschweiz 
um Vieles verschlimmerte, gibt der Bundesrat selbst zu. Zwar hat 
die Schweiz dafür ein gleich großes Stück am westlichen Abhang 
des Noirmont erhalten, es wurde sozusagen eine Art Transplantation 
vorgenommen, indem das Dappental ausgeschnitten, um die Wurzel 
des Knotenpunktes der beiden Dappentalstraßen gedreht und der 





1) Bericht vom 9. Dezember 1859, separat (nicht im Bundesblatt 
erschienen). 


2) B. B. 1862 III, 551; 1863 I, 61, 483, 497, 506 und B. G. 7/449, 450. 
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Schweiz im Norden angelegt wurde; aber der Ersatz war rein 
zum Schein, das Ersatzstück ist der Bevölkerung nach und 
militärisch wertlos. Der Verlust ist also effektiv und wieder 
ein Verlust an Frankreich, das diese Konzession von der Schweiz 
um so weniger verdiente, nachdem es die Schweiz noch in der 
Savoyerfrage so rücksichtslos und perfid behandelt hatte; auch 
das gibt der Bundesrat zu. Warum danu doch diese Abtretung ? 
Man sucht umsonst nach einem sachlichen politischen Grund, 
selbst die Botschaft des Bundesrates, durch welche der Vertrag 
empfohlen wird, gibt keinen an. War die Schweiz der Verhand- 
lungen müde und durch den Widerstand, den Frankreich in den 
letzten Jahren der Schweiz im Dappental selbst bot, vollends 
mürbe gemacht? oder erfaßt sie Mitleid mit den Privaten, die 
an einem geordneten Rechtszustand im Dappental interessiert 
waren? Eines wäre unpolitischer gewesen als das andere. Oder 
„um der guten Beziehungen und der guten Nachbarschaft willen, 
die mit wenigen Unterbrechungen seit Jahrhunderten zwischen 
der Schweiz und Frankreich herrschten“, wie der zitierte Separat- 
bericht des Bundesrates vom Jahr 1859 am Schlusse sagt? Dazu 
war wahrlich am wenigsten Ursache nach den Erfahrungen in 
der Savoyerfrage. Jedenfalls, wenn die Schweiz noch acht Jahre 
zugewartet hätte, würde sie hier ihr Recht bekommen haben — 
außer wenn sie aus Zartgefühl, wie in der Savoyerfrage, sich 
gescheut hätte, aus dem Unglück Frankreichs Nutzen zu ziehen 
oder einfach ihr Recht zu verlangen, das ihr Frankreich sonst 
immer vorenthielt. Und das Zuwarten war immer noch besser 
als das Aufgeben, und hatte die Schweiz ein halbes Jahrhundert 
warten müssen, so kam es auch auf ein paar weitere Jahre nicht 
an. Daß aber eine weltpolitische Änderung in der Luft lag, 
scheint wenigstens die Minderheit der nationalrätlichen Kommission 
eingesehen zu haben. | 

Die Vollziehung des Vertrages: Notifikation an die Mächte, 
Abmarkung der Grenze, Option der Bewohner, Straßenverbindung 
mit dem Jouxtal und privatrechtliche Anstände. An der einfachen 
Notifikation genügte es wieder nicht, sondern es erfolgte nach 
Abschluß des Vertrages eine vorläufige und dann nach der 
Ratifikation eine neue Mitteilung, und diese und die Antwort- 
noten der Mächte werden, so formell sie waren, im ganzen Wort- 
laut abgedruckt!); von auffallender Kürze ist die Antwort Eng- 
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lands, es hat sich seine Sache gedacht. — Über die Abmarkung 
der Grenze wurde ein Verbal aufgenommen, das laut dem 
Vertrag als Teil des Marchverbals vom 16. September 1825 
gelten sollte; dabei konnte Frankreich nicht umhin, noch zwei 
Abstriche am Ersatzstüick am Noirmont zu verlangen und die 
Schweiz nicht, sie zu bewilligen, und so wurde dann das March- 
protokoll von beiden Paziszenten genehmigt!). — Das Verfahren 
für die Option der Bewohner der ausgetauschten Gebiete wurde 
gemeinsam festgestellt, und denjenigen Bewohnern des Ersatz- 
stückes, die nicht für Frankreich optierten und daher Schweizer- 
bürger wurden, verschaffte der Bund die Einbürgerung in waadt- 
ländische Gemeinden (oben S. 201), — Am schleppendsten 
und schwierigsten zeigte sich Frankreich in der Herstellung der 
Verbindungsstraße aus dem Jouxtal nach St. Cergues und in 
Erledigung der privatrechtlichen Anstände. Der Verpflichtung 
mit Bezug auf die Straße wurde erst im Jahre 1869 nach vielen 
Reklamationen der Schweiz und erst in der Weise Folge gegeben, 
daß die Herstellung projektiert und der nötige Kredit dafür aus- 
gesetzt wurde. Die privatrechtlichen Anstände aber, speziell die 
Schuldforderung der Sparkasse Nyon, fanden eigentlich gar keine 
vertragsgemäße Erledigung. Laut Artikel 7 des Vertrages sollten 
bereits ergangene Urteile ohne weiteres in Frankreich Vollziehung 
finden; die Sparkasse Nyon aber, deren Forderung durch waadt- . 
ländische Urteile längst vor dem Vertrage festgestellt war, mußte 
ihr Recht erst noch vor französischen Gerichten erweisen. 


5. Der polnische Aufstand, 1863. 


Der Aufstand in Polen im Jahre 1863 veranlaßte die west- 
lichen Mächte Frankreich und England, und dann auch Öster- 
reich Rußland Vorstellungen zu machen, durch Erfüllung der 
dringendsten Forderungen der Polen (nationale Vertretung, Frei- 
heit des katholischen Kultus, Zulassung der polnischen Sprache 
in Schule und Amt) den Aufstand und damit die für Europa 
drohende Gefahr einer neuen allgemeinen Revolution abzustellen. 
Auch die Schweiz wurde zur Beteiligung an den Vorstellungen 
eingeladen, sie lehnte aber, obschon die öffentliche Meinung in 
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der Schweiz allgemein und laut genug für die Polen sprach, mit 
Rücksicht auf ihre immerwährende Neutralität ab. 

Nachdem der Aufstand von Rußland durch Gewinnung der 
Bauern geschwächt und gewaltsam niedergeschlagen worden war, 
begann die Flucht der Aufständischen nach den westlichen 
Staaten und damit auch für die Schweiz im folgenden Jahre 
wieder eine Flüchtlingsangelegenheit nach Art derjenigen der 
Jahre 1848/50. Die Tatsache der Aufnahme polnischer Flücht- 
linge in der Schweiz gab Rußland Anlaß, die Intervention des 
Bundesrats zugunsten von Schweizern, die wegen angeblicher 
oder wirklicher Beteiligung am Aufstand in Untersuchung ge- 
zogen und verurteilt waren, zurückzuweisen unter der 
Anschuldigung, daß in der Schweiz eine systematische Unter- 
stützung des Aufstandes bestehe, welchen Vorwurf der Bundesrat 
seinerseits zurückwies, der Schweiz allerdings das Recht der 
freien Asylgewährung wahrend. Die Flüchtlingsangelegenheit 
in der Schweiz nahm folgenden Verlauf. Solange die Zahl 
der Flüchtlinge gering war, enthielt sich der Bund der Ein- 
mischung polizeilich sowohl als finanziell (durch Beitragsleistung 
an nötige Unterstützungen), überließ vielmehr beides auf Zusehen _ 
hin den Kantonen. In diesem Sinne hat der Bundesrat den 
Kanton St. Gallen noch am 11. und 24. April 1864 beschieden !), 
wo sich diese Flüchtlingsangelegenheit zuerst öffentlich bemerkbar 
machte. Eine Änderüng trat ein, als es sich bei zunehmender Zahl 
der Polen ergab, daß sie beinahe ausschließlich nur einzelne 
größere Städte aufsuchten, so daß die daraus entspringenden 
Lasten auf einzelne wenige Kantone sich häuften. Da fand sich 
der Bundesrat zum Kreisschreiben vom 8. Juni?) veranlaßt, 
durch welches die belasteten Kantone zu einer Verteilung der 
Flüchtlinge auf andere Kantone ermächtigt wurden und der Bund 
Reiseunterstützungen für Auswanderung der Flüchtlinge in andere 
Staaten versprach. Die Polen verteilten sich denn bald in andere 
Kantone. Mit neuem Zufluß aber trat wieder eine einseitige 
Überlastung der städtischen Zentren, namentlich Zürichs ein, und 
als sie einen Teil an andere Kantone abgeben wollten, wiesen 
diese vielfach sie zurück, worauf jene erklärten, überhaupt keine 
neuankommenden Polen mehr aufzunehmen. Nun ging der Bund 
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durch Kreisschreiben vom 23. September!) dazu vor, die Ober- 
leitung in der Flüchtlingsangelegenheit wieder zu übernehmen 
und den verpflegenden Kantonen einen Bundesbeitrag von 70 Cts. 
(das Doppelte gegen früher) per Mann und Tag zuzusichern. 
Eine in den eidgenössischen Räten gestellte Motion, darauf ge- 
richtet, daß der Bund alle Kosten übernehmen sollte, wurde auf 
den Bericht des Bundesrates durch Beschluß der Bundesver- 
sammlung vom 17. Dezember 1864 abgewiesen ?). Bereits durch 
Beschluß des Bundesrates vom 15. Februar 1865?) wurde die 
Rückgabe der Flüchtlingspolizei an die Kantone vorbereitet und 
das Ende der Beiträge des Bundes an die Verpflegungskosten 
der Kantone auf den 31. Mai 1865 festgesetzt. Die Gründe für 
eine möglichste Abkürzung der Flüchtlingsangelegenheit als Bundes- 
sache und der Bundesunterstützung waren folgende: einmal 
wurde die Bundesorganisation der Angelegenheit bald zur sicht- 
lichen Ursache der Vermelrung der Flüchtlinge; wenn auch 
zweitens, wie der Bundesrat sagte, in der Schweiz bei Gestattung 
des Asyls an politisch Verfolgte kaum jemals in jener engherzigen 
Weise werde verfahren werden, die nur den Bemittelten Asyl 
gewährt und die eigentlichen Hilfsbedürftigen von der Schwelle 
vertreibt, so schien eine längere Verpflegung von großenteils 
Jungen, gesunden Männern um so weniger gerechtfertigt, als sie 
selbst nichts taten, um sich durchzubringen, und unter diesen 
Umständen eine Verpflegung sogar den hilfsbedürftigen Landes- 
kindern verweigert worden wäre mit der Hinweisung, daß 
sie ihr Brot selbst verdienen sollten; endlich hatten gewisse 
Kantone bereits die Einstellung ihrer Unterstützungen vorgesehen. 
so daß eine um so größere Belastung anderer eingetreten wäre, 
wenn nicht der Bund seinerseits und allgemein Schluß der 
Unterstützungen erklärte. Vorstellungen von St. Gallen und 
Waadt gegen seinen Beschluß wies der Bundesrat zurück +). In 
Vollziehung oder Konsequenz dieses Beschlusses wurde vom 
Bundesrat einerseits die Paßvisierung polnischer Flüchtlinge und 
damit die Zuwanderung nach der Schweiz beschränkt), anderer- 


l) B. B. 1864 Il, 783. 
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seits die Auswanderung, sogar durch Reiseunterstützung gefördert !). 
Am Schluß der durch den Beschluß vom 15. Februar 1865 für 
die Bundesunterstützungen festgesetzten Frist wurde vom zu- 
ständigen Departement über die Verpflegung Bericht erstattet 
und darauf vom Bundesrat Einstellung der Bundesunterstützung 
(mit Ausnahme besonders bedürftiger Personen) erklärt und den 
Kantonen die weitere Angelegenheit überlassen ?). Die polnische 
Flüchtlingsangelegenheit als Massenangelegenheit endete dadurch, 
daß der Zudrang der Flüchtlinge sich im März 1865 in hohem 
Grade verminderte und im April fast ganz aufhörte. Die Ge- 
samtzahl der in die Schweiz gekommenen Flüchtlinge betrug zu 
Anfang Oktober 1864 (vor dem 1. Oktober wurden keine Kon- 
trollen geführt) 666, und vermehrte sich bis ins Jahr 1865 
(wenigstens an Untersützten) auf 1598. Die Auslagen (für Ver- 
pflegung und Reisegeld) der Kantone im Jahre 1864 bis Ende 
Mai 1865 betrugen 81 205 Fr., die des Bundes 101 174, zusammen 
also 182379 Fr., denen noch Nachtragskosten für zurück- 
gebliebene Kranke usw. folgten. Im Auftrage der Bundes- 
versammlung, anläßlich der Prüfung des Geschäftsberichtes pro 
1864, erstattete der Bundesrat am 6. November 1865 einen aus- 
führlichen Gesamtbericht (von 68 Seiten)®), wobei die Bundes- 
versammlung es bewenden ließ). 

Für die kleinere Zahl der zurückgebliebenen Polen dauerte 
die Duldung und damit die Überwachung, so lange sie eben 
noch im Lande waren, ohne Ausweispapiere vom Heimatstaat 
oder die Einbürgerung in der Schweiz erlangt zu haben, seitens 
der Kantone fort, anfänglich noch unter Verantwortlichkeit 
des Bundes für die Duldung, weil laut dem zitierten Beschluß 
des Bundesrates vom 15. Februar 1865 wohl die Polizei über 
die Flüchtlinge mit Ende Mai 1865 an die Kantone zurück- 
gegangen war, die Überlassung der Gefahr der Heimatlosigkeit 
an die Kantone aber einer späteren Schlußnahme des Bundesrates 
vorbehalten worden war. Die Verantwortlichkeit für Verehelichungen 
geduldeter Polen aber, d. h. für Frau und Kinder aus allfällig 
seitherigen Ehen, wurde vom Bund abgelehnt). Ebenso dauerte 
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die Unterstützung alter und kranker Leute von Kantonen und 
Bund noch fort und wurde gelegentlich immer noch Reiseunter- 
sttitzung an Auswandernde bezahlt. Auch wurden eidgenössische 
Pässe an Auswanderer ausgestellt, aber nur Flüchtlingspässe, um 
die Personen im anderen Lande als Flüchtlinge zu legitimieren, 
nicht als Ausweise über die Zugehörigkeit zur Schweiz, und 
wurde daher auch die Erneuerung solcher Pässe, nachdem die 
Auswanderer einmal Aufenthalt im anderen Lande gefunden 
hatten, vom Bund verweigert!). Gegenüber Österreich wurde 
im Jahr 1869 gegen die zwangsweise Zuschiebung der Polen 
protestiert und bei diesem Anlaß der Grundsatz der freien Zir- 
kulation zugunsten der polnischen Flüchtlinge zur Anerkennung 
gebracht. So zog sich die polnische Flüchtlingsangelegenheit 
durch die Geschäftsberichte des Bundesrates hindurch bis zum 
Jahr 1883, fast 20 Jahre lang! ohne daß die Verantwortlichkeit 
des Bundes für die Duldung polnischer Flüchtlinge je aufgehoben 
worden wäre, und ist dann im allgemeinen Titel von den poli- 
tischen Flüchtlingen endlich untergegangen. Es ist als ob die pol- 
nischen Flüchtlinge in den besonderen Schutz des Bundes genommen 
werden sollten, während die Politik über die Polenfrage ganz 
anders urteilt?). Jedenfalls: so kurz und klein die polnische 
Flüchtlingsangelegenheit als Massenangelegenheit war, solange 
hielt der Bund über die einzelnen seine Hand, ganz im Gegen- 
satz zu den anderen, weit bedeutsameren Flüchtlingsangelegen- 
heiten — als ob der Schutz ewig währte wie die polnische 
Frage selbst. 


6. Der preufsisch-österreichisch-italienische 
Krieg von 1866. 


Die Veranlassung zum preußisch-österreichischen Kriege 
war bekanntlich der Streit um die Herzogtümer Schleswig und 
Holstein, und mit diesem Kriege brach auch der österreichisch- 
italienische Krieg aus, indem Italien sich für den Fall des ersteren 
mit Preußen verbündet hatte, um seinerseits Venetien zu er- 
obern — von dem nebenher laufenden Kriege Preußens gegen 


1) B. B. 1869 I, 1015. Vgl auch B. B. 1875 IV, 610. 
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die deutschen Mittelstaaten nicht weiter zu sprechen, Preußen 
und Österreich befanden sich, nachdem der Bundestag auf Antrag 
Österreichs am 14. April die Mobilisierung gegen Preußen be- 
schlossen hatte, im Kriegszustand; der eigentliche Kampf dauerte 
einen Monat, vom 22. Juni bis 22, Juli; am 26. Juli Waffen- 
stillstand zu Nikolsburg und am 23. August Friede zu Prag; der 
italienjsch-österreichische Krieg seinerseits begann mit der förm- 
lichen Kriegserklärung Italiens am 20. Juni, dauerte über den 
preußisch-österreichischen Krieg bis zum Waffenstillstand in 
Cormons in Österreich, an der italienischen Grenze nördlich von. 
Triest, der den Frieden von Wien zwischen Österreich und Italien, 
vom 8. Oktober 1866, zur Folge hatte. Um diese Daten und 
innerhalb deren Rahmen bewegen sich die Maßnahmen, welche 
aus Anlaß dieses Krieges oder in der Folge desselben von der 
Schweiz ausgingen oder die Schweiz betrafen, und diese Mals- 
nahmen ihrerseits bestanden während des Krieges in der Hand- 
habung der Neutralität und im Schutz der Landsleute in den 
kriegführenden Staaten, und nach dem Kriege in der Vervoll- 
kommnung und Verstärkung der Kriegsmittel gemäß Jen aus 
dem Kriege gezogenen Erfahrungen und in der speziellen An- 
gelegenheit der Frankfurter Ausweisungen. 


I. Neutralität. 


Daß die Schweiz neutral blieb, verstand sich hergebrachter- 
maßen von selbst; es handelte sich hauptsächlich darum, Ver- 
letzungen ihrer Neutralität von dritter Seite, von Privaten in der 
Schweiz oder von den Kriegführenden, vorzubeugen. 

1. Kundgabe, Eine förmliche Erklärung der Neutralität an 
sämtliche Garanten der Wiener Verträge, wie solche im Jahre 1859 
erfolgt war, hielt der Bund diesmal nicht für notwendig. Wie der 
Bundesrat sagt, war der Grund, warum 1859 eine solche Er-. 
klärung erfolgte, der: einerseits sollte die Stellung der Schweiz 
nach der langen Reihe von Friedensjahren einmal wieder all- 
gemein in Erinnerung gebracht werden (es waren zwar bereits 
in der Revolutionszeit 1848—1852 solche Erklärungen erfolgt, 
und die Zeit der Friedensjahre von da bis 1859 war nicht viel 
länger, als von 1859 bis 1866); anderseits kam 1859 die Be- 
setzung eines außerschweizerischen Gebietes in Frage, und das 
war allerdings ein besonderer Grund zu einer solchen Erklärung 


der 1866 wegfiel. Dabei macht der Bundesrat die triftige all- 
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gemeine Bemerkung: „Es scheint uns keineswegs absolut not- 
wendig, bei jedem ausbrechenden Kriege die Stellung besonders 
darzulegen, welche die Schweiz einzuhalten gedenke.“ Er erließ 
aber eine Verordnung betr. Handhabung der Neutralität der 
Schweiz, vom 16. Juni 1866, an die Kantone zu allgemeiner 
Bekanntmachung!). Immerhin gab der Bundesrat von der Stellung 
der Schweiz den Mächten durch seine Gesandtschaften, wo. solche 
bestanden, Kenntnis, speziell Österreich und Italien und auch 
Frankreich, von dem je nach der Entwicklung des Krieges ein 
Eingreifen in denselben zu befürchten war, und empfing von 
ihnen beruhigende Erklärungen unter der Voraussetzung, daß die 
Schweiz wie den Willen so auch die Kraft habe, die. Neutralität 
aufrechtzuerhalten. 

2. Die Kriegsbereitschaft. Die ss dazu 
wurden, wie der Bundesrat ohne Zweifel im Hinblick auf das 
gegenteilige Verfahren im Jahre 1859 besonders hervorhebt, „ohne 
Aufhebens und unnötige Ostentation“ betrieben. Grenzbesetzungen 
erfolgten, da der Kriegsschauplatz im Norden zu fern lag, um 
für die Schweiz bedrohlich zu werden, zunächst nur an der süd- 
östlichen Grenze, speziell in Graubünden und hier im Eugadin- 
und Münstertal, 13. Juni; für das Tessin wurden Truppen nur 
auf das Piket gestellt (25. Juni. Weiter wurde für die 
Möglichkeit eines europäischen Krieges, den man mit Rücksicht 
auf die unsichere Haltung Frankreichs befürchtete, Vorbereitung 
getroffen, und nachträglich, als die Kriegsoperationen sich am 
Main fortsetzen zu wollen schienen, wurde auch die Besetzung 
der Nordgrenze ins Auge gefaßt; es kam aber weder zu ersterem, 
noch wurde die zweite notwendig. Auch die Ernennung eines 
Oberbefehlshabers schien mit Rücksicht auf ‘die vereinzelten und 
unzusammenhängenden Aufgebote entbehrlich und die Divisions- 
kommandos genügend. Bereits am 1. August und an den folgenden 
Tagen konnten die Grenzbesetzungen und Piketstellungen wieder 
aufgehoben werden. Um sich das nötige Reit- und Zugmaterial 
zu sichern, war bereits durch Beschluß vom 18. Mai?) der Aus- 
fuhrzoll auf Pferde und Maulesel von 1,50 Cts. per Stück auf 
400 Fr. erhöht worden, erst nachdem die Nachbarstaaten die 
bezügliche Ausfuhr verboten hatten, die Kantone auf die Not- 
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wendigkeit aufmerksam machten und der Ankauf der Tiere 
‚schwunghaft zu werden anfing, um sie an die Kriegführenden zu 
liefern; der Beschluß wurde, wie auch die Verordnung betr. die 
Handhabung der Neutralität, am 22. August wieder aufgehoben !). 
Zur Finanzierung der Kriegsbereitschaft war die Aufnahme von 
5 Millionen Fr. durch Ausgabe von Kassascheinen des eid- 
genössischen Finanzdepartements vorgesehen; es ging dann aber 
die Sache .ab mit einem Kostenaufwand von 660.326 Fr. 

3. -Fälle, wo die Neutralität in Frage kam. Es 
gab deren zwei, von denen der eine Baden, der andere Öster- 
reich betraf. Im ersten Falle sollte am 19. Juni ein großherzogliches 
Infanterieregiment mit der Eisenbahn von Konstanz durch den 
Kanton Schaffhausen nach Durlach bei. Karlsruhe ‚befördert 
werden, von wo aus dann Baden gemäß dem Bundestagsbeschluß 
an den Main gegen Preußen marschieren ließ. : Der Bundesrat 
aber glaubte keine ‚unnötigen Schwierigkeiten machen zu sollen, 
um so weniger, da zwar der Bundestagsbeschluß vom 14. April 
durch die Presse bekannt geworden, aber noch nicht offiziell mit- 
geteilt sei und keine Staatsregierung zensiert sei, daß sie ihr Handeln 
‚durch Nachrichten, die in den Tagesblättern gegeben werden, be- 
stimmen lasse (und in der Savoyerfrage?); der Durchpaß wurde 
denn bewilligt. Nachdem aber die offizielle Mitteilung vom Bundes- 
tagsbeschluß erfolgt war, untersagte der Bundesrat unter Kenntnis- 
gabe an die badische Regierung den ferneren Transport nicht- 
'schweizerischer Truppen über diesseitiges Gebiet mit dem Hinweis 
auf Art. 32, Schlußsatz, des Vertrages mit Baden betr. die Weiter- 
führung der badischen Eisenbahnen über schweizerisches Gebiet, 
vom 27. Juli und 11. August 1852), wonach der Transport von 
Truppen über diese Bahnstrecken beiderseits untersagt werden 
kann, wenn dadurch die Neutralität der Schweiz oder Badens 
gefährdet würde. — Gegen Österreich handelte es sich um eine 
angebliche Gebietsverletzung durch österreichische Truppen, die 
sich aber als unrichtig herausstellte und auf der Verwechslung 
von Ortsnamen (es betraf das österreichische St. Maria am Stilfser- 
joch, nicht das schweizerische im Münstertal) beruhte; die 
italienische Presse hatte darüber Lärm geschlagen, ohne daß aber 
diplomatische Erörterungen folgten. 


1) B. G. 8/8838 und B. B. 1866 LI, #13 und 506. 
2) B. G. 3/450. 
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Über die Maßnahmen zur Handhabung der Neutralität erließ 
der Bundesrat am 4. Juli 1866 eine Botschaft!) an die Bundes- 
versammlung, worauf diese durch Bundesbeschluß vom 17. Juli?), 
also ziemlich post festum, dieselben genehmigte und zu allfälligen 
weiteren Vollmacht gab, und am 28. November erstattete er ilr 
noch einen Schlußbericht?®). 


I. Schutz auswärtiger Schweizer. 


Es wurden von Landsleuten, die in vom Kriege wirklich über- 
zogenen oder gefährdeten Orten des südlichen und des nördlichen 
Kriegsschauplatzes wohnten, aus Venedig und Triest einerseits und 
Dresden, Stuttgart, München u. a. anderseits, Begehren um besondere 
Vorkehrungen oder Verwendung zu ihren Gunsten an den Bundesrat 
gestellt, und die Behandlung, welche diese Gesuche fanden, ist 
von einiger prinzipieller Bedeutung. Die Landsleute in Venedig 
und Triest wurden, weil diese Seehafenplätze in der Gefahr 
standen, einem Bombardement ausgesetzt zu werden, jene unter 
den Schutz des englischen, diese unter den des amerikanischen 
Konsuls am Orte gestellt; im übrigen erschienen besondere 
Schutzmaßnahmen tatsächlich unnötig und u. a. auch unmöglich; 
unnötig insofern, als im Kriege zivilisierter Staaten unbeteiligte 
Private nicht weiter bedroht sind, als es eben der Zweck des 
Krieges mit sich bringt, und unmöglich ist es, für alle Orte, wo 
sich Landsleute aufhalten, besondere Schutzmaßnahmen zu treffen, 
in einem Lande, wo es, wie in Deutschland, kaum eine Stadt 
von einigem Belang gibt, wo nicht Schweizer angesiedelt sind. 
Rechtlich kann übrigens eine Ausnahmestellung gegenüber den 
Landesangehörigen weder beansprucht noch behauptet werden, 
um so weniger, als nicht anzunehmen ist, daß im Kriege zivili- 
sierter Staaten Bürger dritter Staaten in irgendeiner besonderen 
Weise gefährdet sein sollten. 


IH. Vervollkommnung und Verstärkung der Kriegs- 
mittel für die Zukunft. 


Sie bestanden in der Einführung von Hinterladungsgewehren 
und -geschützen und anderer Neubewaffnung und in der Zulassung 


1) B. B. 1866 II, 223. 
2) Ebenda 405 und B. G. 8/854. 
3) B. B. 1866 III, 223 und 1867 I, 1. 
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von Freiwilligenkorps unter Regelung der Bildung und Ver- 
wendung derselben; von beidem war oben unter „Militär“, 
S. 190, die Rede. Für die Neubewaffnung wurde ein Anlehen 
von 12 Millionen nötig!). — Eine indirekte Folge des Krieges 
von 1866 war die Errichtung der schweizerischen Gesandtschaft 
in Berlin; der Ausgang des Krieges schuf den Norddeutschen 
Bund, und dieser machte eine diplomatische Vertretung der Schweiz 
bei diesem und später beim Deutschen Reich unentbehrlich, was 
auch bereits oben S. 288 zur Sprache kam. 

Durch den Krieg von 1866 war Italien, indem es noch 
Venetien erwarb, bis auf das kleine, dem Heiligen Stuhle gebliebene 
Gebiet, das 1870 (20. November) auch noch dem neuen italienischen 
Königreich einverleibt wird, vereinigt worden, und hatte sich 
der Norddeutsche Bund gebildet als Vorläufer des Deutschen 
Reiches. Durch diese Änderung im europäischen System war 
die Stellung der Schweiz inmitten von vier großen Staaten- 
komplexen schwieriger, ja gefährdet geworden. Das hat der 
Bundesrat eingesehen, daher auch der große Aufwand der Schweiz 
für die Verstärkung ihrer militärischen Kräfte; es fehlte aber 
noch eine neue, der veränderten politischen Konstellation ent- 
sprechende politische Garantie der Schweiz, die zu betreiben nach 
1870/71 die höchste Zeit gewesen wäre, aber bis heute unter- 
lassen worden ist. 


IV. Die Frankfurter Ausweisungsangelegenheit. 


Im August 1869 war gegen frühere Angehörige der Stadt‘ 
Frankfurt a. M., die das schweizerische Bürgerrecht erworben 
hatten, vom preußischen Polizeipräsidium die Ausweisung verfügt 
worden mit der Begründung, die Entlassung aus dem preußischen 
Staatsverbande sei nur zu dem Zwecke bewirkt worden, dieselben 
der preußischen Wehrpflicht zu entziehen. Es betraf Söhne von 
Familien, die in der Schweiz sich niedergelassen hatten, während 
die Söhne sich in Frankfurt aufhielten bzw. dahin zurückgekehrt 
waren, und für sie wurde nun die Intervention des Bundesrates 
gegen die Maßregel der Ausweisung in Anspruch genommen. 
In den meisten Fällen war das schweizerische Bürgerrecht nicht 
für die ganze Familie erworben worden, sondern nur für die 


1) B. B, 1866 II, 803; 1867 I, 157, und B. G. 9/15; B, B. 1867 I, 237 
401, II, 1; 1868 I, 795. 
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Söhne, die nun ausgewiesen werden sollten, und für diese Fälle 
lehnte der Bundesrat seine Intervention ab aus folgenden Gründen: 
Es bestand allerdings kein Niederlassungsvertrag zwischen der 
Schweiz und Preußen. Aber Preußen, sagte der Bundesrat, sei 
doch nicht berechtigt, wegen des bloßen Mangels eines Nieder: 
lassungsvertrages den Schweizerbürgern den Aufenthalt in seinem 
Gebiet zu untersagen. Denn die Befugnis, lediglich in einem 
fremden Staate zu verweilen, namentlich, wenn daran keine weiteren 
Begehren in bezug auf die rechtliche Stellung les Domizilierenden 
geknüpft werden, gründe sich auf ein zwischen allen zivilisierten 
Staaten geltendes Gesetz des Völkerrechtes.. Wenn gleichwolıl 
zwischen denselben Niederlassungsverträge abgeschlossen werden, 
so liege diesen keineswegs die Absicht zugrunde, den bloßen 
Aufenthalt als ein Recht erst zu begründen; es gelte auch hier 
diese Befugnis als selbstverständliche Voraussetzung, und als 
eigentlicher Vertragszweck erscheine die Feststellung der Rechte, 
welche mit dem faktischen Aufenthalt verbunden seien. Hingegen 
könne ebensowenig gefordert werden, daß jeder Staat verpflichtet 
sei, jeden Bürger eines anderen Staates unter allen Umständen 
zu dulden, trotzdem kein Niederlassungsvertrag "bestehe. Und 
im speziellen Falle könne das von Preußen nach den Umständen 
um so weniger gefordert werden. Die Absicht der Familie bei 
der Einbürgerung der Ausgewiesenen sei weniger dahin gegangen, 
diesen das Schweizerbürgerrecht zu erwerben, als vielmehr ihnen 
die Entlassung aus dem preußischen Staatsverbande zu verschaffen, 
ihnen also .die Vorteile zu wahren, welche der Aufenthalt in 
Frankfurt ihnen bringe, dagegen sich der Nachteile zu. ent- 
ledigen, welche mit dem preußischen Bürgerrecht wie mit jedem 
anderen verbunden seien. Andererseits sei die Entlassung aus dem 
preußischen Staatsverband wie immer „zum Zwecke der Aus- 
wanderung“ erteilt worden, und unter Auswanderung sei: die 
Verlegung: des Wohnsitzes in das Ausland, hier in die ‚Schweiz, 
zu verstehen, mit der Absicht, sich bleibend niederzulassen, was 
in diesen ‚speziellen Fällen eben nicht geschehen sei. Daher die 
Ablehnung der Intervention. — In den anderen Fällen dagegen, 
in denen .das Familienhaupt mit allen seinen Angehörigen die 
Entlassung .'aus. dem preußischen Staatsverbande und die. Auf- 
nahme in das Schweizerbürgerrecht erwirkt hatte, wo also das 
Motiv, daß es bloß. zu eigennützigen Zwecken geschehen sei, 
nicht vorauszusetzen war und eine Reihe der obigen ‚Grünie 
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nicht zutraf, befürwortete der . Bundesrat bei der preußischen 
Regierung die Rücknahme der Ausweisungsbefehle und fand auch 
Entgegenkommen. 


{ 


T. Mazzini und din schweizerische Aeylrecht, 
| 1869/70. 


Josef Mazzini,. de ewige Brise, EN 1808, der 
seit seinen Jünsliupsiahren an allen revolutionären Bewegungen 
in Italien, von den 20er Jahren an, im..Sinne der Einigung, 
aber .auch der Republikanisierung Italiens beteiligt und seit. seinen 
Mannesjahren ‚die Seele dieser Bewegungen war, nicht weniger 
gegen Napoleon als den Mann des 2. Dezembers konspirierte, 
batte sich auch in der. Schweiz in allen italienischen und 
französischen Flüchtlingsangelegenheiten, vom Einfall der Flücht- 
linge aus .der Schweiz nach Savoyen im Jahre 1834 bis zur 
letzten französischen Flüchtlingsangelegenheit, bemerkbar gemacht, 
und je mehr die Monarchen in Italien. und Frankreich ilın 
fürchteten, um so mehr hatte die Schweiz, wenn sie ihn hier 
vermuteten, seinetwegen zu leiden. Das letztemal, dal er der 
Schweiz zu schaffen gab, war im Jahre 1869, als er von Lugano 
aus einen neuen Äufstandsversuch in Mailand, der am 18. April 
1869 hätte in Szene gehen sollen, organisierte; er wurde deshalb 
durch Bundesratsbeschluß vom. 10. Mai 1869!) interniert, und 
zwar nicht nur von der italienischen, sondern auch von der 
"französischen Grenze verwiesen. Er kehrte 1870 nach Italien 
zurück, nicht ohne daselbst. eine neue geheime Agitation ins 
Werk zu. setzen, und fand in Pisa endlich im Tode seine 
Ruhe — in seinem Vaterlande, das ihn als Republikaner bis 
zuletzt verfolgt hat, das ihm aber in erster Linie seine Einigung 
verdankt und seither auch Denkmäler aus Stein und Erz er- 
richtet hat. Er und Garibaldi haben Italien die Einigung 
erstritten, er als Agitator, Garibaldi als Soldat, und beide haben 
sie zugunsten einer Republik erstrebt, aber Cavour hat die 
Einigung für die Monarchie, der. er diente, zu gewinnen ver- 
standen; während Garibaldi mit dieser seinen Frieden gemacht 
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hat, ist Mazzini, sich selbst getreu, unversöhnt mit ihr ge- 
storben. 

In Verbindung mit dem Internierungsbeschluß gegen Mazzini 
steht eine bald danach erfolgte Petition der Societa del Ticin» 
in Lugano an die Bundesversammlung um Regulierung des Asyl- 
wesens durch ein Bundesgesetz. Die Petition, ohne auf den 
Fall Mazzini ausdrücklich Bezug zu nehmen, aber offenbar durch 
die Maßnahme gegen Mazzini veranlaßt, verlangte eine die 
Stellung der fremden Flüchtlinge sichernde Interpretation des 
Art. 57 (heute 70) der Bundesverfassung und legte einen förm- 
lichen Gesetzesvorschlag vor mit dem Wortlaut: „Jeder Fremd- 
ling, welcher anderswo wegen seiner politischen, philosophischen 
oder religiösen Ideen verfolgt wird, ist mit dem Augenblick, wo 
er seinen Fuß auf Schweizerboden setzt, den Schweizerbürgern 
gleichgestellt mit Ausnahme der politischen Rechte. Der Flücht- 
ing hat keine andere Verpflichtung als diejenige, die Gesetze 
der schweizerischen Republik zu beachten. Wird er beschuldigt, 
dieselben verletzt zu haben, so ist er, wie der Schweizer, von 
den Gerichten des Landes zu beurteilen mit allen Garantien 
der Verteidigung, der Öffentlichkeit und der persönlichen Frei- 
heit, wie sie den Bürgern zukommen.“ Die über die Petition 
zum Bericht berufene Kommission des Ständerates, dem die 
Priorität der Behandlung zugefallen war, beantragte Abweisung 
der Petition aus folgenden Gründen: nach dem Vorschlag wären 
in Zukunft die Flüchtlinge überhaupt nicht mehr als Fremde, 
sondern als Bürger zu betrachten, und die dem Bundesrat vor- 
behaltene Kompetenz würde den Gerichten übertragen, so zwar. 
daß keine polizeiliche Ausweisung mehr, sondern nur noch ge- 
richtliche Beurteilung erfolgen könnte; beides aber wäre keine 
bloße Auslegung, sondern eine förmliche Aufhebung der betreffenden 
Bundesbestimmung; das erstere, die ohne weiteres eintretende 
Naturalisation der Flüchtlinge, wäre auch. in seiner Konsequenz 
ungeheuerlich, insbesondere wenn die Flüchtlinge so massenhaft, 
wie es in friiheren Jahren geschehen, in das Land kämen, und 
der zweite Vorschlag, der die Kompetenz den Gerichten übertragen 
wollte, verkenne die Natur der das Asylrecht betreffenden Fragen, 
die keine rechtlichen, sondern politische seien. Der Antrag wurde 
von beiden Räten angenommen und die Petition verworfen !). 


l) B. B. 1870 I, 289, 294. 
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Auch von einer Änderung der Formulierung des Begehrens der 
Petition konnte nicht die Rede sein, wie überhaupt jede gesetz- 
liche Regulierung unangebracht ist, wo es sich um das Verfahren 
in Sachen der auswärtigen Politik handelt, zu denen das Asylrecht 
und sein Gegenstück, das Recht der politischen Ausweisung, ge- 
hören; der auswärtigen Politik dürfen durchaus nicht durch innere 
Gesetze die Hände gebunden werden, um so weniger der sog. 
hohen Politik, die hier unter Umständen in Frage kommen kann. 


IN. Partielle Erweiterungen des Bundes bis 
zu Anfang der Totalrevision. 


1. Die Partialrevision von 1866. 


$&| Die Veranlassung dazu waren die am 30. Juni 1864 mit 
Frankreich abgeschlossenen_Verträge, speziell der Niederlassungs- 
vertrag. Am gleichen Tage, an welchem die Bundesversammlung 
den Verträgen die Ratifikation erteilte, den 30. September 1864, 
faßte sie zwei weitere Beschlüsse betr. dieselben!). Laut dem 
einen solle die Genehmigung der Verträge ohne Präjudiz sein 
für die Rechte, welche durch Art. 32 der Bundesverfassung den 
Kantonen zugesichert seien; diese Rechte seien für die Zukunft 
ausdrücklich vorbehalten. Das betraf die kantonalen Konsumo- 
gebühren (oben 115), speziell die Konsumogebühren auf geistige 
Getränke, die sog. Ohmgelder. Durch Art. 32 der Bundes- 
verfassung war den Kantonen der Bezug dieser Gebühren vor- 
behalten, u. a. unter der Bedingung, daß Erzeugnisse schweize- 
rischen Ursprungs mit niedrigeren Gebühren zu belegen seien 
als diejenigen des Auslandes. Die Kantone schienen also frei, 
die Gebühren auf ausländische Weine beliebig anzusetzen, wenn 
sie nur die inländischen Weine niedriger besteuerten, und nun 
kam der Handelsvertrag mit Frankreich mit der Bestimmung 
(Art. 10), die Frankreich als billigstes Zugeständnis forderte, daß 
die bestehenden Gebühren auf französische Getränke nicht 
erhöht und keine neuen eingeführt werden dürften, und daß für 
den Fall einer Verminderung der Verbrauchssteuer zugunsten 
schweizerischer Getränke auch eine entsprechende Verminderung 
für die französischen eintreten müsse. Diese Bestimmung erschien 
als ein Einbruch in ein den Kantonen gewährleistetes Recht, 
und daher knüpfte die Bundesversammlung in der zwar irrigen 
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Meinung, daß verfassungsmäßige Rechte durch Verträge nicht be: 
rührt werden dürften, die Genehmigung des Vertrages an den 
erwähnten Vorbehalt, wodurch eigentlich der Vertrag in dieser 
Beziehung verworfen wurde!). Doch steht dieser Beschluß in 
keinem Zusammenhange mit der zu besprechenden Partialrevision 
der Bundesverfassung, hingegen der andere. 

Durch‘ den ‚anderen Bundesbeschluß wurde der Bundesrat zu 
Bericht‘ und Antrag. eingeladen, um die in den Art. 41 und 48 der 
Bundesverfassung gewährleisteten Rechte von dem Glaubens: 
bekenntnis unabhängig zu machen. In diesen Artikel war ‚das 
Recht 'der freien Niederlassung in der Schweiz und das Recht 
der Gleichstellung der Schweizerbürger mit den Kantonsbürgern 
in Gesetzgebung und gerichtlichem Verfahren nur den Schweizern 
christlicher 'Konfession gewährleistet, während nach dem neuen 
Niederlassungsvertrag mit Frankreich die Franzosen ohne Unter- 
schied: der Religion in jedem Kanton der Eidgenossenschaft gleich 
den christlichen Angehörigen der anderen Kantone aufzunehmen 
und zu behandeln seien, wie umgekehrt den Schweizern in Frank- 
reich die gleiche‘ Stellung zugesichert wurde (Art. 1 und 3) 2), 
Es handelte sich beiderseits, auf seiten der älteren Bundesverfassung 
und auf seiten des neuen Vertrages mit Frankreich, um die Juden, 
Aus dem verschiedenen Recht ergab sich die Ungleichheit , daß, 
während die französischen Juden in der Schweiz, wie die 
schweizerischen Juden in Frankreich, die Niederlassungsfreiheit 
und die kurzweg sog. Gleichstellung genossen, die schweizerischen 
Juden in der Schweiz selbst dieser Rechte entbehrten. Diese 
Zurücksetzung der schweizerischen Juden hinter den französischen 
in der Schweiz ließ sich nicht länger aufrechterhalten, daher der 
Auftrag der Bundesversammlung durch den genannten Beschluß. 

In Vollziehung dieses Auftrages versuchte der Bundesrat zuerst 
die Kantone zu einer freiwilligen Verzichtleistung auf das Recht 
der Zurücksetzung nichtchristlicher Schweizerbürger in der Nieder- 
erlassung und in der Gleichstellung zu bewegen. Aargau hatte schon 
1863 ein Konkordat,; wodurch den Juden die Niederlassungsfreiheit 
in der Schweiz gewährt werden sollte, vorgeschlagen 3), natürlich, 
um seinen Juden in anderen Kantonen Eingang zu verschaffen, 


1) Vgl. B. G. rn und B. B. 1864 II, 295, 600, 642 und 685. 
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während es bei sich zu Hause ihnen die politischen Rechte und 
die Einbürgerung vorenthielt und in einem Gesetz von eben- 
demselben Jahre diese beiden vom Bund gestellten Forderungen 
unberücksichtigt ließ (oben S. 273). Als dem Bundesrat jener Ver- 
such nicht oder nicht durchweg gelang, blieb kein anderer Weg 
als die Revision der betreffenden Artikel der Bundesverfassung, 
und so erließ der Bundesrat seine von bezüglichen Revisions- 
entwürfen begleitete Botschaft vom 1. Juli 1865). Darin recht- 
fertigt er zunächst die Tagsatzung, daß sie die Ausschließung der 
nichtchristlichen Schweizerbürger von der allgemeinen Rechts- 
gleichheit der Schweizerbürger aufgestellt habe. Die Aus- 
schließung sei allerdings zunächst und hauptsächlich gegen die 
Juden gerichtet. Aber erstens sei sie nicht sowohl gegen die 
schweizerischen als vielmehr gegen die französischen Juden ge- 
richtet. Diese hatte man durch den früheren Niederlassungs- 
vertrag mit Frankreich vom Jahre 1827 von der freien Nieder- 
lassung in der Schweiz dadurch fernzuhalten vermocht, daß man 
den Franzosen nur das Niederlassungrrecht der Schweizerbürger 
anderer Kantone gewährte; wenn ihnen daher nicht durch die 
neue Bundesverfassung der Eingang in die Schweiz geöffnet 
werden sollte, durfte die Bundesverfassung die freie Nieder- 
lassung nur den christlichen Schweizerbürgern gewähren. Zum 
zweiten liege der Grund der bisherigen Stellung der Schweiz 
gegen die Juden nicht hauptsächlich in religiösen Vorurteilen, 
sondern darin, „daß man vielmehr den Juden wegen seiner eigen- 
tümlichen Richtung des Geistes und des Geschäftsbetriebes glaubte 
scheuen und daher von der Wohltat des unbedingt freien Ver- 
kehrs ausschließen zu sollen“. Es seien somit mehr Antipathien 
sozialer als religiöser Natur gewesen. Allerdings beständen die 
Beschränkungen der Juden in vielen Ländern schon seit langem 
nicht mehr, und wenn gerade das freieste Land Europas, die 
Schweiz, in dieser Beziehung rückständig erscheine, so sei zu 
berücksichtigen, daß hier die Anschauungsweise des einzelnen 
Bürgers mehr als anderwärts beachtet werden müsse, daß selbst 
ein Irrtum nicht von oben herab und oft im Gegensatz zur Volks- 
ansicht, sondern nur mit dem Volk und durch das Volk berichtigt 
werden könne, dafür aber auch ein Fortschritt als wirkliche und 
bleibende Errungenschaft des Volksgeistes betrachtet werden dürfe 
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(sehr richtig!). Übrigens sei die Unabhängigkeit der Nieder- 
lassung und der bürgerlichen Rechtsstellung vom Glaubens- 
bekenntnis schon in mehreren Kantonen vorhanden, und auch, 
wo kantonale Verfassungen die Beschränkung dem Buchstaben 
nach noch enthielten, sei es ein verblaßter Buchstabe. Der Ver- 
trag mit Frankreich erscheint damit bloß als die #ußere Ver- 
anlassung der Bundesrevision; der innere Grund lag in der 
Wandlung der schweizerischen Volksansicht selbst, die den Bund 
auch berechtigte, den Vertrag mit seiner Gleichstellung der Juden 
abzuschließen. Jedenfalls war, nachdem die französischen Juden, 
gegen die besonders die Beschränkung ursprünglich sich gerichtet 
hatte, davon befreit waren, die Befreiung um so weniger mehr 
den schweizerischen Juden vorzuenthalten. Formell machte sich 
die Revision in dieser Beziehung leicht, indem einfach in den 
Artikeln 41 und 48 der Bundesverfassung die Zusätze von der 
„christlichen Konfession“ zu streichen waren, und darauf ging 
in erster Linie der Antrag des Bundesrates. 

Im weiteren aber fragte sich der Bundesrat, ob bei diesem 
Anlaß, wenn denn doch einmal revidiert werden müsse, die 
Revision nicht auch auf andere Punkte erstreckt werden sollte, 
und er bejahte die Frage. — I. Zuerst empfahl er zur Revision 
Punkte, die im nächsten Zusammenhang mit den Artikeln von der 
Niederlassung standen. 1. Gewährleistung der Kultusfreiheit 
schlechthin. Bisher war auch nur die Kultusfreiheit der christ- 
lichen Konfessionen, die daher sog. Konfessionsfreiheit, gewähr- 
leistet; es waren also speziell die Juden auch von der Glaubens- 
wie von der Niederlassungsfreiheit und Gleichstellung ausgeschlossen, 
und sie sollten nun nach dem Vorschlage des Bundesrates auch 
dieses Rechtes teilhaftig werden. 2. Es sollte auch der Nachsatz 
in Ziffer 1 von Artikel 41 fallen, wonach naturalisierte 
Schweizer erst nach fünf Jahren auf die Niederlassungsfreiheit 
von Bundes wegen Anspruch hatten. Eine ähnliche, nur noch 
schärfere Bestimmung enthielt schon die Mediationsgesetzgebung. 
Obwohl die Mediationsverfassung selbst die Niederlassungsfreiheit, 
wenigstens von Kanton zu Kanton, schlechthin garantiert oder 
doch vorausgesetzt hatte, ging die Gesetzgebung in diesem Punkte 
wie in anderen noch um einen Schritt weiter zurück). Durch 
Tagsatzungsbeschluß vom 15. Juni 1805?) wurde den neu- 
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angenommenen (naturalisierten) Bürgern die Niederlassungsfreiheit 
‘noch zehn Jahre lang vorenthalten. Eine ähnliche Weartefrist, 
"allerdings nur von fünf Jahren, glaubte man noch im Jahre 1848 
aufnehmen zu müssen. Die betreffende Bestimmung der Bundes- 
'verfassung erschien also bloß als Reminiszenz und war überdies 
'niemals lebensfähig gewesen; um so mehr glaubte der Bundesrat, 
dürfte sie fallengelassen werden. 3. Verbot der Doppel- 
besteuerung und Ordnung der zivilrechtlichen Ver- 
hältnisse zum Schutze des Niedergelassenen, damit er nicht 
für Steuern, im Vormundschaftsrecht, Eherecht, ehelichen Güter- 
recht und Erbrecht, von seiten des Niederlassungs- und Heimat- 
kantons zugleich in Anspruch genommen werde. 4. Ausdehnung 
des Stimmrechtes des Schweizerbürgers auf Gemeinde- 
angelegenheiten; bisher besaß er es bloß in eidgenössischen 
und kantonalen Angelegenheiten. Immerhin sollte, während für 
kantonale Angelegenheiten eine Wartefrist bis auf zwei Jahre 
bestand, für Gemeindeangelegenheiten eine solche bis auf drei 
Jahre vorbehalten werden. 5. Garantie der Gewerbefreiheit 
neben der Handelsfreiheit, während bisher nur die letztere von 
Kanton zu Kanton garantiert war. — II. Eine zweite Reihe von 
Punkten, die der Bundesrat in den Bereich der Revision zu ziehen 
vorschlug, betraf: 1. Schutz des geistigen (literarischen und 
künstlerischen) und des industriellen Eigentums. Es soll der 
Bund das Recht zur Gesetzgebung darüber erhalten, die an die 
Stelle des Konkordates betr. das schriftstellerische und künstlerische 
Eigentum vom Jahre 1856 zu treten hätte; 2. Erlaß eines ein- 
heitlichen schweizerischen Handelsgesetzbuches durch den 
Bund; 3. Erweiterung des Verfassungsartikels über Maß und 
Gewicht (37), so daß das Metersystem eingeführt werden könnte. 

Das waren die Vorschläge des Bundesrates für eine Partial- 
revision. Dazu kamen Petitionen aus dem Volke und die Vor- 
schläge der von den beiden Räten der Bundesversammlung zur 
Vorberatung der Revision bestellten Kommissionen, der national- 
rätlichen Kommission und der Kommission des Ständerates; auch 
reichte ein Mitglied der ständerätlichen Kommission (Dr. Rütti- 
mann) noch einen besonderen Vorschlag ein). 

Die Petitionen einmal gingen (abgesehen von den bereits 
durch die Vorschläge des Bundesrates berücksichtigten Forderungen) 
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auf folgende Ziele: Übertragung des gesamten Unterrichtswesens 
‘auf den Bund; Totalrevision der Bundesverfassung; Veto in allen 
wichtigen eidgenössischen Fragen und abzuschließenden Handels- 
und Niederlassungsverträgen mit dem Ausland; Wahl des Bundes- 
rates durch das Volk; allgemeiner (einheitlicher?) Wahlmodus 
in.der ganzen Schweiz für die Ernennung des Bundes-, National- 
und Ständerates; Abschaffung des Ohmgeldes (im Sinne 'der 
Jutention des französischen Handelsvertrages); Wählbarkeit der 
Geistlichen zum Nationalrat (die bis dahin und seither vom 
Nationalrat ausgeschlossen sind); Beseitigung der kantonalen Ehe- 
beschränkungen (nachherige Motion Ruchonnet). 

In der nationalrätlichen Kommission wurden eine 
ganze Reihe von Revisionsvorschlägen gemacht, ungerechnet solche, 
welche bereits vom Bundesrat oder im Wege der Petition in An- 
regung. gebracht waren. Es ist von Interesse, dieselben auf- 
zuführen, weil manche, auch soweit sie im Augenblick keine Be- 
rücksichtigung fanden, doch bereits Zukunftsforderungen enthielten, 
die bei der späteren Totalrevision zur Verwirklichung gelangten 
oder es heute verdienten; andere freilich fielen mit der Äuderung 
der Bundeseinrichtungen 1874 dahin oder erscheinen für alle Zeit 
unpraktisch oder gar gefährlich. Im ganzen waren es folgende: 
Erhebung der Halbkantone zu Ganzkantonen; ausschließliche 
Einerwählkreise für den. Nationalrat; Nichtwählbarkeit eines 
Bundesratsmitgliedes nach zwei Amtsdauern; Rekurs wegen Ver- 
letzung der durch die Bundesverfassung garantierten Rechte an 
das Bundesgericht; Entscheidung von ‚staatsrechtlichen Streitig- 
keiten nichtpolitischen Inhalts zwischen Kantonen und von 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bund und Kantonen sowie 
Interpretation. der Bundesverfassung durch das Bundesgericht; 
Gewährleistung der. Glaubensfreiheit; Freizügigkeit der wissen- 
schaftlichen Berufsarten;, Zentralisation des Strafrechtes; Er- 
richtung einer höheren eidgenössischen Unterrichtsanstalt in der 
romanischen Schweiz; Übertragung der Wasserbau- und Forst- 
polizei auf den Bund; Verteilung der ordentlichen Zoll- 
entschädigungen unter die Kantone nach Maßgabe der jeweiligen 
neuesten eidgenössischen Volkszählung (laut Art. 26, lit. a waren 
die ordentlichen Zollentschädigungen noch nach der Volkszählung 
von 1838 ‚zu berechnen); Ausbezahlung der Postentschädigungen 
an die Kantone ohne Rücksicht auf den jeweiligen Ertrag des 
Postwesens und. Festsetzung eines Minimalbetrages für jeden 
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Kanton auf den Kopf seiner Bevölkerung. — Trotz der zahlreichen, 
von diesen drei Seiten (Bundesrat, Volk, Kommissionsmitglieder) 
eingegangenen Vorschläge und Anregungen hielt die national- 
rätliche Kommission das Bedürfnis einer Revision nicht für viel 
weiter reichend, als es durch die Verträge mit Frankreich geweckt 
worden war. Allerdings sollte die Revision nicht nur und gerade 
auf die Artikel 41 und 48, deren Klauseln zugunsten der christ- 
lichen Konfessionen durch die Verträge unhaltbar geworden 
waren, sich beschränken; aber sie sollte doch nicht über die not- 
wendigen Folgen jener Verträge hinausgehen. Es wurden daher 
zurückgewiesen: einmal Vorschläge staatsrechtlicher Natur (Er- 
hebung der Halbkantone zu Ganzkantonen; Volksveto, Volkswahl 
des Bundesrates, Nichtwählbarkeit eines Bunderatsmitgliedes nach 
zwei Amtsdauern; Übertragung der staatsrechtlichen Rekurse 
auf das Bundesgericht; Einerwahlkreise für den Nationalrat); 
ferner Zentralisation von weiteren Rechtsmaterien und Ver- 
waltungsaufgaben (Schutz des schriftstellerischen, künstlerischen 
und industriellen Eigentums; schweizerisches Handelsgesetzbuch ; 
Strafrecht; Wasserbau- und Forstpolizei; Recht der Verehelichung;; 
Errichtung einer höheren Unterrichtsanstalt in der romanischen 
Schweiz), auch das Recht der freien Gewerbsausübung durch die 
ganze Schweiz, endlich die Änderungen in den Zoll- und Post- 
entschädigungen und in den Konsumogebühren. Dem Vorschlag 
der Errichtung einer höheren Unterrichtsanstalt in der 
romanischen Schweiz stellte die Kommission die triftige 
Erwägung entgegen, daß ein solcher Dualismus zwischen deutscher 
und romanischer Schweiz nicht nur durch die Bundesverfassung 
nicht begründet werde, sondern auch für den Bund geradezu 
gefährlich wäre, weil er eine Spaltung der Schweiz bedinge und 
Unterscheidungen auch zwischen deutscher, französischer und 
italienischer, ja wohl auch zwischen protestantischer und katho- 
lischer Schweiz zur Konsequenz habe, weiterer Unterscheidungen 
nicht zu gedenken. (Vgl. damit die seitherigen Projekte für Aus- 
führung des eidgenössischen Universitätsgedankens, oben 8. 177, 
178). — Hingegen befürwortete die Kommission teils in Über- 
einstimmung mit dem Bundesrat, teils aus sich folgende weitere 
Neuerungen außer der Streichung der Klausel von den christ- 
lichen Konfessionen in Artikel 41 und 48: Gleichstellung der 
naturalisierten mit den anderen Schweizerbürgern im Recht auf 
Niederlassung; Ausdehnung des Stimmrechtes der Schweizerbürger 
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auf Gemeindeangelegenheiten; Aufstellung eines bestimmten inter- 
kantonalen Personalitätsprinzips, des Heimats- oder Territorialitäts- 
prinzips, für Besteuerung und zivilrechtliche Verhältnisse der 
Niedergelassenen; Freizügigkeit der wissenschaftlichen Berufs- 
arten; Glaubensfreiheit, speziell mit den Folgen: Freiheit von 
kirchlichen Zwangsmaßnahmen (Zwangstaufe), Befreiung der 
bürgerlichen und politischen Rechte und der Ehe vom Glaubens- 
bekenntnis; Einführung des Metersystems bei Maß und Gewicht, 
und Aufhebung des Ausschlusses der Geistlichen vom Nationalrat 
(Art. 64). 

Auch die Kommission des Ständerates war mit der 
des Nationalrates über den Standpunkt der Revision ein- 
verstanden: daß zwar nicht gerade nur die Übereinstimmung der 
Artikel 41 und 48 mit den französischen Verträgen herbei- 
zuführen sei, daß aber anderseits auch nicht an eine durch- 
greifende Änderung der Verfassung gedacht werden .dürfe, weil 
ein allgemeines Bedürfnis dafür nicht vorhanden sei, was die 
geringe Zahl von Revisionswünschen aus dem Volke beweise, 
Sie teilt ihre Vorschläge in solche, welche mit den französischen 
Verträgen in näherem oder entfernterem Zusammenhang stehen, 
und andere, ohne irgendwelche Berührung mit den Verträgen. 
I. Zu den ersteren werden, außer der Emanzipation der Juden 
im Recht auf Niederlassung und in der Gleichstellung, folgende 
gerechnet: Totalrevision der Vorschriften der Bundesverfassung 
über das Niederlassungswesen, d. h. der Artikel 41 und 42 
(Gleichstellung der naturalisierten Schweizerbürger mit den 
anderen, Fallenlassen der Ausweise über Subsistenzfähigkeit und 
sittliche Aufführung als Bedingungen des Rechtes auf Nieder- 
lassung, Befreiung der Niederlassungsbewilligung von einer be- 
stimmten Zeitdauer, Ausdehnung des Stimmrechtes der Schweizer- 
bürger auf Gemeindeangelegenheiten, Wegweisung nicht aus dem 
Grund unsittlichen Lebenswandels oder bloßer Polizeiübertretung, 
Festsetzung eines Personalitätsprinzipes für Besteuerung und 
zivilrechtliche Verhältnisse, Beseitigung der Wartefrist für das 
Stimmrecht in kantonalen Angelegenheiten — für Gemeinde- 
angelegenheiten soll der schweizerische Niedergelassene einfach 
den Niedergelassenen des eigenen Kantons gleichgehalten werden); 
Beschränkung der Kantonsverweisung; Glaubensfreiheit mit der 
Folge der Befreiung der bürgerlichen und politischen Rechte vom 
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anerkannten christlichen Religionen, aber unter der Bedingung 
der Sittlichkeit und der öffentlichen Ordnung; endlich, ebenfalls 
als eine Konsequenz der französischen Verträge, der bundes- 
gesetzliche Schutz des schriftstellerischen, künstlerischen und 
industriellen Eigentums. — DO. Vorschläge der zweiten 
Ordnung: Einführung des metrischen Systems in Maß und Ge- 
wicht; Freiheit des Verkehrs in Liegenschaften (zugunsten der 
Juden, an Stelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen allgemeinen 
Gewerbefreiheit); Übertragung von Beschwerden über Verletzung 
der durch die Bundesverfassung garantierten Rechte auf das 
Bundesgericht, weil den beiden gesetzgebenden Räten des Bundes, 
denen solche Beschwerden bis dahin zustanden, oft ganz un- 
würdige Rekurse schon vorgelegen hätten und sie viel kostspielige 
Zeit mit solchen Nebendingen verlören; endlich Maßnahmen gegen 
Lotterien und Hazardspiele. — Nicht genehmigt hingegen 
wurden von der Mehrheit der Kommission folgende, teils schon 
von anderer Seite, teils aus dem eigenen Schoße aufgetauchte 
Vorschläge: schweizerisches Handelsgesetzbuch ; schweizerisches 
Strafrecht; Zulassung der Geistlichen zum Nationalrat (für den 
Ausschluß sprächen noch ganz die nämlichen Gründe wie 1848); 
Aufhebung des Jesuitenverbotes; Ausbezahlung der Post- 
entschädigungen ohne Rücksicht auf den jährlichen Ertrag der 
Posten und Aufstellung eines Entschädigungsminimums auf den 
Kopf der Bevölkerung wie bei den Zollentschädigungen. Zu 
diesen Vorschlägen betr. die Postentschädigungen bemerkt 
der Kommissionalbericht: zum ersten Vorschlag, daß durch den 
Bundesbeschluß vom 20. Januar 1860 für die Vergütung von 
Ausfällen bereits genug gesorgt sei (sogar schon zuviel, oben 
125/126), und zum zweiten ebenso richtig: „wenn bei den Zoll- 
entschädigungen ausnahmsweise ein Minimum per Kopf der Be- 
völkerung festgesetzt wurde, so geschah es darum, weil sonst 
diejenigen Kantone, welche von freisinnigen Grundsätzen aus- 
gegangen waren und die Schlagbäume von sich aus beseitigt 
hatten, soviel als nichts erhalten hätten.“ — Weiter wurde auch 
die Aufhebung der Konsumogebühren abgelehnt, weil dieselbe 
der Eidgenossenschaft allzugroße Summen kosten würde. Ebenso 
wurden die Volkswahl des Bundesrates und das Veto verworfen. 
Bei der Zurückweisung der Volkswahl des Bundesrates fielen sehr 
bemerkenswerte Worte, weniger bemerkenswert hinsichtlich der 
Volkswahl, als mit Bezug auf die Organisation des Bundes- 
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rates — Worte, deren Gedanke übereinstimmt mit der vom 
Verfasser anderorts!) vertretenen Auffassung. Es heißt im 
Kommissionalbericht u. a.: „Die Mehrheit der Kommission ist 
entschieden der Ansicht, daß, wenn man, um die Exekutive 
des Bundes von den gesetzgebenden Räten un- 
abhängiger hinzustellen, die Wahl derselben dem Volke über- 
tragen wollte, es weit zweckmäßiger wäre, die Vollziehungs- und 
Regierungsgewalt einem einzigen Manne — einem Bundes- 
präsidenten, der sich selbst seine Minister (Gehilfen) für die 
einzelnen Verwaltungszweige auswählen könnte — als einem 
Kollegium von sieben Mitgliedern zu delegieren. Einen einzigen 
hervorragenden, seines Vertrauens würdigen Mann wüßte das 
Volk sicherlich aus den schweizerischen Staatsmännern leichter 
herauszufinden ... es würde sich in politisch aufgeregten Zeiten 
nur um große Prinzipien handeln, welche durch bekannte 
Namen verkörpert wären. Ein einziger Magistrat an der 
Spitze unseres Bundesstaates hätte auch sonst 
große Vorzüge: die Verantwortlichkeit läge rein und klar 
vor, während in einer Behörde immer ein Mitglied sich hinter 
die anderen verstecken kann; eine konsequente Führung der 
Geschäfte wäre durch die Einheit des Willens gesichert, während 
in Regierungskollegien gerade bei schwierigen Situationen oft 
sehr schwankende Mehrheiten vorkommen; endlich hätte der 
oberste Exekutivbeamte, indem er alle Details der Verwaltung 
seinen Gehilfen überlassen könnte, den großen Vorteil eines 
freien Überblickes über die ganze Sphäre der Bundes- 
gewalt... .“ 

Der besondere Vorschlag des Ständeratsmitgliedes, das an 
den Verhandlungen der Kommission teilzunehmen verhindert war 
(Dr. Rüttimann), ging darauf, dem Bunde die ausschließliche Be- 
fugnis einzuräumen, über die Emission von Wertpapieren (Bank- 
noten u. dgl.) gesetzliche Vorschriften aufzustellen — also auf 
einen Banknotenartikel, wie er später in die Bundes- 
verfassung von 1874 aufgenommen worden ist. 

Die Berichte der drei die Revisionsfrage vorberatenden Be- 
hörden, des Bundesrates, der National- und der Ständeratskommission, 
sind jeder in seiner Art vortrefflich, wie denn auch die Bericht- 
erstatter der beiden Kommissionen (beim Nationalrat Dr. Alfred 

1) Politik in systematischer Darstellung, S. 202/202. 
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Escher, beim Ständerat Dr. J. J. Blumer) zu den hervor- 
ragendsten Namen der Bundesversammlung gehörten, deren Wahl 
von der Wichtigkeit zeugt, die man der Revisionsfrage beilegte. 
Die tiefste Sachkenntnis verrät wohl der ständerätliche Kom- 
missionalbericht, dessen Bearbeiter langjähriges hochverdientes 
Mitglied des schweizerischen Bundesgerichtes und erster Präsident 
des neuen ständigen Bundesgerichtes seit 1874 war (erster Prä- 
sident des früheren Bundesgerichtes von 1848 war Kern, der mit 
diesem Amt für die Anwartschaft auf eine Stelle im Bundesrat 
entschädigt worden war). Auch war Blumer Verfasser eines 
Handbuches des schweizerischen Bundesstaatsrechtes; seine An- 
sicht gab auch in der einen streitigen von den drei formellen 
Fragen über das Verfahren bei der Volks- und Ständeabstimmung, 
zugunsten des Rechtes den Ausschlag. — 

In der Bundesversammlung einigte man sich auf die 
nachstehenden Revisionspunkte, also in der Hauptsache auf die- 
jenigen, über welche alle vorberatenden Behörden zusammen- 
gestimmt hatten. Sie können, nachdem vorstehend die nähere 
Darstellung derselben gegeben worden ist, kurz so bezeichnet 
werden, wie es das der Abstimmung von Volk und Ständen unter- 
breitete Bundesgesetz betr. die Revision der Bundesverfassung, 
vom 19. November 1865), tat: 1. Maß und Gewicht; 2. Nieder- 
lassungsfreiheit und Gleichstellung ohne Unterschied des Glaubens- 
bekenntnisses, gleiches Recht der naturalisierten Schweizerbürger 
auf Niederlassung mit den anderen, Wegfall des Ausweises über 
die Subsistenzfähigkeit behufs Erwerbung der Niederlassung; 
3. Stimmrecht der Niedergelassenen in Gemeindeangelegenheiten; 
4. Besteuerung und zivilrechtliche Verhältnisse der Nieder- 
gelassenen; 5. Stimmrecht der Niedergelassenen in kantonalen 
Angelegenheiten; 6. Glaubens- und Kultusfreiheit; 7. Aus- 
schließung einzelner Strafarten (als Befugnis der Bundesgesetz- 
gebung; veranlaßt durch den Fall Ryniker, oben 275); 8. Schutz 
(les schriftstellerischen, künstlerischen und industriellen Eigen- 
tums; 9. Verbot von gewerbsmäßigen Lotterie- und Hazardspielen. 

Die drei formellen Fragen betr. das Verfahren bei der 
Volks- und Ständeabstimmung über die Revision waren: 1. ob 
als stimmberechtigt dabei anzusehen seien nur die Niedergelassenen 
nach Art. 42 oder auch die Aufenthalter wie bei den National- 
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ratswahlen gemäß Art. 63 (neu 74); 2. ob die Revision nur im 
ganzen oder nach den einzelnen Revisionspunkten zur Ab- 
stimmung von Volk und Ständen gebracht werden könne, so daß 
im letzteren Fall es Volk und Ständen freistehe, den einen 
Revisionspunkt anzunehmen, den anderen zu verwerfen, und 
3. ob die Mehrheit des stimmenden Schweizervolkes in einem 
Kanton zugleich als Standesstimme des Kantons gelten könne, 
oder ob die Standesstimme in jedem Kanton besonders durch das 
dafür von der kantonalen Verfassung bestimmte Organ abgegeben 
werden müsse, in welchem Falle zwei nach Schweizervolk und 
Kantonen getrennte Abstimmungen stattzufinden hätten. — Die 
beiden ersteren Fragen wurden übereinstimmend dahin ent- 
schieden: 1. auch die Aufenthalter sind nicht nur bei Nationalrats- 
wahlen, sondern auch in eidgenössischen Abstimmungen stimn- 
berechtigt, wie es seit der neuen Bundesverfassung von 1874 
laut der vollständigen Redaktion des Art. 74 unzweifelhaft der 
Fall ist, und 2. partielle Abstimmung über einzelne Artikel der 
Bundesverfassung konnten zwar bis 1891 nicht durch Volks- 
initiative, wohl aber schon nach der Bundesverfassung von 1848 
durch die Bundesversammlung veranlaßt werden; also konnte die 
fragliche Revision, da sie von der Bundesversammlung ausging, 
auch nach einzelnen Punkten in Abstimmung bei Volk und 
Ständen gesetzt werden. 3. In der dritten Frage dagegen gingen 
die Ansichten auseinander. Bundesrat und nationalrätliche Kom- 
mission wollten, daß die Stimme der Mehrheit der Schweizer- 
bürger in einem Kanton zugleich als Standesstimme gelte; die 
nationalrätliche Kommission gab zwar zu, daß dafür weniger das 
Recht der Bundesverfassung als die Zweckmäßigkeit spreche. 
Die ständerätliche Kommission dagegen bestand auf dem Recht, 
und ihr schloß sich die Bundesversammlung an. Erst durch die 
neue Bundesverfassung von 1874 ist bestimmt worden, daß das 
Ergebnis der Volksabstimmung in jedem Kanton als Standes- 
stimme desselben gelte (Art. 123 Abs. 3). 

So kam es zu einer getrennten Abstimmung, getrennt 
nicht nur nach den neun Revisionspunkten, sondern es konnten 
auch die Standesstimmen getrennt von der Volksabstimmung des 
Kantons abgegeben werden. Die für die ganze Schweiz ein- 
heitliche Volksabstimmung wurde auf den 14. Januar 1866 
angesetzt, während die Kantone ihre Stimmen spätestens 
14 Tage nach der schweizerischen Abstimmung abzugeben 
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hatten !),. 17 Stände erklärten das Ergebnis der eidgenössischen 
Abstimmung im Kanton als Votum desselben; ein besonderes 
Standesvotum dagegen gaben ab: I,uzern, Uri, beide Unterwalden, 
Freiburg, Baselstadt, Schaffhausen und Tessin. Das Resultat der 
Abstimmung war: angenommen wurde der zweite Revisionspunkt; 
welcher die beiden Forderungen: Aufhebung der Beschränkung 
auf das christliche Glaubensbekenntnis für Niederlassung und 
Gleichstellung, von denen die Revision ausgegangen war, enthielt; 
die anderen Revisionspunkte hingegen wurden verworfen, und 
zwar alle von Volk und Ständen zugleich, außer dem 1. betr. 
Maß und Gewicht, der vom Volk angenommen und nur von den 
Ständen verworfen wurde?., Diese erste Forderung war es denn 
auch, die noch unter der Bundesverfassung von 1848 ihre Be- 
friedigung suchte und fand, wenigstens so, daß neben dem alten 
Fuß- und Pfundsystem das metrische System alternativ durch 
Bundesgesetz vom Jahre 1868 eingeführt wurde. 

Das war die erste und einzige Partialrevision der Bundes- 
verfassung von 1848; es folgten aber bald weitere Revisions- 
bestrebungen nach, die mehr und mehr zur Totalrevision drängten. 


2. Erweiterung der Bundesgesetzgebung und 
verwaltung seit 1866. 


Der Impuls zur Erweiterung der Bundeskompetenz, welcher 
„ur Partialrevision vom Jahre 1866 geführt hatte, wirkte fort, 
auch nachdem diese in den meisten Punkten nicht durchgedrungen 
war, und suchte nun seinen Weg, so gut es ging, innerhalb der 
Schranken der bestehenden Bundesverfassung. Die Bundes- 
gesetzgebung und -verwaltung im Bundesstaat von 1848 ist nach 
ihren einzelnen Zweigen bereits oben dargestellt worden, und 
zwar im Interesse des geschichtlichen Zusammenhangs in ihrem 
ganzen Laufe bis zur neuen Bundesverfassung von 1874 und 
sogar gelegentlich noch darüber hinaus, wo es nötig war, um den 
Abschluß der Eutwicklung zu zeigen. An gegenwärtiger Stelle 
handelt es sich darum, die Erweiterung darzustellen, welche die 


1) B. B. 1865 IV, 1, 14, 38, und B. G. 8/648. 
2) B. B. 1866 I, 117, 285, und B. G. 8'750. 
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Bundesgesetzgebung und -verwaltung seit 1866 sich verschafft 
hat, um den vermehrten Ansprüchen an den Bund und seinen. 
neuen Bedürfnissen innerhalb der alten Bundesverfassung möglichst 
gerecht zu werden und so ihrerseits dazu beizutragen, deren 
Schranken zu eng erscheinen zu lassen und schließlich zu durch- 
brechen. Zu diesem Zwecke soll die frühere Darstellung unter 
diesem Gesichtspunkt zusammengefaßt und, soweit nötig, ergänzt 
werden. 

Es lassen sich bei dieser Ausdehnung der Bundeskompetenzen 
zwei Richtungen unterscheiden, je nach der Seite, nach der sie 
sich betätigt: ob sie auf den dem Bund bereits geöffneten Bahnen 
weiterschreitet oder den Bund auf neue Wege zu führen sucht. 
Dort besteht die Tätigkeit des Bundes in der Erweiterung be- 
stehenden Bundesrechtes, hier in der Vorbereitung neuer Bundes- 
einrichtungen und -kompetenzen, kurz eines neueu Bundes- 
rechtes. 

I. Die Erweiterung bestehenden Bundesrechtes. Sie geht 
wieder verschieden weit. 1. Im Bundesgesetz betr. Abänderung 
des Maß- und Gewichtsgesetzes, vom 14. Juli 1868, wo- 
durch die fakultative Einführung des Metersystems beschlossen 
wurde, setzt sie sich über die Bundesverfassung (Art. 39) mit 
ihrer strikten Vorschrift des alten Fuß- und Pfundsystems hin- 
weg, enthält also bereits eine partielle Abänderung der Bundes- 
verfassung, und zwar durch bloßes Bundesgesetz. 2. Auf zwei 
anderen Seiten nahm sich die Bundesgesetzgebung die Frei- 
heit, die Bundesverfassung nicht eigentlich zu durchbrechen, 
aber die Kompetenz des Bundes über den Wortlaut der Ver- 
fassung hinaus auszudehnen: beim Militär und betreffend Vieh- 
seuchen. Das Militärwesen war und ist zum Teil heute 
noch ein rechtlicher Proteus, weder ganz Bundesverwaltungs- 
sache, noch ganz Sache der Bundesgesetzgebung. Damals gab 
es überhaupt keine Bundestruppen, sondern lediglich kantonale 
Kontingente, und die Militärgesetzgebung war nur zum Teil, 
allerdings im Hauptteil, dem Bund übertragen, und in der Ver- 
waltung besaß er wenigstens gewisse außerordentliche Kompetenzen. 
Aber nach beiden Seiten fing der Bund schon bald an, seine 
Herrschaft auszudehnen, und nach den großen Kriegen in den 
60er Jahren, im Jahr 1868, dem „Jahr der Rüstungen“, ging 
er vor zum Entwurf einer neuen Militärorganisation „mit wesent- 
licher Umgestaltung des Wehrwesens“, der freilich liegen blieb, 


408 III. Partielle Erweiterungen des Bundes. 


aber nur, um die T'otalrevision der Bundesverfassung mit ihren 
erweiterten Kompetenzen des Bundes abzuwarten. Durch die 
neue Bundesverfassung wurden Genie, Artillerie und Kavallerie 
(Guiden) zu Bundestruppen erhoben, nachdem schon unter der 
früheren Bundesverfassung der Unterricht dieser Truppenkörper 
Bundessache geworden war, und auch durch die Zentralisation 
des Sanitätsdienstes wurde nur eine schon früher gestellte Forde- 
rung erfüllt. — Im Seuchenwesen war der Bund nach dem 
Wortlaut von Artikel 59 der Bundesverfassung nur zu „Ver- 
fügungen“ befugt, hat dann aber, nachdem er zuvor schüchtern 
den Verordnungsweg betreten hatte, im Jahre 1872, kurz vor 
der neuen Bundesverfassung, ein förmliches Gesetz gegen die 
Viehseuchen erlassen. — 3. Eine dritte Art der Erweiterung des 
bestehenden Bundesrechtes, auf die der Bund nicht weniger seine 
Kompetenzen oder Aufgaben auszudehnen vermochte, aber ohne 
dadurch die Bundesverfassung zu berühren, lag einfach in der 
Änderung der Bundesgesetzgebung, soweit die Bundesverfassung 
dafür Spielraum ließ. So im Eisenbahnwesen und beim Poly- 
technikum durch Anschluß einer land- und forstwirtschaftlichen 
Schule. Von letzterer war bereits die Rede (S. 180/181); hin- 
gegen bleibt das neue, 1872 erlassene und heute noch gültige 
Eisenbahngesetz noch zu besprechen. 

Das neue Eisenbahngesetz. Zunächst seine Ent- 
stehung. Die erste Veranlassung des Gesetzes liegt fast um zehn 
Jahre zurück und bestand in den durch die wilde Privatspekulation 
erzeugten schlechten Anschlußverhältnissen der Eisenbahnen nicht 
nur mit der Post, sondern auch unter sich, von denen oben 
die Rede war. Namentlich machte sich mit der Ausdehnung des 
schweizerischen Eisenbahnnetzes und seiner Verbindungen mit 
den ausländischen Bahnen der Mangel an Nachtzügen in der 
Schweiz geltend, wodurch eine stundenlange Unterbrechung in 
der Beförderung von Reisenden und Sendungen im Gebiet der 
Schweiz eintrat. Die erste Anregung zur Einführung von Nacht- 
kursen ging vom Ständerat durch die Schlußnahme vom 22. Juli 
1862 aus, und durch wiederholten Beschluß der Bundesversammlung 
wurde der Bundesrat eingeladen, sich für Einführung solcher auf 
den Eisenbahnen der Schweiz zu verwenden, und als die Unter- 
handlungen mit den Gesellschaften ein erstes Mal scheiterten. 
wurde von der Bundesversammlung die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen mit den Eisenbahnverwaltungen beschlossen 
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(17. Juli 1865)'). Von weiteren Verhandlungen aber verlautete 
nichts; es fehlte dem Bundesrat offenbar an Willen und Kraft, 
gegen die allmächtigen Privatgesellschaften (Alfred Escher) 
vorzugehen. Da kam der weitere Anstoß von außen. Durch 
Petition Ott (namhafter Brückenbauer in Bern) und Genossen 
(worunter auch Professor Gustav Vogt) vom April 1867 wurde 
die Bundesversammlung ersucht, den Bundesrat mit der Prüfung 
der Frage zu beauftragen, ob nicht dem Bundesrat (eventuell 
durch eine Erweiterung des Eisenbahngesetzes) eine größere 
Kompetenz zu erteilen sei, um die Regelmäßigkeit der inter- 
kantonalen und internationalen Betriebs- und Anschlußverhältnisse 
der schweizerischen Eisenbahnen zu überwachen. Während bisher 
nur der Verwaltungsweg in Betracht gekommen war, die gütliche 
Verhandlung mit den Eisenbahngesellschaften, ist hier zum 
erstenmal von Erweiterung der Gesetzgebung die Rede, um die 
Eisenbahngesellschaften zum Nötigen zu zwingen. Bezeichnender- 
weise übermittelte der Bundesrat die Petition einfach den eid- 
genössischen Räten, ohne in die Sache selbst einzugehen, mit der 
bloßen Bemerkung, daß er seinerseits gegen die Erheblichkeit 
des gestellten Begehrens nichts einzuwenden habe. Die Kom- 
mission des Ständerates dagegen, dem die Erstbehandlung der 
Petition zufiel, nahm sich dieser in ihrem Berichte?) an. Darin 
werden folgende Übelstände im schweizerischen Eisenbahnwesen 
namhaft gemacht: 1. daß der eidgenössischen Postverwaltung in 
keiner Weise ein maßgebender Einfluß auf das gesamte Kurs- 
wesen der schweizerischen Eisenbahnen zustehe, so daß_ seit 
Inbetriebsetzung der Eisenbahnen der Brief- und Fahrpostdienst 
schlechter als vorher geworden; 2. der Transport von Militär 
und Kriegsmunition hänge nur vom guten Willen der Verwaltungen 
ab, es brauche daher gegebenen Falles viele Unterhandlungen 
darüber; 3. das Recht der Verantwortung des Frachtführers sei, 
da es sich nach den kantonalen Gesetzen richte, eine eigentliche 
Musterkarte von rechtlichen Bestimmungen; 4. die in den letzten 
Jahren häufigen Verspätungen bei Eisenbahnzügen, welche auf 
allen anderen Linien Unregelmäßigkeiten nach sich ziehen, ohne 
daß der Bund ein Recht habe, solchen Verspätungen vorzubeugen 
oder die fehlbaren Gesellschaften zur Verantwortung oder gar 


1) B. B. 1865 III, 60, 471 u. B. G. 8/459. 
2) B. B. 1868 111, 367. 
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Ersatzleistung heranzuziehen; 5. Mangel eines Schemas und einer 
Statistik zur Berechnung der Entschädigungssummen für den Fall 
des Rückkaufes einer Eisenbahn durch Bund oder Kantone; 
6. das Fehlen jeder Kontrolle über die Sicherheit des Betriebes, 
da der Bund dazu kein Recht habe, und die Kantone nichts 
täten, wo doch von der Betriebssicherheit in Material und Personal 
das Leben von hundert und hundert Menschen abhänge; 
7. Mangel an Kompetenz des Bundes zur Überwachung der Tarife 
und Verhinderung von Differenzialtarifen. Mit dieser nament- 
lichen Aufzählung sei nicht gesagt, daß sich nicht noch andere 
Übelstände finden ließen. — Die Petition wurde darauf dem 
Bundesrat zur Prüfung und Berichterstattung überwiesen. Es 
geschah aber wieder nichts, bis die Bundesversammlung aufs neue 
eingriff. 

Bei Prüfung des Geschäftsberichtes des Bundesrates für 
1868 beantragte die Kommission des Nationalrates im Jahre 
1869 nur, dalö der Bundesrat eingeladen werde, seine be- 
stehenden Kompetenzen im Eisenbahnwesen geltendzumachen 
und das bestehende Eisenbahngesetz zn vollziehen '!), so daß 
der Bundesrat es sogar hieran hätte fehlen lassen. Die berichteten 
Übelstände im Eisenbahnwesen aber erheischten sogar eine 
Änderung der Bundesgesetzgebung. Die Bundesversammlung 
beschloß dann (24. Juli 1869), der Bundesrat werde zu Bericht 
und Antrag eingeladen, um dem Bund weitere Befugnisse im 
Eisenbahnbetrieb einzuräumen ?). Damit war die Revision des 
Eisenbahngesetzes gefordert. Nun, nachdem inzwischen die Um- 
wälzung im Kanton Zürich erfolgt und die Herrschaft Eschers, 
das sog. „System“, gestürzt war, ermannte sich auch der Bundes- 
rat; es vergmgen aber über den Vorarbeiten noch zwei Jahre, 
bis der Auftrag erfüllt war. Mit Botschaft vom 16. Juni 1871?) 
legte der Bundesrat den Entwurf zu einem neuen Eisenbahn- 
gesetze vor, auf welchen Berichte der sog. Eisenbahnkommission 
des Ständerates, dem die Priorität zufiel, und ihrer Minderheit 
folgten *), und am 23. Dezember 1872 kam das neue Gesetz zu- 
stande 5). 


1) B. B. 1869 IL, 258. 

2) B. G. 91876, Zift. 7. 

3) B. B. 1871 II, 647. 

4) B. B. 1871 III 816, 864, 877. 
5) B. G. 11. 
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Nun das Gesetz selbst. Vor der Ausarbeitung desselben 
kamen drei Vorfragen in Betracht, von denen die erste den 
einzunehmenden Standpunkt und die beiden anderen das Recht 
zur Revision bzw. dessen Umfang betrafen. 

1. In erster Linie erhob sich wieder die alte Frage: ob 
Privat- oder Staatsbau, bzw. nun: ob Privat- oder Staats- 
betrieb. Statt des Staatsbaues war 1852 der Privatbau ein- 
geführt worden; sollte nun nicht, nachdem dieser so schleclıte 
Erfahrungen gebracht hatte, zum Prinzip des Staatsbetriebes 
übergegangen und die schweizerischen Eisenbahnen vom Bund 
‚übernommen werden? Aber die Überlassung der Bahnen an die 
Privattätigkeit schien nach wie vor selbstverständlich, und es 
sollten nur den mächtigen Gesellschaften gegenüber die Reclıte 
des Staates, statt von der kleinen und vereinzelten Staatsgewalt 
der Kantone, vom Bunde gewahrt werden, in der Hoffnung, daß 
dieser die Aufgabe besser bemeistern werde. Mißlinge dagegen 
der Versuch, so werde, wie der Bundesrat in seiner Botschaft 
sagte, ein nächstes Gesetz in dem einzigen Artikel bestehen: 
„Der Bund übernimmt den Bau und Betrieb der schweizerischen 
Eisenbahnen.“ Ein prophetischer Ausspruch, der ein Viertel- 
jahrhundert später, wenn auch nicht so wörtlich, in Erfüllung 
geheu sollte! Bis dahin blieb es bei der bloßen Gesetzgebung 
des Bundes über die Eisenbahnen, und handelte es sich im 
Augenblick nur darum, ob und inwieweit der Bund das Recht zur 
Revision besitze, gegenüber den Gesellschaften und gegenüber 
den Kantonen. | 

2. Das Recht zur Revision gegenüber den Gesellschaften. 
Diese vertraten, vom Departement des Innern, dem damaligen 
Eisenbahndepartement, über die Revisionsfrage angefragt, in 
einem Memorial vom 31. März/12. April 1870 den Stand- 
punkt, gestützt auf ein Gutachten von Dr. Rüttimann, Professor 
am Polytechnikum und Verfasser eines Buches über das nord- 
amerikanische Bundesstaatsrecht: die Konzessionen seien Privat- 
verträge zwischen Staat (Kanton) und Gesellschaften, wie sie 
denn ursprünglich und solange die Kantone die Konzessionen 
erteilten, die Bezeichnung „Vertrag“ oder „Übereinkunft“ trugen, 
und das Eisenbahngesetz sei nur ein Teil dieser Verträge, könne 
also für die bereits konzessionierten Bahnen nur durch neuen 
Vertrag und mit Einwilligung beider Teile geändert werden. 
Die praktische Folge dieses rechtlichen Standpunktes für die 
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Revisionsfrage war die, und sie wurde von den Gesellschaften 
auch geltendgemacht, daß, wenn der Staat die Verpflichtungen 
der Konzessionäre in erschwerendem Sinne modifizieren wolle, 
er sich mit ihnen über eine kompensierende Entschädigung ver- 
ständigen oder aber zum konzessionsmäßigen Rückkauf der Eisen- 
bahnen schreiten mtsse. Die Bundesbehörden aber waren in der 
Verwerfung dieses Standpunktes einig und erklärten die Kon- 
zession als einseitigen hoheitlichen Akt des Staates, und dafür 
gilt sie heute unbestritten: die Eisenbahnkonzession ist ein 
Spezialgesetz für eine bestimmte individuelle Person, die be- 
treffende Eisenbahngesellschaft, und steht umgekehrt unter dem 
allgemeinen Eisenbahngesetz als der lex generalis, das daher 
jederzeit und ohne Entschädigungsfolge beliebig geändert, auch 
verschärft und erschwert werden kann. Immerhin gewähren die 
Eisenbahnkonzessionen wie die Wasserrechtskonzessionen und aus 
dem gleichen Grunde und in gleichem Umfang, ohne anderes, 
d. h. ohne gegenteilige Bestimmung, Privatrechte, weil und so- 
weit sich die Konzession mit einer Anlage verbindet und darin 
verkörpert, also für das Recht auf Bau und Betrieb und dessen 
Dauer, nicht aber für die Bedingungen der Ausübung des Rechts, 
seien sie in der Konzession oder im allgemeinen Gesetz enthalten: 
diese können also beliebig nach Maßgabe des öffentlichen Be- 
dürfnisses geändert werden. Um so weniger standen die Kon- 
zessionen der Revision des allgemeinen Eisenbahngesetzes im 
Wege, die allein in Frage kam. 

3. Das Recht zur Revision gegenüber den Kantonen. 
Der Bericht der Minderheit der ständerätlichen Eisenbahn- 
kommission (Roguin) erhob die Frage, ob der Bund, nachdem 
er das Recht zum Bau und Betriebe von Eisenbahnen den Kantonen 
überlassen und sich darauf beschränkt hatte, die Interessen des 
Bundes, speziell die militärischen Interessen, durch das Eisen- 
bahngesetz zu wahren, berechtigt sei, das Eisenbahnwesen im 
allgemeinen zu ordnen und dadurch die kantonale Eisenbahnhoheit 
zu schmälern. Ja, es konnte sich fragen, ob der Bund auch nur 
zum ersten Eisenbahngesetz berechtigt gewesen war, nachdem er 
den Staatsbau abgelehnt hatte. Nach der Bundesverfassung von 
1848 hatte der Bund im Eisenbahnwesen (abgesehen von der 
sog. Postkonzession kraft des Postregals) kein anderes Recht als 
gestützt auf den Artikel 21 (neu 23) von den sog. öffentlichen 
Werken; danach war der Bund berechtigt, Eisenbahnen selbst 
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zu bauen oder den Bau von solchen zu unterstützen, und wenn 
und soweit er das tat, konnte er auch die Bedingungen für den 
Bau oder die Unterstützung festsetzen, also insoweit ein Eisen- 
bahngesetz erlassen. Von dem Standpunkte aus, daß der Bund 
die Eisenbahnen selbst baue, war auch das erste Eisenbahngesetz 
vom Bundesrat beantragt; Jie Bundesversammlung aber verwarf 
den Staatsbau und erließ dennoch ein Eisenbahngesetz, also in 
Wahrheit ohne konstitutionelle Grundlage. In der zur Zeit der 
Revision des Eisenbahngesetzes begonnenen Bundesverfassungs- 
revision war nun ein Artikel beantragt, wodurch dem Bund das 
Recht zur Gesetzgebung über Bau und Betrieb von Eisenbahnen 
selbständig, ohne die Voraussetzung des Staatsbaues oder der 
Staatsunterstützung, verliehen werden sollte (heute Art. 26 der 
Bundesverf.). Diese konstitutionelle Grundlage sei, beantragte 
die Minderheit der ständerätlichen Kommission, abzuwarten, bevor 
in die Revision des Eisenbahngesetzes eingetreten werde. Die 
Revision schien aber dringlich und schien der Mehrheit der 
ständerätlichen Kommission wie auch der Bundesversammlung 
nicht notwendig durch den neuen Verfassungsartikel bedingt; sie 
wurde daher ohne Rücksicht auf die Verfassungsrevision vor- 
genommen, Diese brachte dann aber den sog. Eisenbahnartikel 
und damit erst die konstitutionelle Grundlage für das Eisenbahn- 
gesetz. 

Der Inhalt des Gesetzes. Der Standpunkt ist dem des 
ersten Gesetzes völlig entgegengesetzt: glaubte man bei diesem 
den Bund nicht nur von Bau und Betrieb, sondern auch von der 
Gesetzgebung darüber möglichst zurückdrängen zu sollen, und 
wurde daher der Einfluß des Bundes auf das denkbar geringste 
Maß reduziert, so machte sich nun die Notwendigkeit, die Sache 
möglichst in die Hand des Bundes zu nehmen, um der Ver- 
wilderung des Eisenbahnwesens zu steuern, um so mehr geltend 
und sollte daher auch die ganze gesetzliche Ordnung vom Bund 
ausgehen und er sie auch in allen Teilen handhaben. Von diesem 
Standpunkte aus war die Vorlage des Bundesrates bearbeitet, 
und es ist bemerkenswert, daß sein Entwurf im wesentlichen un- 
verändert, sogar bis auf die Zahl und den Wortlaut der Artikel, 
von der Bundesversammlung angenommen worden ist, wie es noch 
selten einem Bundesgesetzesentwurfe gleichen Umfangs wider- 
fahren ist. Eine wirklich erhebliche Differenz bestand nur in 
einem Punkt. Der Entwurf des Bundesrates schlug vor (Art. 30), 
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die Eisenbahnverwaltungen seien gehalten, neben dem Fracht- 
verkehr auch den bloßen Fahrverkehr zuzulassen, wonach der 
Versender einfach seine (von der Eisenbahn geliehenen oder von 
ihm selbst gestellten) Wagen durch die Bahn befördern ließe, 
ohne daß sich diese in die Befrachtung einzumischen hätte — 
eine Einrichtung, die auf der Sonderung von Eisenbahnen und 
Frachtgeschäft beruhte und auf deutschen Eisenbahnen bereits 
zur Einführung gelangt war. Der Vorschlag wurde aber von der 
Bundesversammlung abgelehnt, und wohl mit Recht: er enthielt 
eine Art eisenbahnmäßiger Emphytheusis; emphytheusenartige 
Verhältnisse aber laufen der modernen Anschauung zuwider, und 
im Eisenbahnwesen speziell würde geteiltes Verfügungs- oder gar 
Eigentumsrecht (an Bahn und Wagen) die Einheit des Eisenbahn- 
betriebes stören und damit dessen Sicherheit gefährden. — Im 
einzelnen sind die Hauptpunkte und zugleich die Hauptunterschiede 
zum alten Gesetz folgende: 

1. Das Recht zum Bau und Betrieb war durch das 
frühere Gesetz, Artikel 1, dem Hauptartikel, durch den die 
Hauptfrage, ob Staats- oder Privatbau, entschieden wurde, auf die 
Kantone bzw. die Privattätigkeit, beschränkt. Diese Beschränkung 
wird nun fallengelassen und damit dem Bund das gleiche Recht 
geöffnet, ein Recht, das ihm nach der Bundesverfassung zustand 
und daher durch Gesetz eigentlich gar nicht beschränkt werden 
konnte. Aber so selbstverständlich die Beseitigung dieser Schranke 
bei der Revision des Eisenbahngesetzes erschien, so wenig ge- 
dachten die Bundesbehörden damals von dem Recht auf Bau und 
Betrieb Gebrauch zu machen. War doch der Bundesrat der 
Meinung, daß die Frage der Bundesbahnen zwar jeweilen bei 
den Rückkaufsterminen wieder zurückkehren werde, allein aller 
Wahrscheinlichkeit nach mit dem immer größeren Wachstum des 
schweizerischen Bahnnetzes in Zukunft eher verlieren werde — 
eine Meinung, die sich als sehr irrig erweisen sollte. Die Idee 
der Übernahme der Bahnen durch den Bund machte sich beim 
ersten Rückkaufstermin von Bahnen, 1883, geltend, führte zu- 
nächst zum sog. Rechnungsgesetz (zur Richtigstellung des Rück- 
kaufswertes der Bahnen) und ruhte nicht, bis sie 1897 ver- 
wirklicht war. — 2. Die Konzessionen. Sowohl das Recht 
zur Erteilung als die Bedingungen, unter denen die Konzessionen 
erteilt werden, erfuhren eine völlige Veränderung bzw. Er- 
weiterung. Während die Konzessionen bisher von den Kantonen 
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erteilt worden waren und der Bund nur das Recht der Genehmigung 
besaß, wurde das Recht der Erteilung auf den Bund übertragen, 
so daß er die Eisenbahnen in seine einheitliche Gewalt bekam, 
und sind die Kantone darauf beschränkt, ihre Einwendungen und 
Begehren mit Bezug auf eine nachgesuchte Konzössion beim 
Bunde anzubringen. Die Bedingungen aber für die Konzessionen 
wurden zusammengefaßt und vervollständigt, indem einerseits die 
bisherigen gemeinsamen Bedingungen aller kantonalen Kon- 
zessionen im Gesetz untergebracht wurden, so daß in Zukunft 
nur das jeder Konzession Eigentümliche in dieser niedergelegt 
zu werden braucht, und andererseits die Bedingungen namentlich 
im Interesse des Bundes sehr erweitert wurden. In letzterer 
Beziehung wurden die Verhältnisse zwischen den Eisenbahn- 
gesellschaften und der Bundesverwaltung näher reguliert, speziell 
die Beziehungen zur Post- und Telegraphenverwaltung und zum 
Militärwesen, und zwar in einer Weise. welche die gewohnte 
Renitenz der Eisenbahngesellschaften gegenüber dem Bunde 
grundsätzlich brach. — 3. Bestimmungen über Einheit des 
Baues und Betriebes. Der bezügliche dritte Abschnitt des 
Gesetzes ist neu. Er bezieht sich auf Verhältnisse, wo sich die 
Klagen und Wünsche des Publikums am meisten und nicht zum 
wenigsten auch die der Bundesverwaltung geltendmachten, und 
er trägt ihnen in ausgiebigem Maße auf Kosten und zu Lasten 
der Eisenbahngesellschaften Rechnung. Speziell werden hier die 
Forderungen sichergestellt, die gerade den Anstoß zur Gesetzes- 
revision gegeben hatten: die Anschlüsse der Eisenbahnen unter- 
einander und mit der Post, und die Nachtzüge. — 4. Rück- 
kauf. Dieser wird im Gesetz nicht mehr nur dem Bund, sondern 
auch den Kantonen vorbehalten, weil die Konzessionen, in denen 
die Kantone einen bezüglichen Vorbehalt für sich aufzunehmen 
 pflegten, nun nicht mehr von diesen erteilt werden, sondern vom 
Bund, der dafür den Vorbehalt des Rückkaufes im Gesetz auch 
auf die Kantone erstreckt. 

Endlich ein Wort über Vollziehung und Ausführung des 
neuen Eisenbahngesetzes. Die Vollziehung des am 1. April 1873 
in Kraft getretenen Gesetzes bedingte eine Änderung in der 
Behördenorganisation des Bundes: Errichtung des Eisenbahn- und 
Handelsdepartements mit einer besonderen Eisenbahnabteilung !), 


l) B. G. 11/256. 
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und Kreirung eisenbahnlicher Spezialbeamtungen (Inspektoren, 
Kontrollingenieure, Eisenbahnstatistiker)!), und nachdem nun der 
Bund die Konzessionen zu erteilen hat, Aufstellung einer sog. 
Normalkonzession ?), maßgebend für alle neu zu erteilenden Kon- 
zessionen in der Schweiz. Auch jwurde vom Standpunkt des 
Konzessionsrechtes des Bundes erkannt, daß auch rein private, 
d. h. lediglich dem Privatverkehr dienende Eisenbahnen kon- 
zessionspflichtig seien, sofern sie entweder an eine bereits 
kouzessionierte bzw. öffentliche Eisenbahn anschließen (sog. 
Verbindungsgleise, über die nachher ein Spezialgesetz er- 
lassen wurde) oder über fremden Grund und Boden geführt 
werden wollen, so daß die Anwendung der eidgenössischen Ex- 
propriationsgesetzes in Frage komme®). — In Ausführung des 
neuen Eisenbahngesetzes als des Hauptgesetzes im Eisenbahn- 
wesen und durch dasselbe vorgesehen, sind im weiteren Verlauf 
Spezialgesetze erlassen worden über Verpfändung und Zwangs- 
liquidation, Verbindungsgleise, Haftpflicht, Bahnpolizei und 
Transport, deren Erlaß aber in die Zeit der neuen Bundes- 
verfassung fällt. 

ll. Vorbereitung eines neuen Bundesrechtes. Diese Vor- 
bereitung war ihrerseits zweifacher Art, teils negativ, teils positiv; 
negativ bestehend in der Aufhebung bisheriger Beschränkungen 
oder Hemmungen und positiv in der Einführung neuer Aufgaben 
des Bundes. 

In ersterer Beziehung betraf die Änderung folgende Ein- 
richtungen: 1. Transitzölle. Denselben war die Verwaltung 
wie das Publikum von Anfang des neuen Bundesstaates nicht 
grün, und so wurden sie ermäßigt und zum Teil aufgehoben 
und im übrigen die Zollformalitäten vereinfacht. Die sukzessive 
Ermäßigung trat schon 1859/60 ein, bis 1866 die Aufhebung 
des Getreidezolles erfolgte, als Vorläufer der völligen Beseitigung 
der Transitzölle durch die neue Bundesverfassung von 1874 (vgl. 
oben S. 103/104, wo in Note 1 statt B. G. 9/15 : 9/5 zu setzen 
ist). Die Vereinfachung der Zollformalitäten für Transitgüter 
im übrigen folgte 1867 und bestand darin: nach dem geltenden 
Zollgesetz von 1851 mußte die Einfuhrzollgebühr für die zur 


1) B. B. 1873 III, 684 u. IV, 356. 
2) B. B. 1873 II, 1145. 
3) B. B. 1873 IL, 722. 
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Durchfuhr angemeldeten Güter im doppelten Betrage hinterlegt 
oder verbürgt und die Wiederaustrittszollstätte bereits bei der 
Einfuhr der Ware auf Schweizergebiet angegeben werden; beide 
Erschwerungen wurden als unnötige Belästigung des Verkehrs 
beseitigt!). — 2. Ohmgelder. Den Getränken schweizerischen 
Ursprungs, die nach Artikel 32 der Bundesverfassung eine Ge- 
bührenermäßigung genossen, und die daher in gewissen Kantonen 
bei der Einfuhr besonderen Ausweisschwierigkeiten begegneten, 
wurde wenigstens die formale Erleichterung zuteil, daß auf 
Postulat der Bundesversammlung durch den Bundesrat ein obliga- 
torischer Einbeitsschein für die ganze Eidgenossenschaft eingeführt 
wurde ?). — 3. Pulver. Vom Regal ausgeschieden und damit 
der freien Fabrikation und Handel anheimgegeben wurden 1873 
Sprengfabrikate, die als Schießpulver nicht brauchbar sind (oben 
S. 168). — 4. Mannschaftsskala. Im Jahre 1871 sollte 
ein neues Gesetz betr. die Mannschaftsskala erlassen werden, 
weil laut Bundesverfassung Artikel 19 diese alle 20 Jahre neu- 
festzusetzen war und das bisherige Gesetz vom Jahre 1851 
datierte. Es wurde aber die Verschiebung der Revision be- 
schlossen, in Gewärtigung, daß die bereits in Revision befindliche 
Verfassung an die Stelle der Mannschaftskontingente nach einer 
bestimmten Verhältniszahl zur schweizerischen Bevölkerung die 
unbeschränkte Stellungspflicht der Kantone nach Maligabe der 
allgemeinen Wehrpflicht setzen werde, was auch geschah®). Das 
gleiche Revisionsbedürfnis war für die Geldskala vorhanden; auch 
die Erneuerung dieser wurde auf die Zeit nach der Bundes- 
revision verschoben, obschon die Beibehaltung der Geldkontingente 
von der neuen Bundesverfassung zu gewärtigen war und auch 
erfolgte. 

Die neuen Aufgaben des Bundes, welche eingeführt oder 
doch vorbereitet wurden, betrafen: Wasserbau- und Forstpolizei, 
Fabrikarbeit, Handelsrecht, Lotterien, Landwirtschaft, Fischerei 
(Übereinkunft mit Baden 1869 als Vorläufer), Kunstverein, von 
denen je an ihrem Orte bereits die Rede war. — 

Damit ist die Tätigkeit des Bundes von 1848 erschöpft. 


1) B. B. 1867 II, 399, 683, 686 u. B. G. 991. 
2) B. B. 1873 IL, 168 u. B. G. 10/1066. 
8) B. B. 1871 Il, 863 u. B. G. 10/450. 
Schollenberger, Die Schweiz seit 1848. YA 
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Die weiteren bedeutsamen Ereignisse, die noch in die Zeit vor 
1874 fallen: das ökumenische Konzil von 1869/70, der deutsch- 
französische Krieg und der schweizerische Kirchenkonflikt von 
1873, sie bilden ebensoviele Faktoren und Fermente der Total- 
revision der Bundesverfassung und gehören insofern zur Vor- 
geschichte des neuen Bundes. 
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